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Vorrede. 


Um die Fortſchritte des Sozialismus in den letzten drei Jahren 
zu ermeſſen, muß man die Berichte des Amſterdamer Parteitages mit 
jenen vergleichen, die wir in dieſem Bande, der anläßlich des Stutt- 
garter Kongreſſes erſcheint, veröffentlichen. 

Im Jahre 1904 befanden ſich unſere deutſchen Genoſſen unmittelbar 
nach einem glänzenden Siege, der vielleicht nicht ſo glänzend geworden 
wäre, wenn nicht die Schutzzollpolitik der Regierung die Bevölkerung zur 
Verzweiflung gebracht hätte. In der Schweiz und in Italien über⸗ 
ſtieg die Vertretung der Sozialdemokraten in den Parlamenten an 
Zahl die heutige. In Frankreich aber war die ſozialiſtiſche Macht 
geteilt. In Belgien hatte das Mißlingen des Generalſtreiks für das 
allgemeine Wahlrecht (1902) Mißerfolge bei den Wahlen zur Folge, 
die zwar das Heer der Arbeiterſchaft unberührt ließen, aber ihre Ver⸗ 
tretung im Parlament verringerte ſich um einige Sitze. In England 
war unſer Genoſſe Keir Hardie der einzige, der im Unterhauſe die 
Prinzipien der internationalen Arbeiterſchaft aufrecht erhielt. In 
Schweden und Oeſterreich gab das beſchränkte Wahlrecht der Arbeiter- 
klaſſe nur eine lächerliche Vertretung. In Rußland hegten die 
kämpfenden Sozialiſten die größten Hoffnungen; aber der Zarismus 
war noch keinen Schritt zurückgewichen, und die Revolution, die ſich vor 
unſeren Augen abſpielt, hatte kaum begonnen. 

Welche Veränderungen ſeither, nicht nur vom Geſichtspunkt der 
Eroberung politiſcher Rechte durch die Arbeiter, nad auch in bezug 
auf das Wachſen des Sozialismus bei den Wahl en! 

Gewiß. Belgien iſt noch immer nicht vom Pluralwahlrecht befreit; 
dazu müßte die ſchon jetzt ſehr zuſammengeſchmolzene klerikale Majorität 
vollſtändig verſchwinden. Holland hat noch ſein verkürztes Wahlrecht. 
Preußen ſcheint nicht ſo bald mit ſeinem Dreiklaſſen⸗Wahlrecht auf⸗ 
räumen zu wollen. Aber die ungariſche Regierung war genötigt, das 
allgemeine Wahlrecht zu verſprechen. Das ſchwediſche Parlament hat 
es im Prinzip angenommen. Es iſt in Finnland, in Oeſterreich, in 
Süddeutſchland zum Geſetz geworden. Und wenn die ruſſiſche Revo⸗ 
lution auch nur halb vollendet iſt, wenn der Zarismus ſeine letzten 
Kräfte in vorübergehenden Taten der Reaktion erſchöpft, ſo ſteht es 
doch ſchon heute feſt, daß in dieſem Rieſenkampfe das Volk das letzte 
Wort ſprechen wird. 

Als Demokraten haben wir alſo ein Recht, uns zu freuen. 
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Für uns als Sozialiſten ift die Genugtuung, die uns erfüllt, nicht 
geringer. 

In Frankreich wurde unmittelbar nach dem Amſterdamer Kongreß 
die ſozialiſtiſche Einigung durchgeführt; und ſchon wenige Monate 
ſpäter brachten die Parlamentswahlen die Zahl der Vertreter des ge⸗ 
einigten Sozialismus auf 52. In England wurden im Januar 1905 
die Konſervativen vernichtet, die Liberalen kamen wieder zur Macht: 
und von den 50 Arbeitern, die in das Unterhaus einzogen, gehörten 29, 
die zu zwei Dritteln Sozialiſten ſind, der Labour Party an. In Bel⸗ 
gien ſtieg die Zahl der Abgeordneten des Parti ouvrier von 28 auf 30 
von 166 Mitgliedern; in Dänemark von 16 auf 28 von 114; in Norwegen 
von 3 auf 10; in Schweden von 1 auf 4. In den Ländern endlich, wo 
die Arbeiterklaſſe zum erſtenmal in der Lage war, ihre Kraft kennen zu 
lernen, in Finnland, Rußland und jüngſt auch in Oeſterreich, erhielt der 
Sozialismus einen größeren Anteil an der Volksvertretung als in 
irgendeinem anderen Lande. 

Neben dieſen Siegen haben wir allerdings auch einige Niederlagen 
zu verzeichnen. In Italien, in der Schweiz und in Deutſchland waren 
uns die letzten Wahlen nicht günſtig. Die Zahl der ſozialdemokratiſchen 
Stimmen iſt gewachſen, die der Gewählten hat abgenommen. 

Insbeſondere in Deutſchland haben die letzten Wahlen in gewiſſen 
Kreiſen einen tiefen Eindruck gemacht. 

Seit den ſchon fernen Zeiten der Ausnahmegeſetze war die Sozial- 
demokratie in Deutſchland von Sieg zu Sieg geeilt. Man hatte ſich 
daran gewöhnt, das ſtete Fortſchreiten der ſozialdemokratiſchen Stimmen 
im Lager unſerer Freunde wie unſerer Feinde als unvermeidliche Tat⸗ 
ſache anzuſehen. Auch hat es genügt, daß dieſe Progreſſion unter- 
brochen wurde oder wenigſtens, daß die Zahl der ſozialdemokratiſchen 
Stimmen nicht in demſelben Maße zugenommen hat wie die der bürger⸗ 
lichen, daß die Konſervativen in ein Triumphgeheul ausbrachen und 
überall verkündeten, um die deutſche Sozialdemokratie ſei es geſchehen. 

Wir wollen unſeren deutſchen Genoſſen nicht den Schimpf antun, 
ſolchen Vorherſagen mehr Bedeutung beizulegen, als ſie verdienen. 

Die Wahrheit iſt, daß, wenn einerſeits die fluktuierenden Elemente 
— einige Tauſend Mitläufer — ſich jetzt von der Sozialdemokratie 
getrennt, andererſeits die bürgerlichen Parteien mit ungeheurer An⸗ 
ſtrengung ihre letzten Reſerven mobil gemacht haben, doch die Arbeiter- 
organiſationen in Deutſchland rieſige Fortſchritte machen. 

Drei Viertel der Organiſierten in Deutſchland gehören den freien 
Gewerkſchaften an, die auf dem Boden des Klaſſenkampfes ſtehen und 
deren Gefolgſchaft in den letzten Jahren wie folgt zugenommen hat: 


1908. . 887698 
190644. . 1052108 
1905 . . . . 1344803 


Uebrigens iſt es ja für jeden bewußten Sozialdemokraten un- 
beſtreitbar, daß die Entwickelung der gewerkſchaftlichen Organiſationen 
für die Arbeiterklaſſe von ganz anderer Bedeutung iſt, als die Er⸗ 
oberung einiger parlamentariſcher Mandate. 

Es gab Zeiten, wo in manchen Ländern der politiſche Sozialismus 
alles, die gewerkſchaftliche Organiſation nichts oder faſt nichts bedeutete. 
Heute erſcheinen die Gewerkſchaften im Gegenteile als ein weſentlicher 
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Faktor im Kampfe des Proletariats gegen den Kapitalismus, und in 
allen Ländern — es genügt, die Berichte an den Stuttgarter Kongreß 
zu leſen, um ſich davon zu überzeugen — ſehen wir ein beträchtliches 
Emporwachſen der gewerkſchaftlichen Bewegung. 

Hierin liegt ohne Zweifel die wichtigſte Erſcheinung in der Welt 
der Sozialdemokratie ſeit dem Amſterdamer Kongreß. 

Die Internationale iſt nicht mehr allein eine Vereinigung von Par⸗ 
teien; ſie wird mehr und mehr eine Zuſammenfaſſung aller Kräfte der 
Arbeiterſchaft, die im Zeichen der politiſchen und der gewerkſchaftlichen 
Aktion an der Befreiung der Arbeit und an der Expropriation des 
Kapitalismus tätig ſind. 


Emil Vandervelde. 
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Vereinigte Staaten von Amerika. 
Die Socialiſt Party. 

Die ſozialiſtiſche Bewegung. Die Vereinigten Staaten 
nähern ſich mehr und mehr der kapitaliſtiſchen Entwickelung: der Truſti⸗ 
fizierung der Induſtrien. Dieſer Prozeß wird nicht nach Generationen, 
ſondern nach Jahren abgeſchätzt. Während der ſechs Jahre, die ſeit der 
Volkszählung von 1900 verſtrichen ſind, hat die kapitaliſtiſche Produk⸗ 
tion viel bedeutendere Fortſchritte beſtimmter Art gemacht, als während 
der zehn Jahre, die zwiſchen dieſem Jahre und dem Jahre der vorher⸗ 
gegangenen Volkszählung liegen. 

Von 1900 bis 1905 iſt das 9 > in die großen Fabriken 
990 wurde, von 9 Milliarden zu 7 Milliarden Dollar heran- 

ewachſen, in runden Zahlen von 45 45 gr 6314 Milliarden Frank, 
während die Zahl der Großbetriebe in der Induſtrie in Wirklichkeit die⸗ 
ſelbe geblieben iſt. Der jährliche Produktionswert der Unternehmungen, 
die in dieſe Kategorie gehören, iſt in derſelben Zeit von 11½ Milliarden 
auf ungefähr 15 Milliarden Dollar geſtiegen (d. h. ungefähr von 571% 
auf 75 Milliarden Frank); die Zahl der Lohnarbeiter, die dort be⸗ 
ſchäftigt ſind, iſt von 4 715 000 auf 5 470 000 angewachſen. 

Die im vorigen Jahre vom Departement des Handels und der 
Arbeit veröffentlichte Zählung der Fabriken hat das erſtaunliche Reſultat 
ergeben, daß im Jahre 1904 11½ Proz. der Fabriken 81,5 Proz. aller 
Erzeugniſſe umfaßten. 38 Proz. des Geſamtwertes waren Erzeugniſſe 
von ungefähr 1900 Fabriken — 1 Proz. weniger als das ganze. 

Die Entwickelung der Eiſenbahninduſtrie ſteht hinter der der Fabrik⸗ 
induſtrie nicht zurück, aber beide wurden von der Spekulationstätigkeit 
der Finanzwelt übertroffen. Die letzten Jahre ſind mehr als alle 
übrigen durch den Erwerb koloſſaler Vermögen und ſtaunenswerter 
induſtrieller Kombinationen gekennzeichnet worden. 

Die fortſchreitende kapitaliſtiſche Entwickelung hat auf ihrer wahn⸗ 
witzigen und törichten Jagd nach Vermögen eine Degeneration hervor- 
gerufen. Tauſende von Leuten haben Millionen verdient und andere 
Exiſtenzen ſind zugrunde gegangen. 

Der Kapitalismus iſt vorherrſchend geworden, und die mit dieſem 
Syſtem unzertrennlich verbundene Laſterhaftigkeit iſt jedes Jahr ſicht⸗ 
barer und offenbarer geworden. Die politiſchen und induſtriellen Kämpfe 
der feindlichen Spitzen der Finanz haben bei der Gelegenheit ſolchen 
Umfang angenommen, daß ſie ſogar auf die Allgemeinheit zurückwirkten, 
und die Führer der Induſtrie, die ſich ihrer unbegrenzten Macht bewußt 
waren, ſind bei der Gelegenheit ſo kühn geworden, daß ſie jede Zurück⸗ 
haltung außer Acht ließen. 

Bericht über die Korruption. Während des Sommers 
1904 veröffentlichte Thomas Lawſon, ein Finanzier aus Boſton, der 
ſich mit einigen der bedeutendſten Geldmänner Amerikas, die an der 
Standard Oil Company groß wurden, entzweit hatte, eine Reihe ſtatiſti⸗ 
ſcher Angaben, die das Vorgehen dieſer Leute beleuchteten, und * Land 
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ſchreckte vor dieſem Gemiſch von Falſchheit, Gemeinheit und Ver⸗ 
derbtheit zurück, das die Mittel kennzeichnet, die von unſeren hervor⸗ 
en Mitbürgern unter ſich und dem Volke gegenüber angewandt 
wurden. 

Dieſe Enthüllung des Mechanismus der Hochfinanz wurde noch 
vervollſtändigt durch die offizielle gerichtliche Unterſuchung bei den 
Lebensverſicherungsgeſellſchaften, die von der geſetzgebenden Verſamm⸗ 
lung des Staates New⸗Jerſey im Jahre 1905 vorgeſchrieben wurde. 
Die Angelegenheiten der Lebensverſicherungsgeſellſchaften haben in den 
Vereinigten Staaten eine große Ausdehnung angenommen. Hunderte 
von Millionen Dollars ſind von allen Klaſſen der Geſellſchaft in dieſe 
Unternehmungen hineingeſteckt worden, und große Summen ſind oft 
die einzige Hülfsquelle für Witwen und Waiſen, die Inhaber von 
Policen ſind. Die gerichtliche Unterſuchung hat die ſkrupelloſeſten Miß⸗ 
bräuche, begangen von dieſem Truſt, enthüllt. Dieſe Finanziers und 
hervorragenden Bürger, welche die Fonds ordnungsmäßig als Depoſitäre 
verwalteten, ſcheuten ſich nicht, dieſe Fonds in Belohnungen und über⸗ 
trieben hohen Gehältern zu verſchwenden, um ſie in ihren eigenen 
weifelhaften finanziellen Unternehmungen arbeiten zu laſſen und um 
ſie dazu zu benutzen, die herrſchende politiſche Partei aufrecht zu er⸗ 
halten und ſelbſt zu dem Zwecke, die Geſetzgeber verſchiedener Staaten 
zu beſtechen. 

Das Echo der Skandale in der Finanzwelt war kaum verhallt, als 
ein junger Sozialiſt, Upton Sinclair, eine Bombe in das Lager des 
induſtriellen Kapitalismus ſchleuderte, indem er ſeinen berühmt ge⸗ 
wordenen Roman „Der Sumpf“ herausgab. Der Roman, der eine ſehr 
wahre Beſchreibung der empörendſten Zuſtände unſerer Hauptinduſtrien 
enthält, machte einen ſo tiefen Eindruck auf die Oeffentlichkeit, daß der 
Präſident der Republik ſich genötigt ſah, eine offizielle Unterſuchung 
einzuleiten. Dieſe beſtätigte völlig die Anklagen des Romanſchreibers, 
und durch den Kongreß der Vereinigten Staaten wurden Reformgeſetze 
vorgeſchrieben. Zur ſelben Zeit, und aus verſchiedenen Gründen, ent⸗ 
hüllte man die zügelloſeſte Verderbheit, die in der Verwaltung der 
meiſten unſerer größten Städte vorherrſchte. Man bewies, daß New 
Nork, Chicago, Philadelphia, Minneapolis, Pittsburg, Milwaukee und 
St. Louis verſchiedentlich in den Händen habſüchtiger politiſcher Ge⸗ 
ſellſchaften geweſen ſind, die ſich ohne Skrupel Geld verſchafft hatten 
aus dem Eigentum und den Geſchäften der Stadt, und all dieſes warf 
ein ſonderbares Licht auf die Methoden und die Moral unſeres Landes. 
Kurz, die Schönheiten und Vorzüge des vereinigten Kapitalismus 
kamen auf einmal an die Oeffentlichkeit. 

Radikale Literatur. Die allgemeine Unzufriedenheit des 
Volkes über die herrſchenden Zuſtände vergrößerte ſich und wurde tiefer, 
und äußerte ſich in allen Organen unſeres öffentlichen Lebens, beſonders 
in unſerer Literatur und in unſerer Politik. 

Wenn die Literatur eines Landes die geiſtige Stellung einer Nation 
widergibt, ſo muß man ſagen, daß in dieſem Falle die Amerikaner 
kürzlich einen ſehr entſchiedenen Widerſtand gegen die beſtehenden 
politiſchen und ökonomiſchen Mißbräuche an den Tag gelegt haben, und 
daß ſie eine ganz beſtimmte Richtung zum Radikalismus gezeigt haben. 
Die Kritik der beſtehenden Inſtitutionen und die Diskuſſion ſozialer 
Hülfsmittel ſind das Leitmotiv unſerer Nationalliteratur und Preſſe 
während dieſer letzten Jahre geweſen. 
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Im Reiche der Dichtung haben der radikale Roman und ſogar 
der ſogialiſtiſche Roman die erſte Stellung eingenommen, was Bedeutung 
und Volkstümlichkeit anbelangt. Nicht nur Jack London und Upton 
Sinclair, Sozialiſten und Mitglieder der „Socialiſt Party“, ſind die 
am meiſten geleſenen Romanſchriftſteller, ſondern es iſt für einen neuen 
Roman faſt unmöglich geworden, die allgemeine Aufmerkſamkeit auf 
ſich zu lenken oder ſich der Volksgunſt zu erfreuen, wenn ſich durch den⸗ 
ſelben nicht ein ſozialer oder ſozialiſtiſcher Faden zieht. Und gewöhnlich 
iſt der Sozialismus das häufigſte und lebhafteſte Motiv zu Erörterungen 
in unſeren Büchern, unſeren Revuen und unſeren Zeitungen geworden. 

Obgleich es uns vor einigen Jahren unmöglich war, die Aufmerk⸗ 
ſamkeit auf unſere Bewegung zu lenken, wie es die amerikaniſche Preſſe 
tat, ſind wir jetzt dahin gelangt, zu ſehen, daß unſere bedeutendſten 
Verlagsbuchhandlungen ſozialiſtiſche Werke drucken und wieder ab- 
drucken, daß unſere Revuen ihre Spalten mit ſozialiſtiſchen und halb⸗ 
ſozialiſtiſchen Artikeln füllen, und daß ſie unſere Tageszeitungen Seite 
auf Seite erklärenden Anmerkungen über die ſozialiſtiſche Bewegung 
und Philoſophie widmen. 

. Ein anderes Zeichen dieſes Zeitgeiſtes iſt die ſoziale Literatur, 
die in den letzten Jahren die begabteſten jungen Journaliſten und 
Schriftſteller angeworben hat. 

Dieſe moderne Schule der amerikaniſchen Literatur hat viel dazu 
beigetragen, die Fäulnis und Verderbheit mancher unſerer politiſchen 
und induſtriellen Einrichtungen zu enthüllen, und hat eine Ausdehnung 
angenommen und einen Einfluß ausgeübt, denen nur die alte ſoziale 
ruſſiſche Literatur gleichkommt, die mit der Bewegung Hand in Hand 
ging, um die Leibeigenſchaft aufzuheben. 

Es muß noch zuletzt die pſeudo⸗ſozialiſtiſche Preſſe erwähnt werden, 
die das Gefühl der allgemeinen Unzufriedenheit ausbeutet, eine 
koloſſale Auflage auf den Markt bringt und die in allen Fragen, die 
die öffentliche Meinung betreffen, eine ultra⸗radikale Haltung annimmt. 
Der Begründer dieſes zündenden Sozialismus iſt Herr William 
Randolph Hearſt, der eine Anzahl von Zeitungen dieſer Art in den 
Hauptſtädten der Vereinigten Staaten ins Leben gerufen hat, einer 
Auflage, die auf rund 2 Millionen Exemplare täglich berechnet wird. 


Politiſche Reformen. 


Wenn die allgemeine Unzufriedenheit und das „ſoziale Miß⸗ 
behagen“ der Schlüſſel für unſere eben entſtandene Literatur waren, 
ſind ſie in noch höherem Maße der Leitſtern unſerer jetzigen Politik 
geweſen. Es gibt wahrſcheinlich kein Land in der Welt, wo die 
politiſchen Parteien ſo aller beſtimmten Parteiprinzipien beraubt und 
ſo dem Geiſt des Zeitwechſels ausgeſetzt ſind, wie in den Vereinigten 
Staaten. Während der beiden letzten Jahre haben unſere beſtehenden 
politiſchen Parteien mit dem Radikalismus rivaliſiert. Die republi- 
kaniſche Partei, die jetzt die mächtigſte iſt, ie auf Befehl ihres Präſi⸗ 
denten, einen ſyſtematiſchen Krieg gegen „die Mißbräuche der Truſts 
und Monopole“ begonnen; das Parlament hat Geſetze erlaſſen, die eine 
Ueberwachung der Fabriken von Nährprodukten, durch die Regierung 
beſtimmen, eine Regelung der Transporttarife auf den Eiſenbahnen 
und die Einſchränkung der Kinderarbeit, während die Gerichte dey 
Vereinigten Staaten mit außerordentlichem Eifer die Anwendung der 
Geſetze gegen die Truſts, ſowie die Verurteilung der kapitaliſtiſchen 
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Miſſetäter betrieben. Die demokratiſche Partei ihrerſeits hat in zahl“ 
reichen lokalen und nationalen Parteiverſammlungen beſchloſſen, mit 
noch größerem Eifer die Abſcheulichkeiten der Truſts und der Monopole 
zu denunzieren, und die Ausbeutung gewiſſer Induſtrien durch die 
Kommune oder den Staat zu fordern. 

Gleichzeitig und als Folge desſelben Prozeſſes ſind in allen Teilen 
des Landes neue Parteien und Reformbewegungen entſtanden. 

Die „American Federation of Labor“, die größte 
Korporation der organiſierten amerikaniſchen Arbeiter, verletzte zum 
erſtenmal ſeit ihrem 25jährigen Beſtehen ihre politiſche Neutralitäts⸗ 
verpflichtung, indem ſie bei den Parlamentswahlen im Jahre 1906 
vermittelnd eintrat. 

In einigen Teilen des Landes, beſonders im Staate Kalifornien, 
organiſierten ſich die lokalen Trade Unions ſelbſt in politiſche unab⸗ 
hängige Parteien, unter dem Namen der „Union Labor Party“. 
In San Francisco, der Hauptſtadt Weſtamerikas, gelang es dieſer 
Partei zweimal, den Sieg bei den ſtädtiſchen Wahlen davonzutragen. 

Aber eine Bewegung viel größeren Umfangs als dieſe „Labor 
Parties“ wurden die reformfreundlichen Bewegungen der Mittelklaſſen 
in der letzten Periode der amerikaniſchen Politik. 

Das Jahr 1905 war für dieſe Bewegungen bedeutend. Beweiſe: 
Die Wahl des Richters Eduard F. Dunne zum Bürgermeiſter von 
Chicago auf einer Parteiverſammlung zugunſten der Ausbeutung der 
Straßenbahnen und anderer ſtädtiſchen Monopole durch 15 Stadt; 
die Wahl Joſeph W. Folks zum Statthalter von Miſſouri, der bei der 
Verfolgung der verbrecheriſchen „Boſſes“ von St. Louis, der ſtädtiſchen 
Verwalter und der Politiker, den Rekord geſchlagen hatte: die Wahl 
Robert M. La Folettes, eines bekannten Radikalen und politischen 
Reformators, zum Senator der Vereinigten Staaten und endlich die 
1 aang Tätigkeit William R. Hearſts im Arbeiterviertel von 

ew Hort. 


Die Bewegung Hearſts. 


Herr Hearſt, der ſich bis jetzt wenig an der demokratiſchen Politik 
beteiligt hatte, warf bei den Wahlen der New Pork City im Jahre 1905 
die Frage über das Gemeindeeigentum auf, und als die herrſchenden 
politiſchen Parteien ſich dieſer Theſe nicht anſchließen wollten, verzichtete 
er auf ſeine früheren politiſchen Verbindungen und ſchuf eine Be⸗ 
wegung auf eigene Jauſt. Die Organiſation, in der die Bewegung 
eine ſelbſtändige Form annahm, war die Municipal Ownerſhip 
League“, und ihr Kandidat war Mr. Hearſt ſelbſt. 

Die Organiſation war in aller Eile während der Wahlkampagne 
begründet worden und ſie exſtierte nur dem Namen nach. Sie kämpfte 
für die Munizipaliſierung und für viele andere verworrene Projekte 
radikaler Natur, aber vor allem war ſie erfüllt vom Geiſte der 
Empörung gegen die beſtehenden Zuſtände. 

Anfangs wurde die Bewegung von den traditionellen Politikern 
New Porks nicht für voll angeſehen, aber bei dem Herannahen der 
Wahlen nahm ſie eine unerwartete Kraft und Verbreitung an. Am 
Tage der Wahlen ergab das offizielle Reſultat für Mr. Hearſt 
222 929 Stimmen gegen 228 397 für ſeinen ſiegreichen Gegner auf der 
demokratiſchen Lifte, Georges B. Me Clellan. Mr. Hearſt und ſeine 
Anhänger behaupteten von da ab mit augenſcheinlicher Berechtigung, 
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daß man die Stimmzettel gefälſcht hätte, und der Streit um den 
Bürgermeiſterpoſten New Yorks ijt immer noch bei den Gerichten 
anhängig. 

Durch den unerwarteten Erfolg ermutigt, nahmen die Freunde 
Hearſts an den geſetzgebenden Wahlen von 1906 in größerem Umfange 
teil. Mr. Hearſt organiſierte von neuem feine Partei im Staate New 
Nork unter dem Namen der „Independent League“ und nahm die Kan⸗ 
didatur des Gouverneurs dieſes Staates mit einem etwas unbeſtimmten 
aber durchaus radikalen Programm an. Er erhielt auch die Beitritts⸗ 
erklärung der demokratiſchen Partei auf Grund eines diesmal ganz be⸗ 
ſtimmten, aber rein reaktionären Programms und er erhielt 691 105 
Stimmen gegen 749 002, die ſein ſiegreicher republikaniſcher Gegner 
aufzuweiſen hatte. Seine Kampfgenoſſen auf der gemeinſamen Liſte 
wurden für beſtimmte Aemter gewählt. Die Bewegung Hearſt ſpielte 
eine bedeutende Rolle bei den Wahlen in Maſſachuſetts, wo ihr Kandidat, 
Mr. Morgan, 192 295 Stimmen von einer Geſamtzahl von etwas 
weniger als 400 000 erhielt, und in Kalifornien erhielt Hearſts Ran- 
didat für den Gouverneurpoſten, Mr. Langdon, 45 008 von allen 
Stimmen, die ungefähr 300 000 betrugen. 


Die „Socialiſt Party“. 


Der Augenblickserfolg, den dieſe Entwickelung des Radikalismus 
im ökonomiſchen, literariſchen und politiſchen Leben unſeres Landes 
auf die organiſierte ſozialiſtiſche Bewegung gehabt hat, iſt, wie man 
wohl erwarten konnte, nicht ſehr günſtig geweſen. Die ſtarke Reform⸗ 
bewegung, die jetzt unter der ungeduldigen Volksmenge herrſchte, die 
trügeriſche Hoffnung auf baldige Verbeſſerung, lenkte ihre Aufmerkſam⸗ 
keit von den radikaleren aber langſameren Hülfsmitteln ab, die die 
„Socialiſt Party“ vorſchrieb, und während die ſozialiſtiſchen 
Stimmen in dieſen letzten Jahren ſich wirklich vermehrten, entſprachen 
pe st dem Anwachſen des ſozialiſtiſchen Empfinden in den Vereinigten 
aaten. 

In der letzten Wahlkampagne für die Präſidentſchaft in den Ver⸗ 
einigten Staaten (1904) waren die politiſchen Bedingungen für den 
Sozialismus außerordentlich günſtig. Die beiden großen Parteien 
hatten ſichere konſervative Kandidaten aufgeſtellt (den republikaniſchen 
Präſidenten Theodor Rooſevelt und den Demokraten Alton B. Parker, 
oberſter Richter beim Appellationsgericht von New Pork), die alte 
„Peoples party“ waren durch ihre früheren Verbindungen mit den 
Demokraten diskreditiert worden und ſie war geteilt. Die „Socialiſt 
Party“ war alſo der einzige Vertreter des wahren politiſchen Radifalis- 
mus und imſtande, ihre ganze vorhandene Kraft zur Geltung zu bringen. 
Dadurch kannte die „Socialiſt Party“ die Lage der Dinge und begann 
einen Feldzug, der durch ſeine Heftigkeit, ſeine Ausdehnung und ſeine 
Wirkſamkeit alle früheren Anſtrengungen der ſozialiſtiſchen Bewegung 
in dieſer Gegend übertraf. Die Wahl erlangte dieſes Jahr für Eugen 
V. Debs, den Präſidentenkandidaten der Partei, 408 230 Stimmen 
gegen 229 762 im Jahre 1902; die höchſte Zahl, die die Partei jemals 
erhalten hatte. Bei den Wahlen von 1906 indeſſen drückten die zahl⸗ 
reichen Reformparteien außerordentlich auf die Stimmenzahl der 
„Socialiſt Party“ ein und verminderten ſie auf 330 158, einer Zahl, 
die nach der größten Zahl der in jedem Staate erlangten Stimmen be⸗ 
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rechnet iſt. Die „Sociali ſt Labor Party“ erreichte in der 
cae Zeit 33 536 Stimmen im Jahre 1904 und 24 880 im Sabre 


bed ie „Socialiſt Party“ hat keine Abgeordneten im Parlament der 
Vereinigten Staaten, aber ſie hat verſchiedene Mitglieder in ſtaatlichen 
und lokalen Verwaltungsbehörden in einigen Teilen des Landes. Im 
Staate Wisconſin beträgt die Zahl dieſer Beamten nicht weniger als 
126, unter denen ſich ein Senator und 5 Mitglieder des Rates befinden. 
Die Stadt Monitowoc hat einen ſozialiſtiſchen Bürgermeiſter, während 
in Milwaukee, der Hauptſtadt des Staates, die Partei 12 Mitglieder 
im Gemeinderat beſitzt und die demokratiſche Partei in der Stimmen⸗ 
zahl übertroffen hat. 

Aber, wie bereits erwähnt, darf die fortſchrittliche ſozialiſtiſche Be⸗ 
wegung in den Vereinigten Staaten keinesfalls nach der veränderten 
Stimmenzahl beurteilt werden. Im allgemeinen hat die Bewegung 
ſeit damals einen großen Fortſchritt zu verzeichnen. 

Gegen Ende des Jahres 1903 beſtand die „Socialiſt Party“ aus 
einer Geſamtzahl von ungefähr 20 000 Beitrag zahlenden eingetragenen 
Mitgliedern. Ende 1906 waren die lokalen Organiſationen auf 1900 ge- 
ſtiegen mit mehr als 35 000 Mitgliedern. Die Partei hat jetzt regelrechte 
Bezirksorganiſationen in 39 Staaten der Union, und lokale Organiſa⸗ 
tionen in anderen Staaten und Gegenden. Und man muß geſtehen, 
daß die „Socialiſt Party“ nicht die ganze ſozialiſtiſche Bewegung des 
Landes umfaßt. Die gegneriſche Organiſation, unter dem Namen 
S. L. P. bekannt, hat viele tauſend Mitglieder, und außer dieſen beiden 
Parteien, die ſich beide auf den Sozialismus berufen, gibt es Tauſende 
von unabhängigen Geſellſchaften und Klubs in verſchiedenen Teilen des 
Landes, zu dem alleinigen Zweck organiſiert, um ſozialiſtiſche Propa⸗ 
ganda zu machen. 


Die ſozialiſtiſche Preſſe. 


Ein anderer Beweis für den Fortſchritt der ſozialiſtiſchen Idee iſt 
die Zunahme der ſozialiſtiſchen Preſſe. Im Jahre 1903 wurde die 
„Socialiſt Party“ von ungefähr 30 herausgegebenen Werken in ver⸗ 
ſchiedenen Sprachen unterſtützt. Während des letzten Jahres hat die 
Zahl der rein ſozialiſtiſchen Werke ungefähr 50 betragen. Unter dieſen 
ſind mehr als die Hälfte periodiſch erſcheinende Zeitſchriften in engliſcher 
Sprache, drei Blätter erſcheinen monatlich und die übrigen wöchentlich; 
23 ſind in fremden Sprachen geſchrieben: 8 deutſch (von denen 2 täg- 
lich erſcheinen), 4 in jüdiſchem Jargon (eine monatliche Revue, eine 
tägliche Revue und zwei wöchentliche), 2 in finniſcher Sprache, je eine 
in franzöſiſcher, italieniſcher, tſchechiſcher, polniſcher, ungariſcher, 
lettiſcher, ſlaviſcher und ſchwediſcher Sprache. Man erſieht aus dieſen 
Tatſachen, daß die ſozialiſtiſche Propaganda ſich über alle Nationalitäten 
ſowie über alle Teile des Landes erſtreckt. 

Seit vorigem Herbſt geben die Chicagoer Sozialiſten ein tägliches 
Blatt in engliſcher Sprache heraus, und eine ähnliche Zeitungsausgabe 
Ben ſich eifrig in New Norf und in Kalifornien vor. 

Die periodiſchen Zeitſchriften ſind nicht das einzige Organ der 
Propaganda für den Sozialismus. Während der letzten Jahre ſind 
eine ungeheure Anzahl ſozialiſtiſcher Werke und Flugblätter in den Ver- 
einigten Staaten gedruckt und in bedeutenden Quantitäten verkauft und 
verteilt worden. Eine Anzahl dieſer Werke oder Flugblätter iſt von 
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Verlagsbuchhandlungen unter dem Namen Handelsunternehmungen 
herausgegeben worden, aber der größte Teil iſt von Spezialverlegern 
ſozialiſtiſcher Zeitſchriften herausgegeben worden, beſonders von der 
Firma Kerr u. Co. in Chicago und von dem „Appealto Reaſon“ 
von Girard (Kanſas). Eine andere Art Literatur, und nicht die un⸗ 
bedeutendſte, iſt die Propagandabroſchüre, die die Sozialiſten das ganze 
Jahr im Lande drucken und verteilen, hauptſächlich während der Wahl⸗ 
periode. Dieſe Broſchüren, welche verſchiedene Erſcheinungen der Be⸗ 
wegung und der Philoſophie in volkstümlicher Form behandeln, ſind 
das Werk verſchiedener ſtaatlicher oder lokaler Organiſationen der S. P. 
Wir beſitzen keine Statiſtik über ihre tatſächliche Anzahl. Aber wir 
glauben nicht zu übertreiben, wenn wir behaupten, daß während der 
letzten drei Jahre nicht weniger als 100 Millionen dieſer Schriftſtücke 
in den verſchiedenen Teilen des Landes verteilt worden ſind. 

Der Charakter der Bewegung. Wie in allen anderen 
Ländern iſt die ſozialiſtiſche Bewegung der Vereinigten Staaten vor 
allem eine Bewegung der Arbeiterklaſſe. Aber es würde falſch ſein, zu 
behaupten, daß die Propaganda einzig und allein von den een 
geleitet wird. In den Vereinigten Staaten, wahrſcheinlich mehr als 
wo anders, hat der Sozialismus viele Anhänger unter den höheren 
Volksklaſſen erworben. Die S. P. hat unter ihren Anhängern viele 
Männer, die den liberalen Ständen und der Geſchäftswelt angehören, 
und ſogar reiche Leute in bedeutender ſozialer Stellung. 

Im Sommer 1905 hat Frau Carrie Rand, die Schwiegermutter 
des Schriftſtellers und wohlbekannten ſozialiſtiſchen Propagandiſten 
George Herron, die Einkünfte eines Fonds von ungefähr 1 Million Fr. 
für die Errichtung eines Gebäudes teſtamentariſch vermacht, das zur 
Lehre des Sozialismus und der verwandten ſozialen Wiſſenſchaften 
dienen ſollte. Aus dem Vermächtnis wurde die Rand School of 
Social Science in dem Arbeiterviertel New Yorks gegründet, 
wo viele eifrige Schüler ſyſtematiſchen Unterricht durch fachkundige 
Kräfte erhalten, die aus mehreren wohlbekannten Univerſitätsprofeſſoren 
und auch aus berühmten ſozialiſtiſchen Schriftſtellern und vortrag⸗ 
haltenden Leuten beſtehen. 

Im ſelben Jahre haben einige Akademiker und Univerſitätsſtudenten 
eine „Intercollegiſte Socialiſt Society“ begründet, um das Studium 
des Sozialismus in den Kreiſen unſerer die Univerſität beſuchenden 
Jugend zu ermutigen und zu begünſtigen. 

Sozialiſtiſche Perſpektive. Die Reſultate unſerer 
ſozialiſtiſchen Bewegung während der letzten drei Jahre ſind nicht un⸗ 
wichtig. Aber die große Bedeutung dieſer Periode liegt nicht ſoviel in 
ihren beſtimmten Arbeiten, als in der Tatſache, daß ſie das Material 
beſchafft hat und das Terrain für eine viel größere und impoſantere 
Bewegung geebnet hat, die ſich ſicherlich in kurzem in den Vereinigten 
Staaten entfalten wird. 

Ein tiefes Gefühl der Unzufriedenheit, welches durch die letzte Ent⸗ 
wickelung unſerer Induſtrie und Politik hervorgerufen iſt, hat ſich eines 
großen Teils der Bevölkerung bemächtigt. Dieſe Volksmengen werden 
ſich nie mehr mit den herrſchenden Zuſtänden und den ſchweren Ungleich⸗ 
heiten ausſöhnen. Sie ſind bereit, ſich den Gegnern des jetzigen Regimes 
anzuſchließen. In kurzer Zeit werden ſie wahrſcheinlich die leichte Beute 
der politiſchen Schwindler und Abenteurer, der Träger irgendwelches 

radikalen oder reformiſtiſchen Banners. Aber dieſe reformiſtiſchen Be⸗ 
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wegungen werden nicht lange ſtandhalten. Sie haben kein Programm 
und keine verſtändliche Philoſophie, kein beſtimmtes ſoziales Ideal, keine 
Einheit in der Handlung. Sie vertreten nicht beſtändig die ökonomiſchen 
Intereſſen der Arbeiterklaſſe; fie werden ſchließlich verſchwinden und 
werden ihre Anhänger veranlaſſen zu verſchwinden, wie ſo viele andere 
reformfreundliche Parteien untergegangen ſind. 

Der Tag des Zuſammenbruchs wird kommen, die ſozialiſtiſche Be⸗ 
cha Amerikas wird eine gute Ernte haben. Und dieſe Zeit ift nicht 
mehr fern. 


Die Trade⸗Union⸗Bewegung und die „American Federation of Labor“. 


Die letzten drei Jahre ſind an Ereigniſſen reich geweſen ſowohl für 
die gewerkſchaftliche Bewegung als auch für die ſozialiſtiſche Bewegung. 

Dieſer Zeitraum iſt für die „American Federation of 
Labor eine Zeit des Gedeihens und des Kampfes geweſen. Während 
der Jahre 1904, 1905 und 1906 hat die Federation mehr als 1000 neue 
Verbände, nationale und lokale Vereinigungen, aufgenommen. Während 
dieſer Zeit iſt die Zahl der beitragzahlenden Mitglieder aller verbün⸗ 
deten Organiſationen von 1 500 000 auf mehr als 2 000 000 geſtiegen. 
In ſeinem Bericht auf dem letzten jährlichen Kongreß der Federation, 
der im November 1906 abgehalten wurde, hat der Präſident Samuel 
Gompers folgende Statiſtik herausgegeben, die ſich auf die verbündeten 
Arbeiterverbände bezieht: 

Nationalverbände (National Unions) 119, Staatenbunde (State 
Federations) 36, Zentral⸗Arbeiterverbände (Central Labor Bodies) 538, 
profeſſionelle, lokale und föderative Arbeitervereinigungen (Local Trade 
and Federal Labor Unions) 759. Die 119 Nationalverbände 
umfaßten nicht weniger als 27 500 Lokalorganiſationen. 

Die „American Federation of Labor“ iſt die größte Arbeiterorgani⸗ 
ſation der Vereinigten Staten, aber ſie umfaßt nicht alle Gewerkſchaften 
des Landes. Man nimmt an, daß 500 000 bis 1 000 000 Arbeiter in 
kleineren profeſſionellen Verbänden und in nicht verbündeten National- 
und Lokalverbänden organiſiert ſind, und daß dieſe Organiſationen 
ebenfalls große Fortſchritte in den letzten Jahren gemacht haben. 


Der Schutz der nicht zur Gewerkſchaft gehörigen Arbeiter. 


Der rapide Fortſchritt der V» nnd verfehlte 
nicht, Verwirrung in den Reihen der beſitzenden Klaſſe hervorzurufen, 
und dieſe verſuchte mit vereinten Kräften den Fortſchritt der organiſierten 
Arbeiter aufzuhalten. Die bedeutendſte Bewegung zu dieſem Zwecke iſt 
die Schutzbewegung der nicht zur Gewerkſchaft gehörigen Arbeiter (Open 
ſhop agitation). Die Bewegung iſt auf Befehl des Präſidenten der Ver⸗ 
einigten Staaten angeregt worden, der beſtimmte, daß a Staats⸗ 
druckerei für alle Arbeiter als open ſhop funktionieren ſollte, d. h., daß 
kein Unterſchied zwiſchen den zur Gewerkſchaft gehörigen und den nicht 
zur Gewerkſchaft gehörigen Druckern gemacht werden ſollte. Dies war 
ein Schlag gegen das Lebensprinzip der trades⸗unioniſtiſchen Bewegung, 
gegen den Verſuch, alle organifierten gewerblichen Arbeiter der Gerichts- 
barkeit ihrer betreffenden Organiſationen unterzuordnen. Die Kapita⸗ 
liſten des Landes beeilten ſich, ſich dieſen Hinweis zu eigen zu machen 
und ſchufen eine Bewegung unter dem Namen „offene Werkſtätten“, 
die darauf hinzielte, die Trade⸗Unions zu vernichten. Das wichtigſte 
Organ dieſer Bewegung iſt die „Citizens Induſtrial Aſſo⸗ 
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ciation”, die im Jahre 1903 in Chicago begründet worden ift. Die 
Organiſation nahm eine Prinzipienerklärung an, in der ſie ihren ab⸗ 
lehnenden Standpunkt formulierte gegen den „Kollektivvertrag“, gegen 
die ſtaatlichen Schiedsgerichte in Arbeiterkonflikten und gegen alle Pro- 
jekte, die dazu beſtimmt ſind, den Arbeiterkampf zu ſchlichten, der das 
Recht jedes Menſchen unterdrückt, zu arbeiten wo und wann und zu 
welchem Lohn es ihm beliebt, ebenſo wie das Recht des Arbeitgebers, 
zu engagieren wen er will und zu welchem Preiſe es ihm beliebt. 
Im November 1904 hat die Organiſation einen Nationalkongreß 
in New Pork abgehalten, an dem ſich, wie man ſagt, 400 Delegierte aus 
allen Teilen des Landes beteiligt haben. Im folgenden Jahre be⸗ 
hauptete der Sekretär der Vereinigung, Mr. Eduard H. Davis, daß die 
Vereinigung mehrere hunderttauſend Fabrikanten und Geſchäftsleute 
der Vereinigten Staaten zu ihren Mitgliedern zähle. Dieſe Statiſtik 
iſt wahrſcheinlich übertrieben, aber die Citizens Induſtrial 
Aſſociation und die verſchiedenen verbündeten gewerbetreibenden 
Vereinigungen beſitzen gewiß genügend Kräfte, um zahlreiche Lock⸗outs 
zu organiſieren und zahlreiche Ausſtände hervorzurufen, und um die 
Arbeiterorganiſationen ihrer betreffenden Induſtrien abzuſchwächen. 
Man jagt, daß allein im Jahre 1904 die Arbeiterklaſſe in mehr als 
1200 Konflikten zu kämpfen hatte, die auf dieſe Art hervorgerufen 
waren. Auf jeden Fall ſind dieſe Anſchläge hartnäckigem Widerſtand 
von ſeiten der organiſierten Arbeiter begegnet und ihr Feldzug iſt in⸗ 
ſofern ein Mißerfolg geweſen. 


Die „Civic Federation“. 

Noch ein anderer, etwas fühlbarerer Verſuch iſt von den Arbeit⸗ 
gebern gemacht worden, um die Arbeiterbewegung aufzuhalten. Das 
iſt die Gründung der „National Civic Federation“. Dieſe Organiſa⸗ 
tion, welche die Phantaſie des Senators Hanna ganz erfüllte, beſteht 
aus einem merkwürdigen Gemiſch von Millionären, Arbeiterdirektoren 
und „hochſtehenden Bürgern“. Sie hat den Hauptzweck, die friedliche 
Verſtändigung zwiſchen den Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu be⸗ 
wirken, was nicht ſagen will, daß ſie ein Schiedsgericht darſtellen will: 
in Wirklichkeit dient ſie dazu, agreſſive Stimmungen der organiſierten 
Arbeiter abzuſchwächen und verlangt keine Konzeſſionen von dem or⸗ 
ganiſierten Kapital. In einer Konferenz, die am 7. Mai 1904 in New 
Pork von dieſer Organiſation abgehalten wurde, wurde feſtgeſtellt, daß fie 
Hunderte von Millionen an Kapital repräſentiere und mehr als 
2500 000 Beſoldete. Dieſe Behauptung läßt keinen Zweifel über das 
Vorhandenſein eines Präſidenten und einiger anderer Beamten der 
„American Federation of Labor“, die ſich leider an der 
Sache beteiligen wollten, aber die „Civic Federation“ hat niemals den 
a Einfluß auf den Gang der gewerkſchaftlichen Bewegung 
gehabt. | 

Die „American Federation” in der Politik. 


Ein anderes wichtiges Ereignis in der Geſchichte des amerikaniſchen 
Trade-Unionismus iſt der politiſche Feldzug der „Federation of Labor“ 
im Jahre 1906 geweſen. Während vieler Jahre hatte die „Federation“ 
ſich das Prinzip der Enthaltung der organiſierten Arbeiterklaſſe von der 
Politik zum Grundſatz gemacht, und ſie hatte die Taktik befolgt, von den 
ſtaatlichen Verſammlungen und vom Kongreß der Vereinigten Staaten 
auf dem Wege der Hintertreppenpolitik Vergünſtigungen zu erlangen. 
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Die Früchte dieſer Tätigkeit waren ſehr gering. Verſchiedene 
Staaten erließen Geſetze, die die Arbeitszeit der Frauen und Kinder 
und auch die der Männer in einigen gefährlichen und ungeſunden Er⸗ 
werben verkürzte. Andere nahmen Geſetze an, die ein Lohnminimum 
für beſtimmte Arbeiter feſtſetzten, die bei ſtaatlichen und ſtädtiſchen Ar⸗ 
beiten beſchäftigt waren, und das National Houſe of Re⸗ 
preſentatives (Delegiertenkammer) nahm ein Geſetz an, das den 
Achtſtundentag für die Arbeiter beſtimmte, die von der nordſtaatlichen 
Regierung beſchäftigt werden. Aber dieſe Geſetze boten in Wirklichkeit 
der Arbeiterklaſſe keinen Vorteil. 

Dank der Befugnis, die unſere Gerichte haben, bei der Geſetzgebung 
vermittelnd einzugreifen oder ſie vollſtändig nichtig zu machen, unter 
dem Vorwand, daß ſie mit verſchiedenen Beſtimmungen der Staatsver⸗ 
faſſung kollidieren, hat man nach und nach alle dieſe Geſetze aus dem 
geſetzgebenden Coder der Vereinigten Staaten geſtrichen. Die Jahre 
1905 und 1906 waren durch eine wahre Epidemie der Abſchlachtung 
dieſer Geſetze gekennzeichnet. N 

Zur ſelben Zeit haben die Regierungsdepartements der Vereinigten 
Staaten eine außerordentliche Abneigung an den Tag gelegt, das Geſetz 
des Achtſtundentages ſowie die verſchiedenen geſetzlichen Maßregeln, die 
von der „American Federation of Labor“ anempfohlen waren, anwenden 
zu laſſen. Das Achtſtundentaggeſetz, das doch viel wirkſamer war als 
die Geſetze gegen die billige Arbeit in den Gefängniſſen, das Geſetz gegen 
die Einmiſchung der Gerichte in die Arbeiterkonflikte durch Beeinfluſſung 
oder durch ſummariſche Verhandlungen, ſowie auch andere ähnliche vor⸗ 
geſchlagene Maßregeln, all dieſes ijt von den Kammern ſyſtematiſch 
ignoriert oder verworfen worden. 

Die ausübenden Mitglieder der Federation ſind ſchließlich müde ge⸗ 
worden, und nach einer Beratung mit den Präſidenten der 117 National⸗ 
verbände haben ſie das ſogenannte „Labors bill of grievances“ (Arbeiter⸗ 
Beſchwerdebuch) abgefaßt, ein Dokument, das berichtet: über die be⸗ 
ſtändigen Verſuche der „American Federation of Labor“, die von dem 
Kongreß eine entſprechende Geſetzgebung und von der Regierung eine 
ehrliche Anwendung der beſtehenden Arbeitergeſetze fordert, und ſchließ⸗ 
lich über das vollſtändige Mißlingen dieſer Verſuche, ſowohl in der einen, 
wie in der anderen Richtung. Die Verfaſſer dieſes Geſuchs forderten 
eine Abhülfe dieſer Beſchwerden. 

Das Dokument, das dem Präſidenten der Vereinigten Staaten, 
dem Präſidenten „pro tempore“ der Vereinigten Staaten und dem Prä⸗ 
ſidenten des Hauſes der Abgeordneten vorgelegt wurde, ſchloß mit fol⸗ 
gender Konſtatierung, die es verdient, mitgeteilt zu werden: 


„Wir lenken Ihre Aufmerkſamkeit auf dieſe Beſchwerden, weil wir 
lange geduldig und vergebens auf Abhülfe gegen dieſelben gewartet 
haben. Es gibt keine Beſtimmung, über die wir uns beklagt haben, 
ohne daß wir vorher auf die ehrenhaften und geſetzlichen Mittel 9 deren 
Abhülfe hingewieſen hätten. Die Abhülfsmittel, die von dem Referat 
vorgeſchlagen werden, entſprechen den Grundgeſetzen, dem Fortſchritt 
und der Entwickelung, wie ſie durch die Aenderung der ökonomiſchen 
Zuſtände notwendig geworden iſt. 

Das Referat unterbreitet Ihnen dieſe Beſchwerden, weil es in Ihnen 
die verantwortlichen Vertreter der Geſetzgebung und des Mangels an 
ſolcher ſieht. Die Arbeiter kommen zu Ihnen als Bürger, die infolge 
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ihrer Lebenslage nicht nur gleiche Intereſſen mit den Bürgern an unfer 
Land haben, ſondern noch das beſondere Intereſſe, diejenigen zu ſein, 
die das Los haben, die Lohnarbeiter Amerikas zu ſein. Wir verlangen 
von Ihnen, als Vertreter der „Arbeit“, dieſen Beſchwerden abzuhelfen, 
denn es liegt in Ihrer Macht, es zu tun. 

Das Referat appelliert an Sie und wir hoffen, daß es nicht ver⸗ 
gebens ſein wird. Aber ſollten Sie uns wider Erwarten kein Gehör 
ſchenken, ſo werden wir an das Gewiſſen und an die Hülfe unſerer Mit⸗ 
bürger appellieren.“ 


Der Präſident und die Bureaus des Senats und der Kammer be⸗ 
achteten das Beſchwerdebuch ſehr wenig, und im Herbſt 1906, während 
der N Kampagne für die Wahl einer neuen Kammer, nahm die 

„ihrer Warnung getreu, aktiven Anteil an der Bewegung. 
Leider 1 die Kampagne von den Beamten der Federation geführt, 
die eine kurzſichtige Taktik befolgten. Ohne großen Mut, immer be⸗ 
zeichnend für ihr Verſtändnis und für ihre Handlungsweiſe, erhoben 
ſie ſich nicht zur Höhe der Politik einer klaſſenbewußten Arbeiterſchaft. 
Sie ſtellten nicht ſofort Kandidaten auf und ſie unterſtützten nicht die 
Kandidaten der ſozialiſtiſchen Partei. In der Tat, ſie kannten nie den 
Unterſchied zwiſchen der ſozialiſtiſchen Partei, der Arbeiterpartei und 
den beiden alten Parteien, die von der beſitzenden Klaſſe und den Kapita⸗ 
liſten delegiert waren. Die „Federation“ beſchränkte ihre Tätigkeit 
darauf, gewiſſe republikaniſche und demokratiſche Kandidaten zu be⸗ 
kämpfen und andere zu unterſtützen, einzig und allein, weil dieſe den 
organiſierten Arbeitern entweder perſönlich feindlich gegenüberſtanden 
oder ſie begünſtigten. 

Das Reſultat war, daß die größte amerikaniſche Arbeiterorganiſa⸗ 
tion mit ihren 2 Millionen Mitgliedern und ihrer furchtbaren Macht 
bei der Arbeiterwelt ein klägliches Debut in der Politik hatte. Nichts⸗ 
deſtoweniger ijt der Eintritt der „Federation“ auf den politiſchen Kampf⸗ 
platz eine bemerkenswerte Tatſache geweſen. 


Die Unzufriedenen der „Federation“. 


Die drei letzten Kongreſſe der A. F. of L. ſind durch zwei beſondere 
Geſichtspunkte charakteriſiert worden. Durch den Verzicht der Dele- 
gierten auf Diskuſſion über die unabhängige politiſche Aktion und durch 
die Zunahme der Kompetenzkonflikte unter den verbündeten Vereini⸗ 
gungen. 

In den vorhergegangenen Jahren hatten die E Dele⸗ 
en der alljährlich ſtattfindenden be der A. F. of L. ihre 
ganze Energie darauf konzentriert, dieſelbe dahin zu bringen, inſoweit 
die Organiſation in Betracht kam, ſich an der Politik auf Grund eines 
radikalen Programms der Arbeiterklaſſe zu beteiligen, und in einigen 
Fällen waren ihre Beſtrebungen von Erfolg geweſen. 

Schon im Jahre 1886 faßte der Nationalkongreß der A. F. of L. 
den Beſchluß, die Mitglieder aufzufordern, „die von der Arbeiterklaſſe 
unabhängigen politiſchen Bewegungen zu unterſtützen“, und ſieben Jahre 
ſpäter unterbreitete ein ähnlicher Kongreß der „Federation“ den Lokal- 
vereinigungen die Frage der Notwendigkeit einer unabhängigen Politik 
cuf der Baſis eines Programms, das namentlich die Forderung einer 
Grundreform enthielt, nämlich für das Volk das Kollektiveigentum aller 
Mittel der Produktion und des Vertriebs. 
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Dieſe Beſtrebungen der Sozialiſten waren natürlich zu einer Zeit, 
wo die politiſche Organiſation des Sozialismus nur dem Namen nach 
in den Vereinigten Staaten exiſtierte und die ganze Kraft der N 
ſierten Arbeiter tatſächlich in der Gewerkſchaftsbewegung lag. 
ſobald die ſozialiſtiſche Partei ihre Fähigkeit für die Politiſch 
Organiſation der Arbeiterklaſſe auf den feſten Grundlagen des inter⸗ 
nationalen Sozialismus bewieſen hatte, wurde die Idee, eine politiſche 
rivaliſierende Arbeiterpartei von wahrſcheinlich weniger genügſamem 
Charakter zu gründen, ernſtlich in Erwägung gezogen. Die Sozialiſten 
der A. F. of L. ließen alſo das Projekt fallen, ſich des gewerkſchaftlichen 
Organismus zu bemächtigen, um daraus eine politiſche Körperſchaft zu 
machen, und ſie haben ihre Energie dazu benutzt, die Gewerkſchaftsmit⸗ 
glieder durch Meetings und Staats- und Lokalkongreſſe zu belehren, 
um fie zu Menſchen heranzubilden, die die ſozialiſtiſche Philoſophie ver⸗ 
ſtehen können. 

In allen Diskuſſionen über den Sozialismus, die auf den Gewerk⸗ 
ſchaftskongreſſen ſtattfanden, haben Mr. Samuel Gompers und die 
anderen Mitarbeiter oder Führer der Organiſation fortwährend die alte 
Auffaſſung des reinen und einfachen Trade-Unionismus verteidigt, und 
bei der Gelegenheit haben ſie ihre Feindſeligkeit der ſozialiſtiſchen Be⸗ 
wegung gegenüber nicht verheimlicht. Dieſe rückſchrittliche Haltung der 
Führer ließ bei gewiſſen organiſierten Arbeiterverbänden Unzufrieden⸗ 
heit mit der „Federation“ aufkeimen, und dieſes Gefühl hat ſich als 
Folge der häufigen gerichtlichen Konflikte auch auf verſchiedene ver⸗ 
bündete Vereinigungen übertragen. 

Die „American Federation of Labor“ baſiert auf dem Prinzip der 
ſtrikten Selbſtverwaltung der einzelnen Berufe, und jede nationale Ver⸗ 
einigung hat innerhalb der „Federation“ eine ausſchließliche Gerichts⸗ 
barkeit in dem betreffenden Gewerbe. Folglich ſind da, wo Arbeiter 
verſchiedener Berufe in einem Unternehmen beſchäftigt find, dieſelben 
oft in viele getrennte Organiſationen geteilt, was dem Unternehmer⸗ 
tum gegenüber zu verſchiedenen und entgegengeſetzten Haltungen An- 
laß gibt. In ähnlichen Fällen kommt es häufig vor, daß, falls ſich eine 
günſtige Gelegenheit für eine gemeinſchaftliche Handlung gegen den 
Arbeitgeber bietet, wie z. B. bei den Ausſtänden, es den Arbeitern an 
Einigkeit und gegenſeitiger Unterſtützung mangelt. In gewiſſen Fällen 
iſt es ſchwierig, lokale gemeinſchaftliche Komitees zu gründen, die mit 
der Leitung der ganzen Bewegung gegen den gemeinſchaftlichen Arbeit⸗ 
geber beauftragt ſind, aber in anderen Fällen, wie z. B. bei den Eiſen⸗ 
bahnarbeitern oder bei den Brauern, hat die abweichende und manchmal 
entgegenwirkende Haltung, die gelegentlich von den abgeſonderten bei 
derſelben Firma beſchäftigten Berufen eingenommen wurde, oft auf den 
Kongreſſen der „American Federation of Labor“ zu großen Mißhellig⸗ 
keiten und ſtarken Debatten geführt. 

Die Oppoſition dieſer Elemente der „Federation“ und die konſerva⸗ 
tive Haltung der Leiter, führte zuletzt zu der Begründung einer rivali⸗ 
en Sue Une, See Arbeiter: den „Induſtrial 
Workers of the BW 

Die Organiſation der „Industrial Worker of the World“ iſt eines 
der neueſten und intereſſanteſten Experimente der organiſierten Arbeiter- 
bewegung. 

Sie entſtand bei einer geheimen Konferenz, die in Chicago Anfang 
Januar 1905 abgehalten wurde. An dieſer Konferenz beteiligten ſich 
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ungefähr 25 Perſonen. Die meiſten von ihnen waren Beamte der 
Trade-Unions, die mit der A. F. of L. nicht verbündet waren, und einige 
hervorragende Sozialiſten, die nicht den Trade⸗Unions angeſchloſſen 
waren. 

Der Beſchluß der Konferenz hatte die Publikation eines Manifeſts 
an die Arbeiterklaſſe Amerikas zur Folge, das als Bekanntmachung der 
Prinzipien der neuen Bewegung angeſehen werden kann. 

Folgende Stelle wird eine Idee von der Beweisführung dieſes be⸗ 
merkenswerten Dokuments geben: 

„Die ſozialſtiſchen Gruppierungen und Beziehungen ſind der Ab⸗ 
glanz der ökonomiſchen und induſtriellen Zuſtände. Die vorherrſchenden 
Tatſachen der jetzigen Induſtrie find einerſeits die Erſetzung der Hand⸗ 
arbeit durch die Maſchine, die Zunahme der kapitaliſtiſchen Macht durch 
den Befitz und die Konzentration der Werkzeuge und Mittel, durch 
welche die Produktion und Verteilung der Reichtümer ſtattfindet. 

Infolge dieſer Tatſachen ſcheinen die Uneinigkeit unter den 
Arbeitern und die Konkurrenz unter den Kapitaliſten gleichzeitig zu 
verſchwinden. Die Trennung in Klaſſen wird ſchärfer und ihr Gegen⸗ 
ſatz viel hervorſtechender. Ganze Gewerbszweige gehen vollſtändig auf 
in dem F das allen Arbeitern, welche Maſchinen bedienen, 
gemein iſt. 

Der Arbeiter iſt heute vollſtändig vom Boden und vom Werkzeug 
getrennt, verloren in der Maſſe der Sklaven der Lohnarbeit. Er ſieht 
ſeine Widerſtandskraft durch die fortwährende Fluktuation gebrochen. 

Die Arbeiter find nicht mehr nach Berufen klaſſifiziert, ſondern 
nach den Maſchinen, bei denen ſie arbeiten. Dieſe Teilungen, weit 
entfernt die Verſchiedenheiten der Fähigkeiten unter den Arbeitern dar⸗ 
zuſtellen, werden von den Arbeitgebern ausgeſpielt, um die Arbeiter 
gegeneinander aufzuhetzen, ferner um ſie in der Werkſtatt noch mehr 
anzuſtrengen und um jeden Widerſtand gegen die kapitaliſtiſche Tyrannei 
durch gekünſtelte Auszeichnungen abzuſchwächen. 

Während die Kapitaliſten dieſe alten Uneinigkeiten unter den 
Arbeitern ermutigen, paſſen ſie ſich ſelbſt ſorgfältig den neuen Be⸗ 
dingungen an. Sie verwiſchen alle Differenzen, die unter ihnen be⸗ 
ſtehen und bilden eine einige Front im Kriege gegen die Arbeiter. 

Die Taktik, die von den Arbeitgebern in dieſem Kriege gegen die 
Arbeit befolgt wird, harmoniert mit ihrer Solidarität in der 
induſtriellen Konzentration, während die der organiſierten Arbeiter 
ſich noch durch den alten Gegenſatz der Berufe beeinfluſſen läßt. 

Dieſelben Uneinigkeiten unter den Berufen ſtellen ſich der Ent⸗ 
wickelung der Solidarität und dem Klaſſenbewußtſein der Arbeiter ent- 
gegen; fie bringt die Idee einer Intereſſenübereinſtimmung zwiſchen 
dem Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Anſehen. Sie geſtattet die Ver⸗ 
einigung von Kapitaliſten und Arbeiterführern. in dieſer „Civic 
Federation“, z. B. wo ſie Vorſchläge für die Fortpflanzung des bürger⸗ 
lichen Regime und für die ewige Sklaverei der Lohnarbeiter macht. 

Die ökonomiſchen Uebel ſind allgemein, darum iſt eine allgemeine 
Bewegung der Lohnempfänger notwendig. Aber dieſe Bewegung iſt 
unmöglich, ſofern die Arbeiter in ihren betreffenden Berufen allein 
daſtehen werden und ſofern die Kräfte von einer unnötigen adminijtra- 
tiven Komplikation ausgenutzt werden, was nur für den perſönlichen 
Ehrgeiz der Vereinsführer von Vorteil iſt. 


Damit die Bewegung den jetzigen Umſtänden entſprechen joll, muß 
ein großer Arbeiterverband begründet werden, der alle Induſtrien 
einſchließt. 

Dieſer Verband wird als Prinzip und als Grundlage den Klaſſen⸗ 
kampf haben und die allgemeine Verwaltungsbehörde, die beauftragt 
ſein wird, die Tätigkeit auf freundſchaftliche Weiſe zu regeln, wird den 
unvermeidlichen Konflikt zwiſchen der beſitzenden und produzierenden 
Klaſſe anerkennen müſſen. 

Die lokale, nationale und allgemeine Verwaltungsbehörde muß 
überall einheitlich ſein, und zwar bis in die Einzelheiten der materiellen 
Organiſation, der Vereinsabzeichen, Bänder, Karten, Beitrittsgebühren 
und monatlichen Beiträge. 

Die ausländiſchen Arbeiter, die im Beſitz einer Vereinskarte ſind, 
müſſen als Mitglieder aufgenommen werden, und alle Mitglieder werden 
ſich an der lokalen, nationalen oder internationalen Vereinigung der 
Induſtrie, der ſie angehören, beteiligen müſſen. 

Schließlich muß ein zentraler Abwehrfonds begründet und mit er⸗ 
a werden, für den alle Mitglieder gleich große Beiträge zahlen 
werden. 

Das Manifeſt ſchloß mit einem Aufruf zur Zuſammenberufung 
eines Kongreſſes, der dazu beſtimmt ſein ſollte, eine neue Organiſation 
zu gründen, die auf dieſen Prinzivien ihre Grundlage hat, und es war 
von den Mitgliedern der geheimen Konferenz und einigen anderen, in 
der gewerkſchaftlichen Bewegung des Landes wohlbekannten Perſonen, 
namentlich dem letzten Kandidaten im Vorſtand der „Socialiſt Party“, 
Eug. V. Debs, unterzeichnet. 

Der infolge des Maniſeſts zuſammenberufene Kongreß verſammelte 
ſich am 27. Juni 1905 in Chicago, und er war einigermaßen eine 
Enttäuſchung für die Urheber der Bewegung. Die erwartete Spaltung 
beſtimmter nationaler Vereine, die aus der „American Federation of 
Labor“ austreten ſollten, fand nicht ſtatt. Von 212 Delegierten, die am 
Kongreß teilnahmen, vertraten 5 die „Weftern Federation of 
Miners“ mit 27000 Mitgliedern, 7 die „American Labor 
Union“, eine mit Trade Unions, die faſt alle im äußerſten Weſten 
liegen, verbündete Korporation mit 16 780 Mitgliedern; und 2 Dele⸗ 
gierte vertraten die „United Metal Workers Internatio⸗ 
nal Union“ mit 3000 Mitgliedern. Alle dieſe Organiſationen waren 
nicht mit der „American Federation of Labor“ verbündet. Die meiſten 
der anderen Delegierten vertraten kleine lokale Organiſationen, und 
60 Delegierte vertraten nur ihre eigene Perſon. 

Aber fehlte es dem Kongreß auch an Zahl und an Kraft, ſo 
erſetzte er alles durch ſeinen Enthuſiasmus. In den 11 Tagen ihrer 
Beratung unterwarfen die Delegierten das beſtehende Syſtem der 
„Trade Unions“ einer ſcharfen Kritik, beſtätigten alle Punkte und 
Hauptbeſtandteile des Manifeſts, begründeten eine neue Organiſation 
unter dem hochtrabenden Titel der „Induſtrial Workers of 
the World“, wählten ihre Beamten und nahmen ihre Statuten an. 

Die Organiſationsform der neuen Korporation wurde durch die 
im Manifeſt feſtgeſetzten Forderungen beſtimmt. Wie die Begründer 
der Bewegung es ſagten, ſollte die Organiſation nach der „Ordnung 
der Sozialiſtiſchen Geſellſchaft“ begründet werden, die in ſich die 
Arbeiterklaſſe mit annähernd denſelben Induſtrieverbänden und 
Departements, deren Arbeiter in der Arbeiterverwaltung der korporativen 
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Republik die Aufſicht übernehmen follten. Die Organiſation wird in 13 
Induſtriedepartements geteilt, die Minendepartements, die Transport- 
departements, die Nährmitteldepartements uſw., die zuſammen den 
ganzen Komplex der modernen Induſtriewelt umfaſſen ſollen. Dieſe 
Departements beſtehen aus getrennten Induſtrieverbänden, die „eng 
miteinander verwandt ſind“. Die Geſchäfte jedes Induſtriedepartements 
werden von getrennten ausübenden Komitees verwaltet, die nichts⸗ 
deſtoweniger der Leitung und Kontrolle eines allgemeinen ausübenden 
Komitees unterſtellt ſind, das aus je ein Mitglied der 13 Departements 
beſteht. Der ausübende Vorſitzende der Organiſation ijt der allgemeine 

Präſident, der die Generalkontrolle aller Angelegenheiten unter ſich hat. 
Alle Mitglieder der lokalen Verbände zahlen einen einheitlichen Beitrag 
von 25 Cents (1,25 Frank — 1 Mark — 1 Sh.) pro Kopf und 
Monat, von denen 23 auf die betreffenden Departements gehen und 144 
auf die allgemeine Organiſation. Ein beſonderer Teil der Beiträge, 
der von der allgemeinen Organiſation eingeht, wird dazu benutzt, um 
einen zentralen Abwehrfonds zu gründen. 

Während des erſten Jahres ihres Beſtehens haben die „J. W. of 
the W.“ langſame aber beſtändige Fortſchritte gemacht und beim zweiten 
jährlichen Kongreß, der im September 1906 ſtattfand, konnte der 
Generalpräſident Charles O. Sherman in einem Bericht eine ziemlich 
bedeutende Zunahme an Mitgliedern konſtatieren. Aber der Fort⸗ 
ſchritt der neuen Bewegung iſt durch einen inneren Streit plötzlich auf⸗ 
gehalten worden. 

Unter den Organiſationen, die ſich an der Begründung der „J. W. 
of the W.“ beteiligt hatten, befanden ſich auch die Reſte der „Socialiſt 
and Labor Alliance“, das Stiefkind der „Socialiſt 
Labor Party“, deren Mitglieder nach Ausſage ihrer Delegierten 
auf 1400, nach Ausſage anderer auf 600, heruntergegangen waren. 
Die „Socialiſt Trade and Labor Alliance“ hat den 
Rekord darin geſchlagen, daß ſie während der letzten Jahre viele 
Streitigkeiten und Spaltungen bei den ſozialiſtiſchen und Arbeiter⸗ 
bewegungen Amerikas hervorgerufen hat, und ihr Beitritt zur neuen 
Bewegung iſt dieſer verhängnisvoll geweſen. Mehrere Monate vor dem 
zweiten Kongreß, nahm ſich die „Alliance“, unter der Leitung des 
gewandten Oberhauptes der „Socialiſt Labor Party“, 
Daniel de Leon, vor, ſich der Verwaltung der „J. W. of W. zu be⸗ 
mächtigen, und dank einer geſchickten Manipulation der Delegierten, 
gelang es ihm, auf dem Kongreß die Majorität zu erhalten. Die 
„Socialiſt Trade and Labor Alliance“ leitete tatſächlich 
dieſen Kongreß. Sie änderte die Konſtitution der Organiſation voll⸗ 
ſtändig ab, ſchaffte die Stelle des Generalpräſidenten ab und 
wählte ein neues ausübendes Komitee unter ihren Freunden 
und Anhängern. Aber der Triumph der „Alliance“ war nicht 
von langer Dauer. Gemäß dem Wortlaut der Statuten der „S. W. 
of the W.“ haben die Akten des Kongreſſes nur dann Gültigkeit, wenn 
ſie von der Volksabſtimmung der Mitglieder beſtätigt ſind. Die 
Führer der „Alliance“, welche fürchteten, daß ſie von dieſer Volks⸗ 
abſtimmung nicht gebilligt würden, verweigerten es, dieſe Kongreßakten 
den Mitgliedern zur Abſtimmung vorzulegen und die früheren Beamten 
erklärten 9 die . für null und nichtig. Die Spaltung 
in der „J. W. of W.“ war alſo vollkommen. Die beiden Fraktionen 
behielten rivaliſierendes Beamtenperſonal bei und der Konflikt kam 
vor das Gericht, das zugunſten der Behauptung der alten Verwaltung 
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ausſagte. Die enorme Majorität der Mitglieder unterſtützte die erſte 
e die von Mr. Sherman als Präſident geleitet wurde, 

während die Zahl der Mitglieder der Fraktion De Leon, wie man ſagt, 
nicht ae als 2000 überſchreitet. 

Das Schickſal der „J. W. of. W.“ hat alſo im ganzen nicht die 
11 Hoffnungen ihrer Begründer verwirklicht, wenigſtens nicht 
bis zu der Zeit, da der Bericht geſchrieben worden iſt. Die folgenden 
Jahre werden beweiſen, ob die Organiſation, von dem Druck der 
„Socialiſt Trade and Labor Alliance“ befreit, in der Zu⸗ 
kunft befriedigendere Fortſchritte machen wird, oder ob der „Trade 
Unionisme“ dazu berufen iſt, eine ernſte Rolle in der amerikaniſchen 
Arbeiterbewegung zu ſpielen, dank dem Einfluß der neuen Organiſation 
in der Bewegung. 

Die Socialiſt Party hat bei ihrem letzten Kongreß, der im 
Jahre 1906 abgehalten wurde, ſich nicht in neue gewerkſchaftliche Streitig⸗ 
keiten mit fortreißen laſſen, aber ſie hat ihre Solidarität mit allen 
ehrlich gemeinten ökonomiſchen Organiſationen und mit allen Lohn⸗ 
kämpfen zugegeben, und die Partei als ſolche iſt nicht von ihrer Haltung 
der J. W. of W. gegenüber zurückgewichen. 

Um die Lage der amerikaniſchen politiſchen und ökonomiſchen 
Kämpfe zuſammenzufaſſen, müſſen wir ſagen, daß fie durch einen Zu⸗ 
ſtand allgemeiner Gärung charakteriſiert wird und vor einer großen 
Veränderung ſteht. Der mächtige Fortſchritt der ökonomiſchen Bewe⸗ 
gung iſt dazu berufen, die Arbeiterklaſſe zu wecken, ſie zu harmo⸗ 
niſcherer Tätigkeit und zum ſozialiſtiſchen Bewußtſein zu bringen. 


Die Angelegenheit Moyer —Haywood. 


Wir können bei dieſer Schilderung nicht die Epiſode unerwähnt 
laſſen, die wahrſcheinlich die bedeutendſte und intereſſanteſte in der 
neueſten Geſchichte des organiſierten Proletariats und des Sozialismus 
in den Vereinigten Staaten iſt — das Drama der Arbeiterkämpfe in 
Kolorado und ihren Höhepunkt —, die Verhaftung und Gefangennahme 
der Beamten der Weſtern Federation of Miners, Moyer, 
Haywood und Bettibone, unter Anklage des Mordes. 


Der Urſprung der Unruhen in Kolorado. 


Die Mineninduſtrie iſt die hauptſächlichſte in Kolorado, und der 
größte Teil der Bevölkerung dieſes Staates beſteht aus Minenarbeitern. 
Dieſe ſind ſchrecklich ausgenutzt worden, und man verlangte von ihnen 
übermenſchliche Arbeit, bezahlte ſie ſchlecht und betrog ſie noch obendrein. 
Dieſer Zuſtand hat bis 1893 gedauert, als ſie eine Organiſation 
gründeten, die den Namen „Weſtern e of Miners“ führte. 
Dieſe Federation hat ſich rapid vergrößert, und im Jahre 1899 hatte 
ſie genügend Kräfte und Einfluß geſammelt, um die geſetzgebende Ver⸗ 
ſammlung Kolorados zu zwingen, ein Geſetz über den Achtſtundentag 
der Minenarbeiter zu beſchließen. 

Dieſes Geſetz wurde, wie gewöhnlich, vom oberſten Gerichtshof durch 
ein erſtes Urteil für verfaſſungswidrig erklärt, aber die Arbeiter- 
bevölkerung Kolorados ließ ſich nicht beruhigen. Sie nahm den Kampf 
von neuem auf, und im Jahre 1902 gelang es ihr, einen konſtitutio⸗ 
nellen Verfafſungsantrag durchzubringen, der der neuen geſetzgebenden 
Verſammlung einſchärfte, ein Achtſtundengeſetz für die Minenarbeiter 
Zu beſchließen. 
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Aber die bon den Mineneigentümern gewonnene und zu pflicht⸗ 
widrigem Handeln verleitete geſetzgebende Verſammlung beachtete die 
konſtitutionelle Beſtimmung nicht und wurde vertagt, ohne das Geſetz 
zu beſchließen. 

Die organiſierten Arbeiter von Kolorado, auf dieſe Weiſe zweimal 
von den politiſchen Vertretern ihrer Herren verraten und hartnäckig 
wegen ihres Feſthaltens an ihren Organiſationen verfolgt, beſchloſſen, 
die Schlacht auf eigene Rechnung zu gewinnen. Sie kämpften für den 
Achtſtundentag und für eine menſchlichere Behandlung in den Minen. 


Der Ausſtand war gut organiſiert und hatte Erfolg. Die Aus⸗ 
ſtändigen blieben feſt und entſchloſſen. Sie hatten die ungeteilte Sym⸗ 
pathie der Bevölkerung auf ihrer Seite und ihr Sieg ſchien a au 
ſein. Die Minenbeſitzer waren ſehr beunruhigt. Sie beſchloſſen, die 
Arbeiterausſtände und ihre Organiſationen mit allen anſtändigen oder 
unanſtändigen Mitteln zum Scheitern zu bringen: und ſie ſchritten zur 
Ausführung ihres Vorhabens mit einer ſkrupelloſen Brutalität. Sie 
vertrieben die Arbeiter aus ihren Wohnungen, und dort, wo es möglich 
war, ſchnitten ſie ihnen die Lebensmittel ab; ſie mieteten Geſindel, um 
die Ausſtändigen anzugreifen, und ſie vertrieben, mißhandelten und 
verfolgten wehrloſe Frauen und unſchuldige Kinder. Aber die Aus⸗ 
ſtändigen wollten ſich keineswegs unterwerfen. Sie lagerten auf den 
großen Landſtraßen. Sie boten den Entbehrungen, der Krankheit und 
dem Elend die Stirn, und trotzdem verringerten ſich ihre Reihen keines⸗ 
wegs. Sie blieben feſt entſchloſſen, bis zum Ende zu kämpfen und die 
Schlacht über ihre Arbeitgeber zu gewinnen. 


Die Herrſchaft der Ungeſetzlichkeit. 


Damals ſuchten die herrſchenden Klaſſen Kolorados Schutz bei dem 
Gouverneur des Staates, James A. Peabody, und derſelbe entſprach 
ſofort ihrem Wunſche. Die friedlichen Minendiſtrikte wurden von einer 
Horde un verantwortlicher Truppen, die von brutalen Befehlshabern 
geführt wurden, überfallen. Man erklärte den Belagerungszuſtand in 
allen Diſtrikten, wo der Ausſtand erklärt worden war, und alle geſetz⸗ 
lichen Garantien und Konſtitutionen wurden aufgehoben. Der Staat 
Kolorado wurde mit einem Schlage auf dasſelbe politiſche Niveau 
zurückgebracht wie Rußland, mit dem Gouverneur Peabody und dem 
ae Sherman Bell al3 unbeftrittene Selbſtherrſcher an 
er Spitze 

Die mit der Weſtern Federation of Miners verbündeten Arbeiter 
und die Bürger, die laute Sympathie für ſie bekannten, wurden wie 
„outlaws“ behandelt, wie Menſchen, die keinerlei Recht auf geſetzlichen 

Schutz haben; ſie wurden ohne jeden Grund zu Hunderten verhaftet, in 
ſchreckliche Viehſtälle, ſogenannte „bull⸗pens“, geſteckt, und ohne Gericht 
und Urteil aus dem Staate verwieſen. Die Schreckensherrſchaft, die 
von den Minenbeſitzern Kolorados veranlaßt war, machte vor nichts 
Halt. Die öffentlichen Beamten, die von der Bevölkerung gewählt 
waren, wurden mit Gewalt ihres Amtes entſetzt, als ſie ſich weigerten, 
ſich an den Orgien der Ungeſetzlichkeit zu beteiligen. Die Minen wurden 
gewaltſam geſchloſſen, nachdem ihre Beſitzer den Leuten des Verbandes 
geſtattet hatten, dort zu arbeiten; die Gerichtshöfe, die Kirchen und die 
Preſſe wurden eingenommen und gezwungen, die Herrſchaft dieſer 
Infamie zu verteidigen; das Geſetz des „habeas corpus“ wurde auf- 
gehoben; die Zivilbehörden der Stadt wurden nicht beachtet, * Dieb⸗ 
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ſtahl, Verwüſtung, Angriffe und Mord wurden mit größter Freiheit 
von den „höherſtehenden Klaſſen“ begangen. 

Aber der Ausſtand ſcheiterte nicht. Er wurde buchſtäblich von der 
phyſiſchen Kraft „zermalmt“. Und als die Verwüſtungen des Minen⸗ 
diſtriktes von Kolorado beendet waren, zog ſich die Soldateska mit 
militäriſchen Ehren zurück. 


Auf der Suche nach einem Opfer. 


. Aber die herrſchenden Klaſſen Kolorados waren keineswegs be- 
friedigt. Während der Ausſtand erſtickt wurde, blieb die größte Gefahr 
trotzdem beſtehen, nämlich die Arbeiterorganiſation, „die unrechtmäßige 
und verbrecheriſche“ Weſtern Federation of Miners war 
noch am Leben. Die Erfahrung der Arbeiter Kolorados während der 
Regierung der Vandalen des Geſetzes und der Ordnung hatte nur 
dazu gedient, das Band, das ſie vereinigte, nämlich das Band der 
Leiden und der gemeinfamen Kämpfe, zu befeſtigen und enger zu 
knüpfen. Die Organiſation hatte ſich bald von dieſem ſchrecklichen Schlag 
erholt und blühte wieder auf unter der Leitung von fähigen und 
mutigen Beamten, wie Charles H. Moyer, William D. Haywood und 
anderer. Dieſe Führer haben weder beſtochen noch gekauft werden 
können. Deshalb mußten ſie auf andere Weiſe entfernt werden, auf 
eine Weiſe, die ſie und ihre Genoſſen in dauerndes Mißgeſchick gebracht 
sae und die imſtande wäre, die Arbeiterbewegung für lange Jahre 
zu hemmen. 

Das war das beſtändige Ziel der Minenbeſitzer des Weſtens, und zu 
dieſem Zwecke machten ſie ſich eine große Anzahl geheimer Spione 
dienſtbar. Sie hatten den Regierungsmechanismus zu ihrer Verfügung: 
ſie hatten die Richter beſtochen, ſie warteten nur auf einen Vorwand. 
| r Vorwand fand ſich. Am 30. Dezember 1905 wurde Frank 
Steunenberg, der ehemalige Gouverneur von Idaho vermittels einer 
Höllenmaſchine vor ſeiner Haustür getötet. Steunenberg iſt während 
ſeiner Regierung für Idaho das geweſen,, was Peabody für Kolorado 
war, und natürlich wurde geargwöhnt, daß ſeine Ermordung ein Rache⸗ 
akt ſei. Aber wer hatte dieſe barbariſche Tat begangen? Das war 
ein Gegenſtand wochenlanger Forſchung. Plötzlich wurde die organi⸗ 
ſierte Arbeiterwelt durch die Nachricht alarmiert, daß Moyer, Haywood, 
Pettibone und St. John, alles Beamte der Weſtern Federation 
of Miners, verhaftet worden find, weil jie der Mittäterſchaft an 
dieſem ſchrecklichen Verbrechen beſchuldigt wurden. Die Anklage trug 
das Zeichen grober Mache. Moyer und die anderen ſind der Typus der 
vorgeſchrittenen Arbeiter, gebildete Männer, Mitglieder der ſozialiſti⸗ 
ſchen Partei. Sie ſind in der Arbeiterbewegung wohl bekannt als 
Gegner einer jeden Gewalttätigkeit; während der größten Verfolgungen 
in Kolorado ermahnten ſie die Ausſtändigen, Ordnung zu halten und 
baten ihre Genoſſen, ſich nicht durch unberechtigte Handlungsweiſe der 
Soldateska hinreißen zu laſſen. 

Andererſeits beweiſt der Bericht über die offizielle von der Re⸗ 
gierung angeordnete Unterſuchung der Unruhen in Kolorado, daß die 
Beſitzer bei ihren früheren Kämpfen mit den Minenarbeitern verſucht 
hatten, den Führern des Ausſtandes verſchiedene gräßliche Verbrechen 
anzudichten; und ſie gingen ſoweit, Freveltaten zu organiſieren, wie 
die Entgleiſung von Zügen, ſprengten Eiſenbahnſtationen in die Luft, 
um die öffentliche Meinung gegen die Ausſtändigen zu richten und um 
ſie jeden Einfluſſes zu berauben. 
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‚ Steunenberg hatte ji) übrigens einige Jahre vor ſeinem Tode vom 
politiſchen Leben zurückgezogen und hatte aufgehört, eine politische 
Perſönlichkeit zu ſein. Es lag alſo kein Grund für die Weſtern 
Federation of Miners vor, dieſes Verbrechen zu begehen, ſelbſt 
wenn ſie die nötige moraliſche Verderbtheit dazu beſeſſen hätte. Kurz, 
die ganze Anklage beruht auf dem ſogenannten Geſtändnis eines ent⸗ 
arteten Verbrechers niedrigſter Art, ein Geſtändnis, das man ſich durch 
einen Privatdetektiv verſchafft, der im Dienſte der Minenbefitzer ſteht. 


Die Entführung Moyers und Haywoods. 


Aber was dieſe Angelegenheit noch charakteriſtiſcher macht, das iſt 
die Art, in der man bei der Feſtnahme der Angeklagten vorging. Die 
Gefangenen waren Bürger des Staates Kolorado. Das Verbrechen war 
im Staate Idaho begangen worden. Nach den Beſtimmungen unſerer 
Verfaſſung hat jeder Staat ſeine ausſchließliche Gerichtsbarkeit über die 
in den Grenzen des Landes begangenen Verbrechen, aber wenn eine 
Perſon ein Verbrechen begangen hat und ſich „der Gerechtigkeit entzieht“ 
und in einem anderen Staat gefunden wird, darf der Gouverneur eines 
ſolchen Staates, auf ausdrücklichen Wunſch, den Flüchtling dem Gouver- 
neur des Staates ausliefern, in welchem das Verbrechen begangen war. 

Moyer, Haywood und Pettibone waren zur Zeit des Mordes 
Steunenbergs nicht in Idaho geweſen, ſelbſt nicht einige Jahre früher, 
und daher hatte der Gouverneur von Kolorado nicht das Recht, weder 
die Angeklagten feſtzunehmen, noch ſie den Behörden von Idaho auszu⸗ 
liefern. Um dieſe Schwierigkeiten zu überwinden, verbanden ſich die 
Gouverneure von Idaho und Kolorado, um die Beamten der Federation 
of the Miners in Haft zu nehmen und ſie ſchleunigſt über die Grenzen 
des Staates zu befördern, ohne ihnen Gelegenheit zu geben, bei den Ge⸗ 
lichtsbehörden Berufung einzulegen oder ihre konſtitutionellen Rechte 
zu verteidigen. Und die Verſchwörung iſt bis in die kleinſten Details 
gut durchgeführt worden. Am Donnerstag, den 15. Februar 1906, er- 
ſchien ein Bevollmächtigter des Staates Idaho in Denver mit einem 
Haftbefehl gegen Moyer, Haywood und Pettibone, aber infolge einer 
Uebereinkunft mit den Behörden des Staates Idaho wurde dieſer Haft⸗ 
befehl vertagt. Am folgenden Sonnabend, gegen Abend, als die Ge⸗ 
richte geſchloſſen wurden, wurden die Angeklagten plötzlich verhaftet und 
in ein Bezirksgefängnis geworfen. Es wurde ihnen nicht geſtattet, ſich 
mit ihren Freunden oder mit Rechtsanwälten in Verbindung zu ſetzen, 
und ſehr früh am folgenden Morgen wurden ſie von einer bewaffneten 
ſtarken Wache umſtellt und gewaltſam und in größter Eile in einem 
Sonderzug nach Idaho gebracht. . 

Die gefangenen Gewerkſchaftsbeamten legten ſofort bei den Ge⸗ 
richten der Vereinigten Staaten Berufung ein und forderten, daß ihre 
unrechtmäßige Haft aufgehoben würde, aber die Gerichte verweigerten 
es, in dieſer Angelegenheit vermittelnd einzutreten. Nach Ausſpruch 
dieſer endgültigen Entſcheidung nahm der oberſte Gerichtshof der Ver⸗ 
einigten Staaten eine befremdende Anſicht an. Sie gab zu, daß die 
Verhaftung der Gefangenen unrechtmäßig ſei, daß ſie das Reſultat des 
Betruges und der Verſchwörung der Gouverneure der beiden Staaten 
ſein könne, aber der Staat Idaho ſei nun im Beſitz der Angeklagten und 
dieſe könnten nicht zu den Geſetzen und der Konſtitution der Vereinigten 
Staaten Zuflucht nehmen. Der Richter Mackenna, deſſen Meinung von 
der ſeiner Kollegen des oberſten Gerichtshofs abwich, bezeichnete die 
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Handlungsweiſe der beiden Gouverneure als ein verbrecheriſches 
Komplott und die Verhaftung von Moyer, Haywood und Pettibone als 
einen Entführungsakt, als eine offenbare Vergewaltigung der kon⸗ 
ſtitutionellen Rechte der Angeklagten. Inzwiſchen ſind die Beamten 
der Minengewerkſchaft ſeit mehr als einem Jahre widerrechtlich bis zu 
ihrer Urteilsfällung gefangen gehalten worden. Der Gouverneur von 
Idaho ſprach offen ſeine Ueberzeugung aus, daß die Angeklagten ſchuldig 
wären und verheimlichte ſeinen Wunſch nicht, daß er ſie am liebſten am 
Galgen ſehen möchte, während die reaktionäre Preſſe des Landes ihren 
Leſern ſchreckliche Geſchichten über die angebliche verbrecheriſche Lauf⸗ 
bahn der Weſtern Federation of Mines auftiſchte und auf 
dicje Weiſe unaufhörlich die öffentliche Meinung zum Nachteil der Ge⸗ 
fangenen vergiftete. 


Eine ähnliche Epiſode. 


Det Epiſode ijt in der Geſchichte der Arbeiterbewegung nicht ohne 
arallele. 

Die ſtarke Agitation für den Achtſtundentag im Jahre 1886 ver⸗ 
urſachte die Verhaftung und den berühmten oder vielmehr berüchtigten 
Prozeß der intellektuellen Führer dieſer Bewegung in Chicago, des Ver⸗ 
bandes der Männer, welche die Anarchiſten Chicagos genannt wurden. 
Die Angelegenheit wurde mit einer formellen Nichtbeachtung der auf⸗ 
geſtellten Geſetze und Prozeßverfahren geführt, und ſie wird immer ein 
abſchreckendes Beiſpiel der brutalen Klaſſenjuſtiz bleiben. Die An: 
geklagten wurden ohne Beweiſe für ſchuldig erklärt und nn bon 
ihnen zu langen Gefängnisſtrafen verurteilt, während 4 der An- 
geſchuldigten, Spies, Parſons, Fiſcher und Engel, am 11. November 
1887 gehängt wurden. Sechs Jahre ſpäter brandmarkte der tapfere 
Gouverneur von Illinois, John P. Altgeld, indem er die anderen 
ie in Freiheit ſetzte, öffentlich das Urteil als ein juridiſches Ver⸗ 

rechen. 

Diejenigen, welche die Einzelheiten 77 Chicagoer Dramas an. 
feinen Anfang, feine Entwickelung und die dabei benutzten Methode 
werden über ihre Aehnlichkeit mit den Ereigniffen von Rolorado 1 
ſein, die wie eine verdächtige Nachahmung erſcheinen, und unwillkürlich 
rufen wir mit dem großen deutſchen Dichter aus: 

‘aff „Ich kenne die Weiſe, ich kenne den Text, ich kenne auch die Ver⸗ 
aſſer.“ 

Aber zwiſchen der Hinrichtung der Chicagoer Anarchiſten und der 
Verhaftung von Moyer, Haywood und Pettibone iſt ein Zwiſchenraum 
von faſt 20 Jahren, und die Zuſtände haben ſich während dieſer Zeit 
ſehr geändert. Während dieſer 20 Jahre iſt die Arbeiterbewegung in 
den Vereinigten Staaten ein Faktor größter ſozialer Bedeutung ge⸗ 
worden, und die ſozialiſtiſche Bewegung iſt bei allen die Arbeiterklaſſe 
bedrohenden Gefahren ſtark und wachſam geworden. Ein kaltblütig be⸗ 
none. Juſtizmord kann heute nicht mehr wie im Jahre 1887 un- 

durchgehen und ohne Rückwirkung bleiben. 

en ſtarke Proteſt⸗ und Entrüſtungsagitation gegen dieſen Ver⸗ 
ſuch ſozialen Verbrechens, hat die Arbeiterbevölkerung des ganzen Landes 
aufgerüttelt. rk 9 jährliche Kongreß der American Fede⸗ 
ration of Labor, der im November 1906 in Minneapolis ab⸗ 
gehalten wurde, hat das Vorgehen i in der Angelegenheit Moyer⸗Haywood 
als ein Verbrechen und eine Parodie auf die Gerechtigkeit gebrandmarkt. 
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Zahlreiche nationale und lokale Organiſationen verwenden große Geld- 
ſummen, um die Verteidigung der angeklagten Minenarbeiter zu 
ſichern, ſtimmen Reſolutionen ab, die das ungeſetzmäßige Vorgehen der 
ausübenden Mächte von Idaho und Kolorado verurteilten: die Arbeiter- 
preſſe widmet der Diskuſſion der Angelegenheit ganze Spalten; Mil- 
lionen von Flugſchriften ſind verteilt worden und Tauſende von öffent⸗ 
lichen Verſammlungen haben im letzten Jahre in allen Teilen des 
Landes ſtattgefunden, um das Volk zum Bewußtſein der abſoluten Un⸗ 
geheuerlichkeit des Verbrechens zu bringen, das gegen die organiſierte 
Arbeiterklaſſe angeſtiftet wurde, und eine Agitation iſt entfaltet worden, 
die gelegentlich einige einflußreiche Zeitungen gezwungen hat, das 
Schweigen in dieſer Frage zu brechen, und ſie ſchließen ſich jetzt den 
Stimmen der organiſierten Arbeiter an und kritiſieren die bei der Ver⸗ 
haftung der Minenarbeiter von Kolorado angewandten illegalen Mittel. 

Bei dieſer Agitation haben die Sozialiſten den erſten Anſtoß zum 
Feldzug gegeben und ſeine intellektuelle Führung übernommen. In 
jedem Staate und jedem Arbeiterviertel ſind ſie die unermüdlichſten und 
einflußreichſten Arbeiter in der Bewegung, und wenn es der Arbeiter- 
klaſſe der Vereinigten Staaten endlich gelingt, den Hieb abzuwenden, 
der auf ihre Organiſationen und Führer gezielt iſt, werden die Sozia⸗ 
liſten dieſes Landes ſich in hohem Maße die Ehre zuſchreiben können, 
zu dieſem Erfolge beigetragen zu haben. 

Brüderliche Grüße 
Morris Hillquit, 
Internationaler Sekretär für die Socialiſt Party der 
Vereinigten Staaten. 


J. Mahlon Barnes, Sekretär. 


Die ſozialiſtiſche Arbeiterpartei. 


Der Bericht der Socialiſt Labor Party an die Genoſſen 
der anderen Länder, die ſich in Stuttgart verſammeln werden, iſt augen⸗ 
ſcheinlich die Fortſetzung des vorangegangenen Berichtes für den Kon⸗ 
greß von Amſterdam im Jahre 1904. Aber leider iſt letzterer Bericht 
im Band der bald nach Beginn des Amſterdamer Kongreſſes veröffent⸗ 
lichten Berichte ausgelaſſen worden. Da die heutige Lage ſich aus der 
früheren erklärt, da man ſich des öfteren auf die Ereigniſſe aus dem 
Bericht von 1904 beziehen wird, und endlich, da das Bureau uns ver⸗ 
ſprochen hat, das Verſehen wieder gut zu machen, hat die Socialiſt 
Labor Party es für richtig befunden, an dieſer Stelle das Doku⸗ 
ment aus jener Periode als Einleitung zu veröffentlichen. 

Es liegt auch noch ein anderer Grund vor, ſo zu handeln: Wir 
find in den Vereinigten Staaten ſehr beſchäftigt, und außerdem halten 
wir es für wichtig, daß die Kämpfe der amerikaniſchen Bewegung auf 
amerikaniſchem Boden geführt werden ſollen und nicht in den Zeitungen 
und Revuen des Auslandes. Wir haben daher davon Abſtand ge⸗ 
nommen, mit den uns feindlich geſinnten Schriftſtellern, die an die 
europäiſchen Zeitungen tendenziöſe Artikel über unſere Bewegung ſen⸗ 
den, zu polemiſieren. Die Folge davon war, daß die ſozialiſtiſche Preſſe 
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Europas eine ungünſtige Meinung von der Taktik der Social t ft 
Labor Party bekommen hat, und die europäiſchen Genoſſen 
blieben vollſtändig im Dunkeln über die Vorgänge in den Vereinigten 
Staaten. Möge nun die Socialiſt Labor Party Recht oder 
Unrecht haben, eines iſt ſicher, daß die Tatſachen, die die Bewegung 
charakteriſieren, nicht verfehlen werden, das Intereſſe bei denen her⸗ 
vorzurufen, die die internationale Bewegung ſtudieren. Wir ſind alſo 
der Meinung, daß die folgende Schilderung dazu beitragen wird, ſie 
aufzuklären, um jo mehr, da der Bericht im Namen der Soc ialiſt 
Labor Party ſelbſt geſchrieben worden iſt. 

f 8155 Bericht, der für Amſterdam beſtimmt war, war wie folgt ab⸗ 
gefa : 
An den internationalen e ie zu Amſterdam. Auguſt, 

en 14., : 


Genoffen! 


Den in europäiſchen Kreiſen häufigen Ausdrücken des Erſtaunens 
über die Rückſtändigkeit der ſozialiſtiſchen Bewegung in Amerika nach 
zu urteilen — eine Rückſtändigkeit, welche lediglich nach der Stimmen⸗ 
abgabe bemeſſen wird — iſt die Schlußfolgerung gerechtfertigt, daß dem 
vornehmſten Zug Amerikas nicht das Gewicht beigemeſſen wird, zu dem 
er berechtigt iſt, oder daß derſelbe gänzlich überſehen wird. Was dieſer 
Zug iſt, dazu liefert der Zenſus des Landes das Material zur Be⸗ 
arbeitung, und der unſterbliche Genius von Karl Marx verſieht uns 
hinwiederum mit der Richtſchnur, um uns zu leiten in der Auswahl der 
notwendigen Kategorie von Tatſachen, ſowie mit der Norm, womit das 
jo geſammelte Material zu meſſen und zu analßyſieren iſt. 


In dem Werk „Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte“ 
wird die proletariſche Inſurrektion von 1848 als ein Text für die nach⸗ 
ſtehende Generaliſation verwendet: 

„ . . . daß in altziviliſierten Ländern mit entwickelter Klaſſen⸗ 
bildung, mit modernen Produktionsbedingungen und mit einem geiſtigen 
Bewußtſein, worin alle überlieferten Ideen durch jahrhundertelange 
Arbeit aufgelöſt ſind, die Republik überhaupt nur die politiſche Um⸗ 
wälzungsform der bürgerlichen Geſellſchaft bedeutet und nicht ihre kon⸗ 
ſervative Lebensform“, und dieſe ſchwerwiegende Tatſache wird auf das 
ſchärfſte hervorgehoben, wenn man fold) ein Land, Frankreich, fon- 
traſtiert mit den „Vereinigten Staaten von Nordamerika, wo zwar ſchon 
Klaſſen beſtehen, aber ſich noch nicht fixiert haben, ſondern in beſtändigem 
Fluſſe fortwährend ihre Beſtandteile wechſeln und aneinander abtreten, 
wo die modernen Produktionsmittel, ſtatt mit einer ſtagnanten Ueber⸗ 
bevölkerung zuſammenzufallen, vielmehr den relativen Mangel an 
Köpfen und Händen erſetzen, und wo endlich die fieberhaft jugendliche 
Bewegung der materiellen Produktion, die eine neue Welt ſich anzueignen 
hat, weder Zeit noch Gelegenheit ließ, die alte Geiſterwelt abzuſchaffen.“ 

Dieſes wurde im Jahre 1852 geſchrieben. Die Rieſenſchritte, ſeit⸗ 
her von Amerika gemacht, ſeine märchenhafte Reichtumsproduktion, ſein 
Aufſchwung in Induſtrie und Agrikultur, welche es in dieſer Hinſicht 
tatſächlich an die Spitze aller anderen Nationen ſtellen, mit einem Wort: 


*) Anmerkung: Dieſer an ift 1 ee aus der in deutſcher Sprache 
erſcheinenden „Sozialiſtiſchen Arbeiter⸗Zeitung“, Cleveland, Ohio, 20. Auguſt 1904. 
f | Der Herausgeber. 
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der geradezu erſtaunliche Status kapitaliſtiſcher Entwickelung, welchen 
das Land erreicht hat, löſcht ſcheinbar dieſen Kontraſt aus. Aber er tut 
es nicht. Dieſe Aenderungen genügen nicht, um Schlüſſe zu ziehen auf 
die Entwickelung des Sozialismus, welche etwa zu erwarten wäre. Der 
vorſtehende Auszug von Marx erklärt warum und deutet an, welch 
andere Faktoren zu erwägen ſind, ehe eine Bourgeoisrepublik ihre „kon⸗ 
ſervative Lebensform“ hinter ſich läßt und eintritt in ihre „politiſch⸗ 
revolutionäre Lebensform“, ohne welche nicht erwartet werden kann, 
daß eine ſozialiſtiſche Bewegung ihren freien Kurs findet. — Dieſe Fak⸗ 
toren — „die entwickelte Klaſſenbildung“ und deshalb das „geiſtige Be⸗ 
wußtſein“ der Klaſſen erzeugt, weil „alle überlieferten Ideen durch 
jahrhundertlange Arbeit aufgelöſt ſind“, die Reife der materiellen Pro⸗ 
duktion, welche nicht länger „eine neue Welt fic) anzueignen hat“, fon- 
dern die notwendige Zeit und Gelegenheit hat, „die alte Geiſterwelt 
abzuſchaffen“ uſw. — benötigen ebenfalls Erwägung und Fixierung 
ihres Status. Sie ſind notwendig zu einer endgültigen und intelli⸗ 
genten Schlußfolgerung. Ein roher und rapider Umriß der Tatſachen, 
welche Licht auf dieſe Faktoren werfen, wird die Situation klären. 
Seit den Zenſustatſachen von 1850, welche Marx benutzte, ijt der 
Flächenraum der Vereinigten Staaten um nicht weniger als 1 057 441 
Quadratmeilen erweitert worden, oder nicht weit von einer Verdoppe⸗ 
lung von dem, was er in 1850 war; als ein Reſultat wurde das Zentrum 
der Bevölkerung, welches in 1850 im 81. Grad, 19 Min. Längegrad 
oder 23 Meilen ſüdweſtlich von Parkersburg in dem gegenwärtigen 
Staat Weſt⸗Virginia lag, um volle vier Längegrade verſchoben und liegt 
jetzt ſechs Meilen weſtlich von Columbus im Staate Indiana, und als 
ein weiteres oder Begleitreſultat iſt das Zentrum der Induſtrie, welches 
in 1850 im 77. Grad 25 Min. Längegrad, nahe Mifflintown im Staate 
Pennſylvanien lag, feither ſtetig weſtwärts gezogen, bis es heute den 
82. Grad 12 Min. Längegrad, nahe Mansfield im mittleren Ohio, er- 
reicht hat, und noch hat dieſe Weſtwärtsbewegung nicht aufgehört. 
Eine weitere Tatſache von Bedeutung, entlang dieſer Unterfudungs- 
linie, wird genügen, um eine Vorſtellung zu bilden über die meteoro- 
logiſche Beſchaffenheit der ſozialen Zuſtände. Während vor ſo kurzer 
Zeit als 1880, 30 Jahre nach dem Marxſchen Werk, die Zenſusberichte 
55 404 Waſſerräder und keine elektriſchen Motoren zeigten, fiel die Zahl 
der Waſſerräder zehn Jahre ſpäter auf 39 008, und die elektriſchen 
Motoren, um dieſe Zeit beginnend, ſind ſeither auf 16 923 geſtiegen 
mit einer proportionalen Vermehrung der Dampfkraftanwendung. Die 
Situation, herbeigeführt durch dieſe Tatſachen, kann ſummiert werden 
im Lichte der fremdartig klingenden Berichte, daß ausgeſpielte Loko⸗ 
motiven, welche einſtmals auf unſeren ſtädtiſchen Hochbahnen Dienſte 
taten und durch elektriſche Motoren erſetzt wurden, heute Züge auf den 
Eiſenbahnen Chinas führen. Maſchinen und Produktionsmethoden, 
überholt in den mehr fortgeſchrittenen Zentren, tauchen beſtändig wieder 
auf in weniger fortgeſchrittenen Gegenden, dorthin getragen von dem 
weſtwärts ſtrebenden Fluſſe unſerer Bevölkerung. Es braucht kaum 
geſagt zu werden, daß unter ſolchen Zuſtänden die Bevölkerung nicht nur 
noch nicht „ſtagnant“ iſt; nicht nur beſteht immer noch ein „beitändiger 
Fluß“, nicht nur beſteht noch immer ein „beſtändiger Wechſel der Be⸗ 
ſtandteile“ oder ein „Abtreten aneinander“ ſeitens der Klaſſen, ſondern 
die eigentümliche Erſcheinung iſt noch immer ſichtbar in Amerika von 
Familien mit Mitgliedern in allen Klaſſen, von der oberen pluto⸗ 
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kratiſchen Klaſſe durch die verſchiedenen Gradationen der Mittelklaſſe, 
bis hinunter zu dem Zwergeigentum des Lohnſklaven der Fabrik und ſo⸗ 
gar weiter hinunter bis zu dem gänzlich eigentumsloſen Proletariat. 
Es braucht kaum geſagt zu werden unter ſolchen Umſtänden, daß es in 
Amerika immer noch „die fieberhaft jugendliche Bewegung der materi- 
ellen Produktion“ gibt und daß, im Einklang damit, es noch nicht Zeit 
gab, „die alte Geiſterwelt abzuſchaffen“. Noch hat die Einwanderung 
von Europa geholfen. Im allgemeinen iſt dieſelbe mit dem Strom ge⸗ 
ſchwommen. Es iſt z. B. eine konſervative Schätzung, daß, wenn nur 
die Hälfte der Europäer gegenwärtig in Groß⸗Newyork wohnend, 
welche in ihrer alten Heimat ſich als Sozialiſten betrachteten, es hier 
bleiben würden, die ſozialiſtiſche Organiſation dieſer Stadt allein nicht 
weniger als 25 000 eingeſchriebene Mitglieder haben würde. Und doch 
gibt es keine auch nur annähernd ſo große Mitgliedſchaft. Die alten 
Illuſionen der Eingeborenen in bezug auf materielle Ausſichten ziehen 
den größten Teil der Eingewanderten in denſelben Wirbel. 


Es braucht auch kaum geſagt zu werden, daß ſolche Zuſtände an⸗ 
zeigen, daß die beſtehende Bourgeoisrepublik von Amerika ſich noch 
immer in dem Kreiſe bewegt, in welchem Marx ſie in 1852 beobachtete: 
in ihrer konſervativen und noch nicht politiſchen Umwälzungsform ihrer 
Exiſtenz. In kurzem, dieſe Zuſtände erklären, warum bis jetzt trotz der er⸗ 
ſtaunlichen Entwickelung des Kapitalismus in dieſem Lande eine numeriſch 
ſtarke ſozialiſtiſche Arbeiterpartei, wie ſolch eine kapitaliſtiſche Entwicke⸗ 
lung auf den erſten Blick den oberflächlichen Beobachter zu erwarten ver⸗ 
leitet, noch nicht beſteht und noch nicht beſtehen kann. Beiläufig werfen 
dieſe Zuſtände wertvolles Licht auf die Natur der „revolutionären Be⸗ 
wegungen“, welche periodiſch entſtehen, deren mißhellige Wallungen 
grollend gegen die ſozialiſtiſche Arbeiterpartei ſchlagen und deren Wort⸗ 
ührer jo viel Lärm machen — in Europa. Sie erklären z. B. das 
fflackern der Single Tax⸗Bewegung mit ihren 300 000 Stimmen in 
den achtziger Jahren; ſie erklären die populiſtiſche Bewegung um ein 
Jahrzehnt ſpäter, in den neunziger Jahren, mit ihren 1 200 000 Stim- 
men; fie erklären die neueſte der Serie in direkter Nachkommenſchaft, 
die fogenannte „Socialiſt“ oder „Social Democratic“-Bewegung dieſes 
Jahrzehnts mit ihren 250 000 Stimmen. Die zwei erſtgenannten ſind 
ſchon ausgeſtorben, und von der letzteren — nach Adoptierung eines 
reviſioniſtiſchen Programms und einer Trades Union⸗Reſolution, von 
welch letzterer ihr eigener Delegat zu dieſem internationalen Kongreß, 
Herr Ernſt Untermann, in der „Neuen Zeit“ vom 28. Mai dieſes 
Jahres, zugibt, daß ſie „eine verkappte Begünſtigung der „American 
Federation of Labor“ iſt und nichts anderes bedeute, als einen Schlag 
gegen die „American Labor Union“, welche ſich von der erſteren Organi⸗ 
ſation getrennt hatte, um ſich von der Herrſchaft der Reaktionäre und 
Kapitaliſtendiener frei zu machen“ und welche das „American Labor 
Journal“ vom 26. Mai, bisher ein Unterſtützer dieſer ſogenannten 
„Socialiſt Party“, mit ſtärkerer Emphaſe brandmarkt als „eine Bloß⸗ 
ſtellung der Partei als Scabhirtin“, kann man ſagen, daß ſie in die 
Periode ihrer Auflöſung eingetreten iſt. 


Eine jede dieſer Bewegungen gerierte ſich in ihrer Reihenfolge als 
die „amerikaniſche ſozialiſtiſche Bewegung“ und führte einen ungeſtümen 
Kampf gegen die Sozialiſtiſche Arbeiterpartei während der Dauer ihres 
flackernden Daſeins, und dann — hinabgezogen und erwürgt an der 
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Nabelſchnur der Illuſionen, entſpringend den bereits geſchilderten Zu⸗ 
ſtänden in dieſem Lande —, nachdem ſie ihre lärmenden Tage gelebt, 
traten ſie regelmäßig und unabänderlich in die Periode ihrer Auflöſung 
ein,“) jedoch nie ohne ſtets einen mehr oder weniger ſoliden Bodenſatz 
für die Sozialiſtiſche Arbeiterpartei zu hinterlaſſen, welch' letztere ſie 
anderſeitig mit gleicher Regelmäßigkeit, während der Periode ihres 
Aufkommens und Wachstums, reinigten, durch Anziehung zu ſich ſelbſt 
all der untauglichen oder unreifen Elemente, welche in den zeitlichen 
Zwiſchenräumen nach der Sozialiſtiſchen Arbeiterpartei gravitierten. 
Auf dieſe Weiſe, ſeit dem Anfangsvotum von 13 387 in 1890, dem 
erſten Jahre ihrer wirklichen Exiſtenz, präſentiert das Votum der 
Sozialiſtiſchen Arbeiterpartei während der drei folgenden Präſident⸗ 
ſchafts⸗ oder nationalen Wahljahre die folgende Tabellierung: 


In 1892: 21157 Stimmen. 
In 1896: 36 564 Stimmen. 
In 1900: 34 191 Stimmen. 


In 1902, zwar nicht ein Präſidentſchaftsjahr, aber doch die ſeither 
nächſte Annäherung an ein ſolches durch die Staatswahlen, ſtieg das 
Votum wieder auf 53 763 Stimmen. 

Wenn man den vorher ſkizzierten ſozialen Zuſtänden genügendes 
Gewicht gibt, ſo tritt ein anderer gewichtiger Umſtand zutage — der 
Umſtand, daß in Amerika das geringe Votum einer bona fides jozia- 


*) Der Abſchnitt in dem erwähnten Artikel des „American Labor Union 
Journal“ iſt einer vollen Wiedergabe wert, denn er illuſtriert einen guten Teil 
der Nabelſchnur, welche die angeblichen „American Socialiſt“⸗Bewegungen, 
periodiſch gegen die Sozialiſtiſche Arbeiterpartei entſtehend, verhängnisvoll 
hinabzieht und erwürgt. Der Abſchnitt lautet: 

„Die Männer, welche in Unterſtützung der Reſolution (des Subſtituts) 
ſprachen, von Ben. Hanford bis qu Hilquit, verſuchten nicht, dieſen Argumenten 
entgegenzutreten. Sie beſchränkten ſich auf eine konſtante Wiederholung der 
Anklage, daß diejenigen, welche der Reſolution opponierten, gegen die Trades 
Unions ſeien, was tauſend Meilen von der Wahrheit entfernt war, denn tat⸗ 
ſächlich war die Oppoſition nicht gegen Indoſſement der Trades Unions ge⸗ 
richtet, ſondern gegen die Abart von Trades Unionismus, welche man zu 
indoſſieren ſuchte. So wie ſie ſteht, iſt die „Socialiſt Party“ als Skabhirtin 
bloßgeſtellt, als für die Organiſierung von dualiſtiſchen Unions, die Verleitung 
der Arbeiterklaſſe, die Verwendung von Unionfonds, um ſozialiſtiſche Kandi⸗ 
daten zu ſchlagen, die Abſonderung der Arbeiterklaſſe in Gewerkſchaftseinheiten, 
welche machtlos ſind, irgendetwas zu erringen. Und ſie iſt ſo bloßgeſtellt 
worden, weil ein paar ſtrebſame öſtliche Genoſſen begierig waren, in den pure 
und ſimple Unions die Dinge für ſich ſelbſt angenehm zu geſtalten.“ 

Und in einem ſpäteren Artikel, am 2. Juni, erklärt dasſelbe Blatt, worin 
das „die Dinge für ſich ſelbſt angenehm zu geſtalten“ ſeitens der öſtlichen 
Mitglieder, dem dominierenden Element ſeiner Partei, beſteht. Es ſagt: 

„Die, ſo in Reih und Glied ſtehen, haben keine „Aexte zu ſchleifen“. Sie 
haben keine Veranlaſſung, „gleich geprügelten Hunden zu den Füßen der 
nationalen Labor Fakirs zu kriechen“. Diejenigen in Reih und Glied ſuchen 
keine Beförderung in pure und fimple Körperſchaften. Sie ſuchen keine „aus⸗ 
ländiſchen Delegierten⸗Paſſionen“, noch jagen ſie nach einem „Organiſator⸗ 
Mandat“ im Fakirtum. Sie haben keine Zeitungen zu kolportieren im 
Fakirtum“, mit einem Worte, die Nabelſchnur der Privat⸗ und Zunftintereſſen 
jenes öſtlichen dominanten Elementes, der ſogenannten „Socialiſt“ alias 
„Social Democratic Party“, iſt ſo beſchaffen, daß ſie die Arbeiterklaſſe un⸗ 
abänderlich verraten und, in natürlicher Folge, die genannte Partei erwürgen 
muß, genau wie ihre Vorgänger es getan. 
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liſtiſchen Organiſation kein Maßſtab iſt für ihre Stärke oder für 
die von ihr geleiſtete Arbeit, noch für das ſozialiſtiſche Gefühl im 
Lande, mit einem Wort, es iſt kein Maßſtab für die Nähe oder Ferne 
des kritiſchen Moments — die Entthronung der Kapitaliſtenklaſſe. 
In Amerika iſt die kapitaliſtiſche Moral in den Wahlplatz eingedrungen. 
Die Schikanen, praktiziert von der herrſchenden Klaſſe in der Fabrik, 
den Verkaufshallen oder in den legaliſierten Spielhöllen, bekannt als 
„Börſen“, ſind von ihr in das Feld der Wahlen eingeführt worden 
und herrſchen dort unumſchränkt. Die Geſetze, welche ſie erlaſſen, um 
ihre reſp. Parteien zu verhindern, einander zu betrügen, würden einem 
lebenden Montesquieu ein unvergleichliches Thema liefern zu einem 
unvergleichlichen Kapitel über „Den Geiſt der Geſetzgebung“. Natürlich 
erlaubt der Geiſt dieſer Anti⸗Schwindelwahlgeſetze den ſtreitenden 
Parteien der herrſchenden Klaſſe, dieſelben zuungunſten einer bona 
fides Partei des Sozialismus zu ignorieren und zu verletzen. Die 
Abſetzung eines Kongreßabgeordneten wegen ſchwindelhafter Wahl⸗ 
praktiken iſt zwar nicht unbekannt, wird aber nie angewendet, aus⸗ 
genommen ſeitens der Majoritäts⸗ gegen die Minoritätspartei, wenn 
die erſtere das Mandat benötigt. Solch ein Vorkommnis, wie die Ab⸗ 
ſetzung eines kapitaliſtiſchen Abgeordneten zum Reichstage wegen Wahl⸗ 
ſchwindel und die Anordnung einer Neuwahl, bei der ein ſozialiſtiſcher 
Kandidat erwählt wird, wie in Deutſchland vorgekommen, oder die 
Abſetzung, aus ähnlichen Gründen, eines Grafen Boni de Caſtellane, 
dem Teilhaber, durch Verheiratung, der Millionen unſeres ameri⸗ 
kaniſchen Kapitaliſten Jay Gould, wie kürzlich in Frankreich paſſiert, 
erſcheint unſeren amerikaniſchen Kapitaliſten und allen anderen, 
beeinflußt durch deren Gedankenrichtung, als unfaßbar albern. 
Sie verſtehen dies ſo wenig, als weſtliche Völker das Gefühl eines 
japaneſiſchen Soldaten verſtehen, lieber zu ſterben, als ſich den Ruſſen 
zu ergeben. Was dieſes bedeutet für ein Votum, welches die herrſchende 
Klaſſe wirklich bedroht, liegt auf der Hand. Und folglich liegt auf der 
Hand die Tatſache, daß der Tag des ſozialiſtiſchen Votums noch nicht 
gekommen iſt. Der kapitaliſtiſche Korruptioniſt durchkreuzt heute den 
Machtſpruch des Stimmzettels. Aber Tändeleien mit dem Thermometer 
haben noch nie die Temperatur beeinflußt. 

Daher liegt der Maßſtab der Seetüchtigkeit einer ſozialiſtiſchen 
Bewegung auf den Waſſern amerikaniſcher Zuſtände in dem Charakter 
ihrer agitatoriſchen, erzieheriſchen und organiſatoriſchen Propaganda; 
der Quantität und Qualität der Literatur, welche ſie verbreitet; der 
Straffheit ihrer ſelbſtauferlegten Disziplin: der Feſtigkeit und Furcht⸗ 
loſigkeit ihrer Haltung. Die Sozialiſtiſche Arbeiterpartei hat ſeit 
nun vier Jahren die einzige ſozialiſtiſche Tageszeitung der engliſch 
ſprechenden Welt publiziert — den „Daily People“; während der letzten 
dreizehn Jahre publizierte ſie ein Wochenblatt — den „Weekly People“. 
Dieſe Organe, neben der umfangreichen Literatur, welche ſie durch ihre 
eigene Druckerei herausgibt — vieles davon Original und vieles 
Ueberſetzungen des Beſten, was die revolutionäre Bewegung in anderen 
Sprachen hervorgebracht — ſind maßgebend innerhalb der engliſch 
ſprechenden Bewegung. Sie atmen den kompromißloſen Geiſt, welchen 
amerikaniſche Verhältniſſe für eine ſozialiſtiſche Bewegung zu einer 
gebieteriſchen Notwendigkeit machen, wofern ſie nicht entweder ſich 
lächerlich machen oder aber die Arbeiterklaſſe mit reviſioniſtiſchen Flach⸗ 
heiten verraten will. Im Einklang mit dieſer Haltung enthält ſich die 


Sozialiſtiſche Arbeiterpartei nie eines Schlages gegen ein Unrecht, aus 
Furcht, ſich einen Feind zu ſchaffen oder einen Freund zu verlieren. 
Sie unterliegt keiner Verlockung. Wenn in anderen Ländern die Ver⸗ 
hältniſſe einen anderen Kurs geſtatten oder gar notwendig machen, ſo 
iſt dies hier nicht der Fall: Die Sozialiſtiſche Arbeiterpartei von 
Amerika haut gerade der Schnur entlang. In ihrem Kampfe gegen 
die Kapitaliſtenklaſſe erlaubt die Partei nicht, daß man ſie gebraucht 
als einen Pfeiler, um dieſe Klaſſe zu ſtützen. Ob die kapitaliſtiſche 
Formation erſcheint in der Form eines „Truſts“ oder in der Form einer 
aufgefriſchten Zunft, unter der falſchen Flagge des „Trades Unionis⸗ 
mus“, die Partei ſtellt beide unbarmherzig bloß — ſie ſtellt ſie beide 
bloß — ſelbſt wenn Arbeiter Aktieninhaber des erſteren, des „Truſts“ 
ſind, wie z. B. die ſogenannte Trades Union der „Amalgamated Iron 
and Steel Workers“ es in der Carnegieſchen „United States Steel 
Corporation“; und ſelbſt wenn es Arbeiter find, welche die Mitglied- 
ſchaft der aufgefriſchten Zunft bilden und auf dieſe Weiſe die Arbeiter⸗ 
klaſſe zerteilen durch die chineſiſche Mauer unerſchwinglich hoher Bei- 
träge und Aufnahmegebühren oder andere Zunftpraktiken, befolgt 
von vielen ſogenannten Trades Unions. Die entſchloſſene Haltung, 
welche in Amerika einer bona fides Partei des Sozialismus auferlegt, 
iſt unverſtändlich für die ſucceſſiven Wellen der angeblichen revolu⸗ 
tionären Bewegungen ſowie der amerikaniſchen Reformiſten im allge⸗ 
meinen, welche mit der Hartnäckigkeit einer Krankheit auf der politiſchen 
Bühne des Landes auf- und niedertauchen. Und weil unverſtändlich 
für ſie, wird die Sozialiſtiſche Arbeiterpartei das Objekt ihrer un⸗ 
geſtümen Feindſeligkeit und wird immer wieder von ihr totgeſagt 
— auf dem Papier. Die Sozialiſten Europas werden dieſes Phänomen 
verſtehen, wenn ſie erfahren, daß dieſelben Beiwörter, mit welchen die 
illerand ⸗Jaures⸗Reviſioniſten Frankreichs die „Parti Socialiſte 
de France“ (U. S. R.) beehrten — „bösartig“, „engherzig“, „reizbar“, 
„unduldſam“ uſw. — fortdauernd mit eintöniger Regelmäßigkeit ſeitens 
dieſer amerikaniſchen „Reviſioniſten“ auf die Sozialiſtiſche Arbeiter⸗ 
partei angewendet werden. | 
Es ijt dieſe „Bösartigkeit“, „Engherzigkeit“, „Unduldſamkeit“ uſw., 
welche den Tag der Entthronung der amerikaniſchen Kapitaliſtenklaſſe 
beſchleunigt. Zum Beiſpiel: Zur Zeit der Ermordung MeKinleys 
im Jahre 1901, als die kapitaliſtiſche Klaſſe beſtrebt war, die Gelegen⸗ 
heit auszunützen, um alle Impulſe in der Richtung ihres Sturzes aus⸗ 
zurotten, waren alle Stimmen, welche in irgendeiner Weiſe in 
Oppoſition zur Klaſſenherrſchaft ſtanden, mit einer einzigen Ausnahme, 
verſtummt; man wagte nicht, ſich auszuſprechen. Diele einzige Aus⸗ 
nahme war die Stimme der Sozialiſtiſchen Arbeiterpartei. Eine An- 
zahl ihrer Redner wurden verhaftet und anderweitig verfolgt, ſtanden 
aber feſt und triumphierten ſchließlich über den Verſuch, die Stimme 
des Proletariats zu erſticken. Die kapitaliſtiſche Entwickelung in 
Amerika überholt und überwindet jetzt rapide die Hinderniſſe, welche 
Marx aufzählte, für die konſervative Form der amerikaniſchen 
Bourgeois⸗Republik, um in ihre politiſch⸗revolutionäre Form einzu⸗ 
treten. Die Verhältniſſe reifen ſchnell. Wenn der Tag des Stimmens 
gekommen iſt für die ſozialiſtiſche Bewegung Amerikas, dann werden 
ihre Stimmen gezählt werden — oder aber die Männer, welche die 
ſozialiſtiſche Arbeiterpartei ſammelt und drillt, werden den Grund 
wiſſen wollen. Die Rückſtändigkeit der ſozialiſtiſchen Bewegung in 
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Amerika liegt nur an der Oberfläche. Was immer das Thermometer 
des ſozialiſtiſchen Votums, geſtört durch kapitaliſtiſche Korruption, 
regiſtrieren mag, die Temperatur iſt im Steigen begriffen. Das Pro- 
gramm der Sozialiſtiſchen Arbeiterpartei verlangt — und jede Hand- 
lung der Partei iſt in ſtrikter Uebereinſtimmung mit dieſem Ver⸗ 
langen — die bedingungsloſe Kapitulation der Kapitaliſtenklaſſe; die 
Partei wird geleitet von dem Leitſtern des Diktums, daß „die Be⸗ 
freiung des Arbeiters das Werk der Arbeiterklaſſe ſelbſt ſein muß“. — 
Die Partei beſteht darauf und auf nichts weniger als das, denn ſie 
weiß, daß etwas weniger den „Reviſionismus“ bedeutet. 
.. Daniel De Leon, 
Delegat der Sozialiſtiſchen Arbeiterpartei der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika. 
Im Auftrage des National⸗Exekutiv⸗Komitees der Sozialiſtiſchen 
Arbeiterpartei. 
Henry Kuhn, Nationalſekretär. 
New York, den 15. Juli 1904. 
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Es ergibt ſich aus dem Vorangegangenen, daß die amerikaniſche 
Arbeiterbewegung durch ſtreitſüchtige, feindlich geſinnte Frak⸗ 
tionen gehemmt wurde. Der gewonnene Eindruck läßt uns 
auf ein Chaos oder Mangel an Energie ſchließen. Das Reſultat 
der Wahlen ſcheint dieſe Anſicht zu beſtätigen. Einige Beiſpiele ſcheinen 
dieſe Feſtſtellung zu bewahrheiten. Ich werde dieſe Beiſpiele haupt⸗ 
ſächlich aus dem Staate New York wählen, dem Urſprungsorte der 
Streitigkeiten zwiſchen den beiden ſozialiſtiſchen Parteien. 

Bei den Gouverneurswahlen für den Staat New Pork im Jahre 
1898, unmittelbar vor der Spaltung der Socialiſt Labor Party 
und der Begründung der Socialiſt Party in dieſem Staate, er- 
hielt die Partei 22 301 Stimmen. Das letzte Jahr, d. h. acht Jahre 
ſpäter und ſieben Jahre nach der Spaltung, erhielten beide Parteien 
zuſammen nur 26 375 Stimmen, das heißt alſo 4000 Stimmen mehr. 
Aber dieſer kleine Zuwachs darf nicht irreführen. Die wirkliche Lage 
ergibt ſich, wenn man die Stimmen der beiden Parteien vom Jahre 
1904 und vom letzten Jahre für den Gouverneurspoſten vergleicht. 
Im Jahre 1904 erhielten die beiden Parteien 45 233 Stimmen und 
im Jahre 1906 26 375. Das bedeutet einen Verluſt von 18 858, von 
denen 4624 auf die Socialiſt Labor Party und 14506 auf 
die Socialiſt Party gerechnet werden. on 

Im Jahre 1896, vor der Spaltung, erhielt die Goctalt ft 
Labor Party für die Wahlen auf dem Kongreß im 9. Diſtrikt von 
New Pork (einem Diſtrikt des „Arbeiterviertels“ von New Nork) 
4371 Stimmen. Im letzten Jahre, d. h. zehn Jahre ſpäter und ſieben 
Jahre nach der Spaltung, ließ die S. L. P. das Feld für den Kandidaten 
der Socialiſt Party frei, der nur 3586 Stimmen erhielt, das 
ſind alſo 785 Stimmen weniger. Die Geſamtzahl der Wähler dieſes 
Diſtrikts hatte allerdings ſeit 1896 abgenommen, aber nichtsdeſto⸗ 
weniger, trotz zehnjähriger Agitation und außerordentlicher Ver- 
anlaſſungen, verurſachten ſieben Jahre des Konflikts einen Verluſt von 
785 Stimmen. f 

Ein drittes Beiſpiel iſt das der „Aſſembly diſtricts“ in dem 
Arbeiterviertel New Yorks. In dieſem Diſtrikt, früher unter dem 
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Namen „Sechzehnte Verſammlung“ bekannt, jetzt der ſechſten ein⸗ 
verleibt, erhielt die Social iſt La bor Par ty für die geſetzgebende 
Verſammlung im Jahre 1899 genau 2141 Stimmen. Im letzten Jahre, 
d. h. ſieben Jahre ſpäter und nach der Spaltung, betrugen die ſozia⸗ 
liſtiſchen Stimmen der beiden Parteien zuſammen nur 471. Mit 
anderen Worten: es iſt ein ſtarker relativer und abſoluter Verluſt, der 
ſich auf 1670 Stimmen beläuft. 

Wenn man das ganze Land in Betracht zieht, erhält man da, wo 
man Vergleiche anſtellen kann, dieſelben Reſultate. Die Wahl in 
Kolorado, wo Wm. D. Haywood, der jetzt in Idaho im Gefängnis ſitzt, 
im letzten Jahre an der Spitze der ſozialiſtiſchen Wahlliſte ſtand und 
ihr einen erkünſtelten Wert verlieh, beſtätigt nur um ſo nachdrücklicher 
durch ihre in die Augen ſpringende Ausnahme die Regel. Der Kampf 
zwiſchen den beiden Parteien hat auf die Abgabe der Stimmen im 
allgemeinen ungünſtig gewirkt. Die Sozialiſtiſche Partei, die vor 
zwei Jahren 400 000 Stimmen umfaßte, iſt überall ein wenig zurück⸗ 
gegangen. Ebenſo war es bei der S. L. P. mit ihren 34 172 Stimmen 
im Jahre 1904. 

Dieſe Tatſachen und dieſe Zahlen hätten zu der Annahme be⸗ 
rechtigen können, daß das Beſtehen des politiſchen Konflikts zu einer 
Kraftvergeudung und zu Verluſten an ſozialiſtiſcher Energie führe. 
Dies war aber nicht der Fall. — Gerade dieſer Konflikt hat die Grund- 
lage zu einer ſtarken ſozialiſtiſchen Bewegung geſchaffen — einer 
ökonomiſchen und politiſchen Bewegung. Trotzdem die perſönlichen 
Feindſeligkeiten ſich entwickelten und eine Hauptrolle zu ſpielen 
ſchienen, waren ſie dennoch nicht die Urſache der Ereigniſſe. Die Ur⸗ 
ſache des Konflikts iſt der Gegenſatz der beiden Prinzipien. Wir geben 
zu, daß Stimmen und Anſtrengung verloren gingen, zu Nutz und 
Frommen der Erkenntnis deſſen, was richtig iſt. 

Die beiden großen Prinzipien, welche die Urſache des Streites 
zwiſchen der ſozialiſtiſchen und Arbeiterbewegung in Amerika waren, 
ſind folgende: 

1. Die politiſche Bewegung des Sozialismus kann nicht, ſelbſt 
wenn ſie es wollte, und ſollte nicht, ſelbſt wenn ſie es könnte, die 
ökonomiſche Bewegung ignorieren. — Eine rein ſozialiſtiſche politiſche 
Bewegung, geſund und gedeihlich, iſt nur dann möglich, wenn ſie auf 
einer geſunden ökonomiſchen oder gewerkſchaftlichen Bewegung be⸗ 
gründet iſt. Kurz, dieſes Prinzip beſtätigt, daß in Amerika eine 
politiſche Bewegung des Sozialismus nur der Reflex einer ökonomiſchen 
revolutionären Bewegung ſein kann. — Das andere Prinzip iſt, daß 
die politiſche Bewegung des Sozialismus nicht ſollte, wenn ſie es 
könnte und nicht dürfte, wenn ſie es wollte, irgend etwas mit der 
ökonomiſchen Bewegung gemeinſam haben. Es predigt die Neutralität 
gegenüber der Trade Unions und betrachtet den Unionismus für eine 
vorübergehende Erſcheinung. 

Alle Mißhelligkeiten, manchmal ſogar blutige, die die Arbeiter⸗ 
bewegung Amerikas kennzeichneten, ſtammen vom Zuſammenſtoß dieſer 
beiden Prinzipien her. Die S. L. P. faßte den Marxſchen Gedanken 
dahin zuſammen, daß nur auf dem Boden der Gewerkſchaften eine 
wirkliche politiſche Arbeiterpartei geſchaffen werden könne, und da ſie 
infolgedeſſen die ökonomiſche Organiſation für den Keim der künftigen 
Geſellſchaft hielt und auf dem Standpunkt ſteht, daß die Macht ſich 
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auf das Recht ſtützen muß, fo nimmt fie das erfte der Prinzipien an. 
Daher gibt fie fid) alle Mühe, Gewerkſchaften im Lande zu gründen. 

„Die politiſche Bewegung fand den Boden der Arbeiterbeſtrebungen 
bereits von dem reinen und einfachen Trade Unionismus eingenommen. 
Dieſes Syſtem organiſiert die Gewerkſchaften nicht nur als Einheiten, 
ſondern auch als ſouveräne Körperſchaften mit Selbſtverwaltung. 
Dieſes Syſtem machte jede ökonomiſche Bewegung unfruchtbar. Und 
in der Tat, wenn die Löhne der der Gewerkſchaft angehörenden Arbeiter 
höher waren als die der Arbeiter, die nicht der Gewerkſchaft angehörten, 
ſo entzweite der Preis, welcher von den Gewerkſchaften für dieſe höheren 
Löhne gezahlt wurde, hoffnungslos die Arbeiterklaſſe. Vor allem 
ſchloſſen dieſe Vereinigungen die Mehrzahl der Mitglieder von der Teil- 
nahme aus, und zwar durch die Einteilung nach Kunſtfertigkeit, durch 
hohe Beiträge, durch beſtimmte Einführungsrechte und durch andere 
Verſtöße. Zweitens konnte jede dieſer Vereinigungen ihren Judas⸗ 
heller bei den Arbeitgebern verdienen. Es erübrigt ſich, die lange Reihe 
der wohlerwägten verräteriſchen Handlungen aufzuzählen, die an den 
amerikaniſchen und ausländiſchen Arbeitern begangen wurden und das 
Verderben, das dieſe Art der Vereinigung verurſacht hat. Es genügt 
zu ſagen, daß die Gewerkſchaften mit einer kapitaliſtiſchen Organiſation 
verbündet ſind mit Namen Civic Federation, deren Ziel es 
iſt, freundſchaftliche Beziehungen zwiſchen dem Kapital und der Arbeit 
herzuſtellen. Dieſe Verbände gehören größtenteils zur American 
Federation of Labor. Eine politiſche Arbeiterbewegung — und 
was iſt eine politiſche ſozialiſtiſche Partei, wenn fie nicht eine politiſche 
Arbeiterbewegung iſt — kann nur ihre Hauptkräfte unter der Arbeiter- 
klaſſe ſammeln. Es iſt unvermeidlich, daß der Streit, der durch den 
reinen und unpolitiſchen Trade Unionismus unter der Arbeiterbewegung 
verurſacht wurde, auf die politiſche Bewegung Rückwirkung hat. Unter 
ähnlichen Umſtänden teilt ſich nicht nur die Arbeiterklaſſe auf politiſchem 
Gebiete, indem ſie ſich unter das Banner verſchiedener politiſcher 
kapitaliſtiſcher Parteien einreihen läßt, ſondern wirken ſchließlich auch 
zurück auf die beiden feindlichen ſozialiſtiſchen Bruderparteien, — die 
eine, die S. L. P., die ſich in voller Anerkennung der verſchiedenen 
Wirkungskreiſe, auf die ſich die Beſtrebungen der politiſchen und 
ökonomiſchen Bewegung erſtrecken, nichtsdeſtoweniger auf die ökonomiſche 
Tendenz ſtützt; die andere, die S. P., welche als Folge ihrer Theorie 
von der vorübergehenden Natur gewerkſchaftlicher Vereinigungen, die 
Neutralität gegenüber dem Unionismus proklamiert. 

Der Lauf der Ereigniſſe ſeit Amſterdam auf ſozialiſtiſchem und auf 
dem Arbeitergebiete und als Folge des oben geſchilderten Konflikts iſt 
durch zwei Tatſachen charakteriſiert worden: durch die Begründung der 
„Induſtrial Workers of the World“ und durch die „Con⸗ 
férence de l'unitée de New Derfen”. 

Im Jahre 1905 wurden die „Induſtrial Workers ofthe 
World“ begründet, eine ökonomiſche revolutionäre Organiſation, die 
auf dem Prinzip des Klaſſenkampfes bafierte, das bis jetzt nur von der 
„Socialiſt Trade and Labor Alliance“ angenommen war, 
ſetzte ihren Weg auf dem Wege der Entwickelung fort, verwarf das ge⸗ 
noſſenſchaftliche Syſtem der Organiſation, um an deſſen Stelle das ſo⸗ 
genannte induſtrielle zu ſetzen. Sie legte den Grund zu den verfaſſung⸗ 
gebenden Körperſchaften, welche dazu berufen waren, eine ſozialiſtiſche 
Republik zu verwalten. Das war der erſte vorbereitende Schritt zur 


Revolution in Amerika, die die Vereinigung aus dem ökonomiſchen Un⸗ 
wetter in den Hafen der genoſſenſchaftlichen Republik führen ſoll. 
Das zweite Ereignis ijt die Vereinigung der Konferenz von New 
Nerſey für die ſozialiſtiſche Einigkeit geweſen, eine Konferenz, die im 
Staate New Nerſey bon einer gleichen Anzahl Vertretern der S. L. P. 
und der S. P. dieſes Staates im Dezember des Jahres 1905, im 
Januar, Februar und März 1906, abgehalten wurde. Der Beſchluß 
des Amſterdamer Kongreſſes, welcher die rivaliſierenden politiſchen 
Parteien aller Länder aufforderte, ſich zu vereinigen und ſich als eine 
einzige ſozialiſtiſche Partei gegen die kapitaliſtiſchen Parteien zu kon⸗ 
ſtituieren, hat dazu beigetragen, dieſe Konferenz entſtehen zu laſſen. 
Aber die Strömung war ſchon vor Amſterdam vorhanden. Man fand 
Spuren davon in dem Bericht der S. L. P. auf dem Kongreß von 
Amſterdam, in den Sätzen, welche wörtlich Stellen aus mit der ſoziali⸗ 
ſtiſchen Partei ſympathiſierenden Arbeiterſchriften wiedergaben. Die 
Neutralitätstheorie in dem Syndikatsprinzip hat ſich als ein Irrtum 
erwieſen, der dazu verurteilt war, zum entartetſten Nepotismus während 
der ſechs vorangegangenen Jahre zu führen, ſeit der Zeit, da er zum 
Glaubensartikel des politiſchen Sozialismus erhoben wurde, im Gegen- 
ſatz zur Lehre der S. L. P. Das neutraliſtiſche Prinzip offenbarte ſich 
in der Anwendung, wie es ſich fortwährend offenbaren muß, als eine 
Maske, die dazu beſtimmt war, den Unionismus zu verbergen, als ein 
Zeichen dieſer verbrecheriſchen Politik, die für die Entſtehung der An⸗ 
archiſten verantwortlich iſt, die ſchließlich nur die Verteidiger der Ge⸗ 
walttätigkeit find. Entrüſtet über das unwürdige Benehmen der Boli- 
tiker, die dieſe Benennung verdienen, ſofern ſie nicht ihren Sozialismus 
auf der ökonomiſchen Arbeiterorganiſation baſieren, Menſchen, die durch 
den Zorn blind gemacht, das Kind mit dem Bade ausſchütten und die 
politiſche Agitation zurückweiſen, weil ſie ihre Handlungsweiſe verur⸗ 
teilen. Der Sturz der Neutralitätstheorie ließ es zu, daß die hiſtoriſche 
Miſſion des Unionismus vollſtändig anerkannt wurde und führte auch 
direkt zum Sturze ſeiner treuen Gefährtin der „Neutralität“, d. h. der 
Theorie vom vergänglichen Charakter des Unionismus. Vor der Ab- 
ſtimmung des Beſchluſſes über die Tätigkeit in Amſterdam, einige Zeit 
vor der Verſammlung des Kongreſſes in Chicago, der die J. W. of the W. 
begründete, hatten ſich einige der beſten Elemente der S. P. der S. L. P. 
genähert. Der Einigungsbeſchluß von Amſterdam, dem ſofort die Be⸗ 
gründung der J. W. of the W. folgte, brach das Eis. Das unmittel⸗ 
bare Reſultat war eine Aufforderung, die im Jahre 1905 durch den 
jährlichen Kongreß der S. P. von New Nerſey an die S. L. P. desſelben 
Staates erging, die Möglichkeit der Begründung einer politiſchen Eini⸗ 
gung in den Vereinigten Staaten zu erwägen. Die Beſchlüſſe der Eini⸗ 
gungskonferenz von New Yerjey, die zuſammen veröffentlicht wurden, 
ſind der Glanzpunkt der amerikaniſchen Bewegung. Das Manifeſt, 
welches mit vollkommener Einſtimmigkeit von der Konferenz an die Mit⸗ 
glieder von New Nerſey gerichtet wurde — es wurde von den 12 Dele⸗ 
gierten der S. L. P. und 11 Delegierten von den 12 der S. L. P. ab- 
geſtimmt — enthielt folgende Stelle: . 
„Die Konferenz glaubt, daß, wenn die politiſche Bewegung nicht 
auf einer ökonomiſchen Klaſſenorganiſation baſiert, bewußt, angemeſſen 
begründet, bereit, die produktiven Kräfte des Landes zu ergreifen und 
zu erhalten und außerdem bereit und imſtande, wenn und wann not⸗ 
wendig das Reſultat des ſozialiſtiſchen Stimmrechts der Arbeiterklaſſe 
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zu verſtärken, — daß, falls eine ſolche Körperſchaft nicht exiſtiert, die 
politiſch ſozialiſtiſche Bewegung nur ein vorübergehendes Aufleuchten 
ſein wird und nur darin beſtehen wird, um Intellektuellen und Intri⸗ 
ganten politiſche Betätigung zu verſchaffen und nur daher ähnliche Ele⸗ 
mente wird heranziehen können. Aus dieſem beſtimmten Grunde glaubt 
die Konferenz, daß eine politiſch ſozialiſtiſche Partei, die zur Wahl 
ſchreitet, ohne mit einer ſolchen ökonomiſchen, gut ausgearbeiteten Or- 
ganiſation ausgerüſtet zu ſein, nur eine Kataſtrophe über das Land 
heraufbeſchwört, in dem Maße, wie ſie nach dem politiſchen Erfolg 
trachtet und in dem Maße, wie ſie ihn erlangt. Alle ernſten Beobachter 
werden verſtehen, daß der Tag, da eine ſolche Partei einen Erfolg in 
Amerika zu verzeichnen haben wird, auch der Tag ihrer Niederlage ſein 
wird, der ſofort eine induſtrielle und finanzielle Kriſe zur Folge haben 
ſelbft unter der niemand mehr leiden würde, als die Arbeiterklaſſe 

Die Konferenz glaubt, daß die politiſch ſozialiſtiſche Bewegung, 
welche die American Federation of Labor begünſtigt, es 
darauf abzielt, ganz einfach das ſozialiſtiſche Prinzip und Ziel zu ver⸗ 
leugnen. Was liegt daran, daß die A. F. of L. ſtark auf die Organiſa⸗ 
tion ſchimpft. Tatſächlich vertreibt ſie die größte Mehrzahl der Arbeiter 
aus der Organiſation. Die Tatſachen werden allen Leuten den Beweis 
liefern. Die koloſſalen Einſchreibegebühren, die Beſchränkungen der 
Lehrlinge, die Art und Weiſe, die Arbeit nur den Arbeitern zuzuweiſen, 
die in die Organiſation aufgenommen werden, ſind nur einige Beiſpiele 
für die Methode, die darauf hinzielt, die Organiſation zu entmutigen, 
das find Reſultate, die nicht allein aus Mangel an Organiſation hervor- 
gehen, ſondern auch aus der Art der Organiſation, aus dem Syſtem, 
die Arbeiter in Gruppen abzuſondern, die während der Zeit des Kon⸗ 
flikts für ſich ſelbſt kämpfen und ſo eine leichte Beute der Kapitaliſten 
werden. Andererſeits iſt die Beharrlichkeit, mit der gewiſſe Elemente 
der ausbeutenden Klaſſe ihre Opfer zwingen, ſich der A. F. of L. anzu⸗ 
ſchließen, eine genügende Verurteilung der Organiſation ſelbſt. 

Durch ihre eigenen Handlungen und Erklärungen zeigt die A. F. 
of L., daß ſie die Abhängigkeit des Lohnempfängers zum Ziel hat. 

Indem die A. F. of L. zugibt, daß eine Intereſſengemeinſchaft 
zwiſchen dem Arbeitgeber und Arbeitnehmer beſteht, ſetzt ſie ihrem Ver⸗ 
halten die Krone auf, indem ſie für ihren Vorſitzenden Gompers den 
Vorſitz in der Civic Federation of Belmonte annimmt, und ſich ſo mit 
einer Organiſation verbündet, die von der kapitaliſtiſchen Klaſſe unter⸗ 
ſtützt wird, um den Klaſſenkampf zu verſchleiern und das jetzige Syſtem 
zu verlängern, welches auf der Ausnutzung der Arbeit baſiert. 

Aus dieſen Gründen beſchließt die Konferenz, daß die politiſch⸗ 
ſozialiſtiſche Partei die Pflicht hat, die Organiſation einer gut begrün⸗ 
deten Vereinigung ins Leben zu rufen, indem ſie die Vorzüge einer 
ſolchen Vereinigung beleuchtet und die Fehler des alten Syſtems bloß- 
ſtellt. Folglich, und um dieſen Punkt zum Abſchluß zu bringen, verwirft 
ſie die Neutralitätstheorie in ökonomiſcher Hinſicht als unpraktiſch, 
fehlerhaft und verderblich. Die jetzige Konferenz, die ihren Grundſätzen 
treu bleibt, verurteilt die A. F. of L. als Hindernis für die Emanzipation 
der Arbeiterklaſſe. 

Von dem Glauben ausgehend, daß die politiſche Macht von der 
ökonomiſchen Kraft herkommt und ein Reſultat derſelben iſt, daß der 
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Einfluß des Kapitalismus auf die Regierung das Reſultat feiner ökono⸗ 
miſchen Macht iſt, ſo erachtet die Konferenz die „Induſtrial 
Workers of the World“ für die Gleichſtellung der Arbeiterklaſſe 
für nützlich, die, anſtatt den Klaſſenkampf zu verhindern, ſich geradezu 
auf das Prinzip ſtützen und mutig das ſozialiſtiſche Prinzip behaupten, 
daß die Arbeiterklaſſe und die Arbeitgeber nichts miteinander zu tun 
haben, und daß die Arbeiterklaſſe ſich ebenſogut auf politiſchem Boden 
wie auf ökonomiſchem Boden vereinigen muß, um zu nehmen und zu 
behalten, was ſie durch ihre Arbeit ſchafft.“ 


Dieſes Manifeſt wurde von den Vertretern der beiden Parteien 
einer Volksabſtimmung ihrer beiderſeitigen Verbände von New Yerfev, 
die der S. L. P. angehörten, unterbreitet, aber ſie wurde von der Mehr⸗ 
zahl der Mitglieder der S. P. desſelben Staates verworfen. 


Jedoch iſt die Angelegenheit damit nicht beendet. Sie konnte es 
nicht ſein. Die Arbeit, die durch die Konferenz von New Perſey beendet 
war, wirkte weit über die Grenzen dieſes Staates hinaus und hat auf 
viele Genoſſen der S. P. in anderen Staaten Eindruck gemacht. Das 
Reſultat davon waren viele Vorſchläge, von denen der charakteriſtiſchſte 
aus dem Staate New Orleans zu uns gelangt iſt, aus dem Zentrum der 
Socialiſt Party. Dieſer Vorſchlag bittet das ausübende Natio- 
nalkomitee der S. P., einer Volksabſtimmung aller Verbündeten die 
Angelegenheit zu unterbreiten, die S. L. P. aufzufordern, ein ent⸗ 
ſprechendes Nationalkomitee zu wählen, welches den Zweck haben ſoll, 
über die nationale Einigung der beiden Parteien zu diskutieren. Der 
Vorſchlag der Sozialiſten von New Orleans hat Anklang bei vielen Or- 
ganiſationen der S. P. in anderen Städten gefunden, und wird viel⸗ 
leicht im Laufe des Jahres einer allgemeinen Abſtimmung dieſer Partei 
unterworfen werden. Inzwiſchen ſind viele Mitglieder und Verbände, 
welche zu ungeduldig waren, um das langſame Vorgehen der Volks⸗ 
abſtimmung abzuwarten, und welche fanden, daß ihre Partei in ſo wenig 
hoffnungsvoller Weiſe mit der Taktik der A. F. of L. verbündet iſt, 
aus der S. P. ausgetreten und der S. L. P. unter Angabe der Gründe 
ihrer Handlungsweiſe beigetreten. Dies fand ſtatt in Minneſota, Ohio, 
im Staate Waſhington und in vielen Städten des Landes. 


Wenn die Entwickelung der Propaganda, trotz ihres langſamen 
Fortſchritts, beſtändig und geſund iſt, ſo ſorgt der amerikaniſche Kapi⸗ 
talismus, das Werk zur Vollendung zu bringen. Er bringt die revolu⸗ 
tionäre Frucht zur Reife. Den Beweis dafür finden wir in zwei Be⸗ 
kanntmachungen, die von Kapitaliſten ausgehen. Bei einem Gaſtmahl, 
das im Dezember vorigen Jahres von Kapitaliſten veranſtaltet worden 
Roof jante M. Leslie M. Shaw, damals Schatzmeiſter des Prafidenten 

cofevelt: 


„Wir wollen hinknien und Gott bitten, daß er uns von unſerem 
Wohlſtand errettet.“ Einen Monat ſpäter, am 28. Dezember vorigen 
Jahres, veröffentlichte die, Sun“ von New Jork, ein wachſames Blatt 
der Kapitaliſten, das immer bereit iſt, Gewalttätigkeiten gegen die Aus⸗ 
ſtändigen anzuraten, folgenden Artikel: 

„Wir haben ſolche Jahre des Wohlſtandes und guten Erfolgs ge⸗ 
habt, wie ſie noch niemals in der Geſchichte der Nation verzeichnet wur⸗ 
den, aber es ſchwebt eine größere Unruhe und Not in der Luft, wie vor 
dem Angriff von Sumter während des Bürgerkrieges. 

Internationaler Bericht. 3 


a, ee 


Es gibt eine Zeit im Leben, 

Wo jeder Traum enden muß. 
Eine Zeit, wo die ſuchende Seele 
Sich auf ſich ſelbſt beſinnen muß. 

Der Traum, der ſolange unſer Volk gewiegt hat, nämlich, daß die 
kapitaliſtiſchen Inſtitutionen Amerikas ausgezeichnet find, verfliegt. 
Der Traum von der Wirkungskraft des reinen und einfachen Unionis⸗ 
mus, der auf den patriarchaliſchen Beziehungen des Kapitals und der 
Arbeit baſiert, der Traum des reinen und einfachen Sozialismus, d. h. 
des Sozialismus, der zum Kampf ſchreitet, ohne auf die Macht der 
ökonomiſchen Organiſation des Proletariats rechnen zu können, — ſie 
verſchwinden beide vor dem allgemeinen geiſtigen Zuſtand. Aus dieſen 
Gründen erachtet die S. L. P. ihren engſten Anſchluß an die Entwicke⸗ 
lungslehre gemäß der Philoſophie von Marx und Morgan für außer⸗ 
ordentlich wichtig. Aus dieſer Vorſtellung ergibt ſich auch die Haltung 
der S. L. P. in betreff“ der Reſolution Kautsky, die im Jahre 1900 in 
Paris gefaßt wurde. In Anbetracht der Tatſache, daß die Reſolution, 
die ſich auf dieſe Frage bezieht und die von Daniel de Leon, dem Dele⸗ 
gierten auf dem internationalen Kongreß zu Amſterdam niedergelegt 
wurde, nicht in dem offiziellen Bericht des Kongreſſes veröffentlicht 
worden iſt, und als Beweis für die Haltung, die von der S. L. P. in 
Amerika und im Ausland eingenommen wurde, geben wir hier den voll⸗ 
ſtändigen Text wieder: 

In Anbetracht, daß der Kampf zwiſchen der Arbeiter- und der 
kapitaliſtiſchen Klaſſe ein fortgeſetzter und ununterdrückbarer Konflikt iſt, 
ein Konflikt, der ſich jeden Tag verſchärft, anſtatt milder zu werden; 
in Anbetracht, daß die beſtehenden Behörden nur Organe der beſitzenden 
Klaſſe ſind, beſtimmt, das Joch der e Ausbeutung, das die 
Arbeiterklaſſe niederdrückt, aufrecht zu erhalten; 

in Anbetracht, daß der letzte internationale Kongreß zu Paris 
(1900) eine Reſolution angenommen hat, allgemein unter dem Namen 
der Reſolution Kautsky bekannt, deren Schlußanträge die Möglichkeit in 
Erwägung ziehen, daß die Arbeiterklaſſe Anſtellungen aus den Händen 
ähnlicher kapitaliſtiſcher Behörden annehmen könnte, und hauptſächlich 
auch die Möglichkeit vorausſetzt, daß die Behörden der herrſchenden 
Klaſſe unparteiiſch in den Konflikten zwiſchen der Arbeiterklaſſe und der 
kapitaliſtiſchen Klaſſe ſein könnten: 

in Anbetracht, daß die erwähnten Vorſchläge vielleicht in Gegenden 
anwendbar ſind, welche vollkommen frei von feudalen Inſtitutionen ſind 
— unter Bedingungen angenommen worden ſind, die in Ben und 
auf dem Kongreß ſelbſt vorherrſchten, die irrigen Schlußfolgerungen 
über die Natur des Klaſſenkampfes, über den Charakter der kapitali⸗ 
ſtiſchen Behörden und über die Taktik rechtfertigen, die für das Prole⸗ 
tariat maßgebend ſind, das ſeinen Feldzug fortſetzt, um das kapitaliſtiſche 
Syſtem in den Ländern, die, wie die Vereinigten Staaten Amerikas, 
vollſtändig frei von feudalen Inſtitutionen ſind; 

aus dieſen Gründen erſtens erklärt der Kongreß, daß beſagte Re⸗ 
ſolution Kautsky abgewieſen iſt, da ſie von der jetzigen verworfen wird, 
inſofern ſie das Prinzip einer allgemeinen ſozialiſtiſchen Taktik iſt; 

zweitens, weil in Ländern mit großer kapitaliſtiſcher Entwickelung 
wie Amerika, die Arbeiterklaſſe, ohne das Proletariat zu verraten, nicht 
politiſche Aemter ausfüllen kann, die ſie nicht für und durch ſich ſelbſt 
hat erwerben können.“ 
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So wird die allgemeine und beſondere Lage der Vereinigten 
Staaten kurz geſchildert. Verſchiedene Diagnoſen, das Reſultat der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Methode, können und werden noch geſtellt werden. Aber 
die Methoden, die durch eine Diagnoſe vorgeſchrieben werden, die ſich 
von derjenigen der S. L. P. unterſcheidet, ſind jede der Reihe nach, 
trotz der Verſprechungen bei ihrem erſten Auftreten, geſcheitert. Die 
S. L. P. iſt immer bereit, ihre Theorien immer wieder zu prüfen und 
zu revidieren. Sie prüft und revidiert ſie immer wieder, ſie verfolgt 
ihren rechten Weg und hat nur das Ziel, das eine zu erreichen, das iſt 
die Befreiung des Proletariats. 

Während wir kämpfen können die Träumer, die unſerem Kampfe 
mit den Wellen zuſchauen, uns in der Sonne oder im Schatten ſehen; 
aber unſerer Sache treu, ſelbſt wenn unſer Schatten ſich verdunkelt, 
richten wir unſere Segel wie vorher, wir bleiben dem Steuer nahe, das 
unſerem Boot die Richtung vorſchreibt, und wir beſchäftigen uns ſehr 
wenig mit der Frage, um zu erfahren, welchen Anblick wir von der 
Küſte aus bieten. 

Daniel de Leon. we 
Im Auftrage des Nationalkomitees der S. L. P. 
Frank Bohn, Sekretär. 


Kanada. 


Die ſozialiſtiſche Partei Kanadas. 


Die „Herrſchaft“ von Kanada umfaßt ein Gebiet, das faſt ebenſo 
groß iſt wie Europa und zwiſchen dem Atlantiſchen und Großen Ozean 
gelegen iſt. Auf dieſer großen Fläche iſt eine Bevölkerung von nicht 
mehr wie 6 Millionen Einwohner verſtreut. ee 

Dieſe Lage macht die Arbeit der Propaganda und der Organiſation 
ungemein koſtſpielig und ſchwer, aber trotzdem gibt es ſozialiſtiſche Ver⸗ 
bände in allen Teilen des Landes. ee 

Vor dem 1. Januar 1905 waren dieje Verbände unabhängig und 
ohne Bedeutung, mit Ausnahme derjenigen von Britiſch⸗Kolumbien, das 
eine ſtarke provinziale Organiſation bildete und ſchon die Vertretung 
im Parlament geſichert hatte. Man erinnere ſich des Reſultats der 
Provinzialwahl im Laufe des Jahres 1903, wo jubelnd der Bürger 
J. H. Hawthorthwaite im Diſtrikt Nanaimo und Parker William im 
Diſtrikt Neweaſtle gewählt wurde. Es fehlten nur noch einige Stimmen 
und Ernſt Mills wäre ſiegreich in Greewood hervorgegangen, und es 
gibt mehr als einen Verdacht, der die Vermutung rechtfertigt, daß ſeine 
Niederlage nur durch Betrug herbeigeführt wurde. Man erhielt gute 
Reſultate in anderen Diſtrikten, wo die Kandidaten durchgefallen ſind. 

Bei den allgemeinen Wahlen im Jahre 1904 wurden 5 Kandidaten 
aufgeſtellt, und obgleich keiner von ihnen gewählt wurde, konſtatierte 
man einen großen Fortſchritt. . . 

Ende 1904 wurde ein Kongreß abgehalten, auf dem die Partei ſich 
für die Organiſation für die übrigen Teile des Landes entſchied, und man 
begründete die „Sozialiſtiſche Parteivon Kanada“. Von 
da ab ſind große Fortſchritte zu verzeichnen, beſonders in dieſem letzten 
Jahre in Britiſch⸗Kolumbien. 
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Die Urſache des rapiden Fortſchritts der ſozialiſtiſchen Bewegung 
beſteht in der Tatſache, daß dank der Beſchaffenheit des Landes die 
Haupterwerbszweige nicht aderbautreibend find wie diejenigen der 
anderen Provinzen. Man findet dort Minen, Hochöfen, Bauunter⸗ 
nehmungen, Fiſchereien und andere ſtark kapitaliſierte Induſtrien. Aus 
dieſem Grunde beſteht die Mehrzahl der Einwohner aus Proletariern. 

Bei den provinzialen Wahlen Britiſch⸗Kolumbiens, im Februar 
1907, ſtellte die Partei ungefähr 20 Kandidaten und ſchickte 3 Mit⸗ 
glieder ins Parlament dieſes Staates: die Genoſſen J. H. Harthorth⸗ 
waite von Nanaimo, Parker Williams von Neweaſtle und John Me. 
Innis von Grand Nork. In anderen Fällen wurde die Partei in kleiner 
Minderzahl geſchlagen, trotzdem ſie eine große Anzahl Stimmen erwarb, 
während das allgemeine Reſultat einen großen Fortſchritt für die 
Partei verkündete, angeſichts der Zahl ſowohl, als auch der Qualität der 
Stimmen. 

Eine bedeutende Tätigkeit iſt in der ganzen „Herrſchaft“ Kolumbien 
entfaltet worden, obgleich die Organiſation durch die große Ausdehnung 
des Territoriums und durch den Mangel an Geldmitteln gehemmt wird. 

Lokalorganiſationen ſind jetzt über das ganze Territorium ver⸗ 
breitet, vom Bezirk Yukon bis Newfoundland, und es fehlt nicht an 
Zeichen des allgemeinen Erwachens, welches nur wenige Organiſations⸗ 
reiſen erfordert, um die aufklärende Tätigkeit anzuregen. Der Diſtrikt 
Toronto, das tatenreichſte Gebiet außerhalb Britiſch⸗Kolumbiens, hat 
ſehr gute Fortſchritte bei den kürzlich ſtattgefundenen Gemeindewahlen 
gemacht. Unſer Kandidat für die Bürgermeiſterſtelle erhielt 8200 
Stimmen und erreichte nicht die Zahl des ſiegreichen Kandidaten. 

Die ſyndikale Bewegung iſt in allen großen Arbeiterzentren ſehr 
tätig, aber ihre Mitglieder ſind dem Sozialismus nicht beſonders ſym⸗ 
pathiſch und ſcheinen geneigt, eine „Arbeiterpartei“ nach briti⸗ 
ſchem Muſter zu gründen. 

Die Landwirte, dem Namen nach Beſitzer ihrer Güter, bilden die 
Mehrheit der Bevölkerung. Sie ſind ihrer Lage nach ebenſo ſchlimm 
daran als das Proletariat der Städte. Sie haben angefangen, zu er⸗ 
kennen, wo ihre Intereſſen liegen, und zahlreiche Lokalverbände der 
Partei ſind in den Landdiſtrikten gegründet worden. 

Es gibt nur eine ſozialiſtiſche Zeitung im Staate Kanada, „The 
Weſtern Clarian“, die wöchentlich in Vancouver, in Britiſch⸗ 
Kolumbien, erſcheint. Dieſes Blatt iſt das Parteiorgan und wird von 
dem Genoſſen E. T. Kingsley geleitet. Es hat viel dazu beigetragen, 
um der proletariſchen Bewegung des Landes eine klare und freie rebolu- 
tionäre Auffaſſung zu verſchaffen im Bewußtſein der Klaſſenintereſſen. 

Kanada ſteht in Ideengemeinſchaft mit der ſozialiſtiſchen Bewegung 
und beabſichtigt, nicht in dem internationalen Kampfe gegen den Kapi⸗ 
talismus zu fehlen. Unſere Arbeiter ſind ebenſo hochherzig und intelli⸗ 
gent wie die irgend eines anderen Verbandes, der an dem Kampf zur 
Verwirklichung des Sozialismus beteiligt iſt. 

J. G. Morgan, 
Sekretär des nationalen ausübenden Komitees der ſozialiſtiſchen Partei 
Kanadas. | 
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Bolivia. 


Arbeiter⸗Vereinignng des 1. Mai. (Union Ouvriére du 1. Mai.) 


Gründung unſerer Organiſation. Am 6. Mai 1905 
trat eine Anzahl junger Leute mit Handwerkern und Tagelöhnern in 
Verbindung, um ein Widerſtandszentrum zu begründen und aktive 
Propaganda zugunſten der ſozialiſtiſchen Ideen zu machen. Sie ſetzten 
alles ans Werk, um den jungen Verband mit den anderen Arbeiter- 
organiſationen im Innern des Landes zu vereinigen. 

In der ſchon angeführten e beſchloß man, die Gefell- 
haft „Arbeiter-Bereinigung des 1. Mai“ zu nennen und ſogleich ein 
Manifeſt zu veröffentlichen, durch welches alle Proletarier der Gegend 
aufgefordert wurden, ſich uns anzuſchließen. 

Kämpfe. Als der Grundgedanke feſtgelegt und die Vereinigung 
endgültig begründet war, wurde letztere der Gegenſtand eines erbitterten 
Kampfes von ſeiten der Ortsbehörden, der Polizei, der Geiſtlichkeit und 
des Bürgerſtandes. Aber die Verfolgung konnte uns nicht entmutigen, 
ſondern trug nur dazu bei, den Genoſſen, welche täglich in großen Mengen 
herbeiſtrömten, neue Kraft zu verleihen. 

Propaganda. Die Propaganda iſt gemacht worden und wird 
auch jetzt noch vermittels aller uns zu Gebote ſtehenden Mitteln gemacht 
hauptſächl ich durch i mit Perſonen, welche in ihren Ideen 
weit vorgeſchritten ſind. Sie wurde gleichfalls durch Theatervor⸗ 
ſtellungen gefördert. Die erſte dieſer Vorſtellungen hat uns den Kirchen⸗ 
bann der römiſchen Geiſtlichkeit eingebracht, die wir mit der größten 
Erbitterung bekämpfen müſſen, weil ſie die Haupturſache der rück⸗ 
ſtändigen Ideen und der Untätigkeit einer gewiſſen Anzahl unſerer 
arbeitenden Genoſſen iſt. 


Politik. Da wir uns vollitändig von der im Lande herrſchen⸗ 
den Politik abſondern, haben wir es für notwendig erachtet, an den 
Gemeindewahlen teilzunehmen. Wir haben in den beiden einzigen 
Wahlen, an denen wir uns beteiligt haben, zwei vollſtändige Siege er⸗ 
rungen. Heute beſteht die Mehrzahl der Einwohnerſchaft von Tupiza 
aus unſeren Anhängern. Wir haben ſogar die Hoffnung, ſiegreich bei 
den Wahlen, die im Jahre 1907 ſtattfinden werden, hervorzugehen. 


Beitrittserklärungen. Bis heute find zwei Genoſſen⸗ 
ſchaften unſerer Sache beigetreten. Die eine iſt die Geſellſchaft 
Auguſtin Aſpiazii dela Pay, welche aus den jungen Elementen 
beſteht, aus Lehrern und Studierenden der Landes⸗Lehranſtalten. Wir 
hoffen, daß die Arbeiten dieſer Genoſſenſchaft die beiten Reſultate er- 
zielen werden. Die zweite Genoſſenſchaft iſt der in der Stadt Potoſi 
begründete „Arbeiter⸗Bund“ (Union ouvriére). Sie be⸗ 
ſteht aus Handwerkern, aber es gibt unter ihnen noch Leute, die An- 
hänger der alten Ideen bleiben. Wir werden verſuchen, ſie allmählich 
zu e 


Intellektuelle Elemente. Mehrere Journaliſten, 
Rechtsanwälte und Politiker haben unſeren Aufforderungen Folge ge⸗ 
leiſtet und beſchäftigen ſich in den von ihnen bewohnten Bezirken mit der 
1 Propaganda. 

Pr amm. Wir haben das Programm der argentiniſchen 
ſozialiſtiſchen Partei (parti Socialiſte Argentin) mit einigen 
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den Landesverhältniſſen angepaßten Aenderungen angenommen. Wir 
haben es auch der Genoſſenſchaft Aſpiazii unterbreitet, die es ebenfalls 
angenommen hat. 

Statuten. Um ſcharfe Konflikte mit den Behörden zu ver⸗ 
meiden, haben wir beſchloſſen, unſere Statuten ſo abzufaſſen, daß ſie 
von der Regierung genehmigt werden können. Dieſe Genehmigung 
wurde am 2. Juni 1906 erteilt. 

Zeitſchriften. Die einzige ſozialiſtiſche Zeitſchrift des Landes 
iſt die unſerige, d. h. die Zeitſchrift „Die ſoziale Morgenröte“ („L'Au⸗ 
rore Sociale“). Ihr Erſcheinen iſt günſtig aufgenommen worden, 
nicht nur von unſeren Anhängern, ſondern auch von der bürgerlich⸗ 
nationalen Preſſe, welche häufig unſere Artikel abdruckt. 

Beziehungen. Wir unterhalten Beziehungen zu den ſoziali⸗ 
ſtiſchen Organiſationen von Chile, Peru und der Republik Argentinien, 
und wir ſtreben danach, ſie zu univerſellen auszugeſtalten. 

Bibliothek. Wir haben in unſerem Verband eine Bibliothek 
eingerichtet, die endgültig Anfang 1907 eröffnet wurde. 

Kundgebungen. Wir haben mehrere Kundgebungen ver⸗ 
anſtaltet. Die erſte iſt organiſiert worden, um die Befreiung einiger 
unſerer Genoſſen zu fordern, die ungerechterweiſe von der Polizei ge⸗ 
fangen gehalten wurden, und die letzte bei Gelegenheit der Maifeier. 
Das Reſultat war glänzend. Es war die erſte Demonſtration dieſer 
Art in unſerem Lande. | 

Vorträge. Vorträge werden häufig abgehalten, um die organi- 
ſierten Maſſen aufzuklären. Die erreichten Reſultate ſind überraſchend. 

Kongreß. Wir haben vorgeſchlagen, im Auguſt 1907 einen 
Kongreß zuſammenzuberufen, und zu dieſem Zweck haben wir Ein⸗ 
ladungen ausgeſchickt. Wenn es uns gelingt, dieſe Idee zu verwirk⸗ 
lichen, ſo wird der Hauptgegenſtand unſerer Beratungen ſein: die Ge⸗ 
nehmigung des Programms, die definitive Begründung der Partei, 
und welche Maßregeln zur ſchnelleren Verbreitung unſerer Ideen zu 

ergreifen ſind. 

N Ergänzende Einzelheiten. MObgletd bis heute unſere 
Bewegung noch nicht mit derjenigen einer großen Partei zu vergleichen 
iſt, ſo hegen wir die Hoffnung, daß ſie in kurzer Zeit mächtig ſein wird 
und durch die Einigkeit mit den Genoſſen des Inlandes wird der Sieg 
viel leichter ſein. . 

In unſerem Lande gibt es bedeutende Minenunternehmungen, 
welche mit Hülfe der Regierung, der Bürgerſchaft und der Geiſtlichkeit 
unſere Genoſſen ebenſo wie die Eingeborenen ausnutzen. Die Geiſt⸗ 
lichkeit, deren Lehren noch das Volk verwirren, iſt eine der Mächte, die 
uns am meiſten befehden und gegen die wir unaufhörlich kämpfen. Die 
fortſchrittlichen Elemente der Bevölkerung ſind glücklicherweiſe dahin 
gelangt, den Artikel 2 der politiſchen Konſtitution umzugeſtalten und die 
militäriſchen und geiſtlichen Privilegien abzuſchaffen. Dieſe Umgeſtal⸗ 
tung hat unſere Arbeit erleichtert, denn wir ſind nicht mehr gezwungen, 
an der chriſtlichen Religion feſtzuhalten und die apoſtoliſche und römiſche 
Kirche als die einzige vom Staate autoriſierte Konfeſſion anzuerkennen, 
wie es in der alten Abfaſſung des Textes vorgeſchrieben war. 


gez.: Matéo Skarnici. Nicolas Tejeinca. 
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Auſtralien. 
Der Staat Victoria. 


Die auſtraliſche Gemeinſchaft umfaßt ſechs einzelne Staaten: 
Victoria, Neu- Südwales, Südauſtralien, Weſtauſtralien, Tasmanien 
und Oeensland. In jedem dieſer Staaten gibt es ein Parlament mit 
zwei Kammern, deren Vorrechte ungefähr in jedem Bezirke identiſch 
a Das „Oberhaus“, unter dem Namen „Geſetzgeben⸗ 

er Rat“ („Conseil legislatif“) iſt rein reaktionär, und die Mehr⸗ 
heit der Mitglieder in j Unterhauſe, „Geſetzgebende Ver- 
ſammlung“ genannt, ijt weſentlich bürgerlich. Ein 8 der 
Mitglieder des Unterhauſes ſind Vertreter der Arbeiter, d. h. ſie ſind 
ins Parlament geſchickt worden als Gegner der plutokratiſchen Klaſſen, 
nach einem Programm, welches von den gewerkſchaftlichen und politi⸗ 
ſchen Arbeiterorganiſationen ausgearbeitet iſt. Dieſe ſind nicht ſozia⸗ 
liſtiſch, aber ſie ſind rein ſozialiſtiſch in ihren Tendenzen, und die tat⸗ 
See Männer und Frauen dieſer Organiſationen ſind bewußte 

ozialiſten. 

Keines der Mitglieder der beiden Parlamente hat offiziell als 
Sozialiſt in den Wahlen gekämpft, obgleich eine gute Anzahl von ihnen 
ſich ohne jede Furcht als Sozialiſten erklärt und an der ſozialiſtiſchen 
Propaganda teilgenommen haben. Bis in dieſe letzten Zeiten hat die 
fiskaliſche Frage, das Schutzzollſyſtem und der freie Austauſch vor 
allem unſere politiſchen Männer ausſchließlich beſchäftigt, aber tatſächlich, 
dank der Entwickelung des Sozialismus, ſind die Probleme auf ihren 
richtigen Platz, als der ökonomiſchen Frage untergeordnet, verwieſen. 
Die fiskaliſche Frage iſt nicht mehr den Staatsparlamenten zuſtändig. 
Was die Entwickelung des Sozialismus in Auſtralien beweiſt, iſt die 
innere Lage des Bundesparlaments, welches zwei Kammern umfaßt, die 
dem Bundesrat und dem Reichstag von Deutſchland entſprechen. 

Das Wahlſyſtem der beiden Kammern iſt das Stimmrecht der Er⸗ 
wachſenen, Männer und Frauen, die das Recht haben, die Mitglieder 
einer jeden der Kammern zu wählen, und darum hat das „Oberhaus“ 
der Senat, nicht den reaktionären Charakter, der die hohen Parlaments- 
kammern des Staates, wo das allgemeine Stimmrecht viel beſchränkter 
iſt, bezeichnet. 

In der hohen Bundeskammer, dem Senat, ſind 36 Mitglieder, von 
denen 15 Vertreter der Arbeiter ſind. In der zweiten Kammer, der 
Kammer der Vertreter, ſind 75 Mitglieder, von denen 26 Abgeordnete 
der Arbeiter ſind. Keiner dieſer Arbeitervertreter iſt dem Sozialismus 
feindlich, denn die Hälfte von ihnen erklärt ſich gern für ſozialiſtiſch. 
Die Preſſe ſtellt die Klaſſen übrigens alle für ſozialiſtiſch hin, und die 
verſchiedenen Nuancen der Geldariſtokratie haben ihre Kräfte vereint, um 
zu verhindern, daß dieſe „Arbeitenden“ ins Parlament eindringen. 

Wir können als einen Schritt vorwärts in der Entwickelung die 
Tatſache erwähnen, daß in den Bundeswahlen des letzten Dezembers 
und hauptſächlich was den Senat in Victoria betrifft, welcher das Recht 
auf drei Mitglieder hat, die freien Austauſcher und die Anhänger des 
= utzzollſyſtems der Bürgerſchaft ihren Differenzen ein Ende gemacht 

ſich mit einer rein antiſozialiſtiſchen Politik in Einklang geſetzt 
haben Die Arbeiterpartei ſtellte drei Kandidaten auf, alle Sozialiſten, 
von denen zwei einflußreiche Mitglieder der ſozialiſtiſchen Partei ſind, 


und einer bon ihnen hat jelbit im ausübenden Komitee unſerer Organi- 
ſation einen Sitz. Das Reſultat war, daß die kapitaliſtiſchen Kandi⸗ 
daten den 1. und 2. Platz erhielten, und die ſozialiſtiſchen den 3. und 4. 
Da nur drei gewählt werden durften, erhielten zwei Kapitaliſten und 
ein Sozialiſt die Mandate. Dieſes Verhalten zeigt „grosso modo“ 
die beiderſeitige Macht der Parteien. Es iſt dennoch möglich, daß unſer 
rade lied nicht gewählt worden wäre, hätte es nicht unter dem Schutz 
lrbeiterpartei geſtanden. 

Im benachbarten Staate Neu-⸗Südwales gibt es ane. fo- 
zialiſtiſche Organiſation unter dem Namen „The Socialiſt 
Labour Party“. Dieſe ſtellte drei Kandidaten als reine a 
den Kandidaten der Rapitaliften und Arbeitenden entgegen. Die ſo⸗ 
zialiſtiſchen Kandidaten wurden nicht gewählt, aber ſie hatten ungefähr 
ein Fünftel der Stimmen von den Kandidaten, welche ſie fortnahmen. 


In ökonomiſcher Hinſicht ſind die Arbeiter nur in den Trade 
Unions von Auſtralien leidlich organiſiert, aber bei Gelegenheit wurden 
dort ausdauernde Ausſtände von den Syndikaten erklärt und geleitet. 
In den verſchiedenen Staaten exiſtiert eine induſtrielle Geſetzgebung 
über den Schiedsſpruch, die dazu gedient hat, zahlreichen Konflikten ein 
Ende zu machen, aber ſie hat in keiner Weiſe alle befriedigt. Der Trade 
Unionismus war nicht ſtark ſozialiſtiſch bis zu dieſen letzten Tagen, aber 
tatſächlich ſtudiert ein großer Teil der Trade Unioniſten die induſtrielle 
Oekonomie und dieſe machen ſich eine ſehr richtige Idee von der Ar- 
beiterbewegung, vom internationalen Standpunkt aus betrachtet. 


Was uns, die Mitglieder der ſozialiſtiſchen Partei, betrifft, ſo 
profitieren wir von allen Wandlungen der induſtriellen und ſozialen 
Agitation, um die Sache vorwärts zu bringen, wo wir es irgend können. 
Wir haben kürzlich eine ernſte Agitation über die Frage der Ruhezeit 
angeregt und wir haben öffentlich auf eindringliche Weiſe die Schmerzen 
der Arbeiter dargelegt. Wir haben uns von Wohnung zu Wohnung be⸗ 
geben in den induſtriellen Gebieten, wir haben beſtimmte Tatſachen, 
auf ſoziale Bedingungen bezüglich, geſammelt und wir haben dieſe 
Unterſuchung gemeinverſtändlich gemacht vermittelſt öffentlicher Mee⸗ 
tings und Diskuſſionen. Wir haben eine Liſte von 50 bedeutenden 
Rednern, die jede Woche Meetings im Freien abhalten und die Prin⸗ 
zipien a revolutionären internationalen Sozialismus darlegen. Wir 
führen die Kinder der Sozialiſten in Sonntagsſchulen und lehren ſie 
Sozialökonomie und ſoziale Ethik. 

Unſer Genoſſe Viktor Kroemer, unſer Delegierter nach Stuttgart, 
iſt der allgemeine Leiter dieſer Sonntagsſchule. 


Augenblicklich iſt die Einigung unter den ſozialiſtiſchen Parteien 
noch nicht als wichtig anerkannt, aber ohne jeden Zweifel wird dieſes 
Einverſtändnis bald kommen. Inzwiſchen hoffen und wünſchen wir, 
daß man es weiß, wie ſehr wir wirklich das große Werk unſerer Genoſſen 
in Europa und Amerika ſchätzen, das Werk der Verteidiger der ſoziali⸗ 
ſtiſchen Sache, und im Augenblick, wo der nächſte internationale Kongreß 
zuſammenkommen wird, werden wir Gelegenheit haben, dort die großen 
Entwickelungen zu vernehmen. Wir bitten unſere Freunde der ver⸗ 
ſchiedenen Länder, unſere aufrichtigen Grüße entgegenzunehmen, und 
wir danken ihnen für das edle Beiſpiel und verſprechen, unſererſeits 
nicht zurückzuſtehen, um die vollſtändige Verwirklichung unſeres Ideals 
zu beſchleunigen. 5 


a | 


Wir wünſchen dem B. S. J. den beiten Erfolg zu feinem guten 
und nützlichen Werk und hoffen, daß der Kongreß in Stuttgart dauernde 
Früchte für die ruhmreiche Sache des Sozialismus tragen wird, für den 
wir leben und ſterben wollen. 

Als Soldaten der ſozialiſtiſchen Armee in der ſoziali⸗ 
ſtiſchen Partei Auſtraliens begrüßen wir Sie brüderlich. 


gez.: Jones, Präſident. Tom Mann, Sekretär. 


Spanien. 


Sszialiſtiſche Arbeiterpartei. 

Seit dem Kongreß von Amſterdam haben unſere Verbände und 
infolgedeſſen hat die Zahl unſerer Mitglieder eine Abnahme an Kräften 
erlitten gegenüber vor drei Jahren. Man muß die Urſache dieſes 
Rückſchrittes nicht in der Unzulänglichkeit unſerer Propaganda und der 
Feindſeligkeit der Maſſen gegen unſere Ideen ſuchen, ſondern in der 
öfonomifchen Kriſe, die auf unſerem Lande laſtet. Den Jahren eines 
tatſächlichen Wohlſtandes nach Beendigung unſerer Kolonialkriege 
folgte eine furchtbare ökonomiſche Depreſſion, die über unſerem ganzen 
nationalen Leben laſtet, und die durch Unfähigkeit und Dummheit 
unſerer Regierung, die nicht imſtande war, der Lage der Dinge 
abzuhelfen, verſchlimmert wurde. Um dieſe Ausbreitung der Kriſe, 
die uns zu Boden drückt, zu verſtehen, genügt es zu ſagen, daß es ganze 
Gegenden gibt, die durch die Auswanderung entvölkert ſind, und der 
Fall, daß eine ganze Stadt in Maſſen von ihren Einwohnern verlaſſen 
iſt, die ſich bei anderen Völkerſchaften niederlaſſen, ſteht nicht vereinzelt 
da. Unſere Partei hat die böſen Folgen davon verſpürt, und beſonders 
apa unjeren Feldarbeitern haben wir die größten Verluſte zu ber- 
zeichnen. 

Unſere Partei beſteht tatſächlich aus hundert Verbänden mit un⸗ 
gefähr 6000 Mitgliedern. 

Nachſtehend folgt die ausführliche Angabe der Orte: 


In den Provinzen Kaſtiliens. 


Madrid. . 820 Salamanca . . 20 San Roman . 26 
Retuan . . . . 19 Villanueva de Camp. 18 Segovia . 22 
Va lladolid 68 Mora de Toledo . 65 Rueda 34 
Villanublaa. . 86 Turle qu. . 80 Pobladura del Valle 26 
Le on 25 Saludes de Camp. 11 Valcavado del ve 
Burgos . 42 S. Adrian del Vale 17 ramo . 20 
Miranda . . 50 on del Baramo 16 Temblegue . . . . 34 
Toledo . . . . 10 | Billaba. . ... 20 Billabragaro . . . 80 
Palencia . 10 en Ehriſtobal . 20 Sangenjo . . . . 20 
In Aragonien, Katalonien und den Baleariſchen 
Inſeln. 5 
Saragoſſa 21 Cabrils . 12 2 
Barcelona . 80 Manrefa . . . . 10 maine bel Mallorca 25 


San Andres . 20 Man bleu . 10 Manacor 
ataro 70 Tarragona . 80 Lluchma hoer . 20 
Sitges. 209 Tortoſa . . 16 


1 


In Valencia. 


Valencia. . 30 Villanueva del Grao 10 Elche. . 186 
Caſtellon e Wleoh . . . . . 80 Crevillente 20 
Jatiba. . 80 Wlicanta . . . . 22 | Atmauſa 205 


In Andaluſien und Eftramadura. 
Malaga . . 40 Linares . 80 Gabor. . . . 2 


Veler-Malaga . . 12 Almeria . . 80 Baga . . 30 
Puerto de S. Maria. 50 Cuevas de S. Marcos 10 Olula de Caſtro . 34 
Gévilla. . . . . 50 PBorcuna . . . . 25 Gergall 50 
Puebla de Cazalla . 15 Mancha Peal. . . 10 Jerer de los Gas 
Corolob . . . . 10 uentecen . . . . 10 balleros 
Jaen. . 80 orre del Valle. . 30 
In Santander und Biscaya. 
Santander . 100 Geftao. , . , . 40 Baracaldo — . 70 
Cabarceno . 80 Grandio . . 40 Gopuerta. , . . 80 
Aitilero . , . . 50 Gan Julian. 35 Wibar . . . 87 
Obregon . . . . 10 Duefto. . . . 80 Saint Sebaftian . 100 
Bilbao . . 400 Begona 40 Victoria . 30 
Gattarta . . . . 40 Ortuela . . . . 50 Pampeluna . . 40 
La Urboleda . . 80 Las Carrera. . 30 
In Aſturien und Galicien. 

Oviedo . 95 Gama. ,... 50 Orenſo . 40 
Gijon. . 35 Arenas . . 20 Pontevedra . 18 
Mieres 80 Ralliniellos . . . 20 Lavadores . 20 
La Nueva. . 37 Miono . . 80 Lugo 20 
Tru bia 35 Bigo . . 450 

RremaneS . 25 Corogne . 25 


. Außerdem haben wir 15 perſönliche Anhänger in einigen Städten, 
in denen unſere Partei noch nicht organiſiert iſt. . 

Die ſozialiſtiſche Preſſe hat ebenfalls Verluſte erlitten. Die Zahl 
unſerer Zeitungen beträgt heute nur jieben, alle wöchentlich er- 
ſcheinend, und zwar: „El Socialiſta“, Zentralorgan, das in 
Madrid erſcheint; „La Lucha de Claſſe“, in Bilbao: „La 
Aurora Social“, in Oviedo; „Solidaridad“, in Vigo; 
„La Conciencia Obrero“, in Alcoy; „Al Sudor del 
Obrero“, in Puerto de Santa Maria; „El Obrero Balear“, 
in Palma del Mallorca. Die gewerkſchaftliche Preſſe iſt nicht in dieſer 
Zahl mit einbegriffen. 

Da unſere Partei faſt vollſtändig aus Handwerkern beſtand, hat 
unſere ſozialiſtiſche Literatur bis jetzt keine bedeutenden ſelbſtändigen 
Werke hervorgebracht. Dennoch haben wir eine große Anzahl von 
Büchern und Broſchüren der hauptſächlichſten ſozialiſtiſchen Theoretiker 
herausgegeben. 

Unſere Beziehungen zu den Arbeiterſyndikaten, beſonders zu 
denen, die den Allgemeinen Arbeiter⸗ Verband bilden, 
die bedeutendſte korporative Organiſation unſeres Landes, die jetzt 
34 537 Mitglieder hat, find ſehr herzliche, denn es ſind Sozialiſten, 
die ſie leiten und die Taktik beſtimmen. N | 
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Die Ne e Bewegung befindet ſich bei uns noch in den 
Kinderſchuhen. Es beſteht nur eine Genoſſenſchaft, die dieſen Namen 
mit Recht tragen kann. 

Was die Auswanderung anbetrifft, ſo iſt es ſehr ſchwer, eine 
Statiſtik davon zu liefern, es gibt keine offizielle Zahl. Man kann nur 
eines konſtatieren, daß ſie ſehr bedeutend iſt, und daß täglich aus 
unſeren Häfen überſeeiſche Dampfer herausfahren, voll von Bauern 
ra die das Land verlaſſen, weil der Hunger fie dazu ge- 
rieben ha 


Trotz ſo vieler Hinderniſſe haben wir es nicht unterlaſſen, an allem 
e was für unſere Ideen von irgendwelchem Nutzen ſein 
önnte 


Bei den geſetzlichen Wahlen von 1905 haben wir 23 000 Stimmen 
erhalten, d. h. 3000 Stimmen weniger als im Jahre 1904. Dagegen 
iſt es uns gelungen, für unſere Genoſſen Sitze in einigen obrigkeitlichen 
Gewalten zu erringen, wo man unſeren Eintritt verhindern wollte. 
Das iſt der Fall geweſen in Madrid, wo wir ſchon 3 Vertreter der Partei 
haben. Im ganzen hat die Partei 71 Gemeinderäte in 30 Gemeinden. 

Unſere Zeitungen hatten während dieſer Zeit ee zu 
erleiden. Es gibt vielleicht keine unter ihnen, die der Verfolgungswut 
entgangen ſind. Einige ihrer Leiter ſind ins Gefängnis geſteckt worden, 
und kürzlich iſt unſer Genoſſe Acevedo, der Leiter der „La Lucha 
de Claſes“ aus Bilbao, zu 8 Jahren Zuchthaus verurteilt worden. 


Der 1. Mai wird in Spanien mit der üblichen Feierlichkeit be · 
N Das iſt ein Tag, an dem in mehreren Städten nicht gearbeitet 
wir 


Infolge des Einſturzes eines im Bau befindlichen Waſſerbaſſins, 
der 200 Opfer, Verwundete und Tote, gefordert hat, wurde eine Proteſt⸗ 
kundgebung von unſerer Partei veranſtaltet, an der Tauſende von 
Arbeitern beteiligt waren, ſowie alle Arbeiterverbände mit ihren 
Fahnen an der Spitze. Es war ein impoſanter Zug 

Unſere Tätigkeit neben der Regierung iſt nnaufpörlic geweſen, 
um die Vervollſtändigung nicht allein der für die Arbeiter günſtigen 
Geſetze zu verlangen, ſondern auch die der gewöhnlichen Geſetze, die ſich 
auf die Allgemeinheit der Bürger beziehen. Wir haben die Be⸗ 
friedigung gehabt, ziemlich oft zu ſehen, daß unſere Forderungen be⸗ 
willigt wurden. 

Die Pflichten der Solidarität ſind von den ſpaniſchen Sozialiſten 
nicht vergeſſen worden. Wir haben ſie bei unſeren Landsleuten und 
den Arbeitern anderer Länder erfüllt. Wir haben 6000 Peſetas für 
die ruſſiſchen Revolutionäre geſammelt, 2400 für die Minenarbeiter 
von Courrières und mehr als 2000 für die Opfer unſerer letzten Streiks 
bei den Minenbaſſins von Biscaya und Santander. 


Im Namen des Nationalkomitees der ſozialiſtiſchen Arbeiterpartei: 


Pablo Igleſias, Marvino Garcia Cortes, 
Präſident. Sekretär. 
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Der Allgemeine Arbeiterverband Spaniens. 


Der Allgemeine Arbeiterverband Spaniens iſt im Jahre 1899 
gegründet worden un a ae in folgender Weiſe entwickelt: 
Mär 901 


November 1889 100 1 172 29888 
September 1890 30 3 806 Oktober 1901 198 31 558 
April 1891 54 5 457 Mär 1902 226 32 778 
Auguſt 1891 58 5 804 Oktober 1902 251 40087 
Februar 1892 79 7 170 anuar 1908 282 46896 
Auguſt 1892 97 8014 |. September 1908 331 46574 
Februar 1898 110 8 848 50 1904 852 5 900 
Mug t 1898 97 8 558 Oktober 1904 8638 55 817 

a 1895 79 6 276 bruar 1905 878 66905 
ah 1896 6 6154 ttober 1905 846 46485 

eptember 1899 65 15 264 Mär 1906 274 36 557 
Marz 1900 69 14787 Oktober 1906 253 34 537 


September 1900 126 26088 

Seit dem Monat Auguſt 1904 hat die Arbeiterbewegung Spaniens 
auf ziemlich merkwürdige Weiſe abgenommen 

Seit dem Internationalen Kongreß von Amſterdam hatte 18 
„Allgemeine Verband“ 352 Sektionen mit 56 900 
gliedern, im Oktober desſelben Jahres 363 Sektionen mit 55 817 Mit- 
gliedern, im Februar 1905 betrug die Zahl der Sektionen 373 und 
hatte nicht mehr als 56 905 Mitglieder. Aber von da ab nahm die 
Mitgliederzahl der Syndikate ab, ſo daß ſie jetzt nicht mehr wie 36 537 
Mitglieder haben, verteilt unter 9 Gewerkſchaften und 253 Syndikaten. 

Die Arbeiterſyndikate, die dem Allgemeinen Verband 
nicht angehören, ſind zahlreicher und haben viel mehr unter den Wirren 
gelitten als die uns angeſchloſſenen. 

Wenn die Arbeiterbewegung in Spanien wenig entwickelt iſt, ſo 
erklärt ſich dieſes durch unendlich viele Gründe. Die wichtigſten ſind 
die folgenden: der Mangel einer ſtarken induſtriellen Entwickelung; 
die Zahl der Ungebildeten, die Auswanderung und die ökonomiſche 
Lage der Arbeiter. 

Dieſe Gründe genau zu erklären, würde für uns ſehr ſchwer ſein, 
weil die offiziellen Statiſtiken, die uns leiten könnten, um ein genaues 
und vollſtändiges Bild von der Lage der Arbeiterorganiſation zu geben, 
unvollkommen ſind. 

Die induſtrielle Lage, die während dieſer letzten Jahre etwas 
günſtiger war, iſt zurückgegangen oder ſtehen geblieben. Als die Kriege 
auf Cuba und den Philippinen beendet wurden, ſchien es, als ob die 
Bourgeoiſie ſich mit aller Macht auf die Höherentwickelung der Induſtrie 
legen würde, um ſich nicht auf dem Weltmarkte beſiegen zu laſſen, und 
um zu verhindern, daß die Märkte von Cuba und den Philippinen auf 
die Vereinigten Staaten übergingen! Es iſt dennoch ſicher, daß dieſes 
„ vollſtändig ohne Erfolg endete! 

Die Folge dieſer Nachläſſigkeit unſerer Bourgeoiſie und die ſchwache 
kapitaliſtiſche Konzentration ſind die Urſachen des Fehlens eines ſtarken 
Arbeiterkontingents in den Werkſtätten und in den Fabriken. Dieſer 
Umſtand bildet ein großes Hindernis und läßt nur unter großer 
Schwierigkeit die Entwickelung der Arbeiterorganiſationen zu. 

Die Unkundigkeit des Leſens in Spanien iſt enorm und für die 
Arbeiterorganiſationen, die gegen einen der größten Feinde der Organi⸗ 
ſation, die Unwiſſenheit, zu kämpfen haben, von großem Nachteil. Um 
eine Idee von dieſer Lage zu erhalten, wird es genügen, einige Angaben 
einer offiziellen Statiſtik des Jahres 1900 zu veröffentlichen: 
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Spanien hat 18 618 086 Einwohner — 9 087 821 Männer und 
9 530 265 Frauen. Unter dieſen Männern ſind 178 615, die nicht leſen 
und 3 831 345, die nicht ſchreiben können: 5 068 056, die weder leſen 
noch ſchreiben können. 

Es ergibt ſich alſo daraus, daß von 18 618 086 Einwohnern nur 
495 753 leſen können, 6 227 184 können leſen und ſchreiben und 
11 874 890 Einwohner find vollſtändig ungebildet. Außerdem gibt es 
20 259 Perſonen, deren intellektuelle Lage man nicht kennt. 

Man darf dennoch aus dieſem Einblick in die Organiſation nicht 
folgern, daß die Arbeiter Spaniens den Arbeitervereinigungen feindlich 
gegenüberſtehen. Die Abnahme der ſyndikalen Macht 
rührt einfach von der ökonomiſchen Lage des 
Landes her. 

Gegen Mitte des Jahres 1905 begann im Lande eine furchtbare 
Arbeitskriſe, deren Folge eine übermäßige Auswanderung nach den 
amerikaniſchen Republiken war. Ganze Syndikate verſchwanden, weil 
die Genoſſen, die ſie begründet hatten, auf Arbeitsſuche gegangen waren. 
Wenn wir zu dieſem Uebel noch die Teuerung in Lebensmitteln und 
die kleinen Löhne hinzufügen, finden wir den augenſcheinlichen Beweis 
für die Urſachen in Spanien, die eine Abnahme ſtatt eine Zunahme der 
Klaſſenorganiſation herbeigeführt haben. 

Nach einer Statiſtik vom Jahre 1902, die ich vor Augen habe, be⸗ 
trug die Zahl der ſpaniſchen Auswanderer nach verſchiedenen Ländern 
Europas 3064, nach Aſien und Auſtralien 1069, nach Afrika 22 557, 
nach Amerika 24 863, das macht zuſammen 51 593. 

Da das Jahr 1902 eine Periode der induſtriellen Entwickelung war, 
während welcher viele Leute regelmäßig Arbeit fanden, kann man ſich 
die gegenwärtige Lage denken, charakteriſiert durch eine ſtillſtehende 
induſtrielle Lage und durch einen Stillſtand, der erſchreckende Dimen⸗ 
ſionen angenommen hat. Noch ſchlimmer iſt es, daß bis jetzt die ſpaniſche 
Bourgeoiſie nicht verſucht hat, dieſer furchtbaren Gefahr abzuhelfen, 
die einen großen Nachteil für die Arbeiter hat, und daß ſie ſelbſt deren 
Folgen tragen wird. 

Meiner Meinung nach genügen die dargelegten Zuſtände, um zu 
verſtehen, daß die Arbeit der Gewerkſchaften nur langſam und ſchwer 
ſein konnte, da bewieſen wurde, daß die Haupturſachen, die die 
Entwickelung der Induſtrie und der Bildung begünſtigen, in unſerem 
Lande mangelhaft ſind. ö . . 

Das will nicht ſagen, daß die ſpaniſchen Arbeiter die Organiſation 
nicht wünſchen. Sie haben mehrere Beweiſe geliefert, die das Gegenteil 
äußern. Der Organiſation verdankt man die Abſtimmung der folgenden 
Geſetze: die Verantwortlichkeit der Arbeitgeber bei 
Unfällen während der Arbeit; das Verbot der Arbeit von 
Kindern unter 14 Jahren; das Verbot der Arbeit von 
ſchwangeren Frauen einen Monat vor und einen Monat nach 
der Niederkunft; das Geſetz der Sonntagsruhe und anderer 
Geſetze von ſozialem Charakter, wie die Organiſation eines Inſtituts 
fürſoziale Reformen, von Lokal⸗ und Provinzial⸗Kommiſſionen 
für ſoziale Reformen, welche aus Arbeitgebern und Arbeitern beſtehen 
und die die Aufgabe haben, die Reformen in Sachen der ſozialen Geſetz⸗ 
gebung zu ſtudieren und darüber zu wachen, daß ſie beachtet werden. 

Wir müſſen der ſozialiſtiſchen Partei Gerechtigkeit widerfahren 
laſſen, die immer arbeitet und gearbeitet hat, um die Arbeiterklaſſe zu 
organiſieren, indem ſie verſucht, ſie auszubilden und ſie zu belehren, und 
dadurch, daß ſie ſie zum Kampfe anregt. Aus dieſem Grunde ſind die 
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ep pune des „Allgemeinen Arbeiterverbandes“ 

der en Gerbände Haben f Arbeiterpartei“ die herzlichſten. 
Dieſe beiden Verbände en ſich mit den Nationalkomitees ins Ein⸗ 
vernehmen geſetzt mit allem, was eine vereinigte Tätigkeit erfordert, 
wie die Proteſtkampagnen, die Zurückforderung der öffentlichen Mächte, 
die Preisermäßigung der Lebensmittel und über alles, was den Mit- 
gliedern der beiden Organiſationen Vorteil bringen kann. Nur rein 
politiſche machten eine Ausnahme, da es uns verboten iſt, ſie zu behandeln, 
gemäß den Statuten des „Allgemeinen Verbandes“. Der 
„Allgemeine Verband“ hat keine Beziehungen zu anderen 
politiſchen Parteien wie der ſozialiſtiſchen Partei. 

Zum „Allgemeinen Verband“ gehören die nationalen 
Arbeiterverbände, die Lokalvereine und die unabhängigen Vereine. 
Es gibt einige Verbände von nationalem Charakter, wie derjenige der 
Seearbeiter, der nicht mit der Union verbündet iſt, aber der trotzdem 
in guten Beziehungen mit der letzteren ſteht und der vielleicht in kurzer 
Zeit angeſchloſſen ſein wird. Es gibt außerdem eine Anzahl von Syndi⸗ 
katen, die dem „Allgemeinen Verband“ nicht geneigt ſind 
wegen der Verleumdungen der Leute, die Anarchiſten genannt werden 
und ſich ſelbſt ſo nennen, und die in Europa die Organiſation ſtören 
wollten und noch ſtören. 

Der Haß dieſer Elemente gegen den „Allgemeinen Ver⸗ 
band“ iſt groß, und um den Einfluß, den dieſer auf die Arbeiter hat, 
aufzuhalten, haben dieſe Herren vor einem Jahre einen Nationalver- 
band gegründet, der ſich die „Federation Regionale“ nennt, und der 
keinen Anklang gefunden hat, denn er beſteht nur dem Namen nach. Er 
wurde kurze Zeit nur von 2 oder 3 Syndikaten von ſehr begrenzter 
Bedeutung unterſtützt. 

Die Beiträge, die die Verbände und Syndikate dem „Allgemeinen 
Verband“ als allgemeinen Beitrag zahlen, find 5 Centeſimos 
vierteljährlich von jedem dem Verband angehörenden Arbeiter und 

10 Centeſimos von jedem dem Verband angehörenden Arbeiter 
im Falle eines „ durch den „Allgemeinen Verband“ er- 
klärten Ausſtandes. 

Die Beiträge, die die en i an einzelnen Syndi⸗ 
faten zahlen, find 25 CTenteſimos wöchentl 

Die Ausſtände, die der „Allgemeine Verband“ während des Jahres 
1905 unterhalten hat, ſind folgende: 


ahl I der | Durch Vergleich Unbekannter 
Industrie der Streits Letelliglen Gewonnen Verloren deendigt Verlauf 


erla 

. 1 2 
Landwirtſchaft is 90 i 2 2 
Maler 6 288 2 8 1 — 
Bauarbeiter 28 8850 11 5 11 1 
Lederarbeiter 8 268 1 2 — — 
Tapezierer. 1 9 1 — — — 
Handwerker 3 185 — 1 2 — 
Tiſchler . . 21 1112 7 4 10 — 
Metallarbeiter. 11 751 5 5 1 — 
Minenarbetter. 15 5269 2 9 3 1 
Mobelarbeiter. 2 68 — 2 — — 
Srifeure. . 2 488 — 2 — — 
Steinarbeiter 6 629 4 1 1 — 
Transportarb. 8 810 5 1 2 — 
Böttcher 1 180 — 1 — — 
Schneider. . 17 1954 6 6 8 2 
141 19526 49 47 37 8 
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Urſachen, die die Ausſtände e „ 


Erhöhung des Lohnes ee 59 
Verminderung der Arbeitszeit a Ae fe. che RCE. te er Bo aes | © 
Verteidigung des Verbandsredte3 . . . 2 2 ..... 12 


Forderung wöchentlicher Zahlung 2 
Nichteinhalten der Verträge und Kontrakte durch die Arbeitgeber 12 


Ungerechte Entlaſſung von Arbeitern . . 4 
Die Abſchaffung der Akkordar beit. 4 
Angriffe auf die Wrbetterehre . . err 12 

“Th 


Von diefen 141 Ausſtänden war einer ordnungsmäßigen Charakters; 
er dauerte 7 Monate und koſtete 65 000 Peſetas. Obgleich die anderen 
140 nicht dieſen Charakter hatten, wurden ſie von den zur Union ge⸗ 
hörigen Syndikaten unterſtützt. Im Jahre 1906 betrug die Zahl der 
von den der Union verbündeten Syndikaten unterſtützten 130, d. h. 
ungefähr dieſelbe Anzahl von Ausſtänden wie im Jahre 1905, obgleich 
wir im Jahre 1906 einen von großer Bedeutung hatten. Wir wollen 
von dem Ausſtand der Minenarbeiter von Bilbao und Santander 
ſprechen, bei welchem die Regierung eingegriffen hat, indem ſie Militär 
Fite hat. das eine große Anzahl der Ausſtändigen verwundet und ge⸗ 
6 a 

Das it alles, was wir über den „Allgemeinen Verband“ der 
ſpaniſchen Arbeiter und die hauptſächlichen Schwierigkeiten ſagen können, 
die ſeine Entwickelung gehindert haben. 

Es bleibt ai nichtsdeſtoweniger die Befriedigung, feſtſtellen zu 
können, daß, indem wir die Beſcheidenheit unſerer Organiſation und 
die vielen „ gegen die wir zu kämpfen haben, klarlegten, 
wir alles getan haben, was unſere Mittel und die Umſtände zulaſſen, 
und wir haben die feſte Hoffnung, daß alle Hinderniſſe, die ſich uns bei 
der Entwickelung unſerer Klaſſenorganiſation entgegenſtellen, durch 
unſere unaufhörliche Arbeit und Beſtändigkeit verſchwinden werden. 

Vincento Barrio, Sekretär. 


Frankreich. 
Franzöſiſche Sektion des internationalen Arbeiterverbandes. 


Es war eine geteilte Partei, die auf unſerem letzten internatio- 
nalen Kongreß in Amſterdam den franzöſiſchen Sozialismus vertrat; 
es iſt eine ganze, einige Partei, die dieſes Jahr an den Sitzungen des 
organiſierten Weltproletariats teilnehmen wird. 

Seit 2 Jahren iſt die ſozialiſtiſche Einigkeit in Frankreich end⸗ 
gültig verwirklicht. Und man kann nicht nur ſagen, daß ſie unter der 
Leitung der Internationale entſtanden iſt, ſondern daß es der inter- 
nationale Arbeiterverband ift, der fie allein begründet hat. Indem man 
wirklich dem Beſchluß zuſtimmte, welcher die internationalen Vorſchriften 
der ſozialiſtiſchen Politik feſtſetzte, ſo beſtimmte der Kongreß von Amiter- 
dam das Gebiet, auf welchem ſich die verſchiedenen Fraktionen des fran⸗ 
zöſiſchen Sozialismus verſammeln konnten und ſollten, das Gebiet des 
proletariſchen Klaſſenkampfes gegen alle Fraktionen der Bourgeoiſie. 
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Zu gleicher Zeit legte der Kongreß von Amſterdam allen die Pflicht 

auf, gemeinſam zu arbeiten. In ſeinem Beſchluſſe heißt es: 
.. „Der Kongreß erklärt: Um der Arbeiterklaſſe ihre ganze Kraft 
in ihrem Kampfe gegen den Kapitalismus zu verleihen, iſt es unerläß⸗ 
lich, daß es in allen Ländern den bürgerlichen Parteien gegenüber nur 
ei : e. e Tonite Partei geben darf, wie es nur ein Proleta⸗ 
riat gibt. 

Folglich haben alle, die für den Sozialismus kämpfen, die unab⸗ 
weisliche Pflicht, mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Kräften auf die 
Verwirklichung der ſozialiſtiſchen Einheit hinzuarbeiten, auf Baſis der 
Prinzipien, die auf den internationalen Kongreſſen und im Intereſſe 
des internationalen Proletariats dargelegt wurden, denen gegenüber 
fie für die traurigen Folgen, die durch die Fortſetzung ihrer Uneinig⸗ 
keit entſtehen, verantwortlich ſind. 

Um zu dieſem Reſultat zu gelangen, ſtellen das internationale 
Bureau und alle Parteien, bei denen Einigkeit herrſcht, ſich ihnen zur 
Verfügung und bieten ihnen ihre Dienſte an.“ 

Dieſer Beſchluß wurde einſtimmig durch Abſtimmung genehmigt 
und die beiden dort vertretenen franzöſiſchen Sektionen bekräftigten, die 
eine durch Vermittelung des Bürgers Edouard Vaillant, die andere 
durch den Bürger Pierre Renaudel, ihre feite Abſicht, ihn auszuüben. 

Dererſte Schritt dazu wurde am 30. Auguſt von der ausländiſchen Kom⸗ 
miſſion des franzöſiſchen ſozialiſtiſchen Parteirats gemacht, welcher ſich 
bereit erklärte, ſchon jetzt dieſe ſozialiſtiſche Einigkeit auf Baſis der durch 
die internationalen Kongreſſe feſtgeſetzten Prinzipien zu verwirklichen. 

Am 4. Oktober rief der Zentralrat ſeinen früheren Schritt zurück, 
entſchloſſen, wie er ſagte, ſo ſchnell wie möglich den ſozialiſtiſchen Bund 
mit denen zu ſchließen, woher ſie auch kommen mögen, die bereit 
find, dem Ruf des „Internationalen Sozialismus“ zu folgen. Da⸗ 
mit die Konferenzen anfangen könnten, ernannte er eine Abordnung, 
die beauftragt war, ſich mit einer Abordnung der Sektion zu bereden, 
die im Einvernehmen mit der Sektion der franzöſiſchen ſozialiſtiſchen 
Partei die franzöſiſche Nationalität in Amſterdam vertreten hatte. 

Die franzöſiſche ſozialiſtiſche Partei, direkt aufgefordert, machte 
ihrerſeits bekannt, daß ſie zu allen Unterhandlungen hinſichtlich der 
Einigung bereit ſei und bildete ihrerſeits eine Abordnung. 

Die beiden Delegationen vereinigten ſich am 27. November. 

Sie beſtanden aus 15 Mitgliedern der beiden Sektionen, und zwar 
waren es die Genoſſen Dubreuilh, Grouſſier, Guesde, Lafargue, 
Laudrin, J. Martin, Pedron, Prevoſt, Roland, Sembat, Vaillant für 
die ſozialiſtiſche Partei Frankreichs; Briand, Cambier, 
Cardet, Cipriani, Devéze, Ducos de la Haille, Xaure3, Longuet, Orry, 
Marmonnier, de Preſſenſé, Rebim, Renaudel, Revelin, Viviani für die 
franzöſiſche ſozialiſtiſche Partei. ur 

In dieſer erſten Verſammlung beſchloſſen die beiden Delegationen 
gewiſſermaßen die Bildung einer Einigungskommiſſion, und waren 
darauf bedacht, in dieſer Kommiſſion den anderen ſozialiſtiſchen Ele⸗ 
menten einen Platz zu verſchaffen (der nationalen Organiſation und 
den autonomen Verbindungen) d. h. der ſozialiſtiſchen revo⸗ 
lutionären Arbeiterpartei und den autonomen Ver ⸗ 
bindungen. Sieben Abgeordnete aus der Mitte der Kommiſſion 
waren für jede der nationalen Organiſationen bewilligt und ein Ab⸗ 
geordneter für jede der autonomen Fraktionen. 
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BE diefer Baſis verſammelte fid) die Einigungskommiſſion, welche 

den Genoſſen Allemane, Bernard, Cordé, Doulut, O. Hervé, 
Labeud, Lauche beſtand für die fozialiſtiſch⸗ revolutionäre 
Arbeiterpartei; Bracke, Cheredame, Conſtans, Delory, 
Dubreuilh, Lagradelle, Vannier für die ſozialiſtiſche Partei 
Frankreichs; Briand, Jaures, Longuet, ey de Preſſenſé, Re- 
naudel, Revelin für die franzöſiſche ſozialiſtiſche Partei; 
Brunelliere (Bretagne), Camélinat eg du Rhone), Decamps 
(Somme), Desmons (Nord), Ferrero (Var), G. Hervé (Nonne), Willm 
(Herault) für die autonomen Verbindungen. 

Die Kommiſſion nahm zuerſt die ſchriftlichen Erklärungen entgegen, 
welche von jeder der Organiſationen beigebracht wurden und in welchen 
dieſe die Bedingungen klar ausſprachen, nach welchen die volle Einheit 
des franzöſiſchen Sozialismus ihrer Meinung nach verwirklicht werden 
ſollte in einer Partei des Klaſſenkampfes und der grundſätzlichen Oppo⸗ 
fition gegen ſämtliche bürgerliche Parteien und den Staat, ihr Serr- 
ſchaftsinſtrument. 

Dieſe Erklärungen glichen ſich in einem Punkte, dem weſentlichen 
Punkte, daß die Einheit nur auf Baſis der Beſchlüſſe der internationalen 
Kongreſſe und namentlich der kürzlich ſtattgefundenen, derjenigen von 
Paris (1900) und von Amſterdam (1904) begründet werden konnte. Auf 
dieſe Weiſe wurde eine Einigung ermöglicht, dank der ſorgfältigen Arbeit 
der Einigungskommiſſion. 

Von einer Unterkommiſſion, welche aus den Genoſſen Allemane, 
Bracke, Briand, G. Hervé, Lavaud, Renaudel, Willm beſtand, 
wurde die Bekanntmachung einer gemeinſchaftlichen Erklärung vorge⸗ 
ſchlagen und deren definitiver Text in der Sitzung vom 30. Dezember 
1904, welcher nachher von jeder der vertragſchließenden Parteien beſtätigt 
wurde, feſtgeſetzt. 

Es iſt dies die Erklärung, welche das ſozialiſtiſche internationale 
Bureau von Brüſſel in ſeiner Sitzung vom 15. Januar 1905 entgegen- 
nahm, wodurch die Internationale die franzöſiſche Einigung, für die ſie 
quaſi Bürge war, feierlich weihte. 


Nachfolgend der Text dieſes Dokuments: 


Gemeinſchaftliche Erklärung der ſozialiſtiſchen Organiſationen. 
Angenommen am 13. Januar 1905. 


Die Abgeordneten der franzöſiſchen ſozialiſtiſchen Organiſationen: 
der ſozialiſtiſch⸗ revolutionären Arbeiterpartei, der ſozialiſtiſchen Partei 
Frankreichs, der franzöſiſch ſozialiſtiſchen Partei, der autonomiſchen Ver⸗ 
bindungen an den Mündungen der Rhöne, der Bretagne, von Hérault, 
der Somme und der Nonne, von ihren betreffenden Parteien und ihren 
Verbindungen beauftragt, die Einheit auf den durch den internationalen 
Kongreß von Amſterdam vorgeſchriebenen Grundlagen zuſtande zu 
bringen, erklären, daß die Tätigkeit der vereinigten Partei vermittelſt 
Prinzipien geleitet werden muß, welche die internationalen Kongreſſe, 
beſonders die kürzlich ſtattgefundenen von Paris im Jahre 1900 und 
von Amſterdam im Jahre 1904 vorgeſchrieben hatten. 

Sie ſtellen feſt, daß die Meinungsverſchiedenheiten und die bis 
dahin verſchiedene Taktik beſonderen Umſtänden in Frankreich und dem 
Mangel einer allgemeinen Organiſation zugeſchrieben werden N 

Internationaler Bericht. 
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Sie bekräftigen ihren allgemeinen Wunſch, eine Partei des Klaſſen⸗ 
kampfes zu gründen, die, ſelbſt bei nachfolgenden Konflikten der Be⸗ 
ſitzenden, wo ſich zufällig ihre Tätigkeit mit derjenigen einer politiſchen 
Partei zur Verteidigung der Rechte und der Intereſſen des Proletariats 
vereinigen, immer eine fundamentale und unauflösbare Oppoſitions⸗ 
partei bleibt gegen alle Bourgeoisparteien und den Staat, deren Werk⸗ 
zeug. 

Folglich erklären die Abgeordneten, daß ihre Organiſationen bereit 
ſind, unverzüglich mit allen ſozialiſtiſchen Kräften an dieſem Werk mit⸗ 
zuarbeiten auf folgenden Grundlagen, welche mit allgemeiner Bewilli⸗ 
gung feſtgeſetzt und angenommen ſind: 

1. Die ſozialiſtiſche Partei iſt eine Klaſſenpartei, die den nr hat, 
die Mittel der Produktion und des Tauſches zu ſozialiſieren, d. h. die 
kapitaliſtiſche Geſellſchaft in eine kollektiviſtiſche umzuwandeln ver⸗ 
mittels der ökonomiſchen und politiſchen Organiſation des Proletariats. 
Durch ihr Ziel, ihr Ideal und durch die Mittel, die ſie anwendet, iſt 
die ſozialiſtiſche Partei, indem ſie ſich der Verwirklichung der nächſten 
Reformen im Intereſſe der Arbeiterklaſſe annimmt, keine Reformpartei, 
ſondern eine Partei des Klaſſenkampfes und der Revolution. 

2. Die Gewählten der Partei im Parlament bilden eine einzige 
Fraktion gegenüber allen politiſchen bürgerlichen Fraktionen. Die 
ſozialiſtiſche Fraktion im Parlament muß der Regierung alle Mittel 
verweigern, die die Herrſchaft der Bourgeoiſie und ihre Behauptung 
der Macht ſichern; ſie muß folglich die militäriſchen Kredite, die Kredite 
der kolonialen Eroberung, die geheimen Fonds und das ganze Budget 
verweigern. 

Selbſt in Ausnahmefällen können die Gewählten die Partei nicht 
ohne deren Einwilligung verpflichten. 

Im Parlament muß die ſozialiſtiſche Fraktion ſich der Verteidi⸗ 
gung der politiſchen Freiheiten und der Rechte der Arbeiter widmen, 
der Verfolgung und der Verwirklichung der Reformen, die die Lebens- 
bedingungen und den Kampf der Arbeiterklaſſe erleichtern. 

Die Abgeordneten, wie alle Gewählten, müſſen ſich der Partei für 
ihre Tätigkeit im Lande, ihre allgemeine Propaganda zur Organiſation 
3 und für das Endziel des Sozialismus zur Verfügung 

alten. 
| 3. Der Gewählte ſteht, wie jeder Mitkämpfer, unter der Kontrolle 
der Zentralorganiſation. In jedem Falle urteilt der Kongreß ſouverän. 

4. Es herrſcht vollſtändige Diskuſſionsfreiheit in der Preſſe in 
Fragen des Syſtems und der Methode, aber in der Aktion müſſen 
alle ſozialiſtiſchen Zeitungen ſich ſtreng nach den Beſtimmungen des 
Kongreſſes richten, welche von dem Zentralorganismus der Partei . 
gelegt werden. 

Die Zeitungen, die Eigentum der Partei ſind oder ſein e 
ſei es der Geſamtpartei oder ihrer Föderationen, ſtehen unter der 
Kontrolle eines von der Partei oder den Föderationen ſpeziell er⸗ 
richteten permanenten Ausſchuſſes. 

Die Zeitungen, die, ohne Eigentum der Partei zu ſein, ſich auf 
den Sozialismus berufen, werden ſich ſtreng bei der Aktion den Be⸗ 
ſchlüſſen des Kongreſſes unterwerfen müſſen, welche von dem Födera⸗ 
tions⸗ oder zentralen Organismus der Partei feſtgeſetzt werden, deren 
offizielle Mitteilungen ſie bringen müſſen. 
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Der Zentralrat wird diefe Blätter an die Beachtung der Partei⸗ 
beſchlüſſe erinnern dürfen, und gegebenenfalls dem Kongreß vorſchlagen, 
1 Beziehungen zwiſchen ihnen und der Partei für abgebrochen zu er⸗ 

ären. 


5. Die ins Parlament Gewählten dürfen nicht Abgeordnete im 
Zentralrat ſein, ſondern müſſen von einer Kollektivdeputation ver⸗ 
treten werden, die dem 10. Teil der Deputierten gleich ſein muß und 
nicht weniger als 5 betragen darf. 

An einer Exekutivkommiſſion dürfen ſie ſich nicht beteiligen. 

Die Föderationen dürfen dem Zentralrat nur Mitglieder zuweiſen, 
die in den Grenzen der Föderation wohnen. 


6. Die Partei muß Maßregeln treffen, damit die Gewählten das 
ithe wunſchgemäß ausfüllen; fie muß ihren obligatorischen Beitrag 
eſtimmen. 


7. Ein Kongreß für die endgültige Organiſation der Partei wird 
in kürzeſter Zeit zuſammenberufen werden auf Grundlage einer Ver⸗ 
tretung der ſozialiſtiſchen Parteien im Verhältnis der Feſtſtellungen zur 
Zeit des Kongreſſes von Amſterdam und hiernach berechnet, einerſeits 
nach den zahlenden Mitgliedern, ae nach der Zahl der bei den 
allgemeinen Wahlen von 1902 erhaltenen Stimmen, wobei Bedingung 
ſein ſoll, daß die Zahl der Mandate, die Wahlſtimmen darſtellen, nicht 
den fünften Teil aller Mandate überſteigen darf. 


Auf den ſo fixierten Grundlagen ſetzte die Einigungskommiſſion 
einen Entwurf für die Organiſation feſt. Und auf dem Kongreß 
in Paris, welcher vom 23. bis 25. April 1905 abgehalten wurde, 
erörterten und nahmen die Delegierten aller Organiſationen die 
Statuten des Sozialiſtiſchen Parteitages (franzöſiſche Sektion der 
Internationalen Arbeitervereinigung) an. 

Die alſo unter großer Begeiſterung verwirklichte Einigung war 
außerdem unter der Mitwirkung des Internationalen Bureaus her⸗ 
geſtellt, welches durch die Genoſſen Emil Vandervelde und C. Huysmans 
vertreten war. 

Der Zuſammenſchluß der ſozialiſtiſchen Parteien wirkte wie ein 
Schlag auf die Bourgeoiſie, die zu ihrem alten Verleumdungsverfahren 
Zuflucht genommen hatte, um die Gefahr, die ihr durch die Begründung 
einer eng verbundenen ſozialiſtiſchen Partei drohte, zu beſtreiten oder 
wenigſtens zu verſuchen, ſie nicht zu ſehen. 

Sie verſuchte in ihren Zeitungen eine Spaltung unter den 
Sozialiſten herbeizuführen, indem ſie die alten Organiſationen gegen⸗ 
einander zu hetzen verſuchte und ihnen auseinanderſetzte, daß die 
Einheit für ſie eine Unterordnung und Unterwerfung unter fremde 
Elemente bedeute. Dieſe Verſuche blieben ohne Erfolg, und die Heraus⸗ 
geforderten lachten nur darüber. 


Die Preſſe behauptete dann, daß die Einigung auf keiner feſten 
Grundlage ruhe, daß ſie nur eine vorübergehende Verbindung ſei 
angeſichts der allgemeinen geſetzgebenden Wahlen des Jahres 1906. 
Außerdem hätte dieſes Bündnis nur den Zweck, Stimmen und Sitze 
zu gewinnen dadurch, daß es ſo viel wie möglich das ſozialiſtiſche Pro⸗ 
gramm abſchwäche; ferner würde am Tage der Wahlen das Bündnis 
gelöſt werden und der Ehrgeiz der „Leiter“ und die Rivalität der Ver⸗ 
bände würde ſeine Elemente trennen. 
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Der Ausgang widerlegte beide Weisſagungen. Auf dem nationalen 
Kongreß in Chalons nahm die Partei einen allgemeinen Manifeſtations⸗ 
vorſchlag für alle ſozialiſtiſchen Kandidaten an. Weit davon entfernt, 
das Syſtem der Partei abzuſchwächen, kann man ſagen, daß der Kongreß 
im Gegenteil zum erſtenmal den Kampf für die notwendige ſozialiſtiſche 
Revolution in weitem Umfange aufnahm. Er rief alle Arbeiter zum 
Klaſſenkampf;: er ſagte ihnen, daß alle ihre Forderungen von Reformen 
nur einen untergeordneten Wert hätten und daß die Eroberung der 
Reformen den einzigen Zweck hätte, dem Proletariat neue Kampfmittel 
zu verſchaffen; er wies darauf hin, daß das einzige Mittel zur Be⸗ 
freiung des Proletariats das Ergreifen der Macht in Hinſicht auf die 
Umgeſtaltung des kapitaliſtiſchen Beſitztums in ſoziales Beſitztum wäre. 
a ee des Eigentums ftande aljo im Vordergrunde des Wahl⸗ 

ampfe 

Es hieß im Aufruf: Nieder mit dem kapitaliſtiſchen Eigentum an 
den Produktivmitteln! Es lebe die ſoziale Revolution! Die Wahlen 
hatten für die Partei die glücklichſten Reſultate. 

Die 346 Kandidaturen, die von der Partei in vielen Bezirken mit 
noch ungenügenden Hülfsquellen aufgeſtellt wurden, erhielten 896 000 
Stimmen, alſo 12 Proz. mehr als im Jahre 1902 die von den ver⸗ 
ſchiedenen Organiſationen aufgeſtellten Kandidaten erhalten hatten; 
52 Kandidaten wurden gewählt. 


Die andere bürgerliche Prophezeiung brachte den Urhebern keine 
geringere Enttäuſchung. Anſtatt das Zeichen für die Zerſplitterung 
der Partei zu ſein, wurden die Wahlen von 1906 der Ausgangspunkt 
eines ſtärkeren Zuſammenhanges. Das Hereinſtrömen der Elemente 
von verſchiedenen Seiten ließ die ehemaligen Spaltungen vergeſſen. 
Die Agitation und die Propaganda führte unaufhörlich der Organi⸗ 
ſation neue Arbeiter zu. 

Die Wendung war eine fo günſtige, daß 1½ Jahre nach der Ent⸗ 
ſtehung der Partei der Nationalkongreß zu Limoges (vom 1. bis 4. No⸗ 
vember 1906) konſtatieren konnte, daß die Zahl der Beitrag zahlenden 
Mitglieder, die ſeit dem Einigungskongreß der Partei angehörten, von 
27 000 auf 52 000 anwuchs. Das heißt alſo, daß die Zahl ſich ver⸗ 
doppelt hat. 

Dieſe zunehmende Bewegung, die das Reſultat der vollendeten 
Einigung iſt, bleibt nicht ſtehen; es geht im Gegenteil daraus hervor, 
daß die Zahl der Anhänger der ſozialiſtiſchen Armee die dreifache ge⸗ 
worden iſt bis zum Ende dieſes Jahres. 

Der Beweis der unzertrennlichen Einheit zeigt ſich in der 
Tatſache, daß, ſofern ſich einige Individuen nicht anſchloſſen, die 
Menge ihnen nicht folgte. Selbſt als ein Mitglied der Partei 
einen Sitz im Miniſterium eines bürgerlichen Kabinetts an⸗ 
nahm, ging für die Partei weder eine Spaltung noch eine Er⸗ 
ſchütterung daraus hervor. Die Nationalverſammlung begnügte ſich 
damit, einſtimmig zu erklären, daß falls dieſer Sozialiſt einwilligte, an 
den Verhandlungen mit . auf ſeinen Eintritt ins Miniſterium 
teilzunehmen, er ſich ſelbſt von der Partei losgelöſt hätte. Einige 
Verbände, die direkt unter ſeinem Einfluß ſtanden und die ſich infolge⸗ 
deſſen auch nur auf einen Augenblick von der Partei losgeſagt hatten, 
find einige Monate ſpäter wieder in dieſelbe eingetreten. Weld)’ eine 
Aenderung, wenn man ſich der langen Störung erinnert, die unter den 
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Sozialiſten durch den Eintritt Millerands ins Kabinett Waldeck⸗Rouſſeau 
verurſacht wurde, und was für ein viel ſtärkeres Zeugnis als der Be⸗ 
ſchluß von Amſterdam es war, iſt für die Einheit des n 
Sozialismus dieſe Tatſache, die Meinung der Partei ſelbſt! 

Die franzöſiſche ſozialiſtiſche Partei (franzöſiſche Sektion der Inter⸗ 
nationale) umfaßt 70 Bezirks⸗ oder Departementsverbände. Sie be⸗ 
figt Gruppen in 80 Departements Frankreichs. 

Die ſozialiſtiſche Fraktion im Parlament, die als Gegenſatz aller 
bürgerlichen Fraktionen geſchaffen wurde, umfaßt 53 Mitglieder. 

Das ſind: 1 Senator, der Genoſſe Chautagrel (Haute Loire); 
52 Abgeordnete: Albert Poulain, Mechaniker (Ardennes); Aldy, 
Advokat (Aude); Alexander Blanc, Lehrer (Vaucluſe); Allard 
politiſcher Schriftſteler (Var); Allemane, Buchdrucker (Seine); Basly, 
Bergwerksarbeiter (Pas de Calais); Bedouce, Beamter (Haute 
Garonne); Benezed, Buchdrucker (Herault); Betoulle, Rechnungs- 
beamter (Haute Vienne); Bouveri, Bergwerksarbeiter (Saöne et Loire); 
J. L. Breton, Chemiker (Cher); Cadenat, Schuhmacher (Bouches du 
Rhöne); Paul Conſtans, Mechaniker (Seine); De Jeaute, Hutmacher 
(Seine); Delory, Spinner (Nord); Deveze, Profeſſor (Gard); Dubois, 
Kupferſchmied (Seine); Jacques Dufour, Kaufmann (Indre); Durre, 
Beamter (Nord); Ferrero, Arbeiter der Artilleriewerkſtätten 
(Var); Fieévet, Tüllmacher (Nord); Francois Fournier, Schmied 
(Gard); Ghesquieère, Beitungshändler (Nord); Grouſſier, Zeichner 
(Seine); Jules Guesde, politiſcher Schriftſteller (Nord); Jaures, 
Profeſſor (Tarn); Lamendin, Bergwerksarbeiter (Pas de Calais); 
Melin, Metallarbeiter (Nord); Meslier, Arzt (Seine); Laſſalle, 
Mechaniker (Ardennes); Marietton, Advokat (Rhöne); Paul Brouſſe, 
Arzt (Seine); Nicolas Léandre, Landwirt (Aube); Paſtre, Profeſſor 
(Gard); F. de Preſſenſé, politiſcher Schriftſteller (Rhöne); Koblin, 
Advokat (Niévre); Rouanet, politiſcher Schriftſteller (Seine); Rozier, 
Beamter (Seine); Selle, Chemiker (Nord); Marcel Sembat, Publiziſt 
(Seine); Thivrier, Arzt (Allier); Edouard Vaillant, Ingenieur (Seine); 
Varenne, Publiziſt (Puy du Dome); Reber, Advokat (Seine); Vigne, 
Advokat (Var); Walter, Mechaniker (Seine); Willm, Advokat (Seine). 

Sie wird in den Kantonalverſammlungen von 60 Generalräten 
und von 51 Räten der Stadtbezirke vertreten. 

Sie hat in den Gemeindebezirken 149 Bürgermeiſter, 219 Bei⸗ 
geordnetengehülfen und 2160 Stadträte. 

Sie hat als Zentralorgan den „Socialiſte“, der wöchentlich 
erſcheint. 

Die BEL. umfaßt: 2 täglich erſcheinende Zeitungen: 
„Le Populaire du Centre“, in Limoges, und „Le Droit 
du Peuple“, in Grenoble; 4 zweimal wöchentlich erſcheinende 
1 37 wöchentlich erſcheinende Blätter; 2 monatlich erſcheinende 

er 

Die Zeitſchrift „L' Humanité“, in Paris von einer ſozia⸗ 
liſtiſchen Gruppe begründet, wird, wenn ſie auch jetzt noch nicht Eigen⸗ 
tum der Partei iſt, es bald werden, wenn ihre Lage gänzlich gefeſtigt 
ſein wird. Inzwiſchen wird die Partei in ihrem Verwaltungsrat ver⸗ 
treten und kann dort ihren Einfluß ausüben. 

Die Agitation der Partei zugunſten des Achtſtundentages am 
1. Mai, des wöchentlichen Ruhetages, der von der Mehrheit der Kammern 
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teilweiſe und wirkſam bedroht war, des Gewerkſchaftsrechtes der Be⸗ 
amten hat die Macht der Partei bewieſen und ihre Anziehungskraft 
vergrößert. 

Allein hat die Partei die Revolution in Rußland unterſtützt und 
nicht nur ihren Proteſt gegen den Bund der franzöſiſchen Republik 
mit der zariſtiſchen Autokratie fortgeſetzt, ſondern dazu beigetragen, 
einem Teil der franzöſiſchen Bevölkerung die Augen zu öffnen, indem 
ſie ſich jeder neuen Anleihe entgegenſtellte, die, in welcher Form es 
auch war, von der zariſtiſchen Regierung erreicht wurde. 

Indem die Partei alle Arbeiterverbände zum Klaſſenkampf für 
die politiſche und ökonomiſche Zwangsenteignung der kapitaliſtiſchen 
Bourgeoiſie herbeiruft, vergißt ſie nicht einen Augenblick, daß die Sache 
des franzöſiſchen Proletariats eng mit derjenigen aller Länder ver⸗ 
bunden iſt, und wenn ſie ſich vergrößert und unaufhörlich verſtärkt, ſo 
beabſichtigt ſie, der großen internationalen Armee neue Truppen zu⸗ 


zuführen. 
Das Sekretariat. 
Louis Dubreuilh. Bracke. P. Renaudel. 


Belgien. 
Die belgiſche Arbeiterpartei.) 


In einem am Tage vor dem Kongreß von Amſterdam veröffent⸗ 
lichten Bericht, der die Lage der Arbeiterpartei bis zum 31. Dezember 
1903 beſpricht, habe ich feſtgeſtellt, daß unſere Organiſation 25 Bezirks⸗ 
verbände umfaßte. Seit damals haben wir die Begründung zweier 
neuer Bezirksverbände zu verzeichnen gehabt, und zwar den von 
Turnhout und von Roulers, die in ſtark klerikalen und fana⸗ 
tiſchen Bezirken arbeiten. Wir durften auf keinen ſo ſchnellen Erfolg 
hoffen, aber der Induſtrialismus hat ſich in dieſen Gegenden aus⸗ 
gebreitet und die natürliche Folge davon war: die Entſtehung gewerk⸗ 
ſchaftlicher und politiſcher Verbände. 

Unſere Zahl der vereinigten Verbände bleibt ſtationär, 
weil wir uns in unſerem Verzeichnis darauf beſchränkt haben, die 
regelrechten Verbände für die Beitragszahlungen zur 
Zentralkaſſe zu vermerken. 

Wir haben im ganzen 803 Verbände und zwar: 117 Genoſſenſchafts⸗ 
Geſellſchaften, 252 Berufsgewerkſchaften, 229 politiſche Verbände, 
25 Kunſt⸗ und Vergnügungsvereine und endlich 180 Geſellſchaften für 
gegenſeitige Hülfe. Wenn wir die zahlreichen Geſellſchaften mitrechnen 
ſollten, die ihren Sitz in unſeren öffentlichen Gebäuden haben, Geſell⸗ 
ſchaften, die ſich auf den Sozialismus berufen, deren Mitglieder mit⸗ 
kämpfende Sozialiſten ſind, ſo würde die Zahl der Verbände noch viel 
größer ſein. Aber im Anfang wollen dieſe Verbände nicht gerne 
Beiträge für die Zentralkaſſe zahlen. Verſchiedene andere ſind von 
wildem Partikularismus. Noch andere lieben es, von der Partei zu 
profitieren, ohne etwas beizutragen. Dieſe unliebſame Neigung iſt 
jedoch im Verſchwinden begriffen. Aber aus Bedenken haben wir nur 
diejenigen beibehalten, welche ihren Beitrag der Zentralorganiſation 
der Partei gezahlt haben. 


ö *) Wir fügen dieſem kurzen Ueberblick eine Tabelle bei, die ein ge 
Vild über die Stärke der belgiſchen Arbeiterpartei gibt. 


Die Zahl der Beitrag an Mitglieder hat ſich von 130 000 
auf 145 781 vermehrt, und wir dürfen hoffen, daß dieſe Zahl ſich 
noch im Laufe des Jahres 1907 vergrößern wird. 

Unſere Preſſe hat ſich ſeit dem Kongreß von Amſterdam gehoben. 
Wir können beſtätigen, daß unſere Tagesblätter eine Auflage von 
mehr als 127 000 Exemplare haben (es gibt deren 11), daß die ſieben 
monatlichen Zeitungen oder Revuen, die 18 Gewerkſchaftsblätter und 
die 20 wöchentlich erſcheinenden Ben ng ſehr ver⸗ 
breitet find. Die Tagesblätter find: „Das Volk“ (5 Centimes) und 
als Beilage „Das Echo des Volks“ (2 Cs), „Das Echo des 
Volkes von Borinage” (2 Cts.), „Das Echo des Volkes 
von Hainaut“ (2 Cts.), „Das Echo des Volkes von 
Namur (2 Cts.), „Das Echo des Volkes von Lüttich“ 
(2 Cts.), „Die Zeitung von Charleroi“ (5 Cts.), „Die 
Zukunft von Borinage“ (5 Cts.), „Die Arbeit“ (Arbeiter⸗ 
Zeitung der parteiloſen und ſozialiſtiſchen Gewerkſchaften von Verviers), 
für Flamland, „Voruit“ (2 Cts.) und „De Werker“ (2 Cts.). 

Wir beſitzen ſeit einiger Zeit ein Werk, das große Dienſte leiſtet. 
Das iſt der Verlag Germinal (Rue Hauptort 29 in Gent). Mehr 
als 20 000 Parteimitglieder ſind dort abonniert, und für 1 Frank ver⸗ 
teilt die Verwaltung 12 bis 15 Broſchüren jährlich. Die Gewerkſchaften, 
Genoſſenſchaften und politiſchen Verbände haben dort obligatoriſch ihre 
Mitglieder abonniert. Andererſeits haben die Partei ſowohl als auch 
das Gewerkſchaftszentrum im Januar 1907 beſchloſſen, eine Reihe von 
Broſchüren über theoretiſche und taktiſche Fragen herauszugeben. 

Wir wollen noch die kürzlich erfolgte Herausgabe einer kleinen 
illuſtrierten Zeitſchrift „La Bonne Graine“ (Das gute Korn) 
erwähnen, deſſen Modell der italieniſche „Seme“ geweſen tft, ein Organ, 
das, für das Volk beſtimmt, immer verſtändlich iſt, und das für 
1 Centime pro Nummer verkauft wird. Die monatliche Auflage in 
franzöſiſcher Sprache überſchreitet ſchon 22 000 Exemplare. Die 
Abonnenten verpflichten ſich, das Blatt bei Perſonen zu verbreiten, von 
denen ſie annehmen, daß ſie wahrſcheinlich Sozialiſten werden. 

Unſere Fach⸗Zeitſchriften, die 12, 14, 16 und mehr Seiten umfaſſen, 
machen natürlich im Verhältnis der Zunahme der gewerkſchaftlichen 
Kräfte, Fortſchritte. Das „Journal des Correſpondances!, 
das Organ der Gewerkſchaftskommiſſion, hat die Zahl ihrer Leſer ſeit 
3 Jahren verdoppelt. i 


* 
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Die legislativen Wahlen von 1902, die sail der Schlappe 
unferer Bewegung für das allgemeine Stimmrecht ſtattfanden, ſind für 
uns nicht günſtig geweſen. Sie haben einen leichten Rückgang der 
ſozialiſtiſchen Stimmenzahl konſtatiert, infolge des Abfalls der klein⸗ 
bürgerlichen Elemente, die während einiger Zeit die zahlenmäßige 
Stärke unſerer Partei künſtlich vermehrt hatten. 

Durch die Erneuerung der Kammer, die zur Hälfte ftattfand, 
haben wir im Jahre 1904 neue Wahlen gehabt. Dabei wurde die 
klerikale Majorität auf 20 Stimmen herabgeſetzt, und es ſchien möglich, 
ſogar mit der Proportional⸗Vertretung und ganz einfach, indem man 
ausſichtsloſe Wahlen vermied, die klerikale und reaktionäre Herrſchaft 
über den Haufen zu werfen. Die Bezirksverbände der Partei wurden mit 
fortgeriſſen, um mit den anderen oppoſitionellen Parteien vieler Diſtrikte 
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einen Vertrag zu ſchließen. Darauf muß man die Tatſache zurückführen, 
daß verſchiedene auf der Tabelle angegebene Zahlen ſich ſeit 1902 nicht 
verändert haben; weil wir, trotz eines merklichen Fortſchritts der 
oppoſitionellen Stimmen, nicht die Arbeiter ae profitieren laſſen 
wollten; weil wir lieber hinter der Wirklichkeit zurückbleiben wollen, 
als ihr vorauseilen. 

Bei den Wahlen im Jahre 1904 verloren wir 5 Abgeordnete, 
ein tatſächlicher und ſcheinbarer Verluſt. Tatſächlich in zwei Orten, 
wo wir einen leichten Rückgang erlitten haben. Scheinbar in anderen 
Bezirken, wo wir bei den partiellen, durch die Zunahme der Bevölkerung 
notwendig gewordenen Wahlen aus der Aufſtellung eines Porportional- 
geſetzes Nutzen zogen, welches nur dazu diente, die Stichwahlen zu ver⸗ 
hindern und die relative Majorität veranlaßte, den ſtreitig gemachten 
Sieg zu bewilligen. Bei den Wahlen von 1906 haben wir 2 Sitze wieder 
zurückerobert, von denen derjenige von Courtrai das erſte ſozialiſtiſche 
Mandat iſt, welches in dem armen und klerikalen Weſt⸗Flandern er⸗ 
worben wurde. 

Wenn wir die Zahlen von zwei geſetzgebenden Beratungen addieren, 
erhalten wir für die Periode 1904-1906 eine Zahl von 4 690 904 
Stimmen, d. h. 600 mehr als in der Zeit von 1902—1904. Es ift das 
alſo kein wirklicher Fortſchritt, aber unſer Verluſt iſt nicht geblieben. 
Wir müſſen ſogar hinzufügen, daß die ſozialiſtiſche Qualität unſerer 
Wähler ſich gebeſſert hat, was nicht ohne Bedeutung iſt. Wir ſagen es 
nebenbei. Der Kartellvertrag mit den liberalen und demokratiſchen 
Parteien hat durchaus nicht die Politik der Partei und unferer 
Kandidaten beeinflußt, die in allen Punkten das ſozialiſtiſche Programm 
verteidigt haben, ohne um dasjenige ihrer momentanen Verbündeten be⸗ 
ſorgt zu ſein. 

Die Gemeindewahlen von 1904 haben 650 ſozialdemokratiſche 
Kandidaten durchgebracht. Wir haben in 193 Gemeinden eine ſoziali⸗ 
ſtiſche Vertretung erlangt und in 22 Gemeinden die ſozialiſtiſche 
Majorität. Es beſteht ſeit mehreren Jahren ein Nationalverband 
der ſozialiſtiſchen Gemeinderäte. Mehr als 350 Räte 
nehmen daran teil und zahlen einen jährlichen Beitrag, der ihnen das 
Recht auf ein Abonnement der Spezialrevue „Die Gemeinde⸗Bewegung“ 
gibt. Der Verband veranſtaltet mindeſtens einmal jährlich einen 
Kongreß, um die Frage über die Verwirklichung des ſozialiſtiſchen 
Gemeindeprogramms zu prüfen. 

Wir haben 91 ſozialiſtiſche Provinzialräte, die in vier Provinzen 
verteilt ſind, 4 beſtändige Abgeordnete und ſchließlich 5 ſozialiſtiſche 
Mitglieder im Senat (von denen 6 ſolche ſind, die nach dem Klaſſen⸗ 
ſyſtem gewählt wurden und 5 durch die Provinzialräte gewählte), der 
im ganzen 100 Mitglieder hat. 

Unſere jährlichen Kongreſſe der Arbeiterpartei konſtatieren ein 
wirkliches Einverſtändnis zwiſchen den verſchiedenen Elementen, aus 
denen ſie beſteht. Obgleich die Fragen oft mit großem Eifer und 
großer Leidenſchaft geprüft werden, faſſen wir gewöhnlich faſt ein⸗ 
ſtimmige Reſolutionen. 

Außer mit dem Verlangen nach dem allgemeinen Stimmrecht haben 
ſich unſere Kongreſſe noch mit dem Verbot des Alkoholverkaufs 
in unferen Volkshäuſern beſchäftigt und, ohne äußerſte Maßregeln 
ergreifen zu müſſen, hat diefer Verkauf faſt gänzlich aufgehört. Der 
Kongreß von 1906 hat die Begründung einer Lebens verfiche⸗ 
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V bei der Arbeiterpartei beſchloſſen. Die 
1 lungen find beendet und die Zeichnungen für die Beſchaffung 
des Kapitals betragen jetzt ſchon mehr als 60000 Frank. Wenn erſt 
die Summe 100 000 Frank beträgt, wird das neue Unternehmen zu 
arbeiten beginnen und wieder einmal wird die belgiſche Arbeiterpartei 
durch eine direkte Aktion die kapitaliſtiſche Profite angreifen, 
d. h. dadurch, daß ſie einer durch eine Solidaritätsidee hervorgerufenen, 
aber durch das kapitaliſtiſche Regime entſtellten Organiſationsmethode 
ſozialiſtiſchen Geiſt, zum großen Nutzen des Proletariats, einflößt. Wir 
ſetzen große Hoffnungen in dieſe Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft, die 
bei vollſtändiger Inſchutznahme der Arbeiter gegen die Ausbeutung 
durch kapitaliſtiſche Geſellſchaften, uns ein neues Heer von Propagan⸗ 
diſten ſtellt, und welche uns die nötigen Hülfsquellen für die Gründung 
einer Arbeiterbank verſchaffen wird, deren große Notwendigkeit unſere 
Genoſſenſchafts⸗Geſellſchaften ſeit lange empfinden. 

Wir müſſen außerdem noch die Arbeitsverteilung beſtätigen, die 
von unſeren verſchiedenen Organiſationen verwirklicht wird, und die 
ſogar unſere Arbeiterpartei einſchließt. Darum ſprachen wir von der 

Tätigkeit des Verbandes der Gemeinderäte. Wir können dasſelbe 
auch von dem Verband der jungen ſozialiſtiſchen Garde 
ſagen, der die jungen Leute gruppiert und ſie für die antimilitäriſche 
Propaganda ſpezialiſiert durch Ausgabe periodiſcher Zeitungen und 
Revuen, beſonders bei Gelegenheit des Aufrufs der Miliz durch Be⸗ 
ratungen und Meetings, zu welchen die Alten ſich einfinden, um die 
„ und die antimilitäriſche Bewegung der Jungen zu unter- 


Der Genoſſenſchafts⸗Verband Belgien, ebenfalls 
unter der Leitung der Partei begründet, entwickelt ſich mit einer ge⸗ 
wiſſen Autonomie und hält, wie die anderen Verbände, beſondere 
Kongreſſe ab, deren Entſcheidungen die einzelnen Gruppen nur inſofern 
binden, als ſie von den jährlichen Parteikongreſſen beſtätigt werden. 

Nach dem Bericht, welcher von dem Genoſſenſchafts⸗Verband dem 
am 31. März in Brüſſel abgehaltenen Parteikongreß vorgelegt wurde, 
iſt folgendes zu konſtatieren: 

1. der Verband hat jetzt einen Umſatz von 2 500 000 Frank. Er 
würde noch viel mehr umſetzen, wenn alle ſeine Verwalter und 
Geſchäftsführer alles bei ihrem Verband kaufen würden und 
wenn alle Zweck und Bedeutung erkennen würden: 

2. hat er zum zweiten Male ſeine Jahresüberſicht herausgegeben, 
der die Größe der Genoſſenſchaftsbewegung Belgiens und des 
Auslandes bewieſen hat; 

3. net er die Zählung unferer Genoſſenſchaften ausgearbeitet, die 

lgende Angaben ergibt: 


1905: 1906: 

Zahl der Genoſſenſchaften 168 161 
Zahl der dazu gehörigen Familien 103 349 119 581 

Frank: Frank: 
Verkäufe 26 936 873,06 31 174 552,91 
Wert der Immobilien 10 302 058,76 12 091 299,52 
Wert des veranlagten Kapitals 1 666 650, 66 1 655 061,33 
Nutzen 3 140 209,72 3 035 940,95 


Der Fortſchritt iſt bemerkenswert. 
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4. gibt er eine illuſtrierte Revue „Die Genoſſenſchaft“ heraus, die 
eine genoſſenſchaftliche und ſozialiſtiſche Erziehung der männ⸗ 
lichen und weiblichen Genoſſenſchaftsmitglieder bezweckt. Die 
Aufnahme, welche der Verband gefunden hat, zeigt, daß ſein 
Fortbeſtehen geſichert tft; 

5. er hat ſich bemüht, mehrere Genoſſenſchaften von neuem zu 
„ ners und zu unterhalten, deren Exiſtenz in Frage ftand; 
. er hat in einem Wort, eine kommerzielle und erzieherifche 
6. Täſſgkeit ausgeübt. 


Dies iſt der klare und deutliche Beweis dafür, daß die belgiſche 
Arbeiterpartei beſtrebt iſt, ſich mehr und mehr zu organiſieren und 
durch ſich ſelbſt zu leben und um den Kampf gegen den 
Kapitalismus mit allen Mitteln zu führen, ohne irgendeine 
der Organiſationsformen auszuſchließen, weder die Gewerkſchaft, noch 
die Genoſſenſchaft, noch den politiſchen Verband, noch die Jugend⸗ 
organiſation, noch den eee ee 
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Unſere 1 profeſſionellen Verbände beſitzen auch die nötige 
Autonomie, um alle Beſchlüſſe anzunehmen, die ſie direkt für die 
Verteidigung ihrer profeſſionellen Lage intereſſieren, oder um neue 
Vorteile zu erlangen. Die Metallarbeiter, die Minenarbeiter, die Holz⸗ 
arbeiter, die Buchbinder, die Zigarrenarbeiter, die Textilinduſtrie, die 
Bauarbeiter, die Steinarbeiter, die Bäcker, die Handlungsangeſtellten 
halten getrennte Kongreſſe ab, aber alle dieſe Verbände können ſich 
bei der Generalverſammlung der Arbeiterpartei durch beſondere Dele⸗ 
gierte vertreten laſſen. Die Arbeiterpartei iſt aus dem Prole⸗ 
tariat hervorgegangen. Aus den getrennten Gewerkſchaften, deren 
Verbände noch kein Ganzes bilden, ſowohl wie auch aus der Mitwirkung 
der unabhängigen oder parteiloſen Gewerkſchaften, aus unſeren pro⸗ 
feſſionellen Verbindungen ſetzt ſich die Gewerkſchafts⸗ 
kommiſſion zuſammen. Dieſe erhält einen jährlichen Zuſchuß 
vom Generalrat der Arbeiterpartei. Der Beitrag iſt auf 10 Centimes 
jährlich für 1 5 Mitglied für die Gewerkſchaftskommiſſion feſtgeſetzt, 
was verurſacht, daß die mit der Arbeiterpartei und gleichzeitig mit 
der Gewerkſchaftskommiſſion Verbündeten in Wirklichkeit einen doppelten 
Beitrag zahlen. Wenn die C. S. unter den Mitgliedern der Arbeiter- 
partei 35 624 Mitglieder hat, ſo hat ſie trotzdem im ganzen 54 000 
gewerkſchaftliche Arbeiter, die der Gewerkſchaftskommiſſion 
Beiträge zahlen. Die Differenz zwiſchen dieſen beiden Zahlen erklärt 
ſich durch die Tatſache, daß mehrere Verbände noch nicht für ihre 
Zugehörigkeit zur Partei zahlen, und andererſeits durch die Zugehörig⸗ 
keit von ungefähr 5000 unabhängigen Gewerkſchaftsmitgliedern zur 
Gewerkſchaftskommiſſion. Dieſe Zahl von 54000 iſt viel niedriger 
als in Wirklichkeit. Wie aus dem Vorhergegangenen hervorgeht, iſt 
der Lokalgeiſt noch ſtark ausgeprägt. Die belgiſche Arbeiterklaſſe 
zentraliſiert ſich nicht leicht und es gibt noch feſte und ſtarke Gruppen, 
die, dem Sozialismus ganz ergeben, noch aus verſchiedenen Gründen, 
welche bald verſchwinden werden, außerhalb der Partei bleiben. Die 
Gewerkſchaftskommiſſion iſt noch jung und ſie wird durch die Macht 
der Ereigniſſe dener werden. Wenn ſich die Organiſation der Minen⸗ 
arbeiter durch den Anſchluß an die Partei und die Gewerkſchafts⸗ 
kommiſſion verſtärken würde, zählten wir mehr als 100000 der Ge⸗ 
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werkſchaft zugehörige Arbeiter in beiden Organiſationen. Das 
iſt die Frucht unſerer Arbeit! | 

Die Gewerkſchaftskommiſſion hält ebenfalls befondere 
Kongreſſe ab, aber jedes Mal wo die Beſchlüſſe die allgemeine Propa⸗ 
ganda oder Taktik der Partei in Anſpruch nehmen müſſen, unterliegen 
dieſe den allgemeinen Kongreſſen zur Beſtätigung. 


So hat auch die von der Gewerkſchaftskommiſſion geführte Propa⸗ 
ganda gegen den Artikel 310, der von beſonderen und drakoniſchen 
Maßregeln gegen die ſogenannten Verletzungen der Arbeitsfreiheit und 
den Streik ſtrotzt, durch unſeren Kongreß den Beſchluß einer nationalen 
Kundgebung für die Beſchränkung des Arbeitstages und die Ab⸗ 
ſchaffung des Artikels 310 aus dem Strafgeſetzbuch veranlaßt. Dieſe 
Kundgebung iſt die größte der jemals von der belgiſchen Arbeiterpartei 
organiſierten geweſen. Gruppen von Frauen aus der Textilinduſtrie, 
von Kindern aus den Zündholzfabriken in Arbeitstracht verlangten die 
Verminderung der Arbeitszeit und machten tiefen Eindruck auf die 
öffentliche Meinung. 

. Um den beſtändigen Fortſchritt unſerer gewerkſchaftlich-ſoziali⸗ 
ſtiſchen Armee zu beweiſen, wird es uns genügen, den nationalen 
Verband der Metallarbeiter zu nennen, der zur Zeit des 
Kongreſſes von Amſterdam 7000 Mitglieder zählte und der jetzt ſeinen 
Beſtand faſt verdoppelt hat. 


Unſer Land iſt noch nicht auf dem Punkte, ſeinen Ruf, das Paradies 
der Kapitaliſten zu ſein, zu verlieren. Obgleich die unter dem Druck 
der Arbeiter ſtehenden klerikalen Regierenden daran gedacht haben, 
uns ein Arbeitsgeſetz zu geben, iſt die Arbeiterklaſſe dort noch immer 
der größten Ausnutzung unterworfen, die durchaus nicht durch die ver⸗ 
ſchiedenen Geſetze gehemmt wird, die wir hier kurz aufzählen: 


1. Geſetz über den Arbeitsvertrag. 


»Dieſes Geſetz hat durchaus nicht die Lage der Arbeiter gebeſſert, 
denn es hat nur das beſtehende Recht zuſammengefaßt. | 


| 2. Geſetz über die Arbeitsbücher. 


Seit lange ſchon iſt der Zwang des Arbeitsbuchs abgeſchafft worden, 
aber das hindert die Arbeitgeber nicht, ſich untereinander zu ver⸗ 
ſtändigen und bei Angeboten in anderen Etabliſſements ſtreikende 
Arbeiter abzuweiſen. 


3. Das Geſetz über die Regulierung der Arbeitslöhne. 


Dieſes Geſetz hatte den Zweck, die Zahlung der Löhne ſowohl in 
Natura als auch in den Kneipen zu verhindern. Man kann ſagen, 
daß es ſeinen Zweck vollſtändig verfehlt hat, denn das Zahlungsſyſtem 
in den Kneipen des Hafens von Antwerpen beſteht noch heute und 
das Truckſyſtem blühte mehr als jemals, fet es direkt, fet es durch 
eine untergeſchobene Perſon. 


4. Das Geſetz über die Pflicht der Werkſtatts regulierung. 


Dieſes Geſetz hindert keinen Arbeitgeber, drakoniſche Beſtimmungen 
feſtzuſetzen, denen die Arbeiter ſich unterwerfen müſſen, unmäßige 
Strafen aufzuerlegen und infolge der ungenügenden Arbeitsinſpektion 
nach ſeinem Belieben zu handeln. 
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5. Das Geſetz über die Einrichtung der Arbeits inſpektion. 

Dieſe Inſpektion iſt vollſtändig illuſoriſch. Die 30 von der 
Regierung gewählten Inſpektoren ſind oft vielmehr die Hüter der 
kapitaliſtiſchen Intereſſen als derjenigen der Arbeiter. Das Arbeit⸗ 
gebertum iſt immer von der Ankunft der Inſpektoren benachrichtigt, 
was den Kapitaliſten ermöglicht, alles oberflächlich zu ordnen. Die 
Unterdrückung der feſtgeſtellten Uebertretungen, beſonders in der Textil⸗ 
induſtrie um die von den Arbeitern geleiſteten Arbeiten zu bemeſſen, 
iſt von lächerlicher Oberflächlichkeit. 


6. Das Geſetz über die Beſtimmung der Ueberwachung gefährlicher, 
ungeſunder oder beſchwerlicher Fabriken. 
Dieſes Geſetz iſt eher ein zur Verwaltung gehöriges Geſetz, das 
die Genehmigungen für dieſe verſchiedenen Induſtrien erteilt und die 
Arbeitgeber zwingt, gewiſſe leichte Arbeiterſchutzmaßregeln zu treffen. 


7. Das Arbeiterſchutzgeſetz für Frauen, Jünglinge und Kinder. 

Wenn man weiß, daß dieſes Geſetz die Beſchäftigung von zwölf⸗ 
jährigen Kindern in den Fabriken genehmigt, wenn man ſieht, daß 
kleine Kinder tagelang in den Streichholzfabriken arbeiten; wenn man 
feſtſtellt, daß es niemals die Heimarbeit betrifft, d. h. die ungeſundeſte 
Arbeit, muß man zugeben, daß dieſer Schutz vielmehr illuſoriſch iſt; 
beſonders da wir kein Geſetz haben, wel die Dauer der Arbeit 
Erwachſener begrenzt. 


| 8. Das Geſetz 1899 über das Schiedsgericht. 

Auch ein unvollkommenes Werk, denn die Angeſtellten, die Diener, 
Kutſcher, Dienſtmädchen und eine Menge anderer Arbeiter haben nicht 
das Recht, ſich weder vertreten zu laſſen, noch ihre Klagen dieſen Ge⸗ 
richten zu unterbreiten. 


9. Das Geſetz, die Arbeitervertretung in den Gemeinderäten beſtimmend. 

Dieſes Geſetz, das der Arbeiterklaſſe beſondere Vertretung zu be⸗ 
willigen ſcheint, wird nur in einigen großen Orten angewandt, und 
außerdem hat man, um ſeine Wirkung auszugleichen, dasſelbe Geſetz 
auch den Vertretern der Arbeitgeber zuerteilt. 


10. Das Geſetz über die Feſtſetzung von Induſtrie. und Arbeitsräten. 

Die Räte haben nicht das Antragsrecht; ſie werden einmal jährlich 
zuſammenberufen, um ihre Meinung über irgendein ſoziales Geſetz 
zu äußern. Die Regierung iſt nicht verpflichtet, dieſe Anſichten an⸗ 
zuerkennen. Die Induſtrieberatungen können auf Einberufung der 
Gouverneure der Provinz ſtattfinden, um ſich über Konflikte zwiſchen 
in und Arbeitern auszuſprechen; aber ihr Beſchluß hat keine 
egale Kraft. 


11. Das Geſetz, das die Aſſoziation der Berufsvereine garantiert. 

Hierbei iſt bemerkenswert, daß keine ernſthafte Vereinigung die 
rechtmäßige Anerkennung bei der Regierung verlangt hat. Dieſe An- 
erkennung bildet vielmehr ein Hindernis bei der Arbeit der Gewerk⸗ 
ſchaften, die für die Verbeſſerung der Arbeitsbedingungen kämpfen 
möchten, während die Vereinigungen verpflichtet ſind, folgende Verbote 
N wenn ſie von der Regierung rechtmäßig anerkannt werden 
ollen: 
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1. das Verbot, einer politiſchen Partei anzugehören, 

2. das Verbot, Alters⸗Verſorgungskaſſen zu gründen, 

3. das Verbot, kranke Mitglieder zu unterſtützen, 

4. das Verbot, Geſchäfte zu machen, bei einer Genoſſenſchaft tätig zu 
ſein, und durch Verkäufe im Beruf zu verdienen, 

5. das Verbot, Werkſtätten für Arbeitsloſe zu beſitzen, 

6. das Verbot, nationale oder internationale Solidarität zu be⸗ 
weiſen, Streikende oder Arbeitsloſe zu unterſtützen, die anderen 
Gewerben angehören, 

7. das Verbot „unter Todesſtrafe“, nach einer erſten Warnung alles 
das zu tun, was nicht formell durch das Geſetz geſtattet iſt. 


Dieſes Geſetz, das das Verbot der Vereinigung abgeſchafft hat, hat 
unſere Regierung nicht gehindert, die Beſtimmungen des Artikels 310, 
alle Handlungen, die Streiks betreffend, zu verſchärfen. Man findet 
übrigens in unſerem freien Belgien ſehr ſelten Mitkämpfer unter den 
Arbeitern, die nicht durch Anwendung des Artikels 310 des Strafgeſetz⸗ 
buches ſchon gefangen geweſen ſind. 


12. Das Geſetz, die Genoſſenſchaften und die auf Gegenſeitigkeit 
beruhenden Geſellſchaften betreffend. 


Wenn wir aus dieſem Geſetz Vorteil gezogen haben, um zahlreiche 
Genoſſenſchaften und auf Gegenſeitigkeit beruhende Geſellſchaften zu 
gründen, haben wir, ebenſo wie für die gewerblichen Verbände, die legale 
Anerkennung verweigert, die für den ſozialiſtiſchen und revolutionären 
Charakter unſerer Werke ein Hindernis bilden würde. 


13. Das Geſetz über die Erleichterung des Baues von Arbeiterwohnungen. 


Dieſes Geſetz verſchafft den Arbeitern, die ſich ein Haus bauen laſſen 
wollen, gewiſſe Vorteile. Verminderung der Eintragungskoſten, Auf⸗ 
hebung der Steuern während zwei Jahren. Aber die große Mehrzahl 
der Arbeiter iſt unfähig, aus dieſen Vorteilen Nutzen zu ziehen, da ſie 
gezwungen ſind, umzuziehen, um ihren Arbeitgebern zu folgen oder 
anderswo Arbeit zu ſuchen. 


14. Das Geſetz über die Beſchaffung von Altersrenten. 


Wie in dem ganzen Gebiet des ſozialen Schutzes, haben unſere Re⸗ 
gierenden nicht gewagt, eine kategoriſche Haltung anzunehmen und haben 
nicht die obligatoriſche Penſionskaſſe gegründet. Der Staat beſchränkt 
fih darauf, die individuellen oder geſamten Beſtrebungen der Arbeiter 
betreffs der Altersrente zu unterſtützen. Es würde jedoch ungerecht ſein, 
nicht anzuerkennen, daß er neben den 100 Millionen des Kriegsbudgets 
nicht 12 Millionen Frank gefunden hätte, um den vor 1843 geborenen 
Greifen eine Rente von 18 Centimes täglich zu bewilligen. Alle die⸗ 
jenigen, welche ſeit 1843 geboren ſind, ſind von dem Vorteil des Geſetzes 
über die Altersrente ausgeſchloſſen, wenn ſie nicht ſelbſt Beiträge zahlen, 
um ſie zu erwerben. 

Seit dem Kongreß von Amſterdam hat unſer Land nur die Abſtim⸗ 
mung und eee von drei beſonderen Gefegen für die Arbeiter 
zu verzeichnen gehab 


15. Das = über den Schadenerſatz bei Arbeitsunfällen. 


Ebenſo wie bei allen ſozialen Geſetzen, hat unſere Regierung ſich 
darauf beſchränkt, den Schadenerſatz bei Unfällen zu organiſieren, ohne 


jedoch ſelbſt die Leitung der finanziellen Organiſation zu übernehmen. 
Das Prinzip des Geſetzes bietet dieſen Vorteil nach dem alten Syſtem, 
welches auf dem Gemeinderecht baſiert, daß es die Summe für den Un⸗ 
fall feſtſetzt. Dieſe Summe iſt im Verhältnis von 50 Proz. berechnet 
und die Rente auf 25 Proz. des Lohnes. Die Entſchädigung für Begräb⸗ 
niſſe iſt 75 Frank. Die Arbeitgeber können durch Vermittelung der 
durch die Regierung beſtätigten Geſellſchaften oder durch Hinterlegung 
eines genügenden Kapitals dem verunglückten Arbeiter eine Rente ver⸗ 
ſchaffen. Leider ſchließt das Geſetz die Feldarbeiter aus. Es ſchließt 
den Schadenerſatz für moraliſchen Schaden aus. Es ſchließt bei der Feſt⸗ 
ſetzung der Taxe wichtige Elemente aus, beſonders das Gehalt, welches 
der verunglückte junge Arbeiter äußerſt hätte verdienen können, wenn 
er nicht verunglückt wäre. Es ſchließt den Schadenerſatz bei der Arbeits⸗ 
unfähigkeit von weniger als 8 Tagen aus. 


16. Das Geſetz, welches vorſchreibt, für die Angeſtellten Sitzgelegenheiten 
zur Verfügung zu ſtellen. 

Die Benutzung der Sitzgelegenheiten muß den Angeſtellten geſtattet 
werden während der Zeit, in der ſie nicht gebraucht werden. Obgleich über 
dieſes Geſetz auf Verlangen der Frauen abgeſtimmt wurde und infolge 
einer ſozialiſtiſchen Anregung, ſo hat die klerikale Mehrheit es ange⸗ 
nommen, wahrſcheinlich weil es nicht die Autorität und die Profite der 
Arbeitgeber berührte. 


17. Das Geſetz über einen wöchentlichen Ruhetag. 


Die liberalen Vertreter bekämpften das Geſetz, welches ſie als vom 
konfeſſionellen Charakter beeinträchtigt hielten. Die Gewerbetreibenden 
verlangten Ausnahmen, um ihren Nutzen zu ſchützen. Die kapitaliſtiſche 
Regierung mußte ſie befriedigen, und das Geſetz iſt ſo faſt wirkungslos 
geworden und beſchränkte ſich darauf, nur den Arbeitern den Ruhetag 
zu bewilligen, die ihn bereits hatten. 

Alle dieſe Geſetze ſind von einem unſerer Abgeordneten als Geſetze 
bezeichnet worden, die nur nach außen hin beſtehen, weil ſie wirklich nur 
Karikaturen deffen find, was im Auslande vorhanden iſt und weil man 
in jedem von ihnen eine Beſtimmung ſieht, die der kapitaliſtiſchen Klaſſe 
geſtattet, es zu umgehen durch das Geſuch um einen königlichen Beſchluß, 
der faſt immer bewilligt wird. 

Unſere Gewerkſchaften haben alſo ein großes Arbeitsfeld vor ſich, 
und wir ſind glücklich, die unleugbaren Fortſchritte unſerer Organi⸗ 
ſationen beſtätigen zu können. Unſere Maifeiern werden mehr und mehr 
Sitte, und zahlreiche Gemeinden betrachten bereits den 1. Mai als 
Feiertag und geben den Angeſtellten und Arbeitern ſowie den Schülern 
dieſen Tag frei. 

Nun, das war nur als Beleg für die großen Kämpfe durch unſere 
Gewerkſchaften! Außer der großen Anzahl lokaler Streiks, die wir 
täglich in allen Gewerben wegen der vielen Kämpfe zwiſchen den Arbeit⸗ 
gebern und den Lohnempfängern, ſelbſt in den klerikalen Ortſchaften 
Flanderns, verzeichneten, hatten wir verſchiedene große Streiks 
auszuhalten. 

Die Diamantarbeiter von Antwerpen kämpften ſeit mehreren 
Wochen um die Herabſetzung der Lehrzeit und des Arbeitstages, als ſie 
im April 1904 ſich an die Organiſationen der Arbeiterpartei wandten, 
um ſie um Unterſtützung und Darlehen zu bitten. Mehr als 100 000 
Frank wurden geſammelt und ſicherten den Sieg der Arbeiter. 
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Seit dem großen Streik im Ruhrgebiet haben unſere bel⸗ 
giſchen Bergarbeiter, um ihre Solidarität zu beweiſen und den Sieg der 
deutſchen Bergarbeiter zu erleichtern, einen Generalſtreik veranſtaltet, 
der ungefähr drei Monate dauerte. 


Die Handſchuhmacher von Brüſſel hatten ebenfalls einen 
langen Kampf auszuhalten, um eine Herabſetzung der Preiſe zu ver⸗ 
hindern. Obgleich dieſer Verband, ſowie derjenige der Diamantarbeiter 
von Antwerpen von der Arbeiterpartei unabhängig war, trat dieſe ſtark 
vermittelnd ein und brachte mehr als 40 000 Frank in die Streikkaſſe. 


Die Baumwollarbeiter von Gent, die eine Einſchränkung 
der Arbeitszeit verlangten, hatten ſich lange Monate mit den Arbeit⸗ 
gebern in Verhandlungen eingelaſſen. Durch die Hartnäckigkeit der⸗ 
ſelben wurden die Arbeiter gezwungen, die Arbeit niederzulegen, die in 
verſchiedenen Fabriken 72 Stunden wöchentlich betrug. Das ganze bel⸗ 
giſche Proletariat kam den ſozialiſtiſchen Baumwollwebern Gents zu 
Hülfe und ſpendete mehr als 150 000 Frank, um die Verminderung der 
Arbeitsſtunden zum Siege zu verhelfen, und in den meiſten Fabriken 
wurde die Arbeitszeit auf 63 Stunden die Woche herabgeſetzt. 


Schließlich, um die gewerkſchaftliche Organiſation der Weber von 
Verviers zu vernichten, vereinigten ſich die Arbeitgeber und beſchloſſen, 
im gewerblichen Regime Aenderungen einzuführen, die das Reſultat haben 
ſollten, den Unternehmern unbegrenzte Selbſtherrſchaft zu verſchaffen 
und die Arbeitergewerkſchaften radikal zu unterdrücken. Die Arbeit⸗ 
geber riefen den lock-out hervor. Die Arbeiterklaſſe Belgiens, die wohl 
verſtand, daß das Recht der Arbeitervereinigung und Verteidigung in 
dieſem Kampfe verwickelt war, zeigte ſich in ihrer Solidarität ſehr frei⸗ 
gebig. Mehr als 350 000 Frank wurden geſammelt, um den 15 000 Fa⸗ 
milien, den Opfern der Rache der Arbeitgeber, zu helfen. Deutſchland, 
Dänemark, Schweden, Norwegen ſchickten Unterſtützungen. Man ſchritt 
dazu, die Kinder fortzubringen, und dieſe wurden von den Arbeiter⸗ 
familien anderer Induſtriezentren aufgenommen. Dieſer Auszug trug 
nicht wenig dazu bei, den bedrängten Ausſtändigen allgemeine Sym⸗ 
pathie entgegenzubringen. Es war eine bewunderungswürdige Be⸗ 
wegung der belgiſchen Arbeiterklaſſe, die dieſen Kampf drei Monate aus⸗ 
hielt, um ſchließlich die Waffe der Arbeitgeber, den lock-out, zu brechen 
und die gewerkſchaftliche Verbindung aufrecht zu erhalten. Wie für die 
Diamantarbeiter und Handſchuhmacher, verweigerte die belgiſche Ar- 
beiterpartei ihre Mitwirkung den Arbeitern von Verviers nicht, die bei 
der Vereinigung mit der Partei widerſpenſtig waren. Wir können die 
Ehre für uns in Anſpruch nehmen, alles getan zu haben, um die Einig⸗ 
keit unter den Arbeitern herbeizuführen, aber wir haben noch nicht die 
erhofften Reſultate erzielt. Unſer letzter gewerkſchaftlicher Kongreß 
änderte den Titel der özůQ? on der Arbeiterpartei in 
denjenigen der Gewerkſchaftskommiſſion der Arbeiter⸗ 
partei undder unabhängigen Verbände um, indem er in 
Betracht zog, daß dieſer Titel beſſer die Zuſammenſetzung unſerer Zen⸗ 
trale darſtellte und auch in der Hoffnung, die nicht mit der ſozialiſtiſchen 
Partei verbündeten Gewerkſchaften uns zuzuführen, ſoweit ſie das 
Prinzip des Klaſſenkampfes und die parlamentariſche Tätigkeit an⸗ 
erkennen. Bis jetzt ſind nur die Handſchuhmacher der Gewerk⸗ 
ſchaftskommiſſion beigetreten. Nachdem die Diamantarbeiter un⸗ 
gefähr drei Jahre der Gewerkſchaftszentrale angehört haben, 
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zogen fie ſich zurück, um die Konſtitution einer neuen unabhängigen 
Gewerkſchaftszentrale zu verſuchen. Sie konnten nicht die Mitwirkung 
der anderen großen unabhängigen Vereinigungen erlangen, und fie 
haben fic) mit einigen unbeſtimmten Beitrittserklärungen junger Ge⸗ 
werkſchaften zufrieden geben müſſen, die unter ihrem Schutze ſtanden, 
ſowie auch mit einigen unbeſtimmten anarchiſtiſchen Verbänden oder 
Anhängern „der direkten Aktion“. Wir fällen kein Urteil über dieſe 
Haltung, indem wir überzeugt find, daß die gewerkſchaftliche Einigkeit 
ſich früher oder ſpäter ep ſelbſt ergeben wird. 
* = 

Wir erwähnen nur noch einmal die Kundgebung, welche von un- 
ſerer Partei am Jahrestage der Metzeleien von St. Petersburg veran⸗ 
ſtaltet wurde. Der Generalrat der Arbeiterpartei gab eine Broſchüre 
über die ruſſiſche Revolution heraus, Meetings und Konferenzen fanden 
im ganzen Lande ſtatt. Unſere Beiträge zugunſten der ruſſiſchen Revo⸗ 
lution ſind auf mehr als 15 000 Frank geſtiegen, was uns relativ wenig 
erſcheint. Aber man muß damit rechnen, daß während dieſer drei letzten 
Jahre unſere Arbeitervereinigungen vielfältig in Anſpruch genommen 
worden ſind durch die vielen ökonomiſchen Konflikte, und im Augenblick, 
da die Revolution auf dem Höhepunkt war, war das belgiſche Proleta⸗ 
riat gezwungen, Ausgaben, die faſt eine Million Frank betrugen, zu 
machen. 

& « * 

Während der legislativen Wahlen von 1904—1907 hat ſich das bel⸗ 
giſche Parlament mit vier Fragen beſchäftigt, die ganz beſonders die 
Arbeiterklaſſe betrafen: 

Das Projekt über die Arbeitsunfälle, — das Projekt über die Sonn⸗ 
tagsruhe, — das Projekt über die neuen Minen von Campine, — das 
Kolonialregime vom Kongo. 

Der Parlamentsverband hat bei jeder dieſer Debatten die ganz 
klaren Forderungen des Proletariats verteidigt. In Sachen der Un⸗ 
fälle hat er beſonders eine viel höhere Entſchädigung als 50 Proz. des 
Durchſchnittslohnes gefordert, und er one e eingebracht, die 
dieſe Entſchädigung auf 75 und 60 Proz. des Durchſchnittslohnes 
brachten. Bei der Diskuſſion über die Sonntagsruhe hat er die Aus⸗ 
dehnung dieſer Ruhe auf alle Arbeitskategorien verlangt, und zwar 
eine Ruhe ſo vollſtändig wie möglich; er war aber immer auf die tech⸗ 
niſchen Notwendigkeiten der Induſtrie bedacht, und im Falle eines un⸗ 
möglichen Stillſtandes in der Produktion hat er vorgeſchlagen, die Ruhe 
durch Erſatz zu ermöglichen. Aber die heißeſte Schlacht iſt bei dem 
Minenprojekt geliefert worden, bei welcher Gelegenheit die Frage über 
das Eigentum des Untergrundes, die Frage der Ausbeutungsart, die 
Frage der Arbeitsregulierung der Erwachſenen geſtellt wurde, deren 
Löſung von der belgiſchen Arbeiterklaſſe mit größter Ungeduld erwartet 
wird. Bei der Frage über das Eigentum durch die Verbindung konſer⸗ 
vativer, klerikaler und liberaler Elemente beſiegt, iſt es ihm dennoch, 
dank dem Anteil einiger Elemente der konſervativen Rechten und einer 
Anzahl Liberaler, gelungen, dem Staate einen Teil des neuen Minen⸗ 
bereichs reſervieren zu laſſen, deſſen größter Teil ſchon Kapitaliſten der 
beiden bürgerlichen Stände und ſogar Parlamentsmitgliedern bewilligt 
worden war, — ein unerhörter Skandal, der durch die Regierung pro⸗ 
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voziert wurde, eine Unverſchämtheit dieſer Abgeordneten. Das 
Geſetz hat eine Verbeſſerung bewirkt, welche die Regierung zwingt, 
die Arbeit zu regulieren, die den Bergarbeitern eine Rente bewilligt, 
und die in den Minen die Arbeit von Kindern unter 14 Jahren 
verbietet, ſowie auch die Arbeit von Frauen. Dieſe Einfügung der Ver⸗ 
beſſerung, welche ſich auf die Verpflichtung bezieht, die Arbeit zu regu⸗ 
lieren, hat ſogar eine miniſterielle Kriſe verurſacht, und man muß ab⸗ 
warten, was die neue Regierung tun wird, ob ſie beabſichtigt, das un⸗ 
veränderte Projekt vor dem Senat zu verteidigen oder ob ſie bei der Per⸗ 
werfung des Projekts behülflich ſein wird. Die vierte noch immer an⸗ 
hängige Frage iſt diejenige des Kolonialregimes vom Kongo, ein ernſtes 
internationales und nationales Problem. König Leopold II, der Serr- 
ſcher des unabhängigen Staates Kongo, beutet dieſes Land wie ſein 
Privateigentum aus, erntet die Früchte einer erzwungenen unmenſch⸗ 
lichen Arbeit und ftellt der Entwickelung des Handels der anderen 
Nationen die ſchwerſten Hinderniſſe entgegen, trotz der formellen Be⸗ 
ſtimmungen des Vertrages zu Berlin. Leopold II. hat Belgien die Bei⸗ 
e des autokratiſchen Regimes im Kongo auferlegen wollen, aber 
man kann {don vorausſehen, daß es ihm nicht gelingen wird, ſeine Pro⸗ 
jekte auszuführen, trotz der Schlaffheit unſerer Bourgeoiſie. 
* » 


* 


Seit dem Kongreß von Amſterdam haben wir mit Vergnügen 
beobachtet, wie die allgemeine Organiſation unſeres Landes 
ſich gebeſſert hat. 

Die 26 Bezirksföderationen ſind autonom und vervollſtändigen oder 
verbeſſern die Beſchlüſſe des Generalrates, in dem ſie durch ihre Dele⸗ 
gierten vertreten ſind, die an der Seite der Delegierten der nationalen 
Berufsföderationen ſitzen und alle Fragen und die Taktik, die von allge⸗ 
meinem Intereſſe ſind, prüfen. 

Die föderative Grundlage unſerer Partei ſchließt eine gewiſſe Zen⸗ 
traliſation der Propaganda nicht aus. Der Generalrat tritt bei den 
Ka ie Wahlen durch Broſchüren und Wahlaufrufe, Flugſchriften 
und durch Proklamationen politiſcher oder ökonomiſcher Art aller Be⸗ 
zirksföderationen hervor. 

Die Beiträge zur Zentralkaſſe ſind noch gering, aber man muß die 
Unkoſten in Betracht ziehen, die auf jeder Föderation laſten und zu 
welchen die Verbände ſelbſt beitragen müſſen. Die ſchärfere Kontrolle 
der Zahl der Mitglieder hat ſchon in anerkennenswerter Weiſe die 
Hülfsquellen des Generalrats vermehrt und der wirkliche Beitritt vieler 
ſozialiſtiſcher Verbände wird die Lage noch verbeſſern. Die Zahl der 
Sekretäre, angeſtellt durch die Arbeiterorganiſationen, durch die poli⸗ 
tiſchen, gewerkſchaftlichen und genoſſenſchaftlichen Föderationen, beträgt 
mehr als 30. Alle dieſe Genoſſen, die gewöhnlich frühere Arbeiter ſind, 
leiſten beträchtliche Dienſte, nicht nur durch Ausübung ihres Verwal⸗ 
tungsamtes und durch Propaganda, ſondern auch dadurch, daß ſie als 
juridiiche Berater dienen. Die Organiſation des belgiſchen Arbeiter⸗ 
proletariats tritt in eine Phaſe des feſten Zuſammenhanges. 

Von Anfang an ſind wir ſehr ehrgeizig geweſen. Anſtatt uns an 
eine einzige Art der Organiſation zu halten, haben wir alle umfaſſen 
wollen und unſer Beſtreben, das ſich auf drei oder vier verſchiedene 
Punkte verteilte, hat nicht überall dieſelbe Kraft und denſelben Nach⸗ 
druck gehabt. Aber dieſes Syſtem ließ uns unfruchtbare ä über 
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den Vorteil einer oder der anderen Methode vermeiden. Wir haben ge- 
arbeitet. Wir haben die fertige Tatſache der Theorie vorgezogen. 
Wir haben den Sieg und den momentanen Rückſchlag kennen ge⸗ 
lernt. Aber wir ſind ſtets in der Aktion einig geblieben. Wir be⸗ 
ſitzen ſchöne genoſſenſchaftliche und politiſche Schöpfungen, wir befeſtigen 
jetzt unſere gewerkſchaftlichen Schöpfungen, und in einigen Jahren, 
deſſen ſind wir ſicher, dank unſerem Beſtreben, dank dem Nutzen, den 
wir aus der Belehrung durch unſere Genoſſen des Auslandes ziehen 
werden, werden wir gewerkſchaftlich das ſein, was wir genoſſenſchaftlich 
und politiſch ſind. 

Unſere Taktik iſt die geweſen, dem Feinde auf allen Gebieten der 
menſchlichen Tätigkeit Poſitionen zu nehmen, um unſere Klaſſe zu ver⸗ 
ſtärken und ſie ſich ihres Erlöſungswerkes durch ſich ſelbſt bewußt zu 
machen. Wir fühlen uns dabei ſehr wohl und wir hegen den Wunſch, 
daß der Kongreß von Stuttgart durch ſeine wohltuende Aktion, durch 
die internationale Idee, die ſozialiſtiſche Bewegung ſtark machen möge. 


Der Sekretär der belgiſchen Arbeiterpartei. 
Georges Maes. 


Belgiſche Arbeiter⸗Partei. — Ueberſicht vom 31. Dezember 1906. 
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Holland. 


Die Sozialdemokratiſche Arbeiterpartei in den Niederlanden. 


Der jetzige Bericht enthält einen kurzen Ueberblick über die Ent⸗ 
wickelung der Arbeiterbewegung in Holland ſeit dem internationalen 
Kongreß von Amſterdam im Jahre 1904. 

In politiſcher Hinſicht iſt das Hauptereignis die Wahl von 1905 
geweſen, die den Sturz des klerikalen Miniſteriums zur Folge hatte. 
Dieſe Wahlbewegung hat unter für die Sozialdemokraten ſehr un⸗ 
günſtigen Bedingungen ſtattgefunden. 

Nach der gewöhnlichen Regierungsperiode von vier Jahren hatte 
ſich das klerikale Miniſterium Kuyper ſo abſcheulich gegen die Arbeiter 
benommen, daß wenigſtens ein großer Teil vor allem nach der Erfüllung 
eines Wunſches ſtrebte, der ſich in den Worten äußerte: Nieder mit 
Kuyper!“ Die Arbeiter ſahen außerdem in der Perſon des Miniſters 
Kuyper die Perſonifizierung der Reaktion. Dieſe war plötzlich während 
des „roten Vierteljahrs“, in den erſten Monaten des Jahres 1903, zum 
Vorſchein gekommen, als die Regierung der gewerkſchaftlichen Bewegung 
neue Hinderniſſe in den Weg ſtellte und durch einen Federſtrich den 
Eiſenbahn⸗ und Staatsarbeitern das Streikrecht entzog. Die Arbeiter 
ſahen in Kuyper den Mann, der während der Apriltage 1903 ihre recht- 
mäßige Oppofition gegen den Angriff auf ihre Rechte niedergeſchlagen 
hatte, und mit einem ſehr begreiflichen Seufzer der Erleichterung nahmen 
ſie ſeinen Sturz als Miniſter auf. Die Wahlen fanden noch mehr unter 
dem Einfluß des „Gegenſatzes“ (liberal-flerifal) ſtatt, und konnte daher 
der Klaſſenkampf nicht voll zum Ausdruck kommen. Die Zahl der ſozial⸗ 
demok ratiſchen Stimmen erhöhte ſich von 38 279 im Jahre 1901 auf 
65 743 im Jahre 1905. Kein Sitz ging bei dem erſten Wahlgang ver- 
loren. Neun Sozialdemokraten kamen in die Stichwahl und ſieben 
wurden gewählt, und zwar: Hugenlolz in Weſtellngwerf, van Kol 
in Enſchede, ter Laan in Hoogezand, Schaper in Appingedam, 
Tack in Franeker, Troelſtra in Amſterdam III und van der 
Zwaag (der nidt Parteimitglied ijt) in Schoterland. In der vorigen 
Kammer ſaßen acht Sozialdemokraten. Das erfreulichſte Reſultat war, 
daß die Partei in den großen Induſtrieſtädten rapide Fortſchritte machte. 
Während im Jahre 1901 12½ Proz. der Wähler für Sozialdemokraten 
geſtimmt hatten, erhöhte ſich dieſer Prozentſatz im Jahre 1905 auf 
21,2 Proz. Trotz dieſer Zunahme erlangte man bei 9 nur einen Sitz 
mehr. Die kleinen Induſtriebezirke wieſen einen gleichen Fortſchritt 
auf. In einigen Teilen des Landes war die Zahl der Stimmen ſogar 
heruntergegangen. 
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575 Die Sozialdemokratiſche Arbeiterpartei beſaß in den Nieder⸗ 
anden: 
Am 31. Dezember 1903 124 Sektionen mit 6000 Mitgliedern, 
. Gh m 1904 137 i „ 6100 r 
” 77 ” 1905 152 ” ” 6816 
i it Hi 1906 167 ‘i „ 7471 is 


Die Einflußſphäre der Partei auf politiſchem Gebiete entwickelt 
ſich beſtändig. In 30 Gemeindeverwaltungen ſind einer oder ae 
unjerer Genoffen vertreten. Wir haben eine Verbindung unter unjeren 
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Gemeindedeputierten durch die Begründung der „V. ereinigung 
der Gemeinderäte“ hergeſtellt, die ſeit dem 1. Januar 1907 ein 
monatliches Blatt: „Die Gemeinde“ („De Gemeente“) herausgeben. 


Wir machen beſondere Propaganda unter den Frauen, dank unſe⸗ 
ren 5 ſozialiſtiſchen Propaganda⸗Frauenklubs und dank deren monatlich 
5 Blatt „Die Proletariſche Frau“ („De Proletariſche 

rouw“). ö 


Die jungen Arbeiter haben 14 Abteilungen in der Liga der jungen 
Arbeiter und Arbeiterinnen der Niederlande „De Zaaier“, der ein monat⸗ 
liches Blatt unter demſelben Namen herausgibt. 

Die Parteipreſſe beſteht aus: „Het Volk“, einem täglich er⸗ 
ſcheinenden Blatt (Amſterdam) und aus neun wöchentlich erſcheinenden: 
„Frieſch Volksblad“ (Leeuwarden), „Volksſtryd“ (Groningen), 
„De Nieuwe Tyd“ (Enſchede), „De Arbeid“ (Arnhem), „De 
Stem des Volkes“ (Utrecht), „De Voorpoſt“ (Zaandam), 
„Voorwaarts“ (Rotterdam), „De Baanbreker“ (Middel⸗ 
bourg), „Eendracht“ (Eindhoven). 

Das „Volk“ gibt auch am Sonntag ein wöchentliches humoriſtiſch⸗ 
ſatiriſches Blatt: „De Notenknaker“ („Den Nußknacker“) heraus, 
das ſicherlich das beſte derartige Blatt in unſerem Lande iſt. Neben 
dieſen Parteiorganen erſcheinen noch beſondere: „De Nieuwe Tyd“ 
(„Die Neue Zeit“), monatliche ſozialdemokratiſche wiſſenſchaftliche 
Revue, „De Kroniek“, ein wöchentliches, allgemeine Fragen be⸗ 
handelndes Blatt, und „De Blyde Wereld“ („Die Luſtige Welt“), 
ein wöchentliches Blatt, das einen religiöſen Sozialismus verteidigt. 
Es erſcheinen ungefähr 40 periodiſche gewerkſchaftliche Zeitungen. 
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Die ſozialdemokratiſche Fraktion im Parlament der Niederlande 
hat jetzt während der letzten Jahre auch ihre vollſtändige Selbſt⸗ 
rerwaltung gegenüber den anderen bürgerlichen Parteien. Dieſer Ver⸗ 
ſuch war leicht unter dem Miniſter Kuyper, deſſen Politik ſeit 1903 
einen Charakter ſozialiſtiſcher Provokation angenommen hatte. Er war 
ſchwerer unter dem jetzigen liberalen Miniſterium, das infolge der 
Wahlen von 1905 zur Macht gelangt iſt, deren Abſtimmungen dank der 
ſozialiſtiſchen Wähler für die Liberalen gunitig und für die klerikale 
Reaktion ungünſtig geweſen ſind. Das Reſultat davon war, daß die 
Liberalen 45 Sitze bekommen haben, die Klerikalen 48, während die 
Sozialdemokraten ſtark genug waren, die Wage im Gleichgewicht zu 
halten. Die ſozialdemokratiſche Partei hat von Anfang an erklärt, daß 
ſie zur Oppoſition gehöre, und daß ſie die Regierung nur da unterſtützen 
würde, wo ſie es durch ihre Handlungsweiſe verdiente. Sie ſind alſo 
verpflichtet geweſen, gegen den Vorſchlag des Geſetzes über den Arbeits⸗ 
vertrag zu ſtimmen, weil dieſer Beſtimmungen enthielt, die der Freiheit 
der gewerkſchaftlichen Organiſation ſchadeten. Es gelang ihr, die Re⸗ 
gierung zu hindern, ſich an die Gewerkſchaften der Staats- und Militär⸗ 
arbeiter uſw. zu wagen. Vorſchläge, die unter der früheren Regierung 
an der Tagesordnung waren. Aus dieſem Grunde kann man bei den 
großen, alljährlich ſtattfindenden Demonſtrationen für das allgemeine 
Stimmrecht Soldaten und Matroſen manifeſtieren ſehen, und die Mi⸗ 
niſter verhandeln mit den betreffenden Gewerkſchaftskomitees über die 
Bedingungen der ftaatliden Beamten und Arbeiter. 
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Bei dieſen Arbeiten legt die Fraktion die größte Bedeutung der 
Befeſtigung der autonomen Arbeiterorganiſation bei. Sie verlangt, 
daß die Gewerkſchaften der ſtaatlichen Beamten und Arbeiter in die 
Dienſt⸗ und Arbeitsordnung miteinbegriffen werden, im übrigen befolgt 
ſie dieſelbe Taktik wie die ſozialdemokratiſchen Parteien anderer Länder, 
wo der Klaſſenkampf ins Parlament eingedrungen iſt. 


Nach dem Zuſammenbruch des Generalſtreiks im Jahre 1903 hat 
die gewerkſchaftliche Bewegung Hollands Jahre gebraucht, um dieſen 
Schlag zu überwinden. Erſt in der letzten Zeit macht ſich ein wohl⸗ 
tuendes Erwachen im ganzen Lande bemerkbar. — Ueberall beobachtet 
man eine Zunahme an Kraft bei den Organiſationen, ſowohl was die 
Zahl der Mitglieder betrifft, als auch ihren inneren Zuſammenhang. 
Tatſachen haben bewieſen, daß das große Uebel, an dem die gewerkſchaft⸗ 
liche Bewegung litt, der Anarchismus war, der den Arbeitern ſchöne 
Worte ſtatt Kraft gab, Phraſen ſtatt einer Richtſchnur. Der Anarchis⸗ 
mus zeigte ſich in Holland auch in Form des Syndikalismus, und 
während langer Jahre hat er das „Nationale Arbeiter⸗Sekretariat“ 
(„Het National⸗Arbeidersſekretariaat“) als feine Feſtung betrachtet. 
Dieſe Organiſation wird mehr und mehr von den Gewerkſchaften im 
Stich gelaſſen, und ſie iſt zu einer kleinen Gruppe ganz kleiner und ſehr 
ſchwacher anarchiſtiſcher Organiſationen reduziert worden. Eine neue 
und ſtarke gewerkſchaftliche Bentral-Organijation ift feit damals be⸗ 
gründet worden. 


Der Niederländiſche Gewerkſchaftsverband 
(Nederlandid Verbond van Vakvereenigungen), der am 1. Januar 1906 
in Kraft trat, umfaßt jetzt ſchon 18 Nationalorganiſationen mit ungefähr 
28 400 Mitgliedern. Dieſe Organiſation iſt in einem Jahre ſtärker 
geworden, als es die S. O. N. jemals war. Durch dieſen Verband ſteht 
jetzt die gewerkſchaftliche Bewegung in regelmäßiger Beziehung zu 
der politiſchen Arbeiterorganiſation unſerer Partei. Konferenzen finden 
zwiſchen dem Komitee des Niederländiſchen Verbands der Gewerkſchaften, 
dem Zentralkomitee der Sozialdemokratiſchen Arbeiterpartei, der 
Sozialdemokratiſchen Parlamentsfraktion und der Redaktion des 
offiziellen Parteiorgans „Het Volk“ ſtatt. Auf dieſe Weiſe beſteht ein 
VT das überall eine gleichartige, gut ausgebildete Tätig⸗ 
keit möglich macht 

In Kreiſen ai Berufen, wo niemals eine Bewegung zu beobachten 
war, ſieht man jetzt die Arbeiter ſich rühren. — In Leiden, einer Stadt 
mit entwickelter Induſtrie, die aber ein ganz demoraliſiertes und energie⸗ 
loſes Proletariat hat, iſt ein Streik unter den Tiſchlern ausgebrochen, 
die zur Bewunderung der ganzen niederländiſchen Arbeiterklaſſe den 
Kampf mit großer Ausdauer drei Monate lang ausgehalten haben. Die 
Feldarbeiter, deren Beruf durch elende Arbeitsbedingungen gekenn⸗ 
zeichnet iſt, Arbeiter, die bis jetzt der Organiſation nicht geneigt waren, 
haben in verſchiedenen Gemeinden des Nordens geſtreikt und haben 
einen Sieg davongetragen, der auch auf die Verhältniſſe anderer Orte 
Einfluß ausgeübt hat. In der Jute⸗Induſtrie Ryſſen, wo ſkandalöſe 
Löhne, die Ausbeutung der Heimarbeit und die Schwindſucht Hand in 
Hand gehen, hat ſich das erſchöpfte Proletariat empört. Dieſer Kampf, 
der durch ſeine Enthüllungen über die Lage des Proletariats im ganzen 
a Aufſchrei der Entrüſtung hervorgerufen hat, iſt noch nicht 
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Das Erwachen der Arbeiterbewegung hat andererſeits EN ſtarkes 
Bündnis unter den Arbeitgebern hervorgerufen. Leiden und Ryſſen 
find typiſche Beiſpiele für das brutale und ſchamloſe Benehmen des Ar⸗ 
beitgebertums, das auch nicht die geringſte Verbeſſerung der Bedingungen 
zugeben wollte. In Enſchede hat die Arbeitgeberorganiſation 7000 
Männer und Frauen auf die Straße geſetzt, weil 30 anarchiſtiſche Ar⸗ 
beiter aus eigenem Antriebe, außerhalb jeder Organiſation, verſucht 
hatten, einen Streik der Tat zu beginnen, ein Kampfſyſtem, das die 
letzte Erfindung des Anarchismus iſt, und das, wie alle zerſtörenden 
Methoden, ſich hier die Gunſt der Anarchiſten erworben hat. Dieſer 
Streik hat auch vielen Arbeitern der Provinz Twente die Augen ge⸗ 
öffnet, und er hat auch eo. 1 Zuſammenſchluß der mit dem 
Niederländiſchen Gewerkſchaftsverband verbündeten 
Organiſation „Eendracht“ bewirkt. 

Man kann mit Recht behaupten, daß die niederländiſche Gewerk⸗ 
ſchaftsbewegung, von den Fehlern ihrer Vergangenheit geheilt, gereinigt 
und gekräftigt, in eine große Entwickelungsperiode tritt und einer 
ſchönen Zukunft entgegengeht. 


Die genoſſenſchaftliche Bewegung hat ſich a 
diefer Periode langſam, aber ſicher entwickelt, ſehr langſam nach der 
Meinung der Begründer, die ihr Auge auf andere Länder gerichtet 
hatten. — Die Zahl der Arbeitergenoſſenſchaften, die einen Teil des 
Nutzens dem politiſchen und ökonomiſchen Arbeiterkampf abtreten, iſt 
von 22 auf 29 geſtiegen. Der größte Teil dieſer Genoſſenſchaften iſt 
mit dem „Niederländiſchen Genoſſenſchaftsverband“ („Neederlandſche 
Cooperatieven Bond“) verwachſen, der ich im Jahre 1905 von der klein⸗ 
bürgerlichen Genoſſenſchaft „Eigen Hulp“ getrennt hat und von da ab 
eine autonome und neutrale Vereinigung von Genoſſenſchaftsgeſellſchaften 
geworden iſt, der außerdem den Zweck hat, gemeinſchaftliche Einkäufe 
zu machen. Ihr jährlicher Umſatz beträgt 1 500 000 Fl., das find 
3 150 000 Frank. Die Vereinigung betreibt eine eigene Seifenſiederei 
und gibt ein monatliches Blatt heraus. Ungefähr 90 ä 
ſind mit ihr verbündet. 

Der Anarchismus hat ſeit ane einen Einfluß auf die Maifeier, 
ſowie auf die gewerkſchaftliche Bewegung ausgeübt. Anſtatt die inter⸗ 
nationale Forderung, die die Demonſtration hervorgerufen hat, klar⸗ 
zulegen, manifeſtierten ſie für alles mögliche. In dieſer letzten Zeit war 
die Deviſe: „Für den Generalſtreik“ ohne jedes andere beſtimmte Ziel. 
Die Rückwirkung des Anarchismus auf das gewerkſchaftliche Gebiet 
brachte die internationale Deviſe: „Geſetzlicher Achtſtundentag“ mit der 
nationalen Forderung: „Allgemeines Stimmrecht“ wieder in Gang. 

Man veranſtaltet jährlich Demonſtrationen für dieſe Reformen, die 
mehr und mehr einen proletariſchen Charakter annehmen. Da die 
bürgerliche Organiſation der Frauen nicht mehr dem „Komitee für das 
allgemeine Stimmrecht“ angehören wollte, und die bürgerlichen An⸗ 
hänger des allgemeinen Stimmrechts verweigert hatten, ſich an den 
internationalen Demonſtrationen zu beteiligen, hat das oben erwähnte 
Komitee einen mehr und mehr ausgeſprochenen Klaſſencharakter an⸗ 
genommen. Dieſe . hat ſich noch durch die Gründung eines 
bürgerlichen Komitees für das allgemeine Stimmrecht verſtärkt, das vor 
allem von ſozialdemokratiſchen Elementen frei ſein und bleiben ſollte. 
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Trotz dieſes Rückzuges der bürgerlichen Elemente kommen jährlich 
Tauſende von Leuten, um ſich der großen Arbeiterarmee wieder anzu⸗ 
ſchließen. Während im Jahre 1905 die Zahl der Geſellſchaften 470 
betrug, iſt ſie im Jahre 1906 auf 570 geſtiegen, und ſie vertreten 
35 000 Gewerkſchaftsmitglieder und 17 000 Mitglieder anderer Organi- 
ſationen, unter dieſen die Sozialdemokratiſche Arbeiterpartei und 6800 
Mitglieder von Genoſſenſchaften. . 
Dieſe ſtarke Bewegung hat ihren Einfluß auf verſchiedene politiſche 
Parteien geltend gemacht, die genötigt waren, die Frage des Stimm⸗ 
rechts in Betracht zu ziehen. Das Miniſterium hat in ſeinem Programm 
„der Blanko⸗Artikel“ bekannt gemacht, daß es damit einverſtanden iſt, 
jedes Hindernis in der Konſtitution gegen die Bewilligung des all⸗ 
gemeinen Stimmrechts zu unterdrücken. 
* 


* 


* 


‚ Die Art, in welcher gewiſſe Genoſſen, die ſich hauptſächlich der theo⸗ 
retiſchen Arbeit widmen, verſchiedene praktiſche Fragen kritiſiert haben, 
hat eine ziemlich unangenehme Lage in der Partei verurſacht, die ſogar 
unſere Einheit und unſere durchdringende Kraft bedroht hat. Aus 
dieſem Grunde hat der Kongreß zu Utrecht im Jahre 1906 folgenden Be⸗ 
ſchluß gefaßt: 

Der Kongreß der ſozialdemokratiſchen Partei 
bedauert, 

angeſichts deſſen, daß man ſeit Jahren in der Partei die Erſcheinung 
hat konſtatieren können, daß verſchiedene Genoſſen ſich ſyſtematiſch dem 
Vorwurf der Prinzipienſchwäche, dem Opportunismus, dem Reviſionis⸗ 
mus uſw. ausſetzen von ſeiten anderer Genoſſen, welche das ausdrückliche 
Recht und die Verpflichtung zu haben glauben, die Partei vor dem 
„Niedergang“ zu ſchützen, d. h. vor der Abirrung des durch das Prinzip 
vorgeſchriebenen Weges uſw., 

daß dieſe Erſcheinung andererſeits eine Oppoſition hervorgerufen 
hat, die ſich in ebenſo beleidigenden Bezeichnungen gegen die beglaubigten 
Genoſſen geäußert hat, . 

daß infolgedeſſen die Einheit der Partei unvermeidlich in Gefahr 
gebracht werden muß, EN 
diefen Mißbrauch der Kritikfreiheit, einer Freiheit, die bei 
unſerer Partei über jeden Streit erhaben iſt, und legt allen Genoſſen 
die Pflicht auf, die Kritik in ſolchen Grenzen zu halten, daß die gegen⸗ 
ſeitige Achtung ſowie auch die Einheit der Partei nicht verletzt werde und 
geht zur Tagesordnung über. | 

Die betroffenen Genoſſen, die mit Unrecht in dieſer Reſolution eine 
Negation des Kritikrechts ſahen, verweigerten es, ſich an der politiſchen 
Arbeit zu beteiligen und der Kommiſſionsſitzung beizuwohnen, die von 
dem Parteikomitee einberufen wurde, die ſie über das Parteiprogramm 
aufklären und eventuell Reviſionsvorſchläge machen ſollte. Dieſe Re⸗ 
viſion war ſchon im Kongreß zu Haag (1905) beſchloſſen worden und 
ſchien dem Parteikomitee als dringlich zu gelten, um in unſeren Grund⸗ 
ſtatuten Stellen fortzulaſſen, die als undeutlich erkannt worden waren, 
und außerdem, um unſere Stellung im Verhältnis mit den liberalen 
Demokraten zu befeſtigen. | — j 

Infolge der vielen Umſtände wurden die Differenzen in der Partei 
viel ſchärfer. Die obenerwähnten Genoſſen hatten die Partei in 
Marxiſten und Reviſioniſten geteilt, was die Lage etwas verſchlimmerte. 
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Sie glaubten die Tatſächlichkeit dieſes Gegenſatzes nachweiſen zu müſſen, 
was eine fortgeſetzte Kritik der leitenden Parteimitglieder hervorrief. 
Dieſe wurden beſonders angeklagt, ſich vom Prinzip des Klaſſenbewußt⸗ 
ſeins zu entfernen, um eine Taktik der Annäherung zur Bourgeoiſie an- 
zunehmen. 

Das Parteikomitee glaubte dieſen Genoſſen die Pflicht auferlegen 
zu müſſen, dieſe Anklagen auf dem letzten Kongreß zu beweiſen. 


Das Reſultat war, daß der Kongreß zu Harlem (1907) mit 226 
a. gegen 11 und 14 Stimmenthaltungen folgende Reſolution 
annahm: 


„Der Kongreß, nachdem er die Debatte gehört hat, die Anklage ver- 
ſchiedener Genoſſen gegen die leitenden Mitglieder und die Mehrzahl 
der Partei betreffend, daß dieſe von der Taktik des Kampfes gegen die 
Bourgeoiſie abgewichen find; in Anbetracht, daß diejenigen, welche dieſe 
Anklagen erhoben haben, dieſelben nicht beweiſen an weiſt dieſe 
Anklage zurück und leugnet die formelle Teilung der Partei in zwei 
Gruppen, deren eine im Beſitz eines guten, umfaſſenden Verſtändniſſes 
der ſozialdemokratiſchen Theorie und Taktik ſei, deren andere nach der 
bürgerlichen Seite neige. 

Der Kongreß hat vollſtes Vertrauen zu den vorzüglichen fogial- 
demokratiſchen Anſichten der leitenden Mitglieder der Partei und billigt 
im allgemeinen die bis zum heutigen Tage befolgte Taktik. 


Der Kongreß appelliert ſchließlich an das ſozialdemokratiſche Be⸗ 
wußtſein aller Mitglieder, damit alle gemeinſam als Genoſſen und ver⸗ 
trauensvoll im allgemeinen Kampfe gegen den Kapitalismus arbeiten 
mögen.“ 

Die in Frage ſtehenden Genoſſen hatten ſchon vor der Abſtimmung 
der Reſolution erklärt, daß ſie ſich nicht der Entſcheidung des Kongreſſes 
unterwerfen würden, und daß ſie durch ihre Kritik in viel höherem Maße 
den Intereſſen der Partei Rechnung trügen. Andererſeits nahm der 
Kongreß einſtimmig eine Reſolution an, in welcher die Kritikfreiheit 
über alle Kritik geſtellt wurde. 


Dieſer Ausgang des letzten Kongreſſes iſt allerſeits als der Beginn 
einer neuen Aktion und Propaganda begrüßt worden. 


Die Reſolution des leitenden Komitees, die darauf hinzielte, eine 
Kommiſſion für die Abfaſſung des Programms zu gründen, iſt von dem 
Kongreß beſtätigt worden, und das leitende Komitee iſt beauftragt 
worden, dieſe Kommiſſion durch Mitglieder zu vervollkommnen, die im 
vorhergehenden Jahre ihre Beteiligung verweigert hatten. Da der 
Komiteeleiter eine Enquete über die Organiſation und die Tätigkeit ein- 
geführt hat, an welcher ſich alle Sektionen beteiligten, haben wir reid) 
liches Material für die Befeſtigung der Partei in dieſem Sinne be⸗ 
kommen. 

So macht die niederländiſche Abteilung der internationalen Sozial⸗ 
demokratie ſtete Fortſchritte, im Bewußtſein innerer Kraft und im Ein- 
fluß auf die ganze Arbeiterbewegung. Unter den verſchiedenen Ver⸗ 
waltungen ſucht ſie immer ihre Stütze in einer vollſtändigen Autonomie 
allen bürgerlichen Parteien gegenüber. Sie hat immer ihr Augenmerk 
auf die Arbeiterpartei geheftet. Ihr Ziel war und wird immer ſein, 
für dieſe Klaſſe Reformen zu erwerben, die ſie inſtand ſetzen werden, dem 
Kapitalismus Widerſtand zu leiſten, die den Arbeitern mehr Glück und 
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Wohlbehagen verſchaffen werden, und es ihnen möglich machen werden, 

im Prinzip und in der Taktik mit der internationalen Sozialdemokratie 

im Einklang zu bleiben. | 

Im Namen des Leitenden Komitees der Niederländiſchen ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Arbeiterpartei: 


W. H. Vliegen, Präſtdent. J. van Kuykhof, Sekretär. 


Die ſozialdemokratiſche Bewegung 
in Dänemark. 


Allgemeine und politiſche Ueberſicht. 


Indem wir auf unſeren Bericht an den Internationalen ſozialiſti⸗ 
ſchen Kongreß 1904 in Amſterdam und auf unſere Berichte an die früher 
abgehaltenen ſozialiſtiſchen Kongreſſe über die Bewegung in Dänemark 
hinweiſen, geben wir hiermit als Fortſetzung dieſer Berichte folgende 
Aufſchlüſſe. 

Wir wollen im voraus bemerken, daß ſowohl unſere politiſchen wie 
unſere gewerkſchaftlichen Organiſationen der Sozialdemokratie angehören 
und deshalb keine voneinander abweichende Richtungen bilden. Jede 
für ſich, ſind ſie Organe der geſamten Sozialdemokratie 
und hat jede von ihnen den Zweck, ihre eigene Aufgabe zu löſen in dem 
Klaſſenkampfe der Arbeiter hier im Lande, jedoch arbeiten ſie zu jeder 
Zeit Hand in Hand ſowohl auf dem politiſchen wie auf dem gewerk⸗ 
ſchaftlichen Gebiete. Die däniſche Sozialdemokratie iſt alſo eine Ein⸗ 
heit, und es iſt einigermaßen ein Mißverſtändnis, wenn man, wie es 
auf dem Amſterdamer Kongreß der Fall war (in der Anmerkung des 
Sekretariats Seite 256), nur die in der politiſchen Organiſation ein- 
geſchriebenen Mitglieder als zur Partei gehörend betrachtet. 

An und für ſich iſt die Einheit der däniſchen Sozialdemokratie da⸗ 
durch gegeben, daß ſowohl die Mitglieder der politiſchen wie derjenigen 
der gewerkſchaftlichen Organiſation an allen Handlungen der Partei 
ſowohl auf dem gewerkſchaftlichen wie auf dem politiſchen Gebiete teil- 
nehmen in allen den Fällen, wo ein gemeinſames Auftreten erforderlich 
iſt. Aber um auch des weiteren die Einheit zu dokumentieren, wählt der 
Vorſtand der politiſchen Partei 2 Mitglieder in die Zentralleitung der 
Gewerkſchaften, ebenſo wie dieſe wieder 2 Mitglieder in den Vorſtand 
der politiſchen Partei wählt. | 

Die politiſche Organiſation der däniſchen Sozialdemokratie beiteht 
gegenwärtig aus 230 Abteilungen, welche im ganzen zirka 35 000 Mit- 
glieder zählen. Auf der anderen Seite ſteht die gewerkſchaftliche Organi⸗ 
ſation, welche 58 Landesverbände mit einer Maſſe lokalen Abteilungen 
über das ganze Land umfaßt; außerdem gehören ihr 28 Organiſationen 
an in den kleineren Branchen, welche nur in den einzelnen Städten, 
namentlich in Kopenhagen, ausgeübt werden. Im ganzen zählt die ge⸗ 
werkſchaftliche Organiſation zirka 99000 Mitglieder. Da ein großer 
Teil der Mitglieder ſowohl der gewerkſchaftlichen wie der politiſchen 
Partei angehören, kann man die Mitgliederzahlen nicht direkt zuſammen⸗ 
legen, aber man wird nicht ſehr fehlgehen, wenn man die Geſamtzahl 
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der Mitglieder in der däniſchen Sozialdemokratie auf zirka 120 000 an⸗ 
ſchlägt. Seit Abhaltung des Amſterdamer Kongreſſes haben hier in 
Dänemark zwei Wahlen ſtattgefunden, und zwar zu beiden Abteilungen 
des däniſchen Reichstages, nämlich dem Folketing und dem Landsting. 
Bei der Wahl zum Folketing am 29. Mai 1906 gelang es uns, 24 Man- 
date zu beſetzen. Vor der Wahl war die Anzahl unſerer Vertreter 16, 
ſie ſtieg alſo um 8 neue Mandate bei der Wahl 1906. Unſere Partei 
ſtellte in 62 Kreiſen Kandidaten auf (im ganzen zählt das Land 114 
Wahlkreiſe für das Folketing) und erzielte insgeſamt zirka 77 000 
Stimmen. 

Bei der Wahl zum Landsting, die im September 1906 ſtattfand, ge⸗ 
lang es uns, die Wahl von 4 Vertretern unſerer Partei durchzuführen. 
Wir beſaßen vordem nur 1 Mandat im Landsting und errangen ſomit 
bei der Wahl 3 neue Mandate. Die Sozialdemokratie iſt alſo nun 
durch 28 Genoſſen im däniſchen Reichstag vertreten. 

Mit Hinblick auf den Wahlmodus für jede Abteilung des Reichstags 
wollen wir folgendes anführen: 

Die Grundlage für die Wahl zum Folketing iſt das allgemeine 
Wahlrecht ohne irgend welchen Zenſus. Das Wahlrecht tritt jedoch 
erſt mit dem 30. Lebensjahre ein; Perſonen, welche Armenunterſtützung 
genoſſen, ohne dieſe zurückbezahlt oder nachgegeben bekommen zu haben, 
gehen ihres Wahlrechts verluſtig. Nur Männer können an der Wahl 
teilnehmen. Die Wahl iſt direkt und geſchieht durch geheime Ab⸗ 
ſtimmung in Einzelkreiſen, von denen jeder nur einen Vertreter in das 
Folketing entſendet. Im ganzen beſteht das Folketing aus 114 Ab⸗ 
geordneten. . . 

Die Wahl zum Landsting iſt indirekt, indem innerhalb von 
Wahlkreiſen, deren Umfang bedeutend größer iſt als derjenigen zum 
Folketing, Wahlmänner gewählt werden, welche vermittels des 
Proportionalwahlſyſtems die Abgeordneten zum Landsting wählen. Die 
eine Hälfte der Wahlmänner wird von denſelben Wählern gewählt, die 
das Wahlrecht zum Folketing haben, während die andere Hälfte von einer 
ſpeziellen höchſtbeſteuerten Wählerklaſſe mit einem hohen Wahlzenſus, der 
in den verſchiedenen Gegenden des Landes etwas voneinander abweicht, 
gewählt wird. Die Zahl der Abgeordneten zum Landsting beträgt F 
von welchen die Regierung 12 „lebenslängliche“ ernennt. Die übrigen 
54 werden auf die Weiſe erwählt, daß alle 4 Jahre die eine Hälfte ( 
abgeht. Die ganze Wahlperiode zum Landsting iſt 8 Jahre und zum 
Folketing 3 Jahre. 

Seit dem Amſterdamer Kongreß haben wir ebenfalls an den hier 
in Dänemark ftattgefundenen kommunalen Wahlen teilgenommen, und 
erzielte die Sozialdemokratie auch hierbei einen bedeutenden Zuwachs. 
Es gelang uns, in 50 Städten die Wahl von 450 Genoſſen teils zu den 
eigentlichen kommunalen Vertretungen, teils zu anderen kommunalen 
Vertrauenspoſten durchzuführen. Auf dem flachen Lande ſetzten wir in 
zirka 120 Gemeinden die Wahl von zirka 400 Genoſſen durch, und zwar 
ebenfalls ſowohl zu den eigentlichen kommunalen Vertretungen wie zu 
den anderen kommunalen Vertrauenspoſten. Unſere Partei hat ſomit 
en zirka 850 Vertreter in den verſchiedenen kommunalen Inſti⸗ 

ionen. 
Unſere Parteipreſſe hat ſeit dem Kongreß in Amſterdam ebenfalls 
einen ganz bedeutenden Zuwachs gewonnen. Unſere Partei gibt jetzt 
25 Tageszeitungen heraus, welche täglich in zirka 97 000 Exemplaren 
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erſcheinen. Unſer Zentralorgan „Social⸗Demokraten“ in Kopenhagen, 
welches in den angeführten Zahlen mit eingerechnet iſt, erſcheint täglich 
15 ane 55000 Exemplaren. Außerdem befigt die Partei 2 Wochen⸗ 
ätter 

Von unſerer Tätigkeit im Reichstag wollen wir anführen, daß es uns 
gelungen iſt, ein Geſetz durchzuführen, infolge welchem der Staat und 
die Gemeinden denjenigen Arbeiterorganiſationen, die ſich mit der 
Unterſtützung ihrer arbeitsloſen Mitglieder befaſſen, einen Zuſchuß 
leiſten ſollen. In den zirka 20 Jahren, ſeit denen unſere Partei im 
Reichstag vertreten geweſen iſt, haben wir en auf Durchführung 
dieſer Sache hingearbeitet, was denn nun auch endlich von Erfolg war. 
Die Organiſationen, welche dieſe Beihülfe . können, müſſen aus⸗ 
ſchließlich aus Lohnarbeitern beſtehen, und kann der vom Staat und von 
den Gemeinden erteilte Zuſchuß dieſelbe Summe ausmachen, wie die 
von den Mitgliedern eingezahlten Beiträge. 


Bis jetzt iſt es uns noch nicht gelungen, ein Geſetz betr. Einführung 
des achtſtündigen Arbeitstages als allgemein geltende Regel durchzuſetzen, 
obgleich wir in jeder Seſſion im Reichstag einen diesbezüglichen Geſetz⸗ 
entwurf vorlegen. Deſſenungeachtet gewinnt der Achtſtundentag eine 
immer größere Ausbreitung in Dänemark, indem er ſowohl für einen 
beträchtlichen Teil der kommunalen Arbeiter wie in den ſozialdemo⸗ 
kratiſchen kooperativen Unternehmungen und durch die Anſtrengungen 
der gewerkſchaftlichen Organiſationen ebenfalls in verſchiedenen privaten 
Betrieben eingeführt worden iſt. 


| Unſere Maidemonſtrationen gewinnen mit jedem Jahre eine größere 
Ausdehnung überall im Lande. 


An kooperativen Unternehmungen beſitzt unſere Partei, außer der 
Parteipreſſe, in Kopenhagen eine Brotfabrik, eine Schlächterei und eine 
Bierbrauerei mit einem jährlichen Umſatz von 1 700 000 Kronen. Dieſe 
Unternehmungen haben unſere Wahlagitationen bei den letzten Wahlen 
mit zirka 6000 Kronen unterſtützt, ebenſo wie die Brotfabrik in arbeits⸗ 
loſen Perioden unſere Arbeitsloſen durch Austeilung von Brot unter⸗ 
ſtützt hat. Außerdem exiſtieren in der Provinz mehrere kooperative 
Bäckereien und Brauereien, welche durch die lokalen Parteiorganiſationen 
geleitet werden. | 

Die däniſche Sozialdemokratie arbeitet aljo Sand in Sand mit der 
organiſierten Arbeiterklaſſe in allen Ländern auf der Baſis des inter- 
nationalen Sozialismus, indem unſer Ziel darin beſteht, die Kapital⸗ 
herrſchaft umzuſtürzen und eine auf den internationalen ſozialiſtiſchen 
Prinzipien beruhende Geſellſchaft zu errichten. In unſerer Arbeit für 
Erreichung dieſes Zieles haben wir ſeit dem Kongreß in Amſterdam 
bedeutende Fortſchritte gemacht. 


P. Knudſen, Geſchäftsführer 
des Sozialdemokratiſchen Verbandes in Dänemark. 


5 


Bericht 
über die gewerkſchaftliche Bewegung in Dänemark 
für die Jahre 1905 und 1906. 


Eine der Fragen, welche das Intereſſe der zentraliſierten Gewerk⸗ 
ſchaftsverbände in Dänemark ununterbrochen in Anſpruch nehmen, it 
die Arbeitsloſigkeit; denn von dem Umfange der Arbeitsloſigkeit iſt es 
im höchſten Grade abhängig, inwieweit die gewerkſchaftlichen Arbeiter- 
organiſationen imſtande ſind, die Regelung der Lohn⸗ und Arbeitsver- 
hältniſſe der Arbeiter mit Erfolg durchzuführen. In den letzten Jahren 
hat man mit Genugtuung konſtatieren können, daß die Arbeitsloſigkeit 
hier in Dänemark bedeutend vermindert worden iſt. Als Beweis hierfür 
dient das: während am 31. Dezember 1902 20 155 organiſierte Arbeiter 
arbeitslos waren, ijt deren Zahl am 31. Dezember 1906 auf 8 606 
herabgegangen. 

Die Unterſtützungsſummen, welche an Arbeitsloſe und Reiſende 
ausbezahlt worden ſind, zeigen ebenfalls einen bedeutenden Niedergang: 
während beiſpielsweiſe der Böttcherverband im Jahre 1904 durch⸗ 
ſchnittlich 25 Kronen 75 Oere per Mitglied ausbezahlte, hat er im 
Jahre 1906 nur 7 Kronen 20 Oere zu demſelben Zwecke verausgabt. 
Der Verband der Schmiede und Maſchinenbauer hatte im Jahre 1904 
eine Ausgabe von 17 Kronen 93 Oere per Mitglied für die genannten 
Kategorien, im Jahre 1906 dagegen nur 11 Kronen 48 Oere, und 
ähnlich ſtellt ſich die Sache auch für die übrigen Gewerkſchaften. In 
den Jahren 1905 und 1906 wurden an Reiſende und Arbeitsloſe 
768 103 Kronen ausbezahlt, in den letzten 8 Jahren insgeſamt 3 Milli- 
onen Kronen. 

In der Reichstagsſeſſion im Winter 1906—07 wurde ein Geſetz 
betr. der „anerkannten“ Arbeitsloſigkeitskaſſen angenommen. Unter 
ſolchen Kaſſen verſteht das Geſetz Vereine von Lohnarbeitern, welche 
en a haben, fich gegenſeitige Hülfe während der Arbeitsloſigkeit 
zu ſichern 

Die Unterſtützung kann geleiſtet werden ſowohl auf der Reiſe 
wie als Beitrag zur Haus miete, und zwar entweder als Tage⸗ 
geld oder als Hülfe in natura. Das Geſetz beitimmt, daß der 
Umfang und die Art der Unterſtützung in jedem einzelnen Falle von 
dem betr. Kaſſenvorſtand feſtgeſetzt wird, aber dieſer iſt ſelbſtredend an 
die Satzungen der Kaſſe gebunden. 

Die durchſchnittliche tägliche Unterſtützung darf nicht mehr als zwei 
Drittel des in den betr. Branchen — oder wenn es ſich um eine Kaſſe 
mit kommunaler Begrenzung handelt, an dem betr. Ort — üblichen 
Arbeitslohnes ausmachen, aber in keinem Falle darf die Kaſſe mehr 
als 2 Kronen und nicht unter 50 Oere täglich ausbezahlen. 

Eine anerkannte Kaſſe darf keine Unterſtützung leiſten an: 
1. Arbeiter, die entweder an einem Streik oder einer Aus- 
ſperrung teilnehmen, 2. Kranke oder Arbeitsuntaugliche, 
3. denjenigen, welcher die Arbeit ohne triftigen Grund ver⸗ 
läßt oder dieſe wegen Trunkſucht oder Streitſüchtigkeit 
verlaſſen muß, 4. diejenigen, welche ſich 1 in Strafhaft 
oder 5. in Unterſuchungshaft befinden, 6. diejenigen, welche 
Armenunterſtützung genießen, 7. den, der ſich weigert, die 


ifm angewieſene Arbeit, welche feinen Kräften angepaßt ijt, an⸗ 
zunehmen, 8. denjenigen, der ſeiner Militärpflicht genügt. 

Die Entſcheidung darüber, ob einem Mitgliede nach vorſtehenden 
Beſtimmungen die Unterſtützung verweigert werden kann oder nicht, 
trifft der Vorſtand der betr. Kaffe. 

Im Laufe eines Jahres — in 12 aufeinander folgenden Mo⸗ 
naten — kann die Unterſtützung für mindeſtens 70 Tage ausbezahlt 
werden, d. h. die Unterſtützung, welche innerhalb eines Jahres 
erhoben wird, ſoll mindeſtens 35 Kronen betragen. 

Der Fiskus leiſtet einen jährlichen Beitrag an die Arbeits⸗ 
loſigkeitskaſſen bis zu einem Höchſtbetrage von 250 000 Kronen zur 
Verteilung an die Kaſſen im Verhältniſſe zu den Prämien ⸗ 
ſummen. Die genannte Summe wird vorausſichtlich den dritten 
Teil der als notwendig berechneten Geſamt⸗Prämienſumme decken. 
Man darf aber wohl davon ausgehen, daß auf dem jährlichen Staats⸗ 
haushaltsetat ein höherer Beitrag bewilligt werden wird, wenn 
die erwähnten 250 000 Kronen nicht genügen ſollten. 

Die Gemeinden haben, auf Antrag einer oder mehrerer Ab- 
teilungen von Landeskaſſen oder von örtlich begrenzten Kaſſen, das 
Recht, den Antragſtellern bis zu einem Sechſtel der als notwendig 
berechneten Geſamt⸗Prämienſumme zu bewilligen, jedoch nur für die⸗ 
jenigen Mitglieder, deren Aufenthaltskommune die betr. Ge⸗ 
meinde bis zu dem vorhergehenden 31. März geweſen iſt. 

Das Geſetz tritt am 1. Auguſt d. J. in Kraft, und um es auf das 
vorteilhafteſte für die Arbeiter zu verwerten, haben die zentraliſierten 
Gewerkſchaftsverbände eine Kommiſſion eingeſetzt, deren ſpezielle Auf- 
gabe es ſein ſoll, ein Muſterſtatut auszuarbeiten, das denjenigen Kaſſen, 
welche auf den fiskaliſchen Zuſchuß Anſpruch machen wollen, als Richt⸗ 
ſchnur dienen kann. 

In den verfloſſenen Jahren ſind die Lohnbewegungen recht um⸗ 
faſſende geweſen. So waren beiſpielsweiſe im Jahre 1905 43 Organi- 
ſationen mit zuſammen 26 468 Mitgliedern und im Jahre 1906 
41 Organiſationen mit 39 952 Mitgliedern an Lohnbewegungen be⸗ 
teiligt — alſo im ganzen in den letzten 2 Jahren 66 420 Mitglieder. 
Von dieſen befanden ſich 8 278 Mitglieder im Streik, 414 waren aus⸗ 
geſperrt, während 57 728 ihre Forderungen ohne Konflikt durchführten. 

Dieſes Jahr — 1907 — waren bis jetzt 30 Organiſationen mit 
über 20 000 Mitgliedern in der Lohnbewegung, davon 900 im Streik 
und zirka 2000 waren ausgeſperrt. 

Eine vorgenommene Unterſuchung, zirka 50 000 männliche Arbeiter 
umfafjend, über die Höhe des Minimallohnes hat ergeben, daß 17 000 
Arbeiter einen Stundenlohn von 35 Oere und darunter haben, 7000 
haben 36—39 Oere, 19000 40—50 Oere und 6000 über 50 Here. 

Der Minimal⸗ Stundenlohn der weiblichen Arbeiter variiert 
zwiſchen 10—27 ½ Here. 

Die Arbeitszeit für 69 684 Arbeiter ſtellt ſich ſo, daß 4 eine tägliche 
Arbeitszeit von 6 Stunden haben, 30 haben 7 Stunden, 1038 8 Stunden, 
1728 8½ Stunden, 5298 9 Stunden, 11728 9%, Stunden, 40 583 
10 Stunden und 9275 haben über 10 Stunden. 

An Mitgliedern, die entweder im Streik ſtanden oder ausgeſperrt 
waren, wurden in den Jahren 1905 und 1906 ausbezahlt: im Auslande 
369 486 Kronen, in Dänemark 787768 Kronen, alſo im ganzen 
1 157 254 Kronen. 
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In finanzieller Beziehung müſſen die beiden Jahre für die zentrali- 
ſierten Gewerkſchaftsverbände als gute bezeichnet werden. Ausgangs 
1906 war ihr Vermögen 3 242 483 Kronen oder durchſchnittlich = 
36 Kronen 27 Oere pro Mitglied. 

Die zentraliſierten Gewerkſchaftsverbände umfaſſen gegenwärtig 
49 Verbände mit 1044 Lokalabteilungen ſowie 12 einzelnſtehende Ver⸗ 
eine; die Mitgliederzahl aller dieſer Organiſationen beträgt 78 081. 

Einige Organiſationen ſtehen noch außerhalb der Zentral- 
Gewerkſchaftsverbände, aber es iſt wohl nur eine Frage der Zeit, wenn 
auch dieſe als Glieder der Landesorganiſation mitgezählt werden können. 

In vielen Fällen, wo es ſich darum handelt, den Arbeitern von 
Nutzen zu fein, treten die Zentral-Gewerkſchaftsverbände helfend 
bei. Beiſpielsweiſe werden den Organiſationen Mittel zur 
Agitation und ebenfalls Agitatoren zur Verfügung geſtellt. 

Die Errichtung von kooperativen Unternehmungen wird gleich⸗ 
falls von uns gefördert, ebenſo wie die zentralifierten Gewerkſchafts⸗ 
verbände Unterſuchungen anſtellen laſſen über die Arbeitsverhältniſſe 
in verſchiedenen Branchen. So wurde z. B. eine umfangreiche Unter⸗ 
ſuchung darüber angeſtellt, in wie hohem Grade die Unternehmer die 
fremden Arbeiter ausbeuten. Hier wurde in erſter Linie an die Land⸗ 
arbeiter gedacht. Die Gutsbeſitzer und größeren Landwirte importieren 
jedes Jahr im April eine große Schar polniſcher Landarbeiter, ſowohl 
aus Deutſch⸗Polen wie aus dem öſterreichiſchen und ruſſiſchen Polen. 
Infolge dieſer Unterſuchungen, welche jedoch nur 64 Arbeitsplätze mit 
834 polniſchen Arbeitern (317 Männer, 510 Frauen und 7 Kinder) 
umfaſſen, ergab ſich, daß der Lohn viel niedriger iſt als der, welcher den 
däniſchen Arbeitern geboten wird. Die Wohnungsverhältniſſe ſind 
ebenfalls miſerable; ſehr oft werden bis zu 20 Perſonen in ganz kleine 
Räume eingepfercht, und gar nicht ſelten müſſen eine größere Anzahl 
Männer und Frauen dieſelben Schlafräume gemeinſchaftlich bewohnen. 

Die Betten ſind gleichfalls jämmerlich; ſie beſtehen aus einer 
Strohmatratze, einem Halmkiſſen und 2 wollenen Decken. Einige 
Parteigenoſſen, welche ſich an den Unterſuchungen beteiligt haben, 
ſtellten den erwähnten Aufenthaltsräumen folgendes Zeugnis aus: 

1. Der Raum gleicht einer Wagenpforte und iſt finſter. 

2. Das Zimmer iſt finſter und feucht. 

3. Kleine dreckige Löcher. 

4. Die Zimmer ſind ſehr klein, es iſt gerade Platz für die Betten 
und ne Stuhl. 

Die Wohnung ähnelt einem Schweineſtall. 

6. Die Betten ſind in zwei Etagen übereinander aufgebaut, 
um Platz zu ſchaffen. 

Die zentraliſierten Gewerkſchaftsverbände haben auf einer Gene⸗ 
ralverſammlung beſchloſſen, die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion 
aufzufordern, im Reichstag einen Geſetzentwurf einzubringen, welcher 
die Ausbeutung der polniſchen Arbeiter verhindern ſoll. Die Reſultate 
der vorgenommenen Unterſuchungen könnten dann dazu benutzt werden, 
einen ſolchen Geſetzentwurf zu fundamentieren. 

Der geſchäftsführende Ausſchuß hat ebenſo wie in früheren Jahren 
die gewerkſchaftlichen Organiſationen erſucht, in Gemeinſchaft mit der 
ſozialdemokratiſchen Parteiorganiſation am 1. Mai die Arbeit ruhen 
zu laſſen und Demonſtrationen für eine geſetzmäßige Einführung des 
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achtſtündigen Arbeitstages zu veranſtalten. Aus den ſpäter eingeholten 
Mitteilungen über den Umfang der Demonſtrationen geht hervor, daß 
im Jahre 1906 ſolche Demonſtrationen in 59 Städten veranſtaltet 
worden ſind. Straßen⸗Demonſtrationen fanden in 37 Städten ſtatt. 
In 36 Provinzialſtädten beteiligten ſich 433 Vereine mit 25 255 Per⸗ 
ſonen an den Prozeſſionen, und in Kopenhagen nahmen 124 Vereine 
mit 18 800 Perſonen an der Prozeſſion teil. Im ganzen alſo 657 Ver⸗ 
eine mit 44055 Teilnehmern. In 35 Provinzialſtädten wurden Ver⸗ 
ſammlungen mitten am Tage mit 30 000 Teilnehmern und in Kopen⸗ 
hagen ſolche mit 25 000 Teilnehmern abgehalten; im ganzen 55 000 
Teilnehmer. Verſammlungen am Abend wurden in 29 Provinzial⸗ 
ſtädten mit 9801 Teilnehmern und in Kopenhagen ſolche mit 2300 Teil⸗ 
nehmern abgehalten; im ganzen 12 101 Teilnehmer. 

Dieſes intime Zuſammenarbeiten zwiſchen den gewerkſchaftlichen 
und den politiſchen Organiſationen innerhalb der däniſchen Arbeiter⸗ 
partei zeigt ſich beſtändig als zweckdienlich für die däniſchen Arbeiter. 
Obiger Bericht über die gewerkſchaftliche Bewegung in Dänemark, 
in den Jahren 1905 und 1906 iſt nur ein kurzer Auszug. In dem 
internationalen Gewerkſchaftsbericht, welcher alljährlich von dem inter⸗ 
nationalen Gewerkſchaftsſekretariat in Berlin herausgegeben wird, 
kann man einen ausführlichen Bericht finden über die Gewerkſchafts⸗ 
bewegung in Dänemark für die Jahre 1903, 1904 und 1905. 


C. M. Olſen, 
Vorſitzender der vereinigten Gewerkſchaften in Dänemark. 


Norwegen. 


Die Norwegiſche Arbeiterpartei. 


„Seit dem Kongreß von Amſterdam (Auguſt 1904) hat Norwegen 
zwei politiſche Ereigniſſe erlebt, deren ernſte Bedeutung jedoch nicht 
überſchätzt werden darf. Wir ſprechen von dem Bruch des Bundes 
zwiſchen Norwegen und Schweden und der Errichtung 
der Monarchie. In der Geſchichte der norwegiſchen Sozialdemo⸗ 
kratie beginnt nach 1905 eine neue Periode. Aus dieſem Grunde teilt 
ſich unſer Bericht in drei Teile. : 


Bor 1905. 


Das größte Ereignis waren die Gemeindewahlen vom Dezember 
1904. Die Arbeiterpartei entwickelte eine ſehr energiſche Wahlbewegung. 
Eine Broſchüre: „Was die Sozialdemokraten wünſchen 
und warum fie es wünſchen!“ iſt in 30 000 Exemplaren 
gedruckt worden; aber dieſe Auflage hat nicht genügt. In dem Bericht, 
109 dem Amſterdamer Kongreß vorgelegt wurde, kann man folgendes 
eſen: 

„Im Jahre 1901 haben die Sozialdemokraten im ganzen 147 Mit⸗ 
glieder in den Gemeinderat gewählt, aber ſie werden ſicherlich dieſe Zahl 
im Laufe dieſes Jahres verdoppeln (1904).“ | 


— 80 — 


Die Reſultate dieſer Wahlverſammlung haben die kühnſten Er⸗ 
wartungen übertroffen. Die Wahl von 330 Mitgliedern in den Ge⸗ 
meinderat war die Trophäe dieſes Sieges. Als Erläuterung kann man 
die Wahlreſultate einiger Städte im Jahre 1901 und 1904 vergleichen: 


1901 1904 
Ghrifttania. . . . 14 gewählt 23 (bei 84) gewählt 
Drontheim . . . 8 5 22 (bei 68) 
Drammen 8 8 . 13 4 
Hamar 1 Me 6 es 
Sarpsborg 0 „ 11 


Selbſt in der nördlichſten Stadt Europas — in Hammerfeſt — 
gelang es der Arbeiterpartei, 13 Vertreter durchzubringen. 


Von den Gemeinderäten verlangte die Arbeiterpartei 1. Unent⸗ 
geltlichkeit der Lehrmittel, 2. Zahlung der Barmen Unkoſten vermittelſt 
der Steuern, 3. Unentgeltliche Schulkantinen, 4. Freigabe des 1. Mai 
für die Schüler, 5. den Achtſtundentag für die Arbeiter der Gemeinde, 
6. Betrieb der Straßenbahnen durch die Kommune. 


Die norwegiſche Bourgeoiſie, die ſehr konſervativ iſt, erhob gegen 
alle dieſe Forderungen Einſpruch. Die beiden erſten, die ſchon lange 
in Rußland angewandt werden, galten in Norwegen als ſozialiſtiſche 
Reformen im wahrſten Sinne des Wortes. Nur in ihrem Kampf gegen 
den Alkoholismus wurde der Sozialdemokratie Hülfe von ſeiten der 
bürgerlichen Parteien zuteil. Was die Arbeiterpartei anbelangt, ſo 
1 Parte hauptſächlich Fortſchritte auf Koſten der „linken“, der „libe⸗ 
ralen Parte 


Die Herausgabe ſozialiſtiſcher Broſchüren in norwegiſcher Sprache 
iſt für die a Verwaltung von großer Wichtigkeit ge⸗ 
weſen. Bis jetzt begnügte man ſich mit Ausgaben in däniſcher Sprache. 
Aber während des Jahres 1904 und in der erſten Hälfte von 1905 er⸗ 
ſchienen: „Der Klaſſenkampf“ von M. Puntervold: „Der Sozialismus 
im Leben“ von H. Koht; „Die Elementarſchule“ von O. Gjöſteen: „Die 
Entwickelung des Sozialismus aus der Utopie zur Wiſſenſchaft“ von 
Fr. Engels; „Das Syſtem des Unternehmens“ von Chr. Knudſen; „Die 
genoſſenſchaftliche Organisation“ von O. Kringen; „Die Elementarſchule 
auf dem Lande“ von T. Vraa; „Das Problem der Ruhezeit“ von 
O. Kringen; „Die Moral des Anarchismus“ von P. Krapotkin; „Die 
Unentgeltlichkeit der Lehrmittel“ von O. Gjöſteen, und ſchließlich eine 
Sammlung von ſozialiſtiſchen Liedern. Im ganzen 31 000 Exemplare, 
von denen die meiſten ſchon verkauft ſind. Die Parteibuchhand⸗ 
lung hat auch 50 Exemplare von Karl Marx' „Kapital“, 1 und 2 Bände 
(in däniſcher Ueberſetzung) verkauft. Die Frucht dieſer Arbeit offen ⸗ 
barte ſich während der Parlamentswahlen im Jahre 1905. Unglück⸗ 
licherweiſe hat man es überſehen, eine Broſchüre auf die Republik 
herauszugeben, und dieſe Unterlaſſungsſünde wurde bald beſtraft. 

Was die Organiſation betrifft, ſo iſt die Zeit gut benutzt worden, 
um die lokalen Verbände zu feſtigen. Man hat die Arbeitervereinigung 
von Aalſund, von Moß, von Narvick (über dem Polarkreis), de Smaale⸗ 
nene, von Hedemarken, von Bratsberg uſw. begründet. Die Beziehungen 
zwiſchen den einzelnen Sektionen ſind viel enger geworden. 


Die politiſchen Ereigniſſe von 1905. 


| War das norwegiſche Volk auch im ſozialen Geſichtspunkt uneiig, 
fo war es doch vollſtändig einig in der Frage des Bruchs des Bund 
15 un, indem es fein t auf politiſche Unabhängigkeit a 
angte 

Die jehr egoiſtiſchen Klaſſenintereſſen der Bourgeoiſie ſpielten 19 
dem Konflikt eine große Rolle. Man kann ſich davon Rechenſchaft ab- 
legen durch die wichtige Stellung, welche die Konſulate in der norwegi⸗ 
ſchen Agitation gegen die ſchwediſche Regierung einnahmen. Der nor⸗ 
wegiſche Handel, der trotz dieſer Lage ſehr bedeutend war (7270 Dampf⸗ 
und Segelſchiffe mit zuſammen 1 484 256 Tonnen), entwickelte ſich ſehr 
ſchnell. Der Import und Export hoben ſich gemeinſam im Jahre 1895, 
1900 und 1905 beträchtlich auf 359,6, 483,6 und 503,4 Millionen 
Kronen.“) Die Handelsintereſſen Norwegens waren viel . 
als diejenigen Schwedens, und dennoch mußten die Norweger ihre 
flucht zu den ſchwediſchen Konſulaten nehmen. Der Haß der Bourgeoffie 
gegen das Konſulat und gleichzeitig gegen Schweden war ſehr begreif- 
lich, und es war gewiß nicht zufällig, daß ſich die Regierung während 
dieſes Konflikts in den Händen des Herrn Michelſen, dem Eigentümer 
der größten Schiffe des Landes, befand. Es war nur der blinde Wider⸗ 
ſtand Schwedens, welcher die norwegiſche Bourgeoiſie zwang, dieſe Frage 
bis zum Bruch der Union kommen zu laſſen. 

Die Sozialdemokraten hatten dieſe Frage von jeher aus einem 
weniger engen Geſichtspunkt betrachtet. „Der Bruch der Union mit 
Schweden!“ war ihr Loſungswort ſeit 1892. Sie verlangten die Löſung 
dieſes Bündniſſes, um die Nation von der fortwährenden Furcht vor 
dem ſchwediſchen Junkertum zu befreien, um den immer wachſenden 
militäriſchen Ausgaben ein Ende zu machen und endlich, um, wenn 
nötig, freie Hand zu haben für die geſetzgebende und ſoziale Arbeit. 

Die norwegiſchen Sozialiſten haben ſich die Sympathien der 
ſchwediſchen Arbeiterpartei zu erwerben gewußt. Der ſchwediſche ſozial⸗ 
demokratiſche Kongreß im Monat Februar 1905 war einſtimmig in dem 
Beſchluß, das Recht des norwegiſchen Volkes zur Selbſtbeſtimmung an⸗ 
zuerkennen. Da Norwegen ſich damals, durch die Verzichtleiſtung des 
ſchwediſchen Königs auf den norwegiſchen Thron, an der Schwelle einer 
politiſchen Revolution befand, ſah ſich die herrſchende Bourgeoiſie ge⸗ 
nötigt, das ganze norwegiſche Volk zu vertreten, und um dieſe Miſſion 
zu bekräftigen, beeilte ſie ſich, am 7. Juni 1905 der Ungerechtigkeit des 
indirekten Wahlſyſtems ein Ende zu machen. Aber das war auch die 
letzte demokratiſche Reform, welche von der linken Partei (der liberalen) 
bewilligt wurde, und ihre letzte Anſtrengung auf dem Wege des poli⸗ 
tiſchen Fortſchritts. 

Da das Ziel durch die Begründung der norwegiſchen Konſulate 
und durch die Auflöſung der Union erreicht war, gab die Bourgeoiſie 
ihr wahres Geſicht zu erkennen. Die liberale Partei (die linke) löſte 
ſich in einen konſervativen Block auf. Und dieſer Block (ſamlings 
partiet) ſchenkte dem norwegiſchen Volke, das bisher in faſt republika⸗ 
niſcher Weiſe oe war, als Morgengabe eines neuen Arbeitstages 
(den nye arbeidsdag) einen König ſchwediſcher Abſtammung. Die 
Sozialdemokratie kämpfte energiſch für die Republik. Die Parteiblätter 


*) 1 Krone = 1,12 Mk. | 
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waren einſtimmig. Aber die Periode der Propaganda war von zu 
kurzer Dauer. Trotzdem war das Reſultat der Volksabſtimmung vom 
12. und 13. November 1905 doch kein ſo ſchlechtes: 259 563 ſtimmten 
für „ja“ und 69 264 für „nein“, Der neue König ſeinerſeits erhielt 
ein nationales Geſchenk von der Sozialdemokratie, nämlich ein Nor⸗ 
weger von vieren erklärte, daß er gegen die Königsherrſchaft ſei. 


Nach 1905. 


„Es iſt im Intereſſe des Vaterlandes, aber durchaus nicht im 
Intereſſe unſerer Partei, wenn ich Euch empfehle, das Königtum nicht 
anzuerkennen. Das Wachſen unſerer Partei wird nur gewinnen, wenn 
Ihr es anerkennt“, ſagte im Storthing der e e Abgeord⸗ 
nete Paſtor Erikſen. Und wahrlich, der Weg für die Sozialdemokratie 
hat ſich von da ab geöffnet, nachdem die Bourgeoiſie ihr wahres Geſicht 
zeigte, nachdem die „linke“ Partei ein konſervativer Block geworden 
war, nicht allein in ſozialer Beziehung, ſondern auch in ihrer 91905 
In wenigen Ländern hat ſich die Sozialdemokratie im Jahre 190 
ſo ſchnell entwickelt wie in Norwegen. Der ſtarke Zufluß machte ſich 
beſonders in den Expeditionen unſerer Zeitungen bemerkbar. Die 
Zahl unſerer Abonnenten nimmt merklich zu. Eine unſerer Zeitungen, 
welche im Jahre 1905 in Drammen, der konſervativſten Stadt ganz 
Norwegens, begründet wurde, wird bald 3000 Abonnenten haben, eine 
beträchtliche Zahl im Vergleich zur Größe des Landes. Viel ältere 
Senden würden fid) ſchon über einen ſolchen Erfolg freuen. 

Die Partei beſitzt 4 tägliche Zeitungen: das Zentralblatt 
„Social- Demokraten“ (Kriſtiania, Auflage 10 500); „Ar⸗ 
beit“ („Arbeidet, an 5000); „Neue Zeit“ („Ny Lid“, 
Drontheim, 4500); „Der 1. Mai“ (Stavanger, 3000); 3 Zeitungen, 
die viermal wöchentlich erſcheinen: „Die Zukunft („Fremtiden“, 
Drammen, 3000); „Smaalenenes Social-Demofrat” 
(Sarpaborg, 2500); „Die Neue“ („Nybrot“, Aaleſund, 2000); 

Zeitungen, die zweimal wöchentlich erſcheinen: „No rdli cht“ 
b Tromſö, 1000); „Vorwärts“ („Fremover“, Narvik, 
1000); „Fin marken“ (Bards, 800); „Sörlandets Social 
demokrat“ (Kriſtiansſand, 800); 2 Zeitungen, die einmal wöchent⸗ 
lich erſcheinen: „Tidens Krav“ (Rriftiansfund, 500); „Die 
Ameiſe“ („Mauren“, Köros, 500). Die junge ſozialiſtiſche Garde 
gibt einmal im Monat heraus: „Der junge Sozialiſt“ („Ung⸗ 
Socialiſten“) und zweimal jährlich die Revue „Das 20. Jahrhundert“ 
(„Det XX. Aarhundrede“, Kriſtiania, 3000). Eine ſozialiſtiſche Ge⸗ 
non gibt „privatim“ einmal im Monat heraus „Die ſatiriſ c e 

Weſpe“ („Svepſen“), in einer Auflage von 10 000 Exemplaren. Im 
ganzen werden im Jahre ungefähr 8 758 000 Exemplare von Zeit⸗ 
ſchriften verteilt. 

Die Partei beſteht aus 396 Verbänden mit 20 000 Mitgliedern. 

Der 19. Parteikongreß, der im Monat April 1906 in Kriſtiania 
ſtattfand, hat ſich hauptſächlich mit den Beziehungen zwiſchen der Ar⸗ 
beiterpartei und den bürgerlichen Parteien beſchäftigt. Man hat eine 
beſtimmtere Haltung verlangt, eine gewiſſenhaftere Klaſſentaktik und 
ein wenig mehr Disziplin. Der Beſchluß, der in Sachen der Taktik 
gefaßt wurde, der nicht nur beim erſten Wahlgang, ſondern auch in der 
Stichwahl jedweden Verkehr mit den anderen Parteien ſowie mit den 
Kandidaten, welche ſich außerhalb der Arbeiterpartei befinden, verbietet, 
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hat eine außerordentliche Bedeutung für den ruhmreichen Sieg der 
Sozialdemokratie bei den Parlamentswahlen gehabt, welche Ende des 
Jahres. 1906 ſtattfanden. Der Kongreß beſchloß darauf, bei den Wahlen 
mit folgendem Programm zu arbeiten: Die Abſchaffung des Mili 
tarismus; die Einführung des internationalen Schiedsgerichts; ein Beer 
ſchluß, welcher nach erbitterten Reden gegen das Syſtem der nationalen 
Miliz oder „der Nation in Waffen“ mit 169 gegen 39 Stimmen an⸗ 
genommen wurde. Endlich ernannte er zum Chefredakteur des „Social- 
Deniokraten“ Karl Jeppeſen, als Präſidenten der Arbeiterpartei 
Dr. Oskar Niſſen und als Sekretär Magnus Nilſen. 

Die Wahlen zum Storthing im November 1906 waren eine mom- 
liſche Niederlage der antiſozialdemokratiſchen bürgerlichen Partei. Noch 
niemals hatte die Partei ſo viele ſozialiſtiſche Stimmen erlangt als im 
Jahre 1906: 45 000. Niemals hatte der Storthing eine ſo zahlreiche 
ſozialdemokratiſche Fraktion geſehen. Die Fraktion beſteht aus: 

1. Chr. H. Knudſen, Chef der Druckerei, Prafident der Fraktion, 

in Kriſtiania gewählt. | 
2. A. Egede Niſſen, Chef der Poſt in Bardö, Sekretär der 

Fraktion und Mitglied der Fraktion, gewählt in Hammerfeſt, 

Vardö und Vadſö. f | 
A. Buen, Redakteur, gewählt in Drontheim. 

Alfred Erikſen, Dr. theol., gewählt in Tromſö. 
Foſchang, Fiſcher, gewählt im Departement Tromfd. 
ind Johanſen, Landwirt, gewählt im Departement Tromsd, 
agnus Nilſſen, Juwelier, Kriſtiania. 

ſak Saba, Lapon, Departement Finmarken. 

Säbs, Schuhmacher, Bergen. 

. F. Vraa, Redakteur, Drammen. 

Eine kürzlich vorgefallene Affäre charakteriſiert die norwegiſche 
Bourgeoiſie ſehr gut. Man hatte im Jahre 1906 in der Druckerei der 
Zeitung „Finmarken“ in Vardö einige ruſſiſche ſozialdemokratiſche 
Broſchüren gedruckt; es waren hauptſächlich neue unveränderte Auf- 
lagen, welche in Genf und in Paris herausgegeben waren. In ſeinem 
Entſetzen über die Freiheitsbewegung in Rußland hatte der neue 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, ein „Liberaler“, Mitglied 
des Nobel⸗Komitees, Mr. Lövland, die Konfiskation dieſer Broſchüren 
befohlen. Im Storthing brachten die Sozialdemokraten eine miß⸗ 
billigende Reſolution ein und befanden ſich bei der Abſtimmung allein. 
Dieſe Angelegenheit wird ein gerichtliches Nachſpiel haben, denn Egede 
Niſſen hat Schadenerſatz und Zinſen im Namen der Druckerei, in welcher 
dieſe Broſchüren gedruckt worden waren, verlangt. 

Die gewerkſchaftliche Bewegung in Norwegen. 

Alle Arbeitergewerkſchaften in Norwegen ſind jetzt in einer ein- 
zigen Organiſation zentraliſiert, die ſich „die Arbeiter⸗Gewerkſchafts⸗ 
organiſation in Norwegen“ nennt. Die Zunahme der Mitglieder dieſer 
Organiſation war folgende: 

Am 31. Dezember 1904 . . 9089 Mitglieder 
„ 31. u 1905 . . 16862 7 


„ 31. „ 190625 808 „ 


Im Jahre 1904 war die Gewerkſchaft der Buchdrucker und die- 
jenige der Metallarbeiter noch nicht der allgemeinen Organiſation bet- 
6* 
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fire Be Die 25 308 gewerkſchaftlich e Arbeiter zahlten 
e Beiträge an die norwegiſche Arbeiterpartei. 

Die Entwickelung der „Arbeiter⸗Gewerkſchaften“ (Norsk Arbeids⸗ 
siandöforbunb) und r Gewerkſchaft der Metallarbeiter iſt überdies 
Grat eriſtiſch. 

Norsk Arbeidsmandsforbund. 


Jahr Zahl der Mitglieder Gewöhnl. Beiſteuer 
31. Dezember 1205 4675 30 464 Kronen 
31. Be 5 060 36 440 8 
81. 1906 10 622 92218 „ 


Gewerkſchaft der Metallarbeiter. 


Jahr Zahl der Mitglieder Gewöhnl. Beiſteuer 
31. Dezember 1904 4789 85 677 Kronen 
31. 35 1905 4537 78 086 A 
31. 5 1906 6183 186 982 


Die gewerkſchaftliche Bewegung in Norwegen wird immer mäch⸗ 
tiger und bildet eine ſolide Grundlage für die Entwickelung der ſoziali⸗ 
ſtiſchen Bewegung. 

: V. Gander. 
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Einleitung. 


Der Stutinerter internationale Sozialiſtenkongreß iſt die fiebente 
Tagung der Vertreter des internationalen klaſſenbewußten Proletariats. 
Zum erſten Male tagt der internationale Kongreß im Deutſchen Reiche. 
Es ſei deshalb einleitend in Kürze etwas über die deutſchen Verfaſſungs⸗ 
zuſtände ‚gelegt. Die deutſche ſozialdemokratiſche Bewegung machte infolge 
des rapiden Aufſchwungs, den ſeit den 70er Jahren Handel und Induſtrie 
in Deutſchland nahmen, glänzende Fortſchritte und fie erfreute ſich des⸗ 
halb im Auslande einer großen Beachtung. Dabei konnte oft beobachtet 
werden, daß die Genoſſen des Auslandes die 1 Sozialdemokratie 
in ihrer Agitation, Organiſation und Preſſe als Muſter prieſen, aber 
die parlamentariſchen Erfolge der deutſchen ſozialdemokratiſchen Partei 
kritiſierten, als nicht im richtigen Verhältnis ſtehend zu der außer⸗ 
parlamentariſchen Macht der Partei. Solche Urteile baſieren ſehr oft 
auf einer unzureichenden Kenntnis naa? deutſchen Verhältniſſe. Das nach 
den Kriegsergebniſſen von 1866 und 1870/71 geeinte Deutſchland wurde 
kein Einheitsſtaat, wie es England und Frankreich längſt 
waren und wie es im 19. Jahrhundert Italien wurde. Als der 
„Deutſche Bund“ 1866 zu Grabe getragen wurde, war die Grundlage 
für das „Deutſche Reich mit preußiſcher Spitze“ ge⸗ 
ſchaffen. Im Artikel 4 des Prager Friedens vom 23. Auguſt 1866 
mußte die öſterreichiſche Regierung ausdrücklich ihre Zuſtimmung zur 
„Geſtaltung Deutſchlands ohne Oeſterreich“ geben. Zunächſt ſchloß 
ſich Norddeutſchland zu einem Staatenbund zuſammen, in welchem 
Preußen um ſo mehr maßgebend war, als es durch den Krieg von 1866 
die Staaten Hannover, Kurheſſen, Geffen-Raffau, Holſtein und Frank⸗ 
furt a. Main ſich einverleibt und dadurch die weſtlichen und die öſtlichen 
Provinzen ſeines früheren Beſitzſtandes eng aneinander geſchloſſen hatte. 
In Artikel 79 der Verfaſſung des „Norddeutſchen Bundes“ wurde be⸗ 
ſtimmt, daß die Beziehungen des Bundes zu den ſüddeutſchen Staaten 
Bayern, Baden und Württemberg durch beſondere Verträge geregelt 
werden. Heſſen Bunz ſich für ſeine nördlich des Mains gelegenen 
Gebietsteile dem Bündnisvertrage an. Im Verlauf des Krieges von 
1870/71 wurden Verhandlungen angeknüpft und durchgeführt, die zum 
Eintritt der ſüddeutſchen Staaten in den „Deutſchen Bund“ führten. 
Der Deutſche Bund erhielt den Namen „Deutſ ches Reich“. Der 
König von Preußen erhielt als Bundes 2 räſident den Titel: 

et Kaiſer“, jo wenig auch Wilhelm I. als preußiſcher Barti- 

kulariſt i) zuerſt mit dieſem Titel befreunden wollte. Die entſprechen⸗ 
den Verfaſſungsänderungen wurden von den geſetzgebenden Faktoren des 
„Norddeutſchen Bundes“ und der vier ſüddeutſchen Staaten genehmigt, 
wobei die ſüddeutſchen Staaten ſich auf einigen Gebieten Reſervatrechte 
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fiderten. Die Vereinigung der Peet Staaten war eine not⸗ 
wendige Folge der wirtſchaftlichen Entwickelung. 
Der Kapitalismus fühlte ſich in ſeiner Ausdehnungstendenz gehemmt 
durch die Vielſtaaterei, die bis 1866 die verſchiedenſten Syſteme im 
Münzweſen, im Maßweſen, im Zollweſen, in Verkehrsfragen, in 
Fragen der Gewerbegeſetzgebung uſw. hatte. Zwar hatte ſich ſeit 
1819 unter Führung Preußens der Zollverein gebildet. Er konnte 
aber dem Tatendrang des entfeſſelten Kapitalismus nicht genügen. 
Im Nationalverein hatte ſich ſeit 1859 die Bourgeoiſie eine 
Organiſation geſchaffen, die zum engeren Aneinanderſchluß der 
deutſchen Staaten nach innen und außen eine eifrige Propaganda 
entfaltete, und zwar ſollte die Grundlage des Deutſchen Reiches unter 
Jührung Preußens die Reichsverfaſſung bilden, die das erſte deutſche 
Parlament im Jahre 1849 entworfen hatte, aber niemals Geltung er⸗ 
langt hatte und ſpäter nicht erlangte. Dieſelbe war ſchließlich der 
Bourgeoiſie wie den Regierungen zu radikal. 
Nach den Siegen des preußiſch⸗deutſchen Militarismus auf den 
böhmiſchen und franzöſiſchen Schlachtfeldern und infolge der Be⸗ 
fruchtung der deutſchen Induſtrie durch den Milliardenſegen der 
franzöſiſchen Kriegsentſchädigung hatte der Kapitalismus die ſchönſte 
Gelegenheit, der Jagd auf Profit zu omer Er verzichtete auf Ver⸗ 
faſſungskämpfe für einen liberalen deutſchen Einheitsſtaat, nahm 
die vielgeſtaltigen Verfaſſungsverhältniſſe der Einzelſtaaten im Rahmen 
des neugegründeten Staatenbundes in Kauf, ebenſo wie den preußiſchen 
Militarismus und drang auf eine ſtraffe Vereinheitlichung in erſter 
Linie nur in den Fragen, die für die Schaffung eines einheitlichen 
großen Wirtſchaftsgebietes von maßgebendem Intereſſe 
waren. Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches datiert vom 16. April 
1871. Neben der Reichsverfaſſung beſtehen die Verfaſſungen der 
26 Einzelſtaaten. Die Verfaſſungen der Einzelſtaaten werden durch die 
Reichsverfaſſung eingeſchränkt, durch welche die Gebiete feſtgelegt ſind, 
welche der Regelung durch die geſetzgebenden Faktoren des Reiches vor⸗ 
behalten bleiben. Reichsgewalt geht vor Landesgewalt. Die Landes⸗ 
geiehgebung kann nicht über die Grenzen hinausgehen, die ihr durch 
Reichsgeſetze gezogen ſind, wohl aber können die geſetzgebenden Faktoren 
des Reichs auf verfaſſungsmäßigen Wegen die Gebiete der Reichsgeſetz⸗ 
gebung erweitern, was äußerſt ſelten geſchieht. 

Das Präſ idium des „ewigen Bundes zum Schutze des 
Bundesgebiets und des innerhalb desſelben gültigen Rechts, ſowie zur 
Pflege und Wohlfahrt des deutſchen Volkes“ ſteht dem König von Preußen 
zu, der den Namen „Deutſcher Kaiſer“ führt. Der Kaiſer hat das 
Reich völkerrechtlich zu vertreten, im Namen des Reichs Krieg zu er⸗ 
klären und Frieden zu ſchließen, Bündniſſe und andere Verträge mit 
fremden Staaten einzugehen und Geſandte zu beglaubigen und zu emp- 
fangen. Zur Erklärung des Kriegs im Namen des Reichs iſt die Zu- 
ſtimmung des Bundesrats — die Vertretung der 25 Regierungen, die 
das Reich bilden — erforderlich, es fei denn, daß ein Angriff auf 
das Bundesgebiet oder deſſen Küſten erfolgt. In den Fragen der 
auswärtigen Politik ſind die geſetzgebenden Faktoren der Einzelſtaaten 
ausgeſchaltet. Verträge mit dem Auslande können nur durch die 
Reichsgewalt geſchaffen werden. Im Bundesrat iſt ein Ausſchuß für die 
auswärtigen Angelegenheiten eingeſetzt, in dem verfaſſungsgemäß 
Bayern den Vorſitz führt. Das weiſt keineswegs auf einen beſonderen 


Einfluß der Einzelſtaaten in auswärtigen Angelegenheiten hin. Hier iſt 
vielmehr Preußen mehr als ſonſtwo tonangebend. Die feudalſten 
Geſchlechter — unter ihnen voran die preußiſchen Junker — betrachten 
die Diplomatenkarriere als ihr vornehmſtes „Handwerk“. Die Reichs⸗ 
beamten werden vom Kaiſer ernannt und empfangen von den einzelnen 
Bundesſtaaten keine Anordnungen. Ein Reichsminiſterium kennt das 
e Reich nicht. 

a Als geſetzgebende Faktoren des Deutſchen Reiches fungieren der 
Bundesrat und der Reichstag, die alljährlich vom Kaiſer berufen werden 
müſſen und ihre Beſchlüſſe mit Mehrheit faſſen. Der Bundesrat beſteht 
aus Vertretern der 25 Einzelſtaaten. (Die Reichslande Elſaß-⸗Lothringen, 
in denen der Kaiſer die Reichsgewalt ausübt, haben keine Vertretung 
im Bundesrat.) Im Bundesrat ſind vertreten Preußen durch 17, Bayern 
durch 6, Sachſen und Württemberg durch je 4, Baden und Heſſen durch 
je 3, Mecklenburg ⸗Schwerin und Braunſchweig durch je 2 und die 
übrigen 17 Staaten durch je 1 Bevollmächtigten. Die Geſamtheit der 
Stimmen eines Einzelſtaats kann nur einheitlich abgegeben werden. 
Die Bundesratsmitglieder find abhängig von den Regierungen 
der Einzelſtaaten, von denen ſie ihre Inſtruktionen 
empfangen. Sie haben das Recht, im ! zu erſcheinen und 
müſſen dort jederzeit gehört werden. Bismarck hat den Grundſatz ver⸗ 
treten, daß die Miniſter der Einzelſtaaten die Haltung der Regierungen 
im Bundesrat vor dem Forum der Landtage der Einzel⸗ 
ſtaaten zu vertreten haben. Der Einfluß der Einzelſtaaten, 
beſonders des größten Einzelſtaats Preußen auf die Reichsgeſetzgebung 
iſt aber noch größer. Preußen hat zwar nur 17 Stimmen unter 58, 
aber die kleinen norddeutſchen Staaten ſtehen völlig unter dem 
Einfluß Preußens, ſo daß Preußen ſtets einer Mehrheit ſicher iſt. 
Nur Verfaſſungsänderungen gelten als abgelehnt, wenn im Bundesrat 
14 Stimmen dagegen ſind. Den Vorſitz im Bundesrat führt der Reichs⸗ 
kanzler, der vom Kaiſer ernannt wird. Die Angelegenheiten des 
Deutſchen Reichs werden nicht durch ein Miniſterium verwaltet. Das 
Deutſche Reich kennt kein den geſetzgebenden Faktoren 
verantwortliches Miniſterium. Den einzelnen Verwal⸗ 
tüngsreſſorts ſtehen vielmehr Staatsſekretäre vor, die nur als Stell⸗ 
vertreter des Reichskanzlers fungieren. Der Reichskanzlerpoſten war 
ſeit der Reichsgründung verbunden mit dem Poſten des Miniſters 
des Aeußeren in Preußen. Von kurzen Zeiträumen abgeſehen, war ſeit 
der Reichsgründung der Reichskanzler auch gleichzeitig Miniſterpräſident 
Preußens. Es iſt deshalb nicht auffällig, daß kein Reichsgeſetz vor⸗ 
gelegt wird, das nicht vorher von dem preußiſchen Miniſterium für 
gut befunden wird. In Preußen wird zu dem Landtag aber noch nach 
dem Dreiklaſſenwahlrecht gewählt, das das Proletariat vor jeder Ver⸗ 
tretung im Parlament bislang ausſchloß. Auf die partikulariſtiſchen 
Separatrechte, die ſich Bayern und Württemberg auf einzelnen Gebieten 
(Poſtverwaltung, Heimatrecht, Militärweſen uſw.) vorbehalten haben, 
einzugehen, würde in dieſer kurzen Skizze zu weit führen. 

Im Militärweſen iſt der Einfluß Preußens ein vorherrſchender, 
der ſich auch äußerlich durch den Sieg der Pidelhaube*) deutlich mani⸗ 
feſtiert. Die deutſchen Truppen ſind durch den Fahneneid verpflichtet, 
dem Kaiſer (der zugleich König von Preußen iſt) unbedingt meee au 


*) Der betannte preußiſche Helm mit Spitze. 
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leiſten. Außerdem werden fie auf die Monarchen der Einzelſtaaten 
bezw. die Senate der Hanſeſtädte vereidigt. Durch die Verfaſſung ift 
die allgemeine Wehrpflicht feſtgelegt. Die Friedenspräſenzſtärke wird 
durch Geſetz feſtgelegt, zuletzt geſchah das auf 5 Jahre. Die Koſten des 
Heerweſens werden durch Etatsgeſetz jährlich feſtgeſtellt. Der Etat wird 
alljährlich vor Beginn des Etatsjahres beſchloſſen. Das Reich kennt bisher 
keine direkten Einkommen⸗ und Vermögensſteuern. Dieſe ſind vielmehr 
den Einzelſtaaten vorbehalten. Die Reichseinnahmen ſetzen ſich zuſammen 
aus indirekten Steuern auf die Maſſenverbrauchsartikel, aus den 
Stempelſteuern und den Ueberſchüſſen der Poſt⸗ und Telegraphen- 
verwaltung. Erſt im Jahre 1906 wurde neben den Erbſchaftsſteuern 
der Einzelſtaaten auch eine Reichserbſchaftsſteuer eingeführt. Inſoweit 
durch dieſe Einnahmen die Bedürfniſſe des Reichs nicht gedeckt werden 
können, werden die Einzelſtaaten nach Maßgabe ihrer Bevölkerung zur 
Koſtendeckung herangezogen. Dieſe Berechnung nach der Kopfzahl der 
Bevölkerung trifft die kleinen Staaten mit vorwiegend armer Be⸗ 
völkerung natürlich ſehr ſchwer im Gegenſatz 3. B. zu den reichen 
Hanſeſtädten. Nebenher ging ſeit Mitte der 70er Jahre, nachdem die 
von Frankreich gezahlten Milliarden verbraucht waren, zur Deckung der 
außerordentlichen Bedürfniſſe des Reichs eine rapide Steigerung der 
Anleihen. Die Pumpwirtſchaft hat das Reich in eine Schuldenlaſt von 
nahezu 4000 Millionen Mark geſtürzt, die jährlich erheblich wächſt. 

Die Vorlagen der Regierung werden im Bundesrat beraten und 
gehen dann an den Reichstag. Der Reichstag beſteht aus 397 Abgeord⸗ 
neten, die in ebenſo vielen Wahlkreiſen gewählt werden. Es entfallen 
auf Preußen 236, Bayern 48, Sachſen 23, Württemberg 17, Baden 14, 
Heſſen 9, Schwerin 6 uſw. Auf jeden Staat kommt aber mindeſtens 
1 Abgeordneter. Nach dem Wahlgeſetz vom 31. Mai 1869 ſollte ein 
Abgeordneter auf je 100 000 Einwohner kommen. Nur die kleinen 
Staaten wie Waldeck, Lippe⸗Schaumburg uſw. bekommen auf eine viel 
geringere Einwohnerzahl einen Abgeordneten zugeſtanden. Inzwiſchen 
konnte keine Neueinteilung der Wahlkreiſe durchgeſetzt werden, trotzdem 
die Bevölkerung ſich inzwiſchen koloſſal vermehrt hat. So kommt es, 
daß die Bevölkerungszahl der Wahlkreiſe zwiſchen 50 000 und 700 000 
ſchwankt! Die Abgeordneten wurden urſprünglich auf 3 Jahre gewählt. 
Im Jahre 1888 wurden die Geſetzgebungsperioden aber auf 5 Jahre 
verlängert. Der Reichstag ijt ein mit dem Bundesrat gleich⸗ 
berechtigter Faktor der Geſetzgebung. Als ein großer Mangel iſt zu be⸗ 
merken, daß die deutſche Verfaſſung parlamentariſche Unterſuchungs⸗ 
kommiſſionen nach engliſchem Muſter nicht kennt. Der Reichstag iſt auf 
die Auskünfte angewieſen, die die Regierung gibt. Die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Fraktion hat jetzt wieder einen Antrag auf Einführung ſolcher 
Kommiſſionen geſtellt. Dem Reichstag bleibt als Zwangsmittel nur die 
Verweigerung des Etats übrig, für die bis jetzt keine Mehrheit vor⸗ 
handen war. | 
. Soweit die ökonomiſchen Fragen in Betracht kommen, iſt die Ein- 
heit des Reichs am weiteſten gefördert. Hier war das Profitintereſſe der 
Bourgeoiſie für die Vereinheitlichung treibend. Das Deutſche Reich 
bildet ein Zoll⸗ und Handelsgebiet mit gemeinſchaftlichen Zollgrengen: 
Nur Teile der Staaten Hamburg und Bremen find als Freihafen Zoll⸗ 
Ausland. Das Maß-, Münz⸗ und Gewichtsweſen, das Bankweſen, die 
Zollgeſetzgebung, das Patentweſen, die Handelsgeſetzgebung, die See⸗ 
fahrt, der Schutz des gewerblichen Eigentums, die Gewerbegeſetzgebung, 
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die Freizügigkeit, das Poſt. und Telegraphenweſen, das Paß⸗ und 
Konſulatsweſen, die e die Kontrolle über die 
Eiſenbahnen in Rückſicht auf das Netz, die Ausſtattung und Sicherheit 
des Betriebsweſens, die Verhältniſſe der Handels⸗ und Kriegsflotte 
u. a. m. ſind für das Deutſche Reich einheitlich geregelt. (In bezug auf 
Heimatweſen, Niederlaſſungsrecht hat Bayern, in bezug auf das Poſt⸗ 
weſen haben Bayern und Württemberg Separatrechte.) Auch im 
Juſtizweſen find, ſoweit das bürgerliche Recht in Frage kommt, ſeit 
1900 einheitliche Grundſätze durch das Neue Bürgerliche Geſetz feſtgelegt. 
Das Strafrecht iſt ſeit 1871 einheitlich geregelt. 

Das politiſche Leben Deutſchlands weiſt eine große Partei- 
zerſplitterung auf. Die Konſervativen ſind in zwei Parteien (abgeſehen 
von den Antiſemiten) geſpalten. Die Liberalen gar in vier Parteien. 
Neben dieſen bürgerlichen Parteien ſteht das Zentrum als ſtärkſte 
Fraktion im Vordergrund. Das Zentrum iſt eine konfeſſionelle Partei. 
Im erſten Deutſchen Reichstag ſaßen nur 58 Zentrumsabgeordnete. 
Damals hatte das Zentrum einen partikulariſtiſchen Charakter. Die 
Fraktion des Zentrums wuchs zur Zeit des Kulturkampfes. Bismarck 
wollte die Macht der katholiſchen Kirche mit Polizeimitteln kleinkriegen. 
Er erlitt dabei ebenſo elenden Schiffbruch wie mit ſeinem Sozialiſten⸗ 
geſetz. Seit den Tagen dieſes „Kulturkampfes hat ſich dann das 
Zentrum auf einer Fraktionsſtärke von 90 bis 100 und mehr gehalten, 
d. h. den vierten Teil des Reichstages beſetzt. Dank dem großen Ein⸗ 
fluß, den der katholiſche Klerus auf weite Schichten der Bevölkerung 
ausübt, hat dieſe Partei heute noch ee eae Bourgeois, Agrarier, Hand- 
werker, Kleinbauern, ſondern auch Land- und Induſtriearbeiter zahl⸗ 
reich hinter ſich. In wirtſchaftlichen und ſtaats rechtlichen Fragen iſt 
das Zentrum, ſolange es Oppoſitionspartei gegen die Regierung iſt, 
zuweilen liberaler als die Liberalen. In kulturellen Fragen ſteht es 
auf ſeiten der ſchwärzeſten Reaktion. Die Schul- und Kultusfragen 
find nicht durch Reichsgeſetz geregelt, ſondern hierfür ſind die Einzel⸗ 
ftaaten zuſtändig.) 

Die vier liberalen Parteien laſſen von Liberalismus nicht viel ver⸗ 
ſpüren. So wenig wie die Sozialiſten⸗Radikale Frankreichs Sozialiſten 
ſind, ſo wenig find die deutſchen Liberalen wirkliche Liberale. Auch 
die Unterſchiede, i früher zwiſchen den einzelnen Fraktionen be- 
ſtanden, ſind mit der Zeit immer mehr verwiſcht. Bei den Wahlen 
von 1907 genoß der Liberalismus die „Wohltat“ der Regierungs- 
unterſtützung. Das hat den Liberalismus noch mehr korrumpiert. 
Er marſchiert heute mit den Konſervativen, aber als deren Lakai. 
Eine große liberale Oppoſitionspartei hat das Deutſche Reich nie ge⸗ 
kannt. Die Fudgetverweigernde liberale Kammermehrheit Preußens 
brach am 3. Juli 1866, am Tage von Sadowa, zuſammen. Aus der 
Fortſchrittspartei bildete ſich die nationalliberale Partei, die mit Bis⸗ 
marck ging. Sie beſaß 1871 118 und 1874 151 Mandate. Mit ihr 
regierte Bismarck in den erſten Zeiten des neuen Reichs. Dabei kam der 
politiſche Fortſchritt zu kurz. Um ihre Profitſucht befriedigen zu 
können, opferte die nationalliberale Bourgeoiſie ihre liberalen ve 
Der wirtſchaftliche Umſchwung, der fic) Mitte der 70er Jahre vollzog 
— Deutſchland wurde aus einem Getreide ausführendes ein Getreide 
einführendes Land und die Großinduſtriellen ſchrien mit Erfolg zur 
Plünderung der Inlandskonſumenten nach „Schutzzöllen“ —, machte der 
liberalen Herrlichkeit ein Ende. Die Wahlen von 1878 brachten eine 


Mehrheit aus Konſervativen und Klerikalen (Zentrum). Auch nach den 
Wahlen von 1907 ijt im Reichstag eine Mehrheitsbildung aus Konſer⸗ 
vativen und Klerikalen möglich. Der Liberalismus hat im Deutſchen 
Reiche keine Zukunft. Das lehrt die Geſchichte der letzten dreißig 
Jahre. Es iſt kein Zufall, daß der konſequent liberale Verfechter eines 
e Regierungsſyſtems für das Reich, Herr Dr. Barth, am 

1. April 1907 ſein Organ „Die Nation“ eingehen laſſen mußte. Die 
demokratiſchen Grundſätze verficht im Deutſchen Reiche dafür mit aller 
Kraft die ſozialdemokratiſche Partei. Die ſozialdemokratiſche Partei 
hat ſeit ihrem Beſtehen jede Gelegenheit benützt, um im Parlament und 
außerhalb des Parlaments dem Liberalismus das Rückgrat zu ſtärken. 
Der Liberalismus ließ ſich bei Stichwahlen die Unterſtützung der Sozial⸗ 
demokraten gern gefallen, um aber ſeinerſeits die Reaktion nach Mög⸗ 
lichkeit zu ſtärken. Man muß die politiſche Verelendung des in 
Fraktionen zerſplitterten, nach der Gunſt des Junkerregiments ſchielen⸗ 
den, deutſchen Liberalismus eingehend ſtudieren, dann wird man be⸗ 
greifen, daß die Hoffnung der Demokratie in Deutſchland lediglich auf 
dem Fortſchritt der Sozialdemokratie beruht. 

Wohl kein Land des europäiſchen „Seillandes hat eine fo rapide 
induſtrielle Entwickelung wie Deutſchland. Den ganzen wirtſchaftlichen 
Umſchwung kann man erſt beurteilen, wenn die Reſultate der Gewerbe⸗ 
zählung vorliegen. Aber einige große Induſtriezweige kann man in 
ihrer Entwickelung genau verfolgen; da teils über ihre Produktion wie 
beim Bergbau, Salinen- oder Hüttenweſen genaue Statiſtik geführt 
wird oder wie bei der Baumwollproduktion aus dem Verbrauch der 
Menge des Rohprodukts die Entwickelung feſtzuſtellen iſt. 

Im letzten Jahrzehnt ſtieg die Bevölkerungsziffer von 52 753 000 
auf 60 246 000, alſo um 14 Prozent. Die Montaninduſtrie, alſo Berg⸗ 
bau, Salinen und Hüttenweſen, war, was die Zahl der Betriebe anlangt, 
faſt konſtant. Die Zahl der Betriebe ſtieg von 2592 auf 2693. Die Zahl 
der in dieſen Betrieben beſchäftigten Arbeiter ſtieg aber von 484 011 im 
Jahre 1895 auf 725 989 im Jahre 1904. Hier trat alſo eine Steige⸗ 
rung von faſt 50 Prozent ein. Noch ſtärker war aber die Steigerung 
der erzeugten Produkte. Dieſe ſtiegen von 127 546 300 Tonnen im 
Jahre 1895 auf 211 654 100 Tonnen im Jahre 1904. Noch ſtärker 
ſtieg aber der Wert, und zwar von 1 145 439 000 Mark im Jahre 1895 
auf 2 207 663 000 Mark im Jahre 1904. Die großen Betriebe der 
Montanindujtrie find faſt ſämtlich zu großen Kartellen vereinigt. 
Im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Kohlenrevier herrſcht das 1893 gegründete 
rheiniſch⸗weſtfäliſche Kohlenſyndikat, dem das Koksſyndikat und der 
Brikettverkaufsverein angeſchloſſen ijt, Die Eiſenproduktion wird be⸗ 
herrſcht vom Stahlwerksverband, einer Vereinigung von den 31 größten 
Werken, die mehr als vier Fünftel der gegenwärtig 12 Millionen 
Tonnen betragenden Eiſenproduktion in Händen haben. 

Für den Inlandmarkt ijt durch dieſe großen Kapitaliſten⸗ 
vereinigungen die freie Konkurrenz faſt völlig ausgeſchaltet. Für das 
unbeſtrittene Gebiet, d. h. für den rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriebezirk, 
ſetzen Kohlen⸗ und Koksſyndikat die Preiſe willkürlich feſt. Die großen 
Eiſenwerke werden durch hohe Koks⸗ und Kohlenpreiſe gar nicht berührt, 
weil ſie neben den Eiſenwerken Kohlenzechen haben und die in eigenen 
Werken verbrauchten Kohlenmengen dem Syndikat, welches ſonſt den 
ganzen Kohlen- und Kokshandel in Händen hat, nicht zur Verfügung 
zu ſtellen brauchen. 
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Die Eiſenſyndikate und der Stahlwerksverband find durch die Zölle 
gedeckt und können für ihre Produkte Weltmarktpreis plus Zoll mit 
Leichtigkeit erlangen. 

Auch die anderen Kohlenbezirke haben ihre Syndikate. Ober⸗ 
ſchleſien hat eine Preiskonvention, Niederſchleſien das Kohlenſyndikat in 
Waldenburg und der Zwickauer Bezirk feinen Förder⸗ und Verkaufs- 
verband. Der preußiſche Staat verfügt über große Steinkohlenberg⸗ 
werke an der Saar, in Schleſien und am Niederrhein. Aber in ſeiner 
Preispolitik ſtört er nie die Pläne der Großkapitaliſten, und in Ent⸗ 
rechtung und Ausbeutung der Arbeiter konkurriert er immer mit den 
ee Ausbeutern. 

N Auch die Erzeugung der anderen Bergwerks- und Salinenprodukte 
Ru fid) zum größten Teile in den Händen von Kartellen. 

Einen ähnlichen Aufſchwung nahm die Textilinduſtrie. Der Baum⸗ 
wollverbrauch ſtieg von 2 565 560 Doppelzentner im Jahre 1896 auf 
3 943 130 Doppelzentner im Jahre 1905. Auch in der Spinnerei be- 
herrſchen Kartelle den Markt. Deutſchland iſt das Land der Kartelle. 
Mehr als 400 Kartelle beſtehen, und fie find in faſt allen Induſtrie⸗ 
gruppen vertreten. 

Die Bildung der Kartelle wurde außer durch die Schutzzölle weſent⸗ 
lich durch die Arbeiterverſicherung gefördert. Das Unfallverſicherungs⸗ 
geſetz verlangte die Bildung von Berufsgenoſſenſchaften als Träger der 
Verſicherung. Die Kapitaliſten der einzelnen Berufszweige wurden 
wangsweiſe zuſammengeführt. Das gemeinſame Verhandeln über 

ragen der Arbeiterverſicherung trug viel dazu bei, daß die⸗ 
ſelben Leute nun auch das Beiſammenſein ausnutzten, ihre be⸗ 
ſonderen Kapitaliſtenintereſſen zu fördern. Durch die Kartellbildung 
und den ſich jetzt bemerkbar machenden Uebergang zur Truſtbildung 
werden die letzten Hülfsmittel der kapitaliſtiſchen Produktion raſch ver⸗ 
braucht. Die freie Konkurrenz, die ſonſt als regulierender Faktor ge⸗ 
prieſen wurde, iſt in manchen Gegenden und in vielen Branchen völlig 
ausgeſchaltet. Die letzten Ueberreſte der Kleinbetriebe in dieſen Branchen 
werden ſchnell zerrieben und aufgeſogen. Größer und mächtiger werden 
die Armeen des Proletariats, die den gewaltigen Kapitalprotzen gegen⸗ 
überſtehen. Wohl gibt es Geplänkel, in welchen die rückſichtsloſen Aus⸗ 
beuter dem Arbeiter die Macht fühlen laſſen, aber in der Arbeiterklaſſe 
wächſt der Groll und die Erkenntnis, daß der ſchärfer werdende Druck 
nicht von ewiger Dauer ſein wird. 


RZ 


I. 
Die parlamentariſche Aktion. 


Auf dem internationalen Sozialiſtenkongreß, der vom 14. bis 
20. Auguſt 1904 in Amſterdam ſtattfand, bildeten die Debatten über 
die „internationalen Regeln der ſozialiſtiſchen Taktik“ den Höhepunkt 
der Verhandlungen. Ein Teil der franzöſiſchen Parteigenoſſen hatte in 
Amſterdam die Dresdener Reſolution zur Verhandlung geſtellt. Die 
deutſchen Verhältniſſe wurden deshalb in dieſen Debatten von Freunden 
und Gegnern der Dresdener Reſolution vielfach herangezogen. Die 
deutſchen Verhältniſſe ſtanden damals noch friſch unter der Einwirkung 
des Dreimillionenſieges der deutſchen Sozialdemokratie vom 16. Juni 1903. 
Welche Folgen hat das alle Erwartungen übertreffende Anwachſen der 
ſozialiſtiſchen Stimmen und Mandate für die Entwickelung der deutſchen 
Verhältniſſe, ſo lautete die vielfach und nicht zuletzt von unſeren aus⸗ 
ländiſchen Brüdern aufgeworfene Frage. Von den Vertretern der 
deutſchen Sozialdemokratie wurde auf dieſe Frage in Amſterdam bereits 
erwidert, daß ſich vorläufig nicht viel ändern werde. Auch nach dem 
Dreimillionenſiege habe die Sozialdemokratie, auf die am 16. Juni 1903 
knapp ein Drittel der abgegebenen Stimmen gefallen ſeien, erſt ein 
Fünftel der Reichstagsmandate. Außerdem iſt das Deutſche Reich kein 
parlamentariſch regiertes Land. Deutſchland hat wohl ein Parlament, 
aber die Regierung wird von 26 Regierungen ausgeübt, an deren Spitze 
der König von Preußen als deutſcher Kaiſer ſteht. 

Die erſte Folge des ſo ſtarken Anwachſens der ſozialiſtiſchen Stimmen 
und Mandate war, daß die bürgerlichen Parteien ſich viel enger an⸗ 
einander ſchloſſen, als das früher der Fall war. Dadurch wurde es der 
Sozialdemokratie nach wie vor erſchwert, ihren Wünſchen gemäß und 
in Uebereinſtimmung mit ihrem Programm poſitive Arbeit für die Ar⸗ 
beiterklaſſe zu leiſten. Die vielen Anträge, welche die ſozialdemokra⸗ 
tiſche Fraktion zu den zur Debatte ſtehenden Vorlagen ſtellte, wurden 
mit geringen Ausnahmen von den bürgerlichen Parteien nieder⸗ 
geſtimmt. So wurden zum Beiſpiel bei Beratung der Reichs⸗Finanz⸗ 
reform, die eine Erhöhung beſtehender und Einführung neuer in⸗ 
direkter Steuern neben der Einführung einer Reichs⸗Erbſchaftsſteuer 
brachte, ſämtliche Anträge der ſozialdemokratiſchen Fraktion abgelehnt. 
Da die ſozialdemokratiſche Fraktion im Reichstag in der Legislatur⸗ 
periode 1903/06 die zweitſtärkſte Fraktion war, hatte fie dennoch eine 
vermehrte Gelegenheit, ihre Anſichten über alle ſchwebenden Fragen mit 
wünſchenswerter Schärfe zur Geltung zu bringen. Ob ihrer Sach⸗ 
kenntnis und ihres Fleißes wurde von gegneriſcher Seite den Rednern 
der ſozialdemokratiſchen Fraktion mehrfach Anerkennung gezollt, 
trotzdem die bürgerlichen Parteien ſich immer enger zu einem anti⸗ 
ſozialiſtiſchen Block zuſammenſchloſſen und die Sozialdemokratie an 
poſitiver Arbeit hinderten. Scharfe Kritik übten die Redner der ſozia⸗ 
liſtiſchen Fraktion alljährlich bei Beratung des Etats, die in Deutſch⸗ 


land eine ſehr gründliche iſt und bei der über alle brennenden Fragen 
der inneren und äußeren Politik eingehend geſprochen wird. Als 
Sozialdemokraten legten die Mitglieder der Fraktion ſchärfſten Proteſt 
ein gegen das kulturfeindliche Syſtem des Militarismus und des 
Marinismus, gegen die inhumane, hundertweiſe die Millionen ver⸗ 
ſchleudernde Kolonialpolitik, gegen die arbeiter⸗ und mittelſtands⸗ 
feindliche Politik der Zölle und indirekten Steuern, gegen die die Maſſen 
ſchädigende Handelsvertragspolitik, die in Deutſchland unter dem Ein⸗ 
fluß der Agrarier ſteht, gegen die heilloſe Pumpwirtſchaft des 
Deutſchen Reiches, gegen den induftrie-feudalen Kurs in der Sozial⸗ 
politik, gegen das Gebaren der deutſchen Juſtiz in ſehr vielen Prozeſſen, 
in denen klaſſenbewußte deutſche Arbeitervertreter vor den Schranken 
des Gerichts ſtanden uſw. uſw. Selbſtverſtändlich ſtimmte die ſozial⸗ 
demokratiſche Fraktion gegen die Flottenvermehrung, die unter dem 
neueſten Kurs in Deutſchland in immer ſchnellerem Tempo durchgeführt 
werden ſoll, weil nach Wilhelm II. „unſere Zukunft auf dem Waſſer 
liegen ſoll“, ebenſo wie gegen die Erhöhung der Friedenspräſenzſtärke 
um 10 339 Mann, die im Jahre 1905 der Reichstag beſchloß. Im Aus⸗ 
land werden oft die patriotiſchen deutſchen Sozialdemokraten gegen 
die angeblich unpatriotiſchen Sozialiſten des jeweilig in Frage 
kommenden Landes von bürgerlichen Staatsmännern höchſt verdächtig 
gelobt. Nun iſt es ganz ſelbſtverſtändlich, daß die Sozialdemokratie 
nicht, wie verleumderiſch von ihren Gegnern behauptet wird, das 
Vaterland wehrlos machen will. Die Sozialdemokratie will gerade 
die höchſtmögliche Wehrhaftigkeit erzielen, indem ſie in ihrem Pro⸗ 
gramm klar fordert: „Erziehung zur allgemeinen Wehrhaftigkeit, 
Volkswehr an Stelle der ſtehenden Heere.“ Weil aber die Sozial⸗ 
demokratie eine auf demokratiſcher Grundlage beruhende Heeres⸗ 
organiſation will, gerade deshalb muß ſie gegenüber dem heutigen 
Militarismus, dem Inſtrument der Klaſſenherrſchaft, dem Werkzeug 
des perſönlichen Regiments, auf alle Fälle an ihrer Parole: 
„Dieſem Syſtem keinen Mann und keinen Groſchen“ feſthalten. Die 
ſozialdemokratiſche Fraktion beſchränkte ſich aber nicht nur darauf, an 
den Vorlagen der Regierung Kritik zu üben und gleichzeitig im Inter⸗ 
eſſe der minderbemittelten Volksklaſſen Verbeſſerungsanträge zu ſtellen, 
ſondern fie ergriff auch die Initiative, um die Regierung und die bürger- 
lichen Parteien in einer ganzen Reihe teils allgemeiner Kultur-, teils 
ſpezieller Arbeiterfragen vorwärts zu treiben; bei der in Deutſchland 
herrſchenden Kursrichtung nach rückwärts ein ebenſo notwendiges, als 
ſchwieriges Beginnen. Dieſe Initiativanträge betrafen u. a.: 1. die 
Verbeſſerung des Koalitionsrechts, 2. die Einführung des achtſtündigen 
Normalarbeitstages, 3. den Erlaß eines Reichsberggeſetzes, 4. die Re⸗ 
gelung des Knappſchafts⸗Kaſſenweſens, 5. die Verbeſſerung des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes, 6. den Erlaß eines Bauarbeiterſchutzgeſetzes, 7. den 
Erlaß eines Geſetzes zur Einrichtung von Gerichten für Streitigkeiten 
zwiſchen ländlichen Arbeitnehmern und Arbeitgebern, 8. die Aufhebung 
der vorſintflutlichen Geſindeordnungen, 9. den Erlaß eines Wohnungs⸗ 
geſetzes, 10. die Aufhebung der Nahrungs- und Juttermittelzölle, 
11. die Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen 
Wahlrechts für die Landtage der Einzelſtaaten für alle über 20 Jahre 
alten Staatsangehörigen ohne Unterſchied des Geſchlechts, 12. die 
Einſetzung von parlamentariſchen Unterſuchungskommiſſionen, 13. die 
Erweiterung der Immunität der Abgeordneten, 14. die Aufhebung des 
Internationaler Bericht. 7 


— 8 — 


Majeſtätsbeleidigungsparagraphen, 15. die Schadenerſatzpflicht der 
Automobilbeſitzer, 16. die Verbeſſerung der Sonntagsruhe für die in 
Induſtrie, Gewerbe und Handel Beſchäftigten uſw. uſw. Dieſe An⸗ 
träge kamen zum allergrößten Teil nicht zur Beratung. Ueber die 
Notwendigkeit des in dieſen Initiativanträgen geforderten Eingreifens 
der Geſetzgebung wurde bei der Etatsberatung dennoch geſprochen. Die 
letzten Jahre waren auf ſozialpolitiſchem Gebiete unfruchtbar. Wie es 
mit der Arbeiterſchutzgeſetzgebung ſteht, iſt eingehend in dem deutſchen Be⸗ 
richt feſtgelegt, der zum 1. Mai 1906 von dem internationalen Bureau in 
Brüſſel mit den Berichten aus den anderen Ländern veröffentlicht wurde 
und auf den wir hiermit verweiſen.“) Die ſozialdemokratiſche Fraktion 
hat ſich nicht auf allgemein gehaltene Initiativanträge beſchränkt, ſondern 
auch ganze Geſetzentwürfe ausgearbeitet. So hat fie z. B. einen Geſetz ⸗ 
entwurf betr. die Errichtung eines Reichsarbeitsamts, Arbeitsämter, 
Arbeitskammern und Einigungsämter ausgearbeitet und eingebracht. 
Der Entwurf wurde beraten und der Regierung, die verſprochen hatte, 
zur Regelung dieſer Materie einen Geſetzentwurf vorzulegen, zur Be⸗ 
rückſichtigung überwieſen. Der verſprochene Geſetzentwurf iſt freilich 
noch nicht an den Reichstag gelangt.“) Die Regierung arbeitet im 
„Reiche des ſozialen Königtums“ bedeutend langſamer als wie die 
fälſchlich als Partei der Verneinung bezeichnete Sozialdemokratie. Sie 
arbeitet ſchneller, wenn z. B. verſucht werden ſoll, die organiſierten 
Arbeiter mit einem Geſetz über die Rechtsfähigkeit der Berufsvereine 
zu ſtrafen. Infolge der Reichstagsauflöſung fiel dieſes arbeiter⸗ und 
gewerkſchaftsfeindliche Geſetz unter den Tiſch des Hauſes. — Die ſcharfe, 
auf großes Material geſtützte Kritik unſerer Fraktion nötigte die über⸗ 
wiegende Mehrheit des Reichstags, einer ſozialdemokratiſchen Reſolution 
zuzuſtimmen, die eine eingehende Unterſuchung der Arbeitsverhältniſſe 
der Arbeiter in der Großeiſeninduſtrie verlangte. Die Furcht vor der 
Sozialdemokratie veranlaßte auch die bürgerlichen Parteien zu einer 
Flut von Anträgen. Dieſen Anträgen von klerikaler, liberaler und 
konſervativer Seite folgten aber keine geſetzgeberiſchen Taten. Schon 
deshalb dürften die bürgerlichen Parteien der Sozialdemokratie nicht 
den auch an ſich unberechtigten Vorwurf machen, daß ſie keine poſitive 
Arbeit geleiſtet habe. | 

Gänzlich iſoliert ift die deutſche Sozialdemokratie im Reichstag, 
wenn ſie die widerſpruchsvolle, in Gegenſätzen ſich bewegende auswärtige 
Politik kritiſiert. Aus der Zeit Bismarcks her ſind die bürgerlichen 
Abgeordneten faſt durchweg gewöhnt, alles kritiklos hinzunehmen, was 
die meiſt aus den Junkerfamilien ſtammenden Diplomaten geheimnis⸗ 
voll zuſammenbrauen. Selbſt in Verſammlungen der Linksliberalen 
iſt es oft vorgekommen, daß ſozialiſtiſche Diskuſſionsredner von dem 
Bureau gerügt wurden, wenn ſie wagten, über Bismarcks aus⸗ 
wärtige Politik ein kräftiges Wörtlein zu reden. Dieſe liberalen 
Bismarckanbeter haben auch gegen ſeine Nachfolger ihren Glauben an 
die Großtaten der preußiſch⸗deutſchen Diplomatie bewahrt. Weder das 
Chinaabenteuer noch das Marokkoabenteuer waren von bürgerlicher 
Seite ernſthafter Kritik ausgeſetzt. Der zitatenfrohe Fürſt Bülow, der 


*) Bureau Socialiste international. Le Manifestation Internationale du 
ler Mai. Bruxelles. Imprimerie Brismée. 1906 

25 Ebenſo hat die Fraktion einen Geſetzentwurf zum Schutze der Heimarbeiter 
eingebracht. N 
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für ſeine Reden oft und gern bei Bismarck Anleihen macht, hat in den 
Fragen der auswärtigen Politik faſt ſtets alle bürgerlichen Parteien 
hinter ſich. Eine Ausnahme macht nur die Handelspolitik. Hier 
ſchreien die Agrarier nach immer höherem Zollſchutz für die Landwirt⸗ 
ſchaft. Es gelang dem Fürſten Bülow infolge der Zerfahrenheit der 
öſterreichiſchen Verhältniſſe und infolge der durch den japaniſchen Krieg 
erzielten Schwächung Rußlands, trotz der Erhöhung der Getreidezölle, 
die der Wuchertarif von 1902 zur Folge hatte, Handelsverträge ab⸗ 
zuſchließen. Die ſozialdemokratiſche Fraktion ſtimmte am 22. Februar 
905 gegen dieſe Handelsverträge, weil ſie eine erhebliche Brot⸗ und 
Lebensmittelverteuerung auf 12 Jahre feſtlegten. Schärfſten Proteſt 
legten die ſozialdemokratiſchen Redner Jahr für Jahr gegen das Wett- 
kriechen vor dem ruſſiſchen Zarismus ein, in dem die deutſche Di⸗ 
plomatie die franzöſiſche womöglich zu übertreffen ſucht. Auch die 
inneren Zuſtände Rußlands, die Regierungsanarchie, die Verbrechen 
der ruſſiſchen Bureaukratie, die Judenmetzeleien in Kiſchinew und ander⸗ 
wärts, der ganze Barbarismus der offiziellen ruſſiſchen Politik wurde 
im Deutſchen Reichstag anläßlich der Beſprechung der Maſſenaus⸗ 
weiſung von Ruſſen an den Pranger geſtellt. Dieſes wirkungsvolle 
Kennzeichnen des halbaſiatiſchen zariſtiſchen Regierungsſyſtems ließ den 
Fürſten Bülow jammern über eine „zügelloſe Kritik an den Zuſtänden 
des befreundeten Nachbarreiches“. Am 19. Januar 1904 kam die ſozial⸗ 
demokratiſche Interpellation über die ruſſiſche Spitzelwirtſchaft in 
Deutſchland zur Verhandlung. Gleichzeitig wurde der Reichskanzler 
über die Ergebniſſe des Königsberger Prozeſſes interpelliert, in welchem 
deutſche Reichsangehörige unter Anklage geſtellt wurden, ehe der ge⸗ 
ſetzlich notwendige Strafantrag der ruſſiſchen Regierung vorlag. Von 
ſozialdemokratiſcher Seite war feſtgeſtellt worden, daß ruſſiſche Agenten 
Verbrechen verübt und andere Perſonen zur Verübung von Verbrechen 
zu beſtimmen verſucht hatten. Die Regierung duldete die Spitzel⸗ 
wirtſchaft in Deutſchland, deren Leitung eine Exzellenz als Oberſpitzel 
inne hatte. Fürſt Bülow beantwortete die Interpellation mit der Ver⸗ 
leſung einer Anzahl Aktenſtücke aus Bismarcks Zeit, um zu beweiſen, 
daß auch dieſer deutſche Heros dem Zarismus in ähnlicher Weiſe ge⸗ 
fällig war, indem er Leo Deutſch, Mendelſohn und andere ruſſiſche 
und polniſche Flüchtlinge den Schergen des Zarismus auslieferte. Die 
Sozialdemokratie wollte dieſen kulturwidrigen Zuſtänden ein Ende 
machen, indem ſie in einer Reſolution einen Geſetzentwurf zur ein⸗ 
heitlichen Geſtaltung des Fremdenrechts verlangte, durch den „ins⸗ 
beſondere eine Zulaſſung von ausländiſchen Polizeiagenten im Deutſchen 
Reiche verboten werden ſollte“. Die Mehrheit der bürgerlichen Parteien 
lehnte dieſe Reſolution ab. Nur wenige Liberale ſtimmten dafür. 
Im Jahre 1905 wurde von ſozialdemokratiſcher Seite bei der Etats⸗ 
beratung verlangt, daß die zwiſchen Preußen und Bayern einerſeits 
und Rußland andererſeits 1885 abgeſchloſſenen Auslieferungsverträge 
gekündigt würden, weil ſie allen Grundſätzen des Völkerrechts ins 
Geſicht ſchlagen. Von neuem wurde dargelegt, wie die Ausweiſungs⸗ 
willkür auch der Reichsverfaſſung widerſpricht. Auf die ſchweren An⸗ 
klagen wußte der Reichskanzler nichts Stichhaltiges zu erwidern. Die 
Ausweiſungspolitik blieb die alte, was im April 1906 eine ganze Anzahl 
ruſſiſcher Staatsangehöriger erfahren mußte. Die ſozialdemokratiſche 
Fraktion interpellierte deshalb von neuem. Der Reichskanzler lehnte 
die Beantwortung der Interpellation ab. Er „begründete“ das damit, 
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daß die Handhabung der Fremdenpolizei Sache der Einzelſtaaten ſei. 
Die Interpellation wurde trotzdem verhandelt und dabei nachgewieſen, 
daß der bekannte Berliner Kriminalkommiſſar Schöne einen ruſſiſchen 
Staatsangehörigen zum Landesverrat gegen Rußland anſtiftete und auf 
dem Berliner Polizei⸗Präſidium dem Mann zu dieſem Zwecke ein 
falſcher Paß und ein falſches Zeugnis ausgeſtellt wurde. Dieſe Ent⸗ 
hüllungen erregten ungeheures Aufſehen. Sie machten auch auf die 
bürgerlichen Parteien Eindruck. Aber zu einer Tat konnten dieſe ſich 
nicht aufraffen. — Uebrigens wird die Ausweiſungswillkür nicht nur 
gegen ruſſiſche, ſondern gegen öſterreichiſche, däniſche, holländiſche und 
andere Staatsangehörige ebenfalls angewandt. Die ſkandalöſe Aus- 
weiſung des holländiſchen Anarchiſten Domela Nieuvenhuis wurde durch 
die ſozialdemokratiſchen Redner im Reichstag ſcharf verurteilt, als eine 
Schmach, die Deutſchland in der öffentlichen Meinung des Auslandes 
herabſetzt. — Dem Genoſſen Yaures wurde durch den deutſchen Bot- 
ſchafter in Paris, dem Fürſten Radolin, die Ausweiſung angedroht, als 
ihn zum 9. Juli 1905 die Berliner Genoſſen zu einer Rede eingeladen 
hatten wider die Kriegstreibereien zur Zeit der Marokko⸗Affäre. 
Die Regierung des großmächtigen Deutſchen Reiches duldete — dieſe 
Friedensdemonſtration nicht. Die Verſammlung fand in 
der Haſenheide trotzdem ſtatt. 18 000 Arbeiter waren anweſend und 
empfingen vom Genoſſen Yaures telegraphiſch brüderliche Grüße. Die 
ungehaltene Jaurès-Rede wurde aber am ſelbigen Sonntagmorgen in 
100 000 Exemplaren durch den „Vorwärts“ verbreitet. Am 2. Ssuli- 
Sonntag des gleichen Jahres wurde den Genoſſen Adler⸗Wien, Greulid)- 
Zürich und Todeschini verboten, in Konſtanz zu reden. Dieſe Vor⸗ 
gänge wurden in der nächſten Reichstagsſeſſion durch den Parteigenoſſen 
Bebel einer ſcharfen Kritik unterzogen. Daß ſich die deutſche Regierung 
in ihren Kämpfen wider die „auswärtige Politik der Haſenheide““) mit 
Ruhm bedeckt hätte, wird wohl niemand behaupten können. Freilich 
war die Regierung zur Zeit der Marokko - Blamagen beſonders 
empfindlich. In dem Bewußtſein, auf dem Gebiete der auswärtigen 
Politik den Mehrheitsparteien alles bieten zu können, hatte Fürſt 
Bülow über die Marokko⸗Affäre dem Reichstag in einem Weißbuch 
nur 27 Aktenſtücke zugehen laſſen, während dem franzöſiſchen Parlament 
in einem Gelbbuche 366 Aktenſtücke vorgelegt wurden. Die ſozial⸗ 
demokratiſche Fraktion verlangte die Ueberſetzung dieſes Gelbbuchs. 
Die Regierung weigerte ſich, dieſem Antrag ſtattzugeben. Die Reichs⸗ 
tagsmehrheit iſt zufriedengeſtellt, wenn ihr Bülow 27 bedeutungsloje 
Brocken aus der Diplomatenküche zufallen läßt! In Anbetracht der 
kritikloſen Haltung der bürgerlichen Parteien iſt es in der auswärtigen 
Politik der ſozialdemokratiſchen Fraktion ſehr ſchwer gemacht, ihre ſozial⸗ 
demokratiſchen Grundſätze der Völkerverſöhnung und Völkerverbrüderung 
mit praktiſchem Erfolge zu vertreten. a 

Die wachſende Bedeutung der ſozialdemokratiſchen Fraktion hat ſich 
beſonders in dem Erlaſſe des Diätengeſetzes gezeigt. Bei der Gründung 
des Reichs hatte Bismarck ſich geweigert, den Volksvertretern Diäten 
zuzugeſtehen. Er wollte damit Arbeitervertreter dem Reichstag möglichſt 
fernhalten. Dieſe Spekulation ſchlug fehl. Die ſozialdemokratiſche 
Partei zahlte ihren Abgeordneten Diäten, damit dieſe ſich den durch 


6) Gegend Berlins, in der die Jaurès⸗Verſammlung ſtattfinden ſollte. Mit Bezug 
hierauf erklärte Bülow: er laſſe ſich feine Politik nicht von der Haſenheide vorſchreiben. 
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die Parlamentstätigkeit in Berlin erforderlichen Aufwand leiſten 
konnten. Die fleißige Anteilnahme der ſozialdemokratiſchen Fraktion 
an den Verhandlungen und das gewohnheitsmäßige Schwänzen vieler 
bürgerlicher Abgeordneten wurde nun der Regierung und den bürger⸗ 
lichen Parteien im gleichen Maße unbequemer, als die Zahl der ſozial⸗ 
demokratiſchen Abgeordneten wuchs. Nach dreißigjährigem Sträuben 
gab die Regierung deshalb der Reichstagsmehrheit nach und bewilligte 
Diäten, d. h. Anweſenheitsgelder. In fünf Monatsraten wird den 
Reichstagsabgeordneten die Summe von 3000 Mark ausgezahlt. Für 
jede verſäumte Sitzung werden 20 Mark abgezogen. 


Die Reichstagsauflöſung und die Wahlen 
von 1907. 


Am 13. Dezember 1906 wurde das deutſche Volk durch eine der 
landesüblichen Plötzlichkeiten überraſcht. Fürſt Bülow hatte den Reichs⸗ 
tag aufgelöſt, weil eine aus Sozialdemokraten, Zentrum und Polen be⸗ 
ſtehende Mehrheit die von der Regierung für Südweſtafrika geforderten 
29 Millionen Mark verweigert hatte. Die nationale Phraſe wurde in 
den höchſten Tönen geſungen. Das deutſche Vaterland ſollte in Gefahr 
ſein, weil 300 Hottentotten im Beſitz von kleinkalibrigen Gewehren 
waren, und wie die Redensarten noch alle lauteten, mit denen man den 
furor teutonicus für Deutſch⸗Afrika zum Wahlkampf aufrief. Gegen 
die Sozialdemokratie und gegen das Zentrum, die Partei der deutſchen 
Klerikalen, ging die „nationale Parole“, die nicht nur bei den Reaktio⸗ 
nären der konſervativen Parteien und den Antiſemiten, ſondern auch bei 
dem Liberalismus — wirkliche bürgerliche Demokraten gibt es in 
5 nicht mehr — aller Schattierungen begeiſterten Widerhall 
a 


Den Standpunkt der Sozialdemokratie zur Kolonialpolitik hatte 
unſer Fraktionsredner am 1. Dezember 1906 im Reichstag wie folgt 
gekennzeichnet: 
ö „Daß Kolonialpolitik getrieben wird, iſt an und für ſich kein Ver⸗ 
brechen. Kolonialpolitik zu treiben kann unter Umſtänden eine Kultur- 
tat ſein; es kommt nur darauf an, wie die Kolonialpolitik getrieben 
wird. Es iſt ein großer Unterſchied, wie Kolonialpolitik ſein ſoll, und 
wie ſie iſt. Kommen die Vertreter kultivierter und ziviliſierter Völker⸗ 
ſchaften, wie es z. B. die europäiſchen Nationen und die nord⸗ 
amerikaniſche ſind, zu fremden Völkern als Befreier, als Freunde und 
Bildner, als Helfer in der Not, um ihnen die Errungenſchaften der 
Kultur und Ziviliſation zu überbringen, um ſie zu Kulturmenſchen 
zu erziehen, geſchieht das in dieſer edlen Abſicht und in der richtigen 
Weiſe, dann ſind wir Sozialdemokraten die erſten, die eine ſolche 
Koloniſation als große Kulturmiſſion zu unterſtützen bereit ſind. Wenn 
Sie alſo zu den fremden Völkerſchaften als Freunde kommen, als Wohl⸗ 
täter, als Erzieher der Menſchheit, um ihnen zu helfen, die Schätze 
ihres Landes, die andere find als die unſrigen, heben zu helfen, um 
dadurch den Eingeborenen und der ganzen Kulturmenſchheit zu nützen, 
dann ſind wir damit einverſtanden. Kommen Sie alſo zu ihnen als 
Arbeits- und Bundesgenoſſen, dann find wir dabei. Aber das iſt ja 
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bei Ihrer Kolonialpolitik nicht der Fall. Sie kommen nicht als Be⸗ 
freier und Erzieher, ſondern als Eroberer, als Unterdrücker, als Aus⸗ 
beuter. Sie kommen als Eroberer, um mit brutaler Gewalt den Ein⸗ 
geborenen zu rauben, Sie machen ſie zu Heloten, zwingen ſie in fremde 
Dienſte zur Fron für fremde Zwecke. Das iſt Ihre Kolonialpolitik! 
Sie nehmen das Eigentum aller, um es wenigen zu geben. Der 
Sozialismus will das Eigentum wenigen nehmen, um es allen zu 
geben. Das iſt der große prinzipielle und kulturelle Unterſchied 
zwiſchen Ihrer Eigentumspolitik und der ſozialiſtiſchen. Sie ſchenken 
das Eigentum der Geſamtheit an Menſchen, die kein anderes Recht 
auf dieſes Eigentum haben, als daß ſie zu Ihnen, der Klaſſe der 
Eroberer, gehören. Das iſt Ihr einziger ſogenannter Rechtstitel.“ 

Im übrigen war es der Regierung längſt unbequem, daß das 
Zentrum zuſammen mit der ſtarken ſozialdemokratiſchen Fraktion eine 
Mehrheit bilden konnte, die in der Lage war, der Regierung Forderungen 
zu verweigern. Das Zentrum hat von dieſer Mehrheit nach links ſelten 
Gebrauch gemacht. Das Zentrum war ſeit Jahren im innigſten Techtel⸗ 
mechtel mit der Regierung. Die Freundſchaft kühlte ſich erſt ab, als in 
Kolonialfragen das Zentrum mit Enthüllungen vorging und Skandale 
zur öffentlichen Kenntnis brachte. Zu dieſen Erörterungen hatten die 
katholiſchen Miſſionen in Afrika und auf den Südſeeinſeln dem Zentrum, 
das Material geliefert. Das Zentrum hatte die Rolle der Oppoſitions⸗ 
partei wieder einmal übernommen. Zum Zentrum rechnen ſich infolge 
der geiſtigen Abhängigkeit von der Kirchenorganiſation heute beſonders 
in vorwiegend katholiſchen Gegenden noch Maſſen von Induſtrie⸗ und 
Landarbeitern, denen zuliebe das Zentrum nicht reine Regierungspartei 
ſein darf. Beſonders vor den Wahlen muß alſo das Zentrum ſich oppo⸗ 
ſitionell gebärden. Nun wurde das Zentrum, das die letzten Jahre in 
den Reichsämtern geheimnisvoll und ſtillvergnügt eine Nebenregierung 
etabliert hatte, noch beſonders vor den Kopf geſtoßen durch die Berufung 
Dernburgs in das Kolonialamt als ſtellvertretender Direktor. Dern⸗ 
burg hatte in Kolonialfragen keine Vergangenheit. Er kam von der 
Börſe. Im Stile der Gründerära pries er dem kritikloſen Bürgertum 
die herrliche wirtſchaftliche Zukunft, die vielleicht einmal unſere 
Kolonien haben könnten. Es kam im Reichstag im Dezember 1906 
zu mehreren temperamentvollen Zuſammenſtößen zwiſchen Zentrum und 
Sozialdemokratie einerſeits und der neugebackenen Börſen⸗Exzellenz 
andererſeits. Das Zentrum hatte es früher im entſcheidenden Moment 
ſelten an dem von der Regierung verlangten Bewilligungseifer fehlen 
laſſen. Die Flottenpolitik des letzten Jahrzehnts bewies das ebenſo 
deutlich als wie die Tatſache, daß ſeit 1885 das Zentrum nach der Auf⸗ 
rechnung ſeiner eigenen Führer über 800 Millionen Mark für die 
deutſchen Kolonien bewilligt hatte. Diesmal, wo es ſich im Verhältnis 
zu früheren Forderungen nur um 29 lumpige Millionen Mark handelte, 
wartete die Regierung die dritte Leſung, bis zu der gewöhnlich in Streit⸗ 
fällen der „Kuhhandel“ fertig wurde, gar nicht ab, ſondern löſte nach 
der zweiten Leſung auf. Ein Beweis dafür, daß die Regierung den 
Bruch wollte. Die Gelegenheit war für die Regierung inſofern günſtig, 
als 1906 in Deutſchland Induſtrie und Handel im Zeichen der Proſperität 
ſtanden. Zu Kriſezeiten — und die Kriſe war für 1908 wahr⸗ 
ſcheinlich — mußten infolge des allgemeinen Drucks der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe die Wahlen im Sinne der Regierung ungünſtig beeinflußt 
werden. Die Regierung glaubte, daß ſie es jetzt wagen könnte, an die 
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rückſtändigen Teile des deutſchen Volkes mit dem Erfolge zu appellieren, 
daß dieſe zuſammen mit den bewußt Klaſſenintereſſen vertretenden 
Bourgeois eine konſervativ⸗liberale Mehrheit ſchaffen würden neben der 
konſervativ⸗klerikalen. Die Regierung wagte das gefährliche Spiel und 
fie gewann. Das hatten weite Kreiſe des Bürgertums nicht erwartet, 
ſowenig wie die Sozialdemokratie. Die in bürgerlichen Organen viel⸗ 
fach kolportierten Behauptungen, daß die ſozialdemokratiſche Partei auf 
den Gewinn von 20 Mandaten, auf eine Fraktion von 100 Abgeordneten 
gerechnet habe, waren falſch. In der ſozialdemokratiſchen Partei rechnete 
man auf den Gewinn einer Anzahl Mandate, man war ſich aber wohl 
bewußt, daß auch eine ganze Anzahl der 1903 ſo zahlreich gewonnenen 
Mandate mit großer Wahrſcheinlichkeit verloren gingen. Man rechnete 
alſo mit keinem großen Mandatsgewinn, ebenſowenig freilich mit dem 
großen Mandatsverluſt, den die Wahlen von 1907 der Sozialdemokratie 
brachten. Von den 81 Mandaten, die im Jahre 1903 von der Sozial⸗ 
demokratie erobert worden waren, verlor ſie 1907 nicht weniger als 46. 
Ein Teil dieſer Verluſte wird erklärlich, wenn man im Auge behält. 
daß wir in dieſen verlorenen Kreiſen am 16. Juni 1903 von den 
Stimmen der Wahlberechtigten erhielten noch nicht 25 Proz. 
in 2, noch nicht 30 Proz. in 3, noch nicht 40 Proz. in 13, noch nicht 
50 Proz. in 27 und in einem Falle 51 Proz. Die verlorenen Kreiſe 
durften alſo mit einer Ausnahme nicht zu den Kreiſen gerechnet werden, 
die als abſolut ſicherer Beſitzſtand der Partei zu betrachten ſind. Die Partei 
verlor Königsberg, Brandenburg, Frankfurt a. O. (allerdings bereits in 
einer Nachwahl 1904 ſchon), Randow, Stettin, Breslau-Oft, Breslau⸗ 
Weſt, Reichenbach i. Schleſ., Magdeburg, Halle, Zeitz, Flensburg, 
Ottenſen, Lauenburg, Frankfurt a. M., Lennep, Elberfeld, München 1, 
Zittau, Löbau, Dresden⸗Altſtadt, Meißen, Pirna, Döbeln, Freiberg, 
Oſchatz, Leipzig⸗Stadt, Borna, Zſchopau, Annaberg, Kirchberg, Plauen, 
Böblingen, Eßlingen, Göppingen, Darmſtadt, Roſtock, Weimar, Braun⸗ 
ſchweig, Sonneberg, Altenburg (bereits in der Nachwahl 1904), Gotha, 
Rudolſtadt, Reuß j. L., Reuß ä. L., Bremen. — Behauptet hat die 
Sozialdemokratie 35 Kreiſe. Neugewonnen wurden 8, nämlich 
Straßburg i. Elſ., Mülhauſen i. Elſ., Offenbach, Hanau, Wies⸗ 
baden, Höchſt, Duisburg und Bielefeld. Fünf dieſer Kreiſe wurden teils 
durch indirekte — Stimmenthaltung — teils durch direkte Unterſtützung 
des Zentrums gewonnen. Wenn die Sozialdemokratie und das Zentrum 
ſich bei den Stichwahlen unterſtützten, ſo geſchah dies lediglich aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen. 

Welches waren aber die Urſachen des jo bedeutenden Mandatsver⸗ 
luſtes der Sozialdemokratie? Wir haben oben ſchon auf die gute wirt⸗ 
ſchaftliche Konjunktur hingewieſen, die zahlreichen Wählern die Notlage 
nicht jo fühlen ließ, in der ſich unter jeder Klaſſenherrſchaft notwendiger⸗ 
weiſe die minderbemittelten Volksklaſſen befinden müſſen. Neben der 
herrſchenden Proſperität ſind aber eine ganze Anzahl Faktoren zu 
nennen, die nachweislich — hier mehr der eine, dort mehr der andere — 
den Mandatsverluſt mitverſchuldet haben. In erſter Linie iſt da zu 
nennen die ſtärkere Wahlbeteiligung, die hervorgerufen wurde einerſeits 
durch den Zuſammenſchluß der bürgerlichen Parteien, andererſeits durch 
eine ſpeziell zur Führung des Wahlkampfes gegründete Organiſation, 
wie den Reichsverband gegen die Sozialdemokratie, der die volle Unter⸗ 
ſtützung der Regierungsorgane vom Reichskanzler bis zum Polizei⸗ 
diener fand und dadurch der offizielle Leiter des ganzen Wahlkampfes 
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wurde. Deſſen Gründung wieder war die Folge des Dreimillionen- 
ſieges vom 16. Juni 1903. Dieſer Sieg der Sozialdemokratie wirkte 
dahin, daß alle bürgerlichen Parteien ſich enger aneinanderſchloſſen, 
einſchließlich des Zentrums. Dieſer Zuſammenſchluß machte ſich zuerſt 
fühlbar bei den Wahlprüfungen. Die bürgerliche Mehrheit trat ihre 
früheren Grundſätze mit Füßen und erklärte zwei Mandate für un⸗ 
gültig, weil von ſozialiſtenſeindlicher Seite Wahlbeeinfluſſungen vor⸗ 
gekommen waren! Bei den Nachwahlen wurde eine beiſpielloſe 
Sozialiſtenhetze entfaltet. Die Sozialdemokratie verlor beide Mandate. 
Im Reichstage hielt unterdes Fürſt Bülow Sozialiſtentöter⸗Reden, in 
denen er den bürgerlichen Parteien immer wieder empfahl, gegen die 
Sozialdemokratie einig zu ſein. Für 1908 waren alle Vorbereitungen 
getroffen, die Einigung ſämtlicher bürgerlichen Parteien einſchließlich 
des Zentrums gegen die Sozialdemokratie herbeizuführen. Dieſer Plan 
wurde durch die plötzliche Auflöſung des Reichstags im Dezember 1906 
durchkreuzt. Dennoch ging im Oſten Deutſchlands das Zentrum ſchon 
1907 in dem bürgerlichen Miſch⸗-Maſch auf. Ebenſo kamen in einer 
Anzahl Wahlkreiſe, wie z. B. Breslau, Königsberg, Gotha uſw. ſchon 
für die Hauptwahl Bündniſſe zwiſchen den Agrariern, den Konſer⸗ 
vativen und den Liberalen zuſtande. Die Sozialdemokratie kämpfte 
alſo nicht nur bei der Stichwahl, ſondern auch ſchon bei der Hauptwahl 
vielfach gegen eine geſchloſſene reaktionäre Maſſe. Die Regierung 
gab ſich die größtmögliche Mühe, die bürgerlichen Parteien ſoweit 
unter einen Hut zu bringen, daß ſie ſich ſchon bei der Hauptwahl auf 
einen Kandidaten gegen uns vereinigten. Dabei führten die bürger⸗ 
lichen Parteien den Wahlkampf in einer ſo ſchamloſen Weiſe, wie ſie 
ihn noch nie geführt hatten, trotzdem wir auch früher hierin keines⸗ 
wegs verwöhnt wurden. Hundertmal widerlegte Verleumdungen und 
Fälſchungen wurden in Millionen von Flugblättern im ganzen Deutſchen 
Reiche verbreitet. Von berichtigenden Darſtellungen nahm die Preß⸗ 
meute der bürgerlichen Parteien keine Notiz. Weder Geld noch Mühe 
wurde geſcheut zu unſerer Bekämpfung. Auch Geld hatten unſere 
Gegner diesmal im Gegenſatz zu früher in Hülle und Fülle. Die Ver⸗ 
treter der Großinduſtrie verpflichteten ſich, pro Kopf des beſchäftigten 
Arbeiters 1 Mk. zu opfern, die Börſenleute des Großhandels zeichneten 
Zehntauſende, beglückt darüber, daß einer ihrer Leute, Dernburg, zur 
Kolonialexzellenz ernannt war. Dem Reichsverband zur Verleumdung 
der Sozialdemokratie floſſen die Mittel in Fülle zu. 

Auf die Tätigkeit dieſes Reichsverbandes müſſen wir mit einigen 
Worten eingehen. Denn ähnliche Organiſationen werden auch in 
anderen Ländern entſtehen, je mehr der Einfluß der Sozialdemokratie 
auf die Volksmaſſen wächſt und je mehr die Klaſſengegenſätze ſich zu⸗ 
ſpitzen. Nach dem 25. Januar 1907 verkündete das Mitteilungsblatt 
des Reichsverbandes bereits, daß ein namhafter franzöſiſcher Politiker 
die Leitung des Verbandes „um nähere Angaben über die Geſchichte und 
Organiſation des Reichsverbandes gebeten habe zwecks Veröffentlichung 
in einer angeſehenen Zeitſchrift“. In gleicher Angelegenheit habe ſich 
ein anderer franzöſiſcher Politiker an den Vorſitzenden des Verbandes 
gewendet. Man will alſo der Arbeiter-Internationale eine Inter⸗ 
nationale der „Brunnenvergifter der öffentlichen Meinung“ entgegen⸗ 
fiellen. Nach den Wahlen von 1903 gründeten eine Anzahl reaftionärer 
Politiker den Reichsverband. Dieſes Inſtitut ſollte allen bürgerlichen 
Parteien zur Verfügung ſtehen. Die Prätorianer des Verbandes 
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brauchen keine beſtimmte politiſche Meinung zu haben, ja ſie dürfen 
ſogar keine haben. Die Söldner des Verbandes müſſen heute konſer⸗ 
vativ, morgen liberal, übermorgen klerikal und am folgenden Tage 
antiſemitiſch reden und ſchreiben. Bei den Erſatzwahlen lieferten 
die Prätorianer des Verbandes den Befähigungsnachweis der Ge- 
ſinnungsloſigkeit. An der Spitze des Verbandes ſtehen u. a. ein 
Generalleutnant a. D. und ein preußiſcher Richter. Der Reichsverband 
gründete im Reiche Ortsgruppen, denen nicht nur Einzelperſonen, 
ſondern auch Korporationen, wie z. B. Kriegervereine, Mittelſtands⸗ 
vereine, Induſtriellenverbände uſw. beitraten. Der Verband gründete 
in Berlin eine Geſchäftsſtelle und im Reiche Filialen. Das ganze Reich 
wurde mit Bettelbriefen überſchwemmt. Freilich brauchte der Reichs⸗ 
verband maſſenhaft Geld, denn ſeine Agitation iſt ſehr koſtſpielig. Der 
Verband gibt eine Preß⸗Korreſpondenz heraus, die von den gemeinſten 
Fälſchungen und Verleumdungen der Sozialdemokratie ſtrotzt, und un⸗ 
entgeltlich an über 1000 Zeitungen verſandt wird. Insbeſondere ver⸗ 
breiten die kleinen Blättchen auf dem Lande das ihnen koſtenlos über⸗ 
mittelte Gift. Auch eine Rednerſchule gründete der Verband in Berlin, 
in welcher den Kreaturen des Verbandes antiſozialiſtiſche Reden ein⸗ 
getrichtert werden, aus denen fie dann im Lande wie dreſſierte Papa⸗ 
geien rezitieren. Leider geben ſich auch einzelne Arbeiter für Judas⸗ 
lohn zu dieſem Gewerbe her und fallen ihren Klaſſengenoſſen in den 
Rücken, wobei ſie ihre Arbeiterqualität beſonders betonen. Das Auf⸗ 
treten der Söldner des Verbandes ijt jo widerlich, daß aus Reinlich⸗ 
keitsgefühl in vereinzelten Fällen ſelbſt nationalliberale Kandidaten 
dieſe „Mitarbeiter“ von den Rockſchößen ſchütteln. Aber nur in ver⸗ 
einzelten Fällen! Die übergroße Mehrheit ſelbſt der Linksliberalen 
ließ ſich die Mitarbeit dieſer politiſchen Proſtituierten gefallen. 
Der Zweck — Ergatterung eines Mandats — heiligte das Mittel. 
Nach der Wahl hat der „Reichslügen⸗ Verband“, wie er in Arbeiter- 
kreiſen kurz genannt wird, über ſeine Tätigkeit in ſeinen Mit- 
teilungen Bericht gegeben. Aus dem Bericht geht hervor, daß der Ver⸗ 
band ſeine Verleumdungen in 72 Flugblättern niederlegte, von denen 
50 ſchon vor der Auflöſung fertig waren und bei den vorhergegangenen 
Erſatzwahlen ſchon verbreitet wurden. Außerdem wurden von den 
Ortsgruppen noch zahlreiche Flugblätter herausgegeben, die auf örtliche 
Verhältniſſe Bezug nahmen. Die Flugblätter wurden ſämtlichen bürger- 
lichen Parteien unentgeltlich zur Verfügung geſtellt. Im Wahlkampf 
1907 ſind vom Reichsverbande nach ſeinen eigenen Angaben 
10 149 330 Flugblätter verbreitet worden. Ein „Handbuch für nicht ; 
ſozialdemokratiſche Wähler“ wurde in 7500 Exemplaren abgeſetzt. In 
dieſem Handbuche waren die Lügen über die Sozialdemokratie alpha- 
betiſch „geordnet“. Von der „Wahlkorreſpondenz“ des Verbandes 
wurden vom 27. Dezember 1906 bis 1. Februar 1907 fünfzehn Nummern 
herausgegeben, die der bürgerlichen Tagespreſſe gratis zugingen und 
ausgiebig benutzt wurden. Aber nicht nur ſchriftſtelleriſch und redneriſch 
traten die Geſchäftspolitiker des Reichslügenverbandes auf. Sie gaben 
den bürgerlichen Parteien auch Anleitung zur Handhabung der Wahl⸗ 
technik, beſonders zur Organiſation des Schlepperdienſtes. Die Sozial- 
demokratie ſollte durch die ſogenannte Partei der Nichtwähler über- 
wunden werden. Wenn tatſächlich eine größere Wahlbeteiligung erzielt 
wurde, jo iff das keineswegs nur auf die Tätigkeit des Reichs⸗ 
verbandes zurückzuführen. Neben ihm entfaltete z. B. der angeblich 
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unpolitiſche Flottenverein beſonders in der Kolonialfrage eine ähnliche 
Tätigkeit. Der Flottenverein hat nach ſeinen eigenen Angaben zirka 
20 Millionen Stück Flugblätter und Broſchüren verteilen laſſen, in 
denen der koloniale „Zukunftsſtaat“ unſerer unrentablen Kolonien in 
glühenden Farben geprieſen wurde. Inzwiſchen iſt durch die Ver⸗ 
öffentlichung des Briefwechſels, den der Vorſtand des Flottenvereins mit 
dem Reichskanzleramt und einer Reihe bürgerlicher Politiker führte, er⸗ 
wieſen, daß der Flottenverein durch Vermittelung des 
Reichskanzleramtes Gelder für dieſe Art „nationaler“ Pro⸗ 
paganda, d. h. unerhörteſter Wahlbeeinfluſſung, empfing. Dieſe Wahl⸗ 
machenſchaften kamen ſofort nach den Wahlen zum Schrecken der Betei⸗ 
ligten an den Tag. Der Reichslügenverband und der Flottenverein 
ſetzten ſich bis ins kleinſte Dorf in den von der „ſozialiſtiſchen Ge⸗ 
fahr bedrohten“ Wahlkreiſen mit allen möglichen Korporationen in 
Verbindung. Die Kriegervereine, die Veteranenvereine, die nationalen 
Turnvereine, die landwirtſchaftlichen Hülfsvereine, die Schützenklubs, 
die freiwilligen Feuerwehren uſw. wurden mit ſozialiſtenfreſſeriſchen 
Flugſchriften verſehen, verbreiteten dieſelben und ſuchten ihrem 
letzten Mitgliede das Gruſeln vor der Sozialdemokratie beizubringen. 

Bei den rückſtändigen Elementen auf dem Lande hatten ſie damit 
vielfach Erfolg. Außerdem wurde, wie ſchon oben hervorgehoben, der 
geſamte amtliche Apparat gegen die Sozialdemokratie aufgeboten. Oft 
nur im Stillen, oft aber auch auf offenem Markte. Mit ſchlechtem 
Beiſpiel ging hierin der Reichskanzler voran, der auf Anregung des 
Reichslügenverbandes in feinem Silveſterbrief an den General⸗ 
leutnant a. D. von Liebert den Minderheitsparteien vom 13. Dezember 
gegen Sozialdemokratie, Zentrum und Polen Wahlhülfe leiſtete. Daß 
daraufhin hohe und niedere Beamte, Biſchöfe, Lehrer uſw. dieſem 
Beiſpiel folgten, verſteht ſich für jeden am Rande, der die pſychologiſche 
Beſchaffenheit des preußiſch⸗deutſchen Beamtenſtaates kennt. Der ſtell⸗ 
vertretende Kolonialdirektor Dernburg zog als Wanderredner im Lande 
umher und hielt den Induſtriellen, Börſianern und Intellektuellen 
Vorträge über die Zukunft unſerer Kolonien. Das Bürgertum jauchzte 
Dernburg zu, weil er aus ſeinen Reihen hervorgegangen war. Dem 
Klaſſengenoſſen, der es unter dem Junkerregiment zur Exzellenz gebracht 
Hatte, galt der Beifall. Es ijt nicht feſtzuſtellen, inwieweit die Kolonial⸗ 
parole auf die Wahlentſcheidung eingewirkt hat. Ebenſowenig wird 
ſchlüſſig bewieſen werden können, inwieweit die nationale Phraſe auf 
die Wähler eine größere Wirkung ausübte. Auch bei jeder früheren 
Wahl iſt die Sozialdemokratie, weil ſie international iſt und ſein 
muß, als antinational verleumdet worden. Die Wahlen von 1907 haben 
eine gewiſſe Aehnlichkeit mit den Wahlen von 1887. Damals wurde 
der geſamte amtliche Apparat in Bewegung geſetzt, damals einigten 
ſich die Rechtsparteien zum „Kartell der Ordnungsparteien“, weil an⸗ 
geblich der äußere Feind — Franzoſen und Ruſſen — Deutſchland zu 
überfallen drohte. Diesmal galt der Kampf dem inneren Feind. Die 
bürgerlichen Parteien hetzten die uns fernſtehenden Maſſen in eine 
ſinnloſe Hurraſtimmung wider die Sozialdemokratie. Es iſt zweifellos, 
daß die dergeſtalt betriebene Wahlmache viele Indifferente, die früher 
niemals zur Wahl gingen, gegen uns mobil machte, ebenſo wie ſie 
uns manche Wähler abtrieb, die bei früheren Wahlen ſozialdemokratiſche 
Stimmzettel abgegeben hatten, ohne Sozialdemokraten zu ſein. Die 
Verſchärfung der Klaſſengegenſätze, die ſeit dem Jahre 1903 infolge 
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zahlloſer Kämpfe der Arbeiter um beffere Lohn- und Arbeitsbedingungen 
eingetreten iſt, erleichterte dieſes Unterfangen. Auch hat die außer⸗ 
ordentliche Zunahme der Gewerkſchaften, die ſeit 1903 913 000 neue 
Mitglieder gewannen, früher mit uns ſympathiſierende Handwerks⸗ 
meiſter gegen uns eingenommen. Dieſe nahmen die ſozialiſtiſchen 
Forderungen unſeres Programms mit in Kauf, weil ſie in uns die 
einzige wirklich demokratiſche Partei ſahen, aber ſie haſſen das Streiken, 
weil es nach ihrer Meinung ihre ſoziale Stellung gefährdet. Ebenſo 
haben die Fortſchritte der Arbeiterkonſumvereinsbewegung uns die 
Kreiſe der Kleinhändler vielfach abtrünnig gemacht. Die Kleinbauern, 
die früher zum Teil für uns ſtimmten, weil es ihnen öfter noch ſchlechter 
geht, als einem großen Teil der Induſtriearbeiter, waren diesmal mit 
unſerem Kampf wider die Fleiſchverteuerung unzufrieden. Ein Teil 
der Intellektuellen, die den Liberalismus ſchon 1903 reif für das Be⸗ 
gräbnis erachtet hatten, ließen ſich durch den Dernburg⸗Rummel vor⸗ 
täuſchen, daß beim deutſchen Liberalismus noch ein „Johannistrieb“ 
möglich ſei. Wohl mag es auch einzelne „Intellektuelle“ geben, 
denen unſere Parteidiskuſſionen die Abgabe eines ſozialdemokratiſchen 
Stimmzettels verleiden, doch iſt deren Zahl für den Geſamtausfall der 
Wahl ohne Belang. In Arbeiterkreiſen haben wir dort Stimmen ver⸗ 
loren, wo die gelben Gewerkſchaften gegen 1903 Fortſchritte machten 
und früher indifferente Maſſen in bewußten Gegenſatz zu uns brachten. 
Die chriſtlichen Gewerkſchaften und die katholiſchen Arbeitervereine 
entfalteten ſeit 1903 eine rege ſozialiſtenfeindliche Tätigkeit und be⸗ 
mühen ſich, die der chriſtlichen Tradition noch anhängenden Arbeiter 
einzufangen, wenn ſie die ländlichen Gefilde der Junkerherrſchaft 
fliehen und nach der Stadt oder dem Induſtriebezirk ziehen. Die von 
den Liberalen gegründeten Gewerkvereine, die in der Mitgliederzahl 
ſtagnieren, gaben im Gegenſatz zu 1903 diesmal offene Parole gegen 
uns aus. Landarbeiter, die 1903 nach der Einführung von Ssiolier- 
räumen für die Stimmabgabe an eine freie und geheime Wahl geglaubt 
und in den öſtlichen Provinzen Preußens für uns ſtimmten, mußten 
nach der Wahl von 1903 erleben, daß die Junker dennoch wußten, 
wie der einzelne geſtimmt hatte, weil die Wahlkuverts in unzuläng⸗ 
lichen Urnen (Suppenterrinen, Zigarrenkiſten) aufeinandergeſchichtet 
worden waren und in derſelben Reihenfolge herausgenommen werden 
konnten, wie ſie hineingelegt worden waren. Die Landarbeiter fürchten 
jetzt den Terrorismus der Landjunker und ihrer Adjunkten und blieben 
1907 in vielen Dörfern in großer Zahl der Wahl fern oder wählten 
gar aus Furcht ihre natürlichen Feinde. Den Unterbeamten wurden im 
Reichs⸗ und Staatsdienſt Zulagen in Ausſicht geſtellt. Den Arbeitern 
in den Staatsbetrieben, deren es viele Hunderttauſende gibt, wurden 
Gratifikationen gegeben oder in Ausſicht geſtellt. So wurde auch mit 
materiellen „Gründen“ gegen uns „gearbeitet“. Auch die ruſſiſche 
Revolution und die Diskuſſion über den Maſſenſtreik wurde verſucht, 
gegen uns auszuſchlachten. Die geſamten Gegner malten den Beſitz⸗ 
bürgern die „Schrecken“ einer nahenden Diktatur des Proletariats an 
die Wand und brachten ſie damit auf die Beine zum Kampfe gegen 
den „inneren Feind“. 

Neben dieſen allgemeinen Urſachen haben in einigen Gegenden auch 
beſondere Urſachen mitgeſpielt. So beſonders im „roten Königreich“, 
Sachſen, wo 1903 von dem Bürgertum in großer Zahl Stimmen für 
die Sozialdemokratie abgegeben wurden. Die Unbeliebtheit des damals 
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regierenden Königs, die Kronprinzeſſin⸗Affäre, die Erhöhung der Zivil⸗ 
lifte und die gleichzeitige Erhöhung der Steuerzuſchläge, der Wahl⸗ 
rechtsraub u. a. mehr hatten die Unzufriedenheit der ſächſiſchen Spieß⸗ 
bürger 1903 ſo geſteigert, daß ſie durch Abgabe von ſozialdemokratiſchen 
Stimmzetteln proteſtierten. Dieſe Elemente gingen uns begreiflicher⸗ 
weiſe wieder verloren. War doch u. a. auch eine den Mittelſtands⸗ 
wünſchen entgegenkommende Wahlrechtsreform und eine Ermäßigung 
der Steuerzuſchläge angekündigt. In Sachſen hatten wir 1903 in ein- 
zelnen Wahlkreiſen . eine Verdoppelung der Stimmenzahl gegen 
die vorhergegangene Wahl erreicht. Dieſe neuen Wähler waren zum 
roßen Teil ihrer Klaſſenlage nach für uns nicht dauernd zu gewinnen. 
mn Berlin dagegen, das ſich trotz der verzweifelten Anſtrengungen der 
egner glänzend ſchlug, ſtiegen unſere Stimmen gegen 1903 um 83 000 
Stimmen. Von den 8 Kreiſen Groß⸗Berlins behaupteten die Gegner 
nur die City in der Stichwahl gegen uns, in den übrigen 7 Wahlkreiſen 
haben wir ſchon in der Hauptwahl ſämtliche Gegner niedergeritten. 


Alles in allem konnte der t in ſeinem Aufruf an 
die deutſchen Parteigenoſſen nach der Wahl mit Recht ſagen, daß wir 
zwar geſchlagen wurden, aber nicht beſiegt ſind. Hat doch die Zahl der 
ſozialdemokratiſchen Stimmen um ½ Million Stimmen zugenommen. 
Sie iſt von 3 010 000 in 1903 auf rund 3 260 000 in 1907 geſtiegen. 
Wenn wir trotzdem 38 Mandate weniger erhielten als 1903, ſo liegt 
das an der ungerechten Wahlkreisgeometrie, die die Sozialdemokratie 
am meiſten benachteiligt, weil ſie auf die Bevölkerungszunahme der 
Großſtädte und Induſtriezentren keine Rückſicht nimmt. Nach dem 
Wahlgeſetz von 1869 ſollte auf je 100 000 Einwohner ein Abgeordneter 
gewählt werden. Die für 1869 nach dieſem Grundſatz feſtgelegte Wahl⸗ 
kreiseinteilung iſt noch heute dieſelbe, obgleich die Bevölkerung des 
Deutſchen Reiches von 1871 bis 1907 von 41½ Millionen Einwohner 
auf 61 Millionen gewachſen iſt. Hätte jede abgegebene Stimme gleiche 
Geltung, fo müßten wir ſtatt 43 mindeſtens 115 Abgeordnete haben. 
Das Zentrum hat bei 2 183 381 Stimmen, alſo über 1 Million Stimmen 
weniger als wir, 108 Abgeordnete. Es hat alſo rund 23 unſerer 
Stimmenzahl, aber 214 mal ſoviel Mandate wie die Sozialdemokratie! 
Bei einer gerechten Wahlkreiseinteilung würde ſich das Verhältnis 
der auf die einzelnen Parteien fallenden Mandate wie folgt darſtellen: 


b. d. Haupt⸗ Entſprechende Er⸗ zu viel + 


Parteien wahl abgeg. ahl von rungene . 
Stimmen andaten Mandate 84 wenig 

Sozialdemokraten . 3258 968 116 48 — 78 
Ronfervative. . . . . 1070658 88 60 22 
Nationalliberale. . 1654788 59 56 — 3 
Reich sparte 447 808 16 22 6 
Antiſemiten 448 809 16 27 11 

entrum 2... ww 2 188 881 78 108 80 

rei. Vereinigung 248 369 9 16 7 
Freiſ. Volkspartei 784 582 26 27 1 
Deutſche Volkspartei 147 988 5 6 1 
Polen 458 774 16 20 +4 
Welfen, Dänen, Elſäſſer 

und andere Parteien ; 510 712 18 12 —6 
Beriplitiert . . . . . 8 842 


11 162 574 897 397 


Bei der Wahl am 2. Januar wurden folgende Wahlkreiſe mit 
folgender Stimmenzahl erobert: 


se Von den Konſervativen Von der Sozialdemokratie 
N ee ee . 12148 | ReipgigeQand . . . . 56712 
wubrau ww 2 220. 11973 | Hamburg IT. . . ... 65 461 
hd » ee . © . 1705 Berlin ILV. . . 810389 
Pr.⸗Holl 2.11786] Berlin I)) 99 560 
Labiauuu 2 02. 11 575 | Niederbarnim 657862 
i EA Se 1 2 TeltomsBeestom-Storlom . 104104 
ngerburq....... 8 
Neſeriz z.. 11388 Summa 464738 
Roſenberrrg . . 11149 
Pyritz 11261 
Militſchc h.. 10977 
Wartenbuun g 10 818 

üllichuꝓuW e 10411 

önigsberg N.⸗ M. 10077 
Demmin 9 312 
Sternberr gs 8 824 
Reuß j. . 8 634 
Neuſtettin ee 8 548 
Dinkelsbühl . . . ... 8 387 
Namslau . . . 8 269 


Es wurden alſo 20 konſervative Mandate mit insgeſamt 210 278 
Stimmen erobert. 

Und um nur 6 ſozialdemokratiſche Mandate zu erobern, bedurfte 
es der Zahl von 464 738 Stimmen! 

Dieſe Zahlen zeigen deutlich, welche Benachteiligung das viel⸗ 
gerühmte deutſche Reichstagswahlrecht den Arbeitern zufügt. 


1908 1907 Zunahme 

Wahlberechtigte waren vorhanden . 12 531 248 18 198 571 662 828 

Gültige Stimmen wurden abgegegeben 9 495 587 11 262 574 1766 987 
Prozent der Wahlberechtigten 75,8 85,4 


Von den Wahlberechtigten ſtimmten für die Sozialdemokratie 
1903: 24,02 Proz., 1907: 24,36 Proz. Unſere Stimmenzahl ſtieg von 
3010771 auf 3 258 968, alſo um 248 197. Schätzt man die Zahl der 
aus den oben geſchilderten Gründen verlorenen Mitläufer auf 144 Mil - 
lion, jo iſt der tatsächliche Zuwachs an Wählern 14 Million. Die 
Sozialdemokratie darf mit einer ſolchen Stimmenzunahme zufrieden 
ſein, denn die 344 Millionen Wähler, die diesmal allen Mühen der 
Gegner zum Trotz zu uns hielten, ſtehen feſter zu unſerer ſozialiſtiſchen 
Sache als die 3 Millionen des 16. Juni 1903. Es iſt unſeren Gegnern 
alſo nicht gelungen, den Namen der Dreimillionenpartei uns ſtreitig 
zu machen. 14 Million neuer Rekruten find uns zugeſtrömt und ſtehen 
kampfbereit auf der Wahlſtatt, auf der wir nur einige Poſitionen 
dem Feinde räumen mußten. Auch von gegneriſcher Seite wird, wenn 
auch widerwillig, zugegeben, daß die Maſſen nicht daran dachten, den 
Lockrufen unſerer Feinde zu folgen und uns abtrünnig zu werden. So 
ſagt z. B. in der „Antiſozialdemokratiſchen Correſpondenz“ ein heute 
hochkonſervativer ſozialiſtiſcher Renegat: 

„Geblieben bei der Sozialdemokratie und weiter bei ihr ſind die 
Arbeiter. Die Sozialdemokratie iſt heute, nach ihrer Niederlage, 
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mehr denn je Arbeiterpartei, Proletarierpartei. 
Der deutſche Arbeiterſtand, ſoweit er politiſch intereſſiert 
iſt, ſieht in der Sozialdemokratie mehr und mehr die 
ihm zuſtehende und zukommende Vertretung. Da⸗ 
mit vertieft und verſchärft ſich aber das ſozialdemokratiſche Problem 
im beſonderen und das ſoziale Problem im allgemeinen. Der Inhalt 
des ſozialen Problems macht doch die Frage aus: Wie iſt der vierte 
Stand, der Arbeiterſtand, der bürgerlichen Geſellſchaft organiſch ein⸗ 
zugliedern und wie iſt das Arbeiterheer zu einer Stütze des nationalen 
Staates zu mo Der Löſung dieſes ſozialen Problems find wir 
nach den Wahlen vom 25. Januar ferner denn je. 
Die Sozialdemokratie iſt im jetzigen Moment mehr als jemals 
vorher Klaſſenpartei, revolutionäre Proletarierpartei, 
und vom proletariſch- revolutionären Standpunkte aus hat das ſozial⸗ 
demokratiſche Dreimillionenheer er ft jetzt, durch die 
politiſche Feuertaufe vom 25. Januar, revolu⸗ 
tionär en Qualitätswert erhalten, während es nach dem 
De 1903 beſtenfalls demokratiſchen Quantitätswert 
beſaß.“ 

Die ſozialdemokratiſche Partei wird in den nächſten Jahren den 
Ausbau der Organiſation in zäher Kleinarbeit durchführen, ſie wird, 
angeſpornt durch die Erfahrungen der Wahl von 1907, alles daran 
ſetzen, um in allen Wahlkreiſen mit den Bevölkerungsſchichten, die nach 
ihrer Klaſſenlage zum Proletarier gehören, noch viel beſſere Fühlung 
zu bekommen, als das bis jetzt der Fall war. Die Sozialdemokratie 
Deutſchlands iſt ſich bewußt, daß ſie mehr denn jemals die Aufgabe 
hat, nicht nur für die ſozialiſtiſchen Ideale unabläſſig zu wirken, 
ſondern auch die Fahne der Demokratie hochzuhalten. Die bürgerlichen 
Liberalen aller Schattierungen haben fic) bei der letzten Reichstags⸗ 
wahl inniger als je mit den Hurrapatrioten der preußiſch⸗deutſchen 
Reaktionsparteien verbrüdert. Die Liberalen waren nur der Schwanz 
der reaktionären Parteien. Sie haben — auch das charakteriſiert Het 
eat Liberalismus — in den Stichwahlen nicht weniger als 
32 Mandate den Reaktionären zugeſchanzt, in denen 
fie zwiſchen einem Revolutionär und einem Sozialiſten den Ausſchlag 
geben konnten. Außerdem haben ſie durch Aufſtellung gemeinſamer 
Kandidaten ſchon in der Hauptwahl, beſonders in Großſtädten, Reak⸗ 
tionären zum Siege verholfen. Nicht weniger als 6 Mandate hat 
der Freiſinn allein den Antiſemiten ausgeliefert. Von einem ſolchen 
Liberalismus, der nach den Wahlen von 1907 noch weniger Einfluß 
im Parlament hat als früher — denn die Linke iſt durch die 
Stichwahltaktik der Liberalen im neuen Reichstag geſchwächt —, iſt 
natürlich nichts für das Volk zu erwarten. Der Liberalismus iſt der 
preußiſch⸗deutſchen Regierung gerade gut genug als gelegentlicher 
Lückenbüßer, wenn auf anderem Wege keine Mehrheit für neue Volks- 
belaſtungen zu haben iſt. Der deutſche Liberalismus hat ſeine hiſtoriſche 
Miſſion längſt aufgegeben. Zu dieſer Sorte Liberalismus wird das 
klaſſenbewußte Proletariat niemals in ein beſſeres Verhältnis kommen. 
Es iſt vielmehr die hiſtoriſche Aufgabe der Sozialdemokratie, die vom 
bürgerlichen Liberalismus ſchnöde vernachläſſigten Aufgaben durchzu⸗ 
führen und den Schutt zu Denn. den der Feudalismus in Preußen⸗ 

Deutſchland auch noch im 20. Jahrhundert aufgehäuft hat. 
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III. 


Die Wahlrechtsbewegung und die Diskuſſion 
über den politiſchen Maſſenſtreik. 


Nach den Wahlen von 1903 wurde in der Preſſe unſerer Gegner 

die Frage einer Wahlrechtsänderung eingehend erörtert. Das deutſche 
Reichstagswahlrecht mit ſeiner himmelſchreienden Wahlkreisgeometrie 
war den Reaktionären noch nicht reaktionär genug. Führer der Konſer⸗ 
vativen ſchrien nach Ausnahmegeſetzen wider die klaſſenbewußten 
Arbeiter und befürworteten eine Verkürzung des Koalitionsrechts und 
eine Verſchlechterung des Reichstagswahlrechts. Es erübrigt ſich, an 
dieſer Stelle auf die Einzelheiten der gegneriſchen Projekte, die zum 
Teil ganz tolle Vorſchläge machten, einzugehen. Zu irgendwelchen 
geſetzgeberiſchen Arbeiten verdichteten ſich dieſe Pläne der Scharf⸗ 
macher in den letzten Jahren nicht. Jedenfalls hat die Sozial⸗ 
demokratie ein wachſames Auge auf das Treiben der Reaktion. 
Die deutſche Sozialdemokratie hat in Jena und Mannheim mit 
genügender Deutlichkeit zu erkennen gegeben, daß ſie bereit iſt, 
Angriffe auf das Reichstagswahlrecht und Angriffe auf das Koali⸗ 
tionsrecht mit allen geeignet erſcheinenden Mitteln äbzuwehren, und 
daß unter dieſen Mitteln die umfaſſendſte Anwendung der Maſſen⸗ 
arbeitseinſtellung als eines der wirkſamſten Kampfmittel in Betracht 
komme. Differenzen, die nach den Debatten in Jena entſtanden waren, 
wurden in Mannheim brüderlich ausgeglichen. Partei und Gewerk⸗ 
ſchaften ſind ſich in dieſer Frage einig. Die deutſche ſozialdemokratiſche 
Partei hat mit der Jenenſer Reſolution die Grundſätze für Deutſch⸗ 
land beſtätigt, die auf dem Amſterdamer Kongreß durch Annahme der 
holländiſchen Reſolution feſtgelegt waren. Nach wir vor wird der 
abſolute Generalſtreik, wie er von anarchiſtiſcher Seite propagiert wird, 
für unausführbar gehalten. Der politiſche Maſſenſtreik iſt das äußerſte 
Mittel, wenn es gilt, reaktionäre Attentate auf die Grundrechte der 
Arbeiterklaſſe abzuwehren. Der politiſche Maſſenſtreik iſt die ultima 
ratio eines ſtark organiſierten, gut disziplinierten Arbeiterheeres. 
Auf dem Parteitag in Jena wurde nach eingehender Diskuſſion fol- 
gende Reſolution Bebel mit 287 gegen 14 Stimmen bei 2 Enthaltungen 
angenommen: 

I. Bei dem Beſtreben der herrſchenden Klaſſen und Gewalten, der Arbeiter» 
klaſſe einen legitimen Einfluß auf die öffentliche Ordnung der Dinge in 
den Gemeinweſen vorzuenthalten oder, ſoweit ſie durch ihre Vertreter in 
den parlamentariſchen Bertretungstorpem einen ſolchen bereits erlangten, 
dieſen zu rauben und ſo die Arbeiterklaſſe politiſch und wirtſchaftlich recht⸗ 
los und ohnmächtig zu machen, 3 8 

erachtet es der Parteitag für geboten, auszuſprechen, daß es die gebieteriſche 
Pflicht der geſamten Arbeiterklaſſe iſt, mit allen ihr zu Gebote ſtehenden 
Mitteln jedem Anſchlag auf ihre Menſchen⸗ und Staatsbürgerrechte entgegen⸗ 
zutreten und immer wieder volle Gleichberechtigung zu fordern. 
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Insbeſondere hat die Erfahrung gelehrt, daß die herrſchenden Parteien 
bis tief in die bürgerliche Linke hinein Gegner des allgemeinen, gleichen, 
direkten und geheimen Wahlrechts ſind, daß ſie dasſelbe nur dulden, aber 
ples abzuſchaffen oder zu verſchlechtern trachten, fobald fie glauben, daß 

urch dasſelbe ihre err af in Gefahr komme. Daher ihr Widerſtand 
gegen eine Ausdehnung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen 
Wahlrechts auf die Einzelſtaaten (Preußen uſw.) und ſelbſt die Verſchlechterung 
beſtehender rückſtändiger Wahlgeſetze aus Angſt vor einem noch ſo geringen 
Einfluß der Arbeiterklaſſe in den parlamentariſchen Vertretungskörpern. 

Beiſpiele hierfür ſind die Wahlrechtsräubereien durch eine herrſchgierige 
und maßlos feige Bourgeoiſie und ein borniertes Kleinbürgertum in Sachſen 
und in den ſogenannten Republiken Hamburg und Lübeck und die Gemeinde⸗ 
wahl⸗Verſchlechterungen in den verſchiedenen deutſchen Staaten (Sachſen, 
Sachſen⸗Meiningen) und Orten (Kiel, Dresden, Chemnitz uſw.) durch die 
Vertreter der verſchiedenen bürgerlichen Parteien. 

In Erwägung aber, daß namentlich das allgemeine, gleiche, direkte und 
geheime Wahlrecht die Vorausſetzung für eine normale politiſche Fort⸗ 
entwickelung der Gemeinweſen iſt, wie es die volle Koalitionsfreiheit für die 
wirtſchaftliche Hebung der Arbeiterklaſſe iſt, 

in weiterer Erwägung, daß die Arbeiterklaſſe durch ihre ſtetig wachſende 
Zahl, ihre Intelligenz und ihre Arbeit für das wirtſchaftliche und ſoziale 
Leben des ganzen Volkes, u durch die materiellen und phyſiſchen Opfer, 
die ſie für die militäriſche Verteidigung des Landes zu tragen hat, den Haupt⸗ 
faktor in der modernen Geſellſchaft bildet, muß ſie nicht nur die Erhaltung, 
ſondern auch die Erweiterung des allgemeinen, gleichen, direkten und 
geheimen Wahlrechts für alle Vertretungskörper im Sinne des ſozialdemo⸗ 

atiſchen Programms und die Sicherung der vollen Koalitionsfreiheit fordern. 

Demgemäß erklärt der Parteitag, daß es namentlich im Falle eines 
Anſchlages auf das allgemeine, gleiche, direkte oder . Wahlrecht oder 
das Koalitionsrecht die Pflicht der geſamten Arbeiterklaſſe iſt, jedes geeignet 
erſcheinende Mittel zur Abwehr nachdrücklich anzuwenden. 

Als eines der wirkſamſten Kampfmittel, um ſolches politiſches Verbrechen 
an der Arbeiterklaſſe abzuwehren oder um ſich ein wichtiges Grundrecht für 
ihre Befreiung zu erobern, betrachtet gegebenen Falles der Parteitag 


„die umfaſſendſte Anwendung der Maſſenarbeitseinſtellung“. 


„Damit aber die Anwendung dieſes Kampfmittels ermöglicht und möglichſt 
wirkſam wird, iſt die größte Ausdehnung der politifden und gewerkſchaftlichen 
Organiſation der Arbeiterklaſſe und die unausgeſetzte Belehrung und Auf⸗ 
klärung der Maſſen durch die Arbeiterpreſſe und die mündliche und ſchriftliche 
Agitation unumgänglich notwendig. 

Dieſe Agitation muß die Wichtigkeit und Notwendigkeit der politifchen 
Rechte der Arbeiterklaſſe, insbeſondere des allgemeinen, gleichen, direkten 
und geheimen Wahlrechts und der vollen Koalitionsfreiheit darlegen, mit 
Hinweis auf den Klaſſencharakter des Staates und der Geſellſchaft und 
den täglichen Mißbrauch, welchen die herrſchenden Klaſſen und Gewalten 
Dun den ausſchließlichen Beſitz der politiſchen Macht an der Arbeiterklaſſe 
verüben. 

Jeder Parteigenoſſe iſt verpflichtet, wenn für ſeinen Beruf eine gewerk⸗ 
ſeichen 5. Organijation vorhanden ift oder gegründet werden kann, einer 
olchen beizutreten und die Ziele und Zwecke der Gewerkſchaften zu unter⸗ 
ſtützen. Aber jedes klaſſenbewußte Mitglied einer Gewerkſchaft hat auch 
die Pflicht, ſich der politiſchen Organiſation ſeiner Klaſſe — der Sozial⸗ 
demokratie — anzuſchließen und für die Verbreitung der ſozialdemokratiſchen 
Preſſe zu wirken. 


II. Der Parteitag beauftragt den Parteivorſtand, eine Broſchüre her⸗ 
ſtellen zu laſſen, in der die in der vorſtehenden Reſolution geſtellten 
Forderungen begründet werden. Für dieſe Broſchüre iſt die Maſſenverbreitung 
in der geſamten deutſchen Arbeiterklaſſe zu organiſieren. | 


— 13 — 


Anläßlich der Wahlrechtsbewegungen in Preußen, Sachſen und 
Hamburg war in einzelnen Parteiorganen die Frage aufgeworfen 
worden, ob der in der Jenaer Reſolution bezeichnete „gegebene Fall“ 
nun eingetreten ſei und der politiſche Maſſenſtreik in dieſen Staaten zu 
erklären ſei. Dieſe Frage wurde von den zuſtändigen Organiſationen 
verneint. In Preußen und in Hamburg war man ſich in dieſer Frage 
einig. In Sachſen war nur eine Minorität für den politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreik, die große Mehrheit einer zu dieſem Zweck eingeladenen Konferenz 
der leitenden Parteigenoſſen verhielt ſich ablehnend. Dieſe Verhältniſſe 
ſowie die Notwendigkeit, die Beſchlüſſe des Kölner Gewerkſchafts⸗ 
kongreſſes mit den Beſchlüſſen des Jenenſer Parteitages in Einklang 
zu bringen, führte dazu, daß 1906 auf dem Parteitag in Mannheim 
abermals eingehend über den politiſchen Maſſenſtreik diskutiert wurde. 
Zur Bekräftigung der Jenenſer Reſolution wurde mit 386 gegen 
5 Stimmen folgende Reſolution angenommen: 


I. 

Der Parteitag beſtätigt die Beſchlüſſe des Jenaer n den 
i affenitcelt betreffend und hält nach der Feſtſtellung, der 
Beſchluß des Kölner Gewerkſchaftskongreſſes nicht im Widerſpruch ſteht mit 
für Sun Beſchluß, allen Streit über den Sinn des Kölner Beſchluſſes 

r erledig 

Der ne empfiehlt nochmals beſonders nachdrücklich die Beſchlüſſe 
gut Nachachtung, die die Stärkung und Ausbreitung der Parteiorganijation, 
ie Verbreitung der Parteipreſſe und den Beitritt der Parteigenoſſen zu 
den Gewerkſchaften und der Gewerkſchaftsmitglieder zur Parteiorganiſation 


fordern. 

Sobald der Parteivorſtand die Notwendigkeit eines politiſchen Maſſen⸗ 
ſtreiks für gegeben erachtet, hat derſelbe ſich mit der Generalkommiſſion 
der oe be eines in Verbindung zu 18 ai und alle Maßnahmen zu ers 
greifen, die erforderlich find, um die Aktion erfolgreich durchzuführen. 


II. 

Die Gewerkſchaften ſind unumgänglich notwendige Organiſationen für 
die Hebung der Klaſſenlage der Arbeiter Innergeit der bürgeri en Geſell⸗ 
ſchaft. Sie ſind nicht minder notwendig wie die ſozialdemokratiſche Partei, 
die den Kampf für die Hebung der Arbeiterklaſſe und ihre Gleichberechtigung 
mit den anderen Klaſſen der Geſellſchaft auf politiſchem Gebiet zu führen 
hat, im weiteren aber über dieſe ihre nächſte Aufgabe hinaus die Befreiung 
der Arbeiterklaſſe von jeder Unterdrückung und Ausbeutung durch Aufhebung 
des Lohnſhſtems und die Organiſation einer auf der ſozialen Gleichheit aller 
beruhenden Erzeugungs⸗ und Austauſchweiſe, alſo der ſozialiſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaft, erſtrebt. Ein Ziel, das auch der klaſſenbewußte Arbeiter der Gewerk⸗ 
ſchaft notwendig erſtreben muß. Beide Organiſationen find alſo öfters in 
ihren Kämpfen auf gegenſeitige Verſtändigung und Zuſammenwirken 
angewieſen. 

Um bei Aktionen, die die Intereſſen der Gewerkſchaften und der Partei 
gleichmäßig berühren, ein einheitliches Vorgehen herbeizuführen, ſollen die 
Zentralleitungen der beiden Organiſationen ſich zu verſtändigen ſuchen. 

Um aber jene Einheitlichkeit des Denkens und Handelns von Partei 
und Gewerkſchaft zu ſichern, die ein unentbehrliches Erfordernis für den 
ſiegreichen Fortgang des proletariſchen Klaſſenkampfes bildet, iſt es unbedingt 
notwendig, daß die gewerkſchaftliche Bewegung von dem Geiſte der Sozial- 
demokratie erfüllt werde. Es iſt daher Pflicht eines jeden Parteigenoſſen, 
in dieſem Sinne zu wirken. 

Die Diskuſſion über den politiſchen Maſſenſtreik hat zur Ver⸗ 
urteilung der Genoſſin Roſa Luxemburg geführt, die wegen ihrer Rede 
Internationaler Bericht. J 8 
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auf dem Senaer Parteitag zu 2 Monaten Gefängnis verurteilt wurde. 
Sie ſollte nach Anſicht der Richter zu Gewalttätigkeiten aufgereizt haben. 


Aehnliche Urteile ſind in Preußen⸗Deutſchland nichts ſeltenes. Sie 
wurden aber beſonders oft in der letzten Zeit gefällt, weil Staats- 
anwälte und Richter, den Ideengängen der ſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung fremd, meinen, daß Hinweiſe auf die glorreiche ruſſiſche 
Revolution die Wellen dieſer ruſſiſchen Revolution auch nach Preußen 
ſchon tragen könnten. Eine treffende Illuſtration dafür, wie es mit 
der Redefreiheit in Preußen⸗Deutſchland im Grunde beſtellt iſt. 


Wenn in den Wahlrechtsbewegungen der deutſchen Einzelſtaaten 
die ſchärfſten Kampfmittel des Proletariats noch nicht angewandt 
wurden, ſo liegt das zum Teil daran, daß die parlamentariſchen 
Körperſchaften der Einzelſtaaten ſeit der Reichsgründung an Bedeutung 
verloren haben. Die Fragen der auswärtigen Politik, der Steuer⸗ 
und Zollpolitik, der Militär-, Marine- und Kolonialpolitik uſw. find 
Reichsangelegenheit und werden im Reichstag beraten. Immerhin 
bleiben auch den Einzelſtaaten noch namhafte Gebiete. Die Ausführung 
der Gewerbeaufſicht, die Berggeſetzgebung, das Vereins⸗ und Ver⸗ 
ſammlungsweſen, das Polizeiweſen, die Schul⸗ und Kirchenfragen und 
vieles mehr werden in den Einzelſtaaten geſetzgeberiſch erledigt. 
Die deutſche Sozialdemokratie hat deshalb ſeit Jahrzehnten 
mit allen Mitteln verſucht, auch auf die Politik der Einzel⸗ 
ſtaaten Einfluß zu gewinnen. In den meiſten Einzelſtaaten mit Erfolg. 
Aber im größten deutſchen Staate, in Preußen, war das bislang 
noch nicht der Fall. In Preußen herrſcht ein ſogenanntes Dreiklaſſen⸗ 
wahlſyſtem. Maßgebend für die Klaſſeneinteilung iſt der Geldſack. Die 
Reichen in der erſten und die Wohlhabenden in der zweiten Klaſſe ſind 
dadurch in der Lage, die Maſſen der Wähler in der dritten Klaſſe zu 
majoriſieren. Denn die Abgeordneten werden nicht in jeder Klaſſe 
gewählt, ſondern die drei Klaſſen eines Wahlkreiſes oder richtiger 
geſagt die erſte und zweite Klaſſe eines jeden Landtagswahlkreiſes 
wählen die Abgeordneten. Die dritte Klaſſe iſt in den meiſten Fällen 
ganz bedeutungslos. Den Beweis dafür liefert die Wahlſtatiſtik: Für 
die Sozialdemokratie wurden bei den Landtagswahlen von 1903 in 
Preußen 1 600 000 Stimmen abgegeben, trotzdem wurde kein 
einziger Abgeordneter gewählt. Inzwiſchen wurde an 
dem verrotteten preußiſchen Landtagswahlrecht im preußiſchen Drei⸗ 
klaſſenhauſe herumgeflickt. Für einige Großſtädte wurde die Zahl der 
Abgeordneten vermehrt und eine neue Wahlkreiseinteilung getroffen. 
Es beſteht die beſte Ausſicht, daß bei den Wahlen von 1908 die 
erſten Sozialdemokraten in das preußiſche Abgeordnetenhaus einziehen 
und dort den Junkern die Empörung des preußiſchen Volkes über die 
beſtehenden Zuſtände direkt zum Ausdruck bringen können. Preußen iſt 
der Hort der deutſchen Reaktion. Bei einer Nachwahl, die 1906 im 
3. Berliner Landtagswahlkreiſe ſtattfand, kam zum erſtenmal ein Sozial⸗ 
demokrat in die Stichwahl. Bei der Hauptwahl ſtanden 1112 
ſozialdemokratiſche Wahlmänner 1117 freifin- 
nigen und 211antiſemitiſchen Wahlmännerngegen⸗ 
über. In der Stichwahl ſiegte der Freiſinn mit 1370 Stimmen. Es 
ſei bemerkt, daß die Wahlen indirekt ſind, d. h. die Maſſe der 
Wähler wählt Wahlmänner und dieſe wählen den Abgeordneten. 
Zur ſpeziellen Behandlung der preußiſchen Politik fand 1904 
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in Berlin ein preußiſcher Parteitag ftatt, an dem 143 preußifche: 
Delegierte teilnahmen. Für die preußiſche Wahlrechtsbewegung, 
deren Förderung den Genoſſen durch den preußiſchen Partei⸗ 
tag zur Pflicht gemacht war, gab die Parteileitung eine Anzahl 
Broſchüren heraus. Am 21. Januar, 18. März und 1. Mai 1906 
fanden in ganz Preußen Maſſendemonſtrationen für die Einführung 
des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts ſtatt. Die 
politiſche Atmoſphäre war zu jener Zeit geſpannt. In Rußland kämpfte 
das Volk wider die Deſpotie, in Oeſterreich fanden großartige Maſſen⸗ 
demonſtrationen ſtatt für Erringung des allgemeinen, gleichen, direkten 
und geheimen Wahlrechts. Als ſich nun auch in Preußen die erſten 
Zeichen einer Wahlrechtsbewegung bemerkbar machten, gerieten weite 
Kreiſe der herrſchenden Klaſſen in ſchlotternde Angſt. Der preußiſche 
Parteitag hatte ſich im Dezember 1904 ausdrücklich gegen Straßen- 
demonſtrationen ausgeſprochen. Trotzdem ſah der geängſtigte Beſitz⸗ 
bürger das Geſpenſt einer blutigen Revolution auf allen Gaſſen. Die 
elementare Bewegung, welche die rechtlos gemachten preußiſchen Staats- 
bürger in die Verſammlungen trieb und dieſe zu wuchtigen Maſſen⸗ 
demonſtrationen werden ließ, verfehlte ihre Wirkung auf die herr⸗ 
ſchenden Klaſſen nicht. Die 6 Millionen Flugblätter, die über 
Preußen verteilt wurden, gelangten bis ins letzte Dorf. Am Schluß 
der Flugblätter war zum Beſuch der Verſammlungen aufgefordert, die 
am 21. Januar ſtattfanden. Die Staatsgewalt hatte außerordentliche 
Vorbereitungen für dieſen Tag, den Jahrestag der Petersburger 
Metzeleien, getroffen. An den Anſchlagſäulen wurden zur Warnung der 
Bevölkerung die Aufruhr⸗ und Landfriedensbruchparagraphen an⸗ 
geſchlagen. Das Militär war in den Kaſernen konſigniert. Die 
Schutzmannſchaft wurde in vielen Städten neu mit Revolvern aus⸗ 
gerüſtet, die Säbel waren friſch geſchliffen worden. Banken und 
Induſtriewerken war in vielen Städten beſonderer bewaffneter Schutz 
zugeſtanden worden. In den Garniſonſtädten ſtanden vielfach Eiſen⸗ 
bahnzüge den ganzen Tag über unter Dampf, um im Bedarfsfall 
Truppen nach benachbarten Induſtrieorten ohne Garniſon zu ſenden. 
Der Spießbürger glaubte: „Jetzt geht es los!“ Der 21. Januar wurde 
zu einem Triumph ſozialdemokratiſcher Disziplin. Die Wünſche der 
Scharfmacher, die glaubten, die Sozialdemokratie werde ſich auf dem 
Straßenpflaſter vor die kleinkalibrigen Gewehre locken laſſen, gingen 
nicht in Erfüllung. Der 21. Januar bewies aufs neue, daß in keinem 
Lande die Zuſpitzung der Klaſſengegenſätze ſo vorgeſchritten iſt, als im 
Deutſchen Reiche. Was in England, Frankreich, Italien, Oeſterreich 
als etwas ſelbſtverſtändliches angeſehen wird, darin Jieht der preußiſch⸗ 
deutſche Bourgeois den Beginn der Revolution. Der 21. Januar 
hatte auch gerichtliche Nachſpiele. Aus den Zeitungsartikeln, die 
zu Demonſtrationen aufforderten, laſen Richter und Staatsanwälte 
Aufreizungen zu Gewalttätigkeiten heraus. Gefängnisſtrafen bis zu 
einem Jahre wurden erkannt. Das in Preußen allgemein verteilte 
Flugblatt wurde zu einer treffenden Illuſtration preußiſcher Recht⸗ 
ſprechung. Wegen desſelben Flugblattes wurde in Berlin auf Wb- 
lehnung des Verfahrens, in Elberfeld auf Freiſprechung, in Stargard 
und Görlitz auf Verurteilung zu 1 bezw. 3 Monaten Gefängnis er⸗ 
kannt. Das Reichsgericht als höchſte Inſtanz beſtätigte dieſe 4 im 
ſchroffſten Gegenſatz ſtehenden Urteile wider ein und dasſelbe Flug⸗ 
blatt. Die preußiſche Wahlrechtsbewegung veranlaßte aber Bun den 
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preußiſchen Landtag, von der bisherigen Praxis abzugehen, nach der 
keine Strafanträge wegen Beleidigung des Landtags geſtellt wurden. 
Redakteure preußiſcher Parteiblätter mußten ins Gefängnis wandern, 
weil ſie dem preußiſchen Landtag nicht diejenige Achtung entgegen⸗ 
brachten, die dieſer nach ſeiner Auffaſſung in Anſpruch nehmen zu 
können glaubt. Dieſe Prozeſſe wegen Beleidigung des preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſes gaben eine neue Gelegenheit, die Sinnwidrigkeit des 
preußiſchen Geldſackswahlrechts und die Taten der auf Grund eines 
0 Wahlrechts gewählten Vertreter vor allem Volk ins rechte Licht 
zu ſetzen. 

Hohe Wellen ſchlug auch die Wahlrechtsbewegung in Sachſen. 
Sachſen ging 1896 im Wahlrechtsraube in Norddeutſchland voran, 
während die ſüddeutſchen Staaten ihr Wahlrecht verbeſſerten. 1904 
hatte die ſächſiſche Regierung öffentlich anerkannt, daß das verſchlech⸗ 
terte Wahlrecht, unter dem zufällig auch einmal ein ſozialdemokratiſcher 
Abgeordneter gewählt werden kann, unhaltbar iſt. Die Regierung tat 
ober nichts für eine Abänderung. Deshalb kam auch nach den Land⸗ 
tagswahlen von 1905 die Wahlrechtsbewegung nicht zum Stillſtand. 
Am 18. und 19. November und 3. Dezember 1905 wurden in Sachſen 
Maſſendemonſtrationen veranſtaltet. Die im ſächſiſchen Volk angeſam⸗ 
melte Erbitterung über den Wahlrechtsraub machte ſich in elementarer 
Weiſe Luft. Alle Verſammlungen waren überfüllt. In Leipzig, Dresden, 
Plauen, Wurzen, Chemnitz, Zwickau uſw. kam es zu impoſanten Straßen⸗ 
demonſtrationen. In Dresden kam es zu Konflikten mit der Polizei. Die 
ſächſiſche Juſtiz arbeitete ſehr ſchnell. 27 Angeklagte wurden wegen zum 
Teil ganz geringfügiger Vergehen — Durchſchreiten von Schutzmanns⸗ 
ketten, Ausſtoßen von Ausrufen, die als Beleidigung aufgefaßt wurden 
— zu insgeſamt 20 Jahren Gefängnis verurteilt. In Leipzig wurde 
wegen 25 Artikeln der „Leipziger Volkszeitung“, die eine Aufreizung 
zu Gewalttätigkeiten und eine Beleidigung des ſächſiſchen Landtags 
enthalten ſollten, ein Prozeß angeſtrengt und der verantwortliche 
Redakteur zu 21 Monaten Gefängnis verurteilt. In den Worten 
„Klaſſenkampf“ und „Revolutionierung“ wurde ſchon ein genügender 
Grund zur Beunruhigung gefunden. Wenn die Richter aber finden, 
daß eventuell durch ſolche Artikel eine Stimmung hervorgerufen werden 
kann, die zu gewalttätigen Ausſchreitungen — nach Anſichten der Richter 
— führen kann, ſo verurteilen ſie. In Sachſen wie in Preußen, wo 
auch wegen eines einzigen Artikels auf 1 Jahr Gefängnis erkannt 
wurde. Im ſächſiſchen Landtag hielt trotz des miſerablen Wahlunrechts 
ein Sozialdemokrat ſeinen Einzug. Der frühere Miniſter von Metzſch 
mußte gehen. Sein Nachfolger, Graf Hohenthal, hat eine Wahlrechts⸗ 
änderung zugeſagt. Wie ſie ausſehen wird, muß die Zukunft lehren. 
Auf keinen Fall entſpricht ſie den Anforderungen der Arbeiter. 


In den deutſchen „Republiken“, den ſogenannten „freien Städten“, 
hatte die Bourgeoiſie ſeit langem Angſt vor der Sozialdemokratie. 
Dieſe Angſt ſtieg, je mehr die Zahl der Proletarier wuchs und bei 
Reichstagswahlen in den Hanſeſtädten die Sozialdemokratie Siegerin 
wurde. In Bremen wurde ein Attentat auf das beſtehende Wahlrecht 
noch abgeſchlagen. Man begnügte ſich damit, die Minderbemittelten von 
der Erwerbung des Bürgerrechts „abzuſchrecken“, indem man die Ver⸗ 
pflichtung zur Erwerbung des Bürgerrechts — Koſtenpunkt 16,50 Mk. —- 
für die Bürgerſöhne aufhob. In Hamburg wurden von 160 Bürger⸗ 


ſchaftsmitgliedern nur 80 in allgemeinen Wahlen gewählt. Das war 
noch nicht reaktionär genug. Die Bourgeois wollten ſich auf die Dauer 
noch größeren Einfluß ſichern. Es wurde ein durch Hausbeſitzer⸗ und 
Notabeln⸗Privilegien verböſertes Dreiklaſſenwahlrecht eingeführt. Am 
17. Januar 1906 wurde für nachmittag 4 Uhr, als der Bürgerausſchuß ſich 
anſchickte, das Wahlrecht zu verſchlechtern, eine große Anzahl Proteſt⸗ 
verſammlungen einberufen. Induſtrie, Handel und Schiffahrt ruhten. 
Die durch die Wahlrechtsvorlage aufgepeitſchte Bevölkerung proteſtierte 
leidenſchaftlich gegen die Entrechtung. Die Polizei war mit der 
Beobachtung der Demonſtranten beſchäftigt. Dieſe Zeit benutzte das 
Hamburger Lumpenproletariat, um in dem unbewachten Schoppenſtehl⸗ 
viertel einen Krawall zu inſzenieren, bei der es u. a. zur Plünderung 
einer Anzahl Läden kam. In dem Schoppenſtehlprozeß wurde feſt⸗ 
geſtellt, daß der Krawall mit der Sozialdemokratie 
nichts zu tun hatte. Von 28 Angeklagten war nur einer politiſch 
organiſiert. Die Polizei benutzte den Krawall, um das Verſammlungs⸗ 
recht für Partei und Gewerkſchaften vorübergehend zu beſeitigen. Die 
Wahlrechtsverſchlechterung wurde Geſetz. Trotzdem zogen unter dem 
neuen Wahlunrecht bis Anfang 1907 insgeſamt 19 Sozialdemokraten 
in die Bürgerſchaft ein. — In Lübeck wurde bereits vorher 
das Wahlrecht verſchlechtert. 14 500 Reichstagswähler ſind rechtlos. 
6000 Bürger mit 1200 bis 2000 Mk. Jahreseinnahme wählen 15 Mit- 
glieder und rund 2000 Bürger mit mehr als 2000 Mk. Einkommen 
wählen 105 Mitglieder! Auch die Linksliberalen machten den Wahl- 
rechtsraub mit. Der Bourgeoiſie ſchwinden alle Prinzipien, wenn es 
gilt, die Klaſſenherrſchaft zu ſtützen. 

Während in Norddeutſchland die Bourgeoiſie in Preußen, Sachſen 
und den ſogenannten Städterepubliken das Wahlrecht verſchlechterte, 
während Mecklenburg noch heute den Ruhm genießt, hinter Rußland 
und neben der Türkei als Staat ohne konſtitutionelle Regierung zu 
rangieren, arbeiteten ſüddeutſche Staaten daran, das Wahlrecht zu ver⸗ 
beſſern. In Bayern und Baden wurde das Wahlrecht verbeſſert. Das 
indirekte Wahlrecht wurde beſeitigt. In Bayern iſt wahlberechtigt, wer 
25 Jahre alt iſt und ſeit einem Jahre Staatsangehöriger iſt und 
Steuern bezahlt hat. Württemberg hat das allgemeine, gleiche, 
direkte, geheime Wahlrecht der über 25 Jahre alten Bürger. In 
Stuttgart werden die 6 Abgeordneten durch den Proporz gewählt. 
Außerdem werden 17 Abgeordnete durch den Proporz gewählt, weswegen 
ganz Württemberg für das Verhältniswahlſyſtem nochmals in zwei 
Wahlkreiſe eingeteilt iſt. Wir eroberten unter dem neuen Wahlrecht 
15 Sitze gegen 7, die wir vorher hatten. Unter dem allgemeinen, gleichen 
und direkten Wahlrecht eroberten in Baden unſere Genoſſen bei der erſten 
Wahl 12 Sitze, während ſie zuletzt unter dem indirekten Syſtem nur 
6 Sitze innehatten. In Heſſen iſt die Wahlreform ſeit langem auf 
der Tagesordnung. Wir haben zurzeit 7 Mandate inne. Insgeſamt 
ſitzen bis jetzt in Hamburg 19, Bremen 17, Württemberg 15, Bayern 12, 
Baden 12, Rudolſtadt 7, Heſſen 7, Meiningen 7, Gotha 6, Reuß j. L. 5, 
Oldenburg 4, Lübeck 4, Altenburg 3, Lippe 3, Weimar 3, Anhalt 2, 
Sachſen 1, Reuß ä. L. 1 ſozialdemokratiſcher Vertreter in den Landes⸗ 
parlamenten, zuſammen alſo 128. Im Jahre 1906 waren es 115. 
In den 8 Staaten, in denen wir zurzeit noch keine Vertreter im Land⸗ 
tag haben, wird die Wahlrechtsbewegung energiſch weitergeführt werden. 
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IV. 
Gewerfichaften und Partei. 


Die deutſchen Gewerkſchaften erftatten einen beſonderen Bericht 
an den Internationalen Kongreß über ihre Tätigkeit und ihr über 
alles Erwarten ſtarkes Wachstum. Wir verweiſen auf dieſen Bericht. 
Gewerkſchaften und Partei ſind in Deutſchland nicht ſo eng an⸗ 
einander geſchloſſen wie z. B. in Belgien. Die reaktionäre Vereins⸗ 
geſetzgebung einer ganzen Reihe deutſcher Einzelſtaaten — Preußen 
natürlich voran — hindert überhaupt die Gewerkſchaften an unmittel⸗ 
barer parteipolitiſcher Tätigkeit, da die Gewerkſchaften auch Frauen 
und Jugendliche in ihre Organiſationen aufnehmen müſſen. Durch 
eine innige Perſonalunion werden dennoch Partei und Gewerkſchaften 
— mit wenigen Ausnahmen — von demſelben ſozialiſtiſchen Geiſte 
beſeelt. Beſonders ſeit dem Mannheimer Parteitag und der Aus⸗ 
gleichung der Differenzen in der Auslegung der Beſchlüſſe des Kölner 
Gewerkſchaftskongreſſes und des Jenaer Parteitages betreffend den 
politiſchen Maſſenſtreik find Partei und Gewerkſchaften beſtrebt, in allen 
Fragen, die beide Teile der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft betreffen, eine 
gemeinſame Marſchroute zu finden. Die deutſche Sozialdemokratie hat 
von jeher die Gewerkſchaftsbewegung gefördert, denn der gewerk⸗ 
ſchaftliche Kampf gegen die Bourgeoiſie muß ein einheitlicher ſein. 
In Deutſchland find neben den großen zentraliſierten Berufs- 
verbänden, die der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften angeſchloſſen 
ſind, auch noch Lokalorganiſationen vorhanden. Zur Zeit des 
Sozialiſtengeſetzes war die Lokalorganiſation die zweckmäßige Form 
der Gewerkſchaftsorganiſation, weil ſie den Tücken des Sozialiſten⸗ 
geſetzes beſſer die Stirn bieten konnte. Die Lokalorganiſationen waren 
durch das Inſtitut der Vertrauensleute loſe miteinander verbunden. 
Allmählich traten dieſe Lokalorganiſationen an Mitgliederzahl und Be⸗ 
deutung immer mehr hinter den mächtig wachſenden Zentralorgani⸗ 
ſationen zurück. Der Mannheimer Parteitag nahm erneut Anlaß, ſich 
im Prinzip für die zentraliſierten Organiſationen auszuſprechen. Es 
wurde folgender Antrag angenommen: 

„Der Parteitag beauftragt den Parteivorſtand, bis zum nächſten Parteitag 
den Verſuch zu machen, in Verbindung mit der Generalkommiſſion der Gewerk⸗ 
ſchaften dieſe Frage im Sinne der len Refolution zu regeln und geht 
damit über die zur Frage der lokalorganiſierten Gewerkſchaften geftellten An⸗ 
träge zur Tagesordnung über.“ 

Die Lübecker Reſolution beſagt: 

Der Kampf der Arbeiterklaſſe auf politiſchem und gewerkſchaftlichem Ge⸗ 
biete erfordert einheitliche Zuſammenfaſſung aller Kräfte in den be⸗ 
treffenden Organiſationen.“ 

Hoffentlich gelingt es, die klaſſenbewußten Gewerkſchaftler Deutſch⸗ 

lands, ſoweit ſie noch lokalorganiſiert ſind, von der Notwendigkeit des 
Uebertritts in die Zentralorganiſationen zu überzeugen. 
Die Maiſeier wird von der Partei und den Gewerkſchaften ein⸗ 
heitlich organiſiert, inſofern die örtlichen Parteileitungen und die ört⸗ 
lichen Gewerkſchaftskartelle die nötigen Vereinbarungen treffen. In 
Uebereinſtimmung mit den Beſchlüſſen der internationalen Kongreſſe 
arbeiten Partei und Gewerkſchaften mit Erfolg darauf hin, daß die 
Bir Form der Maifeier, die Arbeitsruhe, ſich immer mehr ein⸗ 
ürgert. 
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Die Sozialdemokratie in den Gemeinden. 


Die Zahl der Gemeinden, in denen Sozialdemokraten ihren Einzug 
halten, wächſt in Deutſchland immer mehr. Es gibt heute ſchon in 
Deutſchland weit über 2000 ſozialdemokratiſche Gemeindevertreter. In 
den meiſten größeren Gemeinden ſämtlicher Einzelſtaaten werden die 
Intereſſen der Arbeiterſchaft durch Sozialdemokraten vertreten. Auf 
dem Lande iſt dieſelbe Tatſache zu verzeichnen in den Gegenden, in 
denen die Induſtrie auf dem platten Lande feſten Fuß gefaßt hat. Es 
iſt hier nicht der Ort, die Vielgeſtaltigkeit der deutſchen Gemeinde⸗ 
verfaſſungen zu erörtern. In den allerſeltenſten Fällen beſteht ein 
demokratiſches Gemeindewahlrecht, in faſt allen deutſchen Staaten ſind 
Klaſſenwahlrechte in Kraft, die der Arbeiterſchaft es unmöglich machen, 
eine Mehrheit zu erzielen. In vielen Gemeinden wurde das Gemeinde⸗ 
wahlrecht von der Bourgeoiſie noch verſchlechtert, weil die Geldſacks⸗ 
vertreter ſich auch in den Gemeinden vor der poſitiven, den 
Maſſen zugute kommenden Arbeit der ſozialdemokratiſchen Gemeinde⸗ 
politiker ihrer Profitintereſſen wegen fürchten. In dem größten deutſchen 
Bundesſtaat, in Preußen, verhindert es ſchon das für die Gemeinden durch 
Landesgeſetz feſtgelegte Dreiklaſſenwahlunrecht, daß die Sozialdemokratie 
maßgebenden Einfluß bekommen kann. Für die zahlreichen Gemeinde⸗ 
vertreter iſt durch die private Initiative einiger Genoſſen in der 
„Komm. Praxis“ ein Organ geſchaffen worden, das über alle Fragen 
des Gemeindelebens belehrende Artikel brachte und zu einem ſozial⸗ 
demokratiſchen Diskuſſionsorgan der Gemeindepolitik wurde. Um 
dieſes Organ ſicher zu ſtellen und beſſer auszubauen, wurde es am 
1. April 1906 in Parteiregie übernommen. Einige Provinzialorgani⸗ 
ſationen und Landesvertretungen liefern die „Komm. Praxis“ ſämt⸗ 
lichen Gmeindevertretern ihres Bezirks auf Parteikoſten. Auf dem 
Parteitag zu Bremen im Jahre 1904, woſelbſt ſich die Sozialdemokratie 
abermals mit der Kommunalpolitik beſchäftigte, wurde als Richtſchnur 
für die ſozialdemokratiſchen Gemeindevertreter zur Ergänzung des 
Parteiprogramms folgendes Kommunalprogramm feſtgeſetzt: 


Die Gemeinde im heutigen Staate iſt ein Verwaltungskörper, der den 
ſozialen Bedürfniſſen einer an die begrenzte Lokalität gebundenen Bevölkerung 
dient; ſie iſt zugleich Hülfsorgan der ſtaatlichen Verwaltung. In beiden 
Eigenſchaften unterliegt ſie den aus der Klaſſenorganiſation unſeres 
ſchafts⸗ und Staatslebens mit Notwendigkeit entſpringenden Beſtrebungen, 
ihre Verwaltungstätigkeit im . der herrſchenden Klaſſen und für 
deren Herrſchaftszwecke auszuüben. Nur durch die Aufhebung der Klaſſen⸗ 
herrſchaft kann daher die demokratiſche Organiſation der Gemeinde vollendet 
und die Bahn für eine Verwaltungstätigkeit frei gemacht werden, welche die 
Wohlfahrt aller gleichermaßen fördert. Der Umfang der kommunalen Ver⸗ 
waltungstätigkeit wird einerſeits durch die Bedürfniſſe beſtimmt, welche das 
ſoziale Zuſammenleben der Gemeindeangehörigen innerhalb der Gemeinde 
und im Rahmen der größeren Verwaltungskörper erzeugt, andererſeits durch 
ihre lokale Gebundenheit beſchränkt. 

Im Gegenſatz zu der heutigen im Dienſte der herrſchenden Klaſſen ge⸗ 
ſchaffenen Verfaſſung und von ihren Intereſſen beherrſchten Verwaltung der 
Gemeinde verlangt die Sozialdemokratie die Umgeſtaltung des kommunalen 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsweſens nach folgenden Grundſätzen: 
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Die Verwaltung der Gemeinde ſoll nur dem Geſetz und den Gerichten 
unterworfen ſein. Daraus folgt: 


a) Bildung des Wahlkörpers nach den Grundſätzen der Einwohner⸗ 
gemeinde; Aufhebung aller Beſitzprivilegien; Einkammerſyſtem; 
Bildung der Gemeindevertretung durch allgemeine, gleiche, direkte 
und geheime Wahlen. 

b) Beſchränkung des ſtaatlichen Auflichtsrechtes auf das Recht der Bee 
anſtandung ungefeblider Verwaltungsakte der Gemeinden; Prüfung 
ihrer Geſetzmäßigkeit durch die ordentlichen Gerichte; Aufhebung der 
die Selbſtverwaltung einſchränkenden Befehlsgewalt der Staats⸗ 
behörden gegenüber Gemeinden. 


Das „ iſt in ſeinen Grundzügen durch Staatsgeſetz 

zu regeln. 

Die Deckung des kommunalen Bedarfs ſoll erfolgen durch: 

a) Staatliche Zuſchüſſe für die Aufgaben des Volksgeſundheitsweſens, 
des Schulweſens, der Armenpflege, des Wegebaues. 

b) Zuſchläge zu den ſtaatlichen Einkommens⸗, Vermögens⸗ und Erb⸗ 
ſchaftsſteuern. Wo derartige ſtaatliche Steuern nicht exiſtieren, ſoll 
den Gemeinden das Recht zuſtehen, beſondere kommunale Ein⸗ 
kommens⸗, Vermögens und Erbſchaftsſteuern auszubilden. 

c) Beſteuerung des unverdienten Wertzuwachſes an Grund und Boden. 

. Für die kommunale Verwaltung find folgende Grundſätze maßgebend: 

a) Die Einrichtung und der Betrieb der für die Erfüllung der 
kommunalen Aufgaben notwendigen Anſtalten ſoll durch die Ge⸗ 
meinden ſelbſt erfolgen. Das gilt beſonders für die Betriebe, die 
die Benutzung kommunaler Verkehrsanſtalten zur Vorausſetzung 
haben und durch ihre Natur zu monopoliſtiſcher Ausbeutung neigen 
(Licht⸗, Kraft⸗ und Wärmezentralen, Straßenbahnen uſw.), ſowie 
85 die Einrichtungen des Volksgeſundheitsweſens (Reinigungsweſen, 

r Ernährung, Förderung der Körperpflege, Bekämpfung der 
Krankheiten, Beſtattungsweſen), der Volksbildung (Bibliotheken, 
Leſehallen uſw.), des Wohnungsweſens. 

b) Das Prinzip der Unentgeltlichkeit der Benutzung iſt bei allen 
Inſtituten des Volksgeſundheitsweſens und des e Gece: 
durchzuführen. Im übrigen ſoll die Art und Höhe der Gebühren 
der Leiſtungsfähigkeit der die kommunalen Einrichtungen benützen⸗ 
den Volksklaſſen angepaßt ſein. 


. Auf dem Gebiete der kommunalen Arbeiterpolitik find folgende Forde⸗ 
rungen an die Gemeinde zu richten: 


a) Einrichtung von Arbeitsämtern als Zentralſtellen kommunaler 
Arbeiterpolitik mit den Aufgaben der Arbeiterſtatiſtik, des Arbeits⸗ 
nachweiſes, der Arbeitsloſenfürſorge, der Auskunftserteilung und der 
Ueberwachung der ſozialpolitiſchen Gebarung der Gemeinde⸗ 
verwaltung; Einfügung der ſogenannten Lohnklauſel in die Arbeits⸗ 
und Lieferungsverträge der Gemeinden ſowie der von ihnen kon⸗ 
zeſſionierten Privatunternehmungen, und Ablehnung der Streik⸗ 
klauſel; ſtrenge Maßregeln, um bei Vergebung und Abnahme von 
Gemeindearbeiten und Lieferungen allen Schädigungen vorzubeugen, 
die den Gemeindeintereſſen von den Bewerbern, insbeſondere durch 
die Ausnützung einer offiziellen Stellung in der Gemeindevertretung 
zugefügt werden könnte. 

Einſetzung von Arbeiterausſchüſſen zur Vertretung der Intereſſen 
der Gemeindearbeiter, Feſtſtellung der Arbeitsordnungen und Arbeits⸗ 
bedingungen und Heranziehung der Arbeiterausſchüſſe und der gewerk⸗ 
ſchaftlichen Organiſation der Gemeindearbeiter, Feſtſetzung der Löhne nach 
Gewerkſchaftsſätzen, Bildung von Lohnklaſſen und Lohnſkalen nach 
Dienſtzeitdauer, Achtſtundentag, Ferienurlaub mit Fortdauer der 


b 
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Lohnzahlung, Gründung einer Penſions⸗, Witwen⸗ und Waiſenkaſſe, 
an die klagbare Rechte gegeben werden, ſowie Ausdehnung der 
Kranken-, Alters⸗ und Invaliditätsverſicherung auf alle Gemeinde⸗ 
arbeiter, volle Koalitionsfreiheit für ſtädtiſche Arbeiter und Beamten. 

Der Parteitag fordert die ſozialdemokratiſchen Gemeindevertreter auf, ihre 
kommunale Tätigkeit im Rahmen dieſer Grundſätze auszuüben. 

Sofern die Durchführung der vorſtehenden Forderungen durch die 
mangelnde ch die Schaffung der einzelnen Gemeinden in Frage geſtellt wird, 
empfiehlt ſich die affung von Gemeindeverbänden. 

„Die Gemeindeſchöffen, die in Thüringen, Sachſen und Heſſen ge⸗ 
wählt wurden, konnten ihr Amt nicht antreten, weil die Regierung 
ſie nicht beſtätigt, denn eine Beſtätigung iſt nach den Landesgeſetzen 
der meiſten Einzelſtaaten erforderlich. Die heſſiſche Regierung hat in 
einem Falle eine Ausnahme gemacht, als die ſozialdemokratiſche Mehr⸗ 
heit der Offenbacher Stadtverordnetenverſammlung einen Sozialdemo⸗ 
kraten zum unbeſoldeten Beigeordneten wählte. Die liberalen Scharf⸗ 
macher wollten darob vor Wut berſten. Sie liefen in beiden heſſiſchen 
Kammern gegen die Regierung Sturm. In kleineren Gemeinden hat 
beſtet ae heſſiſche Miniſterium mehrfach ſozialiſtiſche Schöffen nicht 

eſtätigt. 


VI. 
Organiſation und Agitation. 


. Die ſozialdemokratiſche Organiſation war früher, wie in dem Be⸗ 
richt der deutſchen Partei an den internationalen Kongreß in Amſter⸗ 
dam des näheren dargelegt iſt, aus Gründen der reaktionären Geſetz⸗ 
gebung eine loſe. Die einzelnen Wahlkreiſe hatten an ihrer Spitze 
einen oder mehrere Vertrauensleute, die alljährlich nach dem Parteitag 
neu gewählt wurden, und die Aufgabe hatten, die Geſchäfte der Partei 
mit dem alljährlich auf den Parteitagen neu zu wählenden Parteivorſtand 
zu erledigen. Nachdem 1899 durch die Reichsgeſetzgebung das Verbot 
des Inverbindungtretens politiſcher Vereine beſeitigt worden war, machte 
fich das Beſtreben immer mehr geltend, eine engere Fühlung zwiſchen den 
Lokalvereinen herzuſtellen und die Partei in der Richtung einer größeren 
Zentraliſation neu zu gliedern. Es war der Vorſchlag gemacht worden, 
einen einzigen ſozialdemokratiſchen Verein über ganz Deutſchland zu 
bilden, nach dem Muſter der großen Gewerkſchaften, die auch in ganz 
Deutſchland Filialen haben, deren Arbeit einheitlich geregelt iſt. Aus 
Zweckmäßigkeitsgründen wurde eine ſo ſtraffe Zentraliſation aber ſchon 
in der vorbereitenden Kommiſſion abgelehnt, in welche der Bremer 
Parteitag 1904 aus allen deutſchen Gauen 23 Vertreter delegiert hatte. 
die die Aufgabe hatten, drei Monate vor dem Jenaer Parteitage einen 
neuen Organiſationsentwurf zu veröffentlichen. Auch ein einheitlicher 
Beitrag über ganz Deutſchland wurde abgelehnt. Dazu liegen die Ver⸗ 
hältniſſe in den einzelnen Gegenden Deutſchlands zu verſchieden. Da⸗ 
gegen wurde die Abführung eines einheitlichen Min deſtbeitrages 
von 20 Proz. der ordentlichen Einnahmen der Wahlkreisorganiſationen 
an die Zentralkaſſe beſchloſſen. Das neue Organiſationsſtatut ſchloß 
ſich an die geſchichtlich gewordenen Verhältniſſe an. Die Organiſation 
gliedert fi) in Landes-, Bezirks⸗ und Wahlkreisorganiſationen. Die 
Wahlkreisorganiſationen bleiben dabei in direktem Verkehr mit dem 
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Parteivorſtand. Die wichtigſten Beſtimmungen des 1905 in Jena be⸗ 
ſchloſſenen Organiſationsſtatuts lauten: 

Zur Partei gehörig wird jede Perſon betrachtet, die ſich zu den Grundſätzen 
5 ne bekennt und die Partei dauernd durch Geldmittel 
unte 5 

Zur Partei kann nicht gehören, wer ſich eines groben Verſtoßes gegen 
ſchu B des Parteiprogramms oder einer ehrloſen Handlung 

ig macht. 

Mit dem Tode, dem Austritt oder der Ausſchließung aus der Partei 
verliert der frühere Parteigenoſſe jedes Recht, das er etwa gegen die Partei, 
gegen den Parteivorſtand, gegen die Kontrollkommiſſion oder gegen einzelne 
Parteigenoſſen aus ſeiner Parteimitgliedſchaft erworben hat. 

Die Grundlage der Organiſation bildet für jeden Reichstagswahlkreis 
der Sozialdemokratiſche Verein, dem jeder im Wahlkreiſe wohnende Partei⸗ 
genoſſe, ſofern ihn nicht zwingende Gründe daran hindern, als Mitglied anzu⸗ 
gehören hat. Erſtreckt fic) der Wahlkreis über eine Mehrzahl von Ortichaften, 
o können in allen Orten, in denen Parteigenoſſen vorhanden ſind und die 
onſtigen Verhältniſſe es zulaſſen, Ortsvereine des Sozialdemokratiſchen Vereins 
gebildet werden. 

Die Sozialdemokratiſchen Vereine ſchließen ſich zu Bezirksverbänden, 
fowie zu Landesorganiſationen zuſammen, denen die ſelbſtändige Führung der 
Parteigeſchäfte nach eigenen Statuten obliegt; dieſe dem Parteivorſtand mit⸗ 
zuteilenden Statuten dürfen mit dem Organiſationsſtatut der amtpartei 
nicht in Widerſpruch ſtehen. Die Vorſtände haben ihre erfolgte hl dem 
Parteivorſtande mitzuteilen. 

Die Feſtſetzung der Mitgliederbeiträge iſt den Bezirksverbänden und 
Landesorganiſationen überlaſſen. Die Wahlkreiſe haben mindeſtens 20 Proz. 
ihrer aus den Beiträgen ſich ergebenden Einnahmen an die Zentralkaſſe abzu⸗ 
falle e Der Parteivorftand iſt berechtigt, einzelnen Wahlkreiſen im Bedarfs⸗ 
alle einen über 80 Prozent dieſer Einnahmen hinausgehenden Betrag zur 
Eigenverwendung zu überlaſſen. 

Die Vorſitzenden der Sozialdemokratiſchen Vereine, deren Wahl jedes⸗ 
mal im Anſchluß an den voraufgehenden Parteitag erfolgt, haben all⸗ 
jährlich bis zum 15. Juli dem Parteivorſtand Bericht zu erſtatten. Der 
Bericht muß enthalten Angaben über: Art und Umfang der entfalteten 
Agitation, die Zahl der im Wahlkreiſe organiſierten Parteigenoſſen, die Höhe 
des von den Mitgliedern erhobenen Parteibeitrages, die Summe der geſamten 
Einnahmen, die Art der Verwendung der dem Wahlkreiſe verbliebenen Gelder. 

Die planmäßige Agitation unter dem weiblichen Proletariat wird 
durch weibliche Vertrauensperſonen betrieben, die möglichſt an allen Orten 
im Einvernehmen mit den Parteiinſtanzen gewählt werden. 

Der Parteitag bildet die oberſte Vertretung der Partei. Zur Teil⸗ 
nahme an ihm ſind berechtigt: 

1. Die Delegierten der Partei aus den einzelnen Reichstagswahlkreiſen 
mit der Einſchränkung, daß kein Wahlkreis durch mehr als drei 
Perſonen vertreten ſein darf. Inſoweit nicht unter den gewählten 
Vertretern des Wahlkreiſes Frauen ſich befinden, können weibliche 
Vertreter in beſonderen Frauenverſammlungen gewählt werden. 

2. Die Mitglieder der Reichstagsfraktion. 

3. Die Mitglieder des Parteivorſtandes und der Kontrollkommiſſion. 

Die Mitglieder der Reichstagsfraktion haben in allen die parlamentariſche 
und die Mitglieder des Parteivorſtandes in allen die geſchäftliche Leitung der 
Partei betreffenden Fragen nur beratende Stimme. 

Alljährlich findet ein Parteitag ſtatt, der von dem Parteivorſtande 
einzuberufen iſt. 

Zu den Aufgaben des Parteitages gehören: 

1. Entgegennahme der Berichte über die Geſchäftstätigkeit des Partei⸗ 
vorſtandes und der 5 ſowie ber die parla⸗ 
mentariſche Tätigkeit der Reichstagsabgeordneten. 
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2. Die Beſtimmung des Ortes, an welchem der Parteivorftand feinen 
Sitz zu nehmen hat. 

3. Die Wahl des Parteivorſtandes und der Kontrollkommiſſion. 

4. Die Beſchlußfaſſung über die Parteiorganiſation und alle das Partei⸗ 
leben berührenden Fragen. 

5. Die Beſchlußfaſſung über die eingegangenen Anträge. 

Die Zahl der Mitglieder des Pacteivorſtandes wird vom Parteitag 
beſtimmt. Der Parteivorſtand beſteht aus zwei Vorſitzenden, einem Kaſſierer, 
i ee und zwei Beiſitzern, die ſich gegenſeitig zu vertreten be⸗ 
rechtigt ſind. 

Die Wahl der Vorſitzenden, des Kaſſierers und der Schriftführer erfolgt 
durch den Parteitag mittels Stimmzettel in einem Wahlgange und nach 
abſoluter Mehrheit. Hat ein Kandidat die abſolute Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen nicht erhalten, ſo findet Stichwahl zwiſchen den beiden Kandidaten 
ſtatt, auf welche die meiſten Stimmen gefallen ſind. Bei Stimmengleichheit 
ee) de Wahl 1 Beiſitze lat durch die Kontrollkommiſſi 

te er 1 wer erro. ur te Kon ommiſſion. 

Der Parteiworſtand deſorgt dle Parteigeſchäfte und kontrolliert die 
prinzipielle Haltung der Parteiorgane. 

Der Parteivorſtand entſcheidet über Differenzen, die ſich bei der Auf⸗ 
ſtellung von Reichstagskandidaturen zwiſchen der ee eines Wahl⸗ 
kreiſes und dem Bezirksverband bezw. der Landesorganiſation ergeben. 

Zur Kontrollierung des Parteivorſtandes ſowie als Berufungsinſtanz 
über Beſchwerdden gegen den Parteivorſtand wählt der Parteitag eine 
Kontrollkommiſſion von neun Mitgliedern. 

Nachdem ſich immer mehr herausgeſtellt hatte, daß die wachſenden 
Arbeiten der Partei auch in den Bezirken nicht mehr im Nebenamt 
gemacht werden konnten, wenn dieſe Tätigkeit nicht leiden ſollte, ſo ſtellte 
die Partei überall, wo dies nötig erſchien, beſoldete Bezirksſekretäre an. 
Anfangs des Jahres 1907 waren 28 ſolcher Bezirksſekretäre tätig, deren 
Arbeit der Stärkung der Organiſation und der Ausbreitung der Partei- 
preſſe gewidmet war. Die Bezirksſekretäre geben den neugebildeten 
Filialen ihres Bezirks Anleitung in der Führung der Geſchäfte und ſehen 
von Zeit zu Zeit nach dem Rechten. Wegen Anhäufung der Arbeiten 
find auch die meiſten Großſtädte ihrerſeits dazu übergegangen, Partei- 
fefretare für ihre Wahlkreiſe anzuſtellen. Dieſe Neuorganiſation der 
Partei hat die Partei finanziell gekräftigt. Die neuen Aufgaben, die 
nunmehr von der Partei auch in Angriff genommen wurden, erfordern 
auf der anderen Seite auch andauernd größere Geldmittel. Zu Wahl- 
zeiten erhält die Partei neben ihren ordentlichen Einnahmen aus den 
Beiträgen und neben den Ueberſchüſſen ihrer Preßunternehmungen aus 
den Liſtenſammlungen einen Teil der Mittel, die zur Beſtreitung der 
wachſenden Verpflichtungen nötig find. Auch bei großen gewerkſchaft⸗ 
lichen Klaſſenkämpfen, wie z. B. bei dem Bergarbeiterſtreik, der im 
Frühjahr 1905 im Ruhr⸗Revier ausbrach, wurden Sammlungen ein⸗ 
geleitet, die aus Parteikreiſen 277 874,71 Mark ergaben. Für die Opfer 
der ruſſiſchen Gewaltherrſchaft wurden Liſten ausgegeben, auf denen 
bis jetzt über 339 000 Mark eingingen, die zur Unterſtützung der ruſ⸗ 
ſiſchen Genoſſen den ſozialdemokratiſchen Parteien des Zarenreiches zur 
Verfügung geſtellt wurden. Auch für die Dumawahlen wurden den 
ſozialdemokratiſchen Parteien des Zarenreiches 25 000 Mark gegeben. 
An das ſozialiſtiſche internationale Bureau in Brüſſel zahlt die deutſche 
Sozialdemokratie jährlich 2500 Frank. a 

Die ſozialiſtiſche Frauenbewegung hat fic) in den letzten 
Jahren in Deutſchland außerordentlich erfreulich entwickelt. In den 
meiſten deutſchen Einzelſtaaten dürfen die Frauen den ſozialdemokra⸗ 
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tiſchen Vereinen nicht angehören, fie find politiſch vollkommen rechtlos. 
In Preußen dürfen ſie ſeit 3 Jahren in einem Segment wenigſtens den 
Verhandlungen zuhören. Die ſozialdemokratiſchen Frauen betätigen 
ſich meiſt politiſch in öffentlichen Verſammlungen. Ihre Geſchäfte 
beſorgen weibliche Vertrauensperſonen, die alljährlich neu gewählt 
werden. Die Zahl der weiblichen Vertrauensperſonen betrug 1904: 
100, 1905: 190, 1906: 325. Neben den öffentlichen Verſamm⸗ 
lungen werden zur Ausbildung und Belehrung Diskutier- und Leſe⸗ 
abende veranſtaltet. Mit 1. Juli 1904 iſt in Berlin eine beſoldete 
Beamtin als Zentralvertrauensperſon für Deutſchland angeſtellt, Ge⸗ 
noſſin Ottilie Baader, Berlin, Lindenſtraße 3. Mit der Entwickelung 
der Frauenbewegung ſtieg die Zahl der Abonnenten ihres Organs, der 
„Gleichheit“, wie folgt: 1904 11 000, 1905: 23 000, 1906: 46 000, 
1907: 60 000. Die „Gleichheit“ wurde beſſer ausgeſtaltet. Zur Be⸗ 
lehrung der Frauen und zur Förderung der Erziehung der Kinder wird 
abwechſelnd eine Frauen⸗ und eine Kinderbeilage den Nummern der 
„Gleichheit“ beigegeben. Auch die gewerkſchaftliche Arbeiterbewegung 
wurde von der ſozialdemokratiſchen Frauenbewegung in jeder Weiſe 
gefördert. Die Dienſtbotenbewegung, die früher in Deutſchland eine 
ſyſtematiſche Förderung nicht erfahren hatte, breitete ſich bald aus, 
nachdem in Nürnberg ein guter Anfang gemacht war. Endlich wurden 
in einigen Städten Kinderſchutzkommiſſionen niedergeſetzt. 

In den letzten Jahren hat auch die Bewegung der jugendlichen 
Arbeiter in Deutſchland feſten Fuß gefaßt. In Süddeutſchland iſt der 
„jungen Garde“ durch die freiere Vereinsgeſetzgebung ein ausgedehnteres 
Arbeitsfeld gegeben, als in Norddeutſchland. Die „junge Garde“ Süd⸗ 
deutſchlands hat im Anſchluß an den Mannheimer Parteitag eine General⸗ 
verſammlung abgehalten. Der Verband jugendlicher Arbeiter hat ſeinen 
Sitz in Mannheim. Zu der Generalverſammlung waren 81 Genoſſen 
delegiert. Die Generalverſammlung beſchäftigte ſich u. a. mit der Be⸗ 
deutung der Alkoholfrage für die Jugend und mit dem Thema: „Die 
Jugend und der Militarismus.“ Das Organ der jugendlichen Arbeiter: 
„Die junge Garde“ wurde nach dem Geſchäftsbericht damals ſchon in 
4000 Exemplaren geleſen. In Norddeutſchland beſchäftigen ſich die 
Vereine der jugendlichen Arbeiter nicht mit Parteipolitik. Sie müſſen 
ſich auf Bildungsbeſtrebungen beſchränken und auf den Schutz der Lehr⸗ 
linge gegen die beſonders kraſſe Art der Ausbeutung, der viele Lehr⸗ 
linge ausgeſetzt ſind. Trotz der Beſchränkung ihrer Wirkungskreiſe 
blieben die jugendlichen Arbeiter nicht von Verfolgungen frei. In 
Königsberg i. Pr. wurde ein jugendlicher Genoſſe wegen Gründung des 
Lehrlingsvereins zu 6 Wochen und wegen Beleidigung zu 3 Monaten 
Gefängnis verurteilt. Der tuberkulöſe junge Genoſſe wurde, da er nach 
verweigertem Strafaufſchub ſich nicht der Behörde ſtellte, am Weih⸗ 
nachtsabend des Jahres 1906 von der Polizei unter dem Weihnachts- 
baum verhaftet und ins Gefängnis geführt. 

Mit dem Thema „Sozialismus und Volkserziehung“ hat ſich der 
Parteitag in Mannheim beſchäftigt. In der vorgelegten Reſolution 
heißt es u. a.: „Die Partei hat die erzieheriſche Aufgabe der Eltern 
dadurch zu fördern, daß ſie in ihrer Preſſe dem Volksſchulweſen und 
den pädagogiſchen Problemen dauernd die gebührende Aufmerkſamkeit 
ſchenkt und eine geeignete ſozialiſtiſche Kinderliteratur ſchafft.“ 

Und weiter: „Der Sozialdemokratie erwächſt die Aufgabe, in 
ſteigendem Maße für die allſeitige Weiterbildung ihrer Mitglieder zu 
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jorgen, und zwar in erfter Linie für deren theoretiſche Schulung durch 
planmäßige Einführung in die Grundſätze des wiſſenſchaftlichen So⸗ 
zialismus. Als Mittel kommen in Betracht: die Gründung beziehungs⸗ 
weiſe der Ausbau von Arbeiter⸗Bildungsſchulen, die Veranſtaltung von 
ſyſtematiſch gegliederten Vortragskurſen, die Veranſtaltung von Leſe⸗ 
und Diskuſſionsabenden, beziehungsweiſe die Ausgeſtaltung der Zahl- 
abende zu ſolchen; die Verbreitung der Literatur des wiſſenſchaftlichen 
Sozialismus; die Behandlung theoretiſcher Fragen in der Tagespreſſe. 

Innerhalb der Partei iſt der künſtleriſche Sinn zu erwecken und zu 
pflegen durch die Ausſtattung der Feſtſchriften und illuſtrierten Publi⸗ 
kationen; durch die Herausgabe von Meiſterbildern und künſtleriſch 
wertvoller Unterhaltungsliteratur; durch die Veranſtaltung von Kon⸗ 
zerten, Vortragsabenden, gemeinſchaftlichen Muſeumsbeſuchen uſw. 
durch einführende Vorträge und Artikel in der Tagespreſſe; durch eine 
zweckentſprechende Ausgeſtaltung der Feſte. 

Ein Bildungsausſchuß von 7 Mitgliedern, deſſen Vorſitzender als 
beſoldeter Geſchäftsführer mit dem Sitz in Berlin fungiert, dient als 
Zentralſtelle für die Bildungsbeſtrebungen. Er ſtellt organiſch auf⸗ 
gebaute Programme für Vorträge und Vortragskurſe und die dazu 
gehörigen Literaturnachweiſe zuſammen, erteilt Ratſchläge für belehrende 
und künſtleriſche Veranſtaltungen, vermittelt redneriſche und künſtleriſche 
Kräfte und ſucht auf andere geeignete Weiſe ſeiner Aufgabe gerecht zu 
werden. Der Ausſchuß wird alljährlich von dem Parteivorſtand und 
der Kontrollkommiſſion gewählt. Die Koſten für die Geſchäftsführung, 
die der Kontrolle des Parteivorſtandes unterſteht, trägt die Partei. 
Maßnahmen des Bildungsausſchuſſes, die finanzielle Anforderungen an 
die Partei ſtellen, unterliegen der Genehmigung des Parteivorſtandes. 

Die Sozialdemokratie erachtet es als eine ebenſo dringliche wie 
bedeutſame Pflicht, die aus der Schule entlaſſene proletariſche Jugend 
mit der Weltanſchauung des Sozialismus zu erfüllen und für die aktive, 
e Anteilnahme am proletariſchen Emanzipationskampf vor- 
zubereiten. 

Die Beſtrebungen zur ſozialiſtiſchen Erziehung der ſchulentwachſenen 
Jugend erhalten einen feſten geiſtigen Mittelpunkt durch ein eigenes 
periodiſches Organ, das methodiſch in die Theorien des wiſſenſchaftlichen 
Sozialismus einführt und neben der allgemeinen geiſtigen Ent⸗ 
wickelung die Charakterbildung fördert.“ a . 
sit ar Bildungsausſchuß hat fid) im September 1906 in Berlin fon- 

ituiert. 
ö Im Herbſt 1906 wurde in Berlin zur Ausbildung von Redakteuren 
und Parteifunktionären eine Parteiſchule eröffnet. Die Teilnehmer 
wurden von den Provinzialorganiſationen vorgeſchlagen. Aus der Vor⸗ 
ſchlagsliſte wurden 30 Genoſſen und eine Genoſſin ausgewählt. Den 
Schülern wird von der Partei der Unterhalt und, ſoweit ſie verheiratet 
ſind, auch Familienunterſtützung gezahlt. Der Kurſus iſt auf ein halbes 
Jahr berechnet. Der erſte Kurſus erlitt eine Unterbrechung, weil 
der Reichstag am 13. Dezember aufgelöſt wurde. Nun mußten 
Lehrer und Schüler hinaus in den Kampf. Am 7. Februar, 2 Tage nach 
den Stichwahlen, nahm die Parteiſchule ihre Tätigkeit wieder auf. Der 
Unterricht dauert täglich fünf Stunden. Nachmittags finden zwei Ar⸗ 
beitsſtunden ſtatt. Der Sonnabendnachmittag bleibt frei. Schulfächer 
find: 1. Arbeiterrecht, Sozialgeſetzgebung, Geſinderecht, Verfaſſung. 
2. Mündlicher und ſchriftlicher Gedankenaustauſch, Zeitungstechnik. 
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3. Wirtſchaftsgeſchichte, Nationalökonomie. 4. Strafrecht, Strafprozeß, 
Strafvollzug. 5. Hiſtoriſcher Materialismus, ſoziale Theorien. 6. Ge⸗ 
ſchichte der politiſchen Parteien. 7. Gewerkſchaftsweſen, Genoſſenſchafts⸗ 
weſen und Kommunalpolitik. Es darf heute ſchon geſagt werden, daß 
Lehrer und Schüler eine Arbeitsfreude beſitzen, die zu den beſten Hoff⸗ 
nungen für die Zukunft berechtigt. 

Zur beſſeren Ausrüſtung der redneriſch befähigten Genoſſen 
gibt der Parteivorſtand ſeit dem 1. Juli 1906 eine „Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei⸗Correſpondenz“ heraus, die an 2500 
agitatoriſch tätige Parteigenoſſen unentgeltlich geliefert wird. In dieſer 
Correſpondenz werden die Angriffe der Gegner widerlegt und alte und 
neue Verleumdungen, welche die Gegner wider ſozialdemokratiſche Per⸗ 
ſonen und Korporationen ausſtreuen, aktenmäßig richtig geſtellt. Die 
ſozialdemokratiſche Waffenkammer lieferte für die ſpezielle Agitation, 
z. B. aus Anlaß der Wahlrechtsbewegungen, der preußiſchen Schul⸗ 
verpfaffungsvorlage, in beſonderen Broſchüren Material. Es wurde 
ferner eine Serie ſozialdemokratiſcher Agitationsbroſchüren heraus⸗ 
gegeben, die Material gegen den Klaſſenſtaat in großer Fülle enthalten. 
Auch eine Serie kommunalpolitiſcher Broſchüren und eine Arbeiter⸗ 
geſundheitsbibliothek gab der Vorwärtsverlag heraus, neben einer großen 
Anzahl Einzelerſcheinungen. Der Umſatz der Vorwärts ⸗Buch⸗ 
handlung betrug 1903: 246 000 Mark, 1904: 347 000 Mark, 1905: 
466 827 Mark, 1906: 440 283 Mark. Der Dietzſche Parteiverlag fuhr 
in der Herausgabe der „Internationalen Bibliothek“ fort und lieferte 
zur theoretiſchen Durchbildung der Genoſſen eine Serie neuer wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Werke des Sozialismus. Der Abonnentenſtand der „Neuen 
Zeit“, des wiſſenſchaftlichen Organs der deutſchen Sozialdemokratie, 
iſt auf 7600 geſtiegen. Eine überaus erfreuliche Entwickelung, die be⸗ 
zeugt, wie rege der Drang nach theoretiſcher Durchbildung in der Partei 
wuchs. Es wird Sorge getragen, daß beſonders auf dieſem Gebiete 
weiter eine eifrige Propaganda getrieben wird. Trotz guter Fort⸗ 
ſchritte ſind wir noch lange nicht mit dem Stande der theoretiſchen Durch⸗ 
bildung der organiſierten Genoſſen zufrieden. Nach dem auf dem 
Mannheimer Parteitag gegebenen Berichten hatte die ſozialdemokratiſche 
Preſſe damals 837 790 Abonnenten, während 400 000 Genoſſen ein⸗ 
geſchriebene Mitglieder der politiſchen Organiſationen waren. Die Zahl 
der Abonnenten und der politiſchen Organiſationen hat ſich ſchon vor, 
vor allem aber während und nach der Reichstagswahl außerordentlich 
ſtark vermehrt. Die Parteidruckereien haben den Achtſtundentag durch⸗ 
geführt und auch ſonſt beſſere Arbeitsbedingungen als ſelbſt die an⸗ 
ſtändigſten bürgerlichen Druckbetriebe. Es erſcheinen in Deutſchland 
außer der wiſſenſchaftlichen Wochen⸗Revue „Neue Zeit“ anfangs 1907 
insgeſamt 77 ſozialdemokratiſche Zeitungen, davon 65 täglich, 1 wöchent⸗ 
lich 2mal, 6 wöchentlich imal, 2 vierzehntägig, 3 monatlich einmal. 
Außerdem wird die „Neue Welt“ als Unterhaltungsblatt in 400 000 
Exemplaren gedruckt und einer Anzahl Parteiblätter beigelegt. Ferner 
erſcheinen 2 Witzblätter, davon der „Wahre Jakob“ in einer Auflage von 
zurzeit 227 000 Exemplaren. Zur Agitation unter den polniſchen 
Arbeitern wurde in Kattowitz von der ſozialdemokratiſchen Partei ein 
täglich erſcheinendes Organ gegründet. 
Mit den polniſchen Genoſſen beſtanden lange Jahre Differenzen 
über das Verhältnis der polniſchen zur deutſchen Partei. Dieſe Diffe⸗ 
renzen über die Organiſationsform ſind beigelegt. Die Einigung er⸗ 
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folgte auf folgender von dem deutſchen Parteitag und dem Parteitag 
der P. P. S. in Kattowitz genehmigter Grundlage: 

a) Organiſation. Die polniſchen Sozialdemokraten im Deutſchen 
Reiche bilden eine ſelbſtändige Organiſation, deren Aufgabe darin beſteht, die 
Agitation und Organiſation unter der polniſchen Bevölkerung Deutſchlands 
zu betreiben. Die polniſche Organiſation iſt ein Beſtandteil der Geſamtpartei 
Deutſchlands, fie erkennt ausdrücklich das Programm der ſozialdemokratiſchen 
Partei Deutſchlands an, desgleichen die Parteiinſtanzen der deutſchen Partei, 
einſchließlich des deutſchen Parteitages als oberſte Parteiinſtanz. Die Dele⸗ 
gation zum deutſchen Parteitage erfolgt nach den Vorſchriften des deutſchen 
„ Die Sektionsbildung innerhalb der einzelnen Partei⸗ 
orte iſt zuläſſig. 

b pl fe. Die in polniſcher Sprache erſcheinenden Blätter unterftehen 
der Kontrolle des Vorftandes und des Parteitages der polniſchen Organiſation. 
Das dem deutſchen Parteivorſtande zuſtehende Recht der Kontrolle über die 
prinzipielle Haltung der Parteipreſſe — § 23 des Organiſationsſtatuts — 
bleibt unberührt. Die in Kattowitz erſcheinende „Gazeta Robotnicza“ iſt 
offizielles Organ für alle im Deutſchen Reiche wohnhaften polniſchen Ge⸗ 
noſſen. Zur Ausübung der ſtändigen Kontrolle ſowohl der Redaktion wie der 
Geſchäfts ‘fon wird eine Preßkommiſſion etngejebt Ein Mitglied der 
Preßkommiſſion wird vom deutſchen Parteivorſtand ernannt. 

Die Aufſtellung der Reichstagskandidaturen wird auf einer Konferenz des 
Wahlkreiſes vollzogen, die von den organiſierten Genoſſen des Wahlkreiſes 
oder deren Delegierten gebildet wird. Verſtändigen ſich die Genoſſen eines 
Wahlkreiſes nicht über die Kandidatur, ſo haben der Vorſtand der polniſchen 

teiorganiſation und der Vorſtand der Geſamtpartei eine Verſtändigung 
herbeizuführen. 

Die agitatoriſche und organiſatoriſche Tätigkeit der Partei wurde 
von den Behörden in jeder Weiſe bekämpft, der Ausbreitung der 
politiſchen und gewerkſchaftlichen Bewegung jede mögliche Schwierigkeit 
bereitet und jede Gelegenheit geſucht, um uns mit den Paragraphen 
der Geſetze und Verordnungen Ungelegenheiten zu bereiten. Ungelegen⸗ 
heiten, die den einzelnen oft ſehr ſchwer trafen. Das Strafregiſter der 
deutſchen klaſſenbewußten Arbeiter weiſt für die letzten Berichtsjahre 
folgende Verurteilungen auf: 

1904: 43 Jahre 2 Monate Gefängnis, 21 552 Mark Geldſtrafe. 

1905: 2 Jahre 3 Monate Zuchthaus, 65 Jahre 7 Monate 2 Wochen 

Gefängnis, 15 400 Mark Geldſtrafe. 

1906: 2 Jahre 4 Monate Zuchthaus, 66 Jahre 1 Monat Gefängnis, 

24 861 Mark Geldſtrafe. 

Die hohen Strafen wegen Preßvergehen und Streikvergehen ſind 
zum Teil das Reſultat der Prozeſſe nach den Wahlrechtsdemonſtrationen, 
der Aufruhrprozeſſe, die ſich an Maſſenausſperrungen, z. B. in Nürnberg 
und Breslau, anſchloſſen, der Prozeſſe von internationaler Be⸗ 
deutung, wie z. B. der Königsberger Prozeß. In den Städten, 
in denen die Juſtiz beſonders ſcharf gegen uns vorging, wie z. B. 
Leipzig, Breslau (wo am 19. April 1906 dem friedlich in einem 
Hausflur ſtehenden Arbeiter Biewald von einem Polizeibeamten die 
Hand abgehackt wurde, ohne daß der Handabhacker zu ermitteln war), 
Magdeburg uſw., hat unſere Parteipreſſe und unſere Organiſation be⸗ 
ſonders ſtarke Fortſchritte gemacht. Solche Urteile treffen den ein- 
zelnen Kämpfer ſchwer, aber ſie fördern die Organiſation, ſie agitieren 
für uns und tragen dazu bei, die Partei zu kräftigen in ihren Kämpfen, 
die nicht ruhen werden, bis die Klaſſenherrſchaft von dem ſiegreichen 
Sozialismus abgelöſt iſt. 
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| Bericht N 
der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands 
über den Stand der Gewerkſchaftsbewegung in Deutſchland. 


Die Ueberſicht, die wir über die Entwickelung der Gewerkſchafts⸗ 
bewegung in Deutſchland geben, kann den geſchichtlichen Rückblick aus⸗ 
ſcheiden, weil ſchon frühere Berichte an die internationalen Kongreſſe 
darüber eingehende Abhandlungen enthielten. 

Wir können uns um ſo kürzer in unſerer Darſtellung faſſen, als vom 
internationalen Sekretär der Gewerkſchaften jährlich zuſammenfaſſende 
Berichte über die Gewerkſchaftsbewegung veröffentlicht werden, die, da 
ſie auch in franzöſiſchem und engliſchem Text erſcheinen, eine ſehr aus— 
gedehnte Verbreitung finden. 

Die Gewerkſchaften in Deutſchland zeigen in ihrer Organiſations— 
form kein einheitliches Gebilde. Die Organiſationen teilen ſich in drei 
große Gruppen, die in der Hauptſache nur die induſtrielle Arbeiterſchaft 
umfaſſen. Die ländliche Arbeiterſchaft iſt von der gewerkſchaftlichen 
Organiſation faſt unberührt geblieben. Es liegt das an den für dieſe 
Arbeitergruppe außerordentlich ungünſtigen Rechtsverhältniſſen, in den 
meiſten Bundesſtaaten in Deutſchland iſt den landwirtſchaftlichen Ar— 
beitern das Recht der Koalition nicht gegeben und die Beteiligung an 
Vereinen oder Bewegungen, die gemeinſam die Arbeiter zur Arbeitsein— 
ſtellung oder Lohnforderungen führen wollen, unter Strafe geſtellt. 
Nicht minder ſchwierig geſtaltet ſich die Organiſation der ländlichen Ar— 
beiter bei dem großen Einfluß, den der Großgrundbeſitz in der Politik 
und Verwaltung beſitzt; Geſetz und Recht finden dabei weniger Beachtung 
als die wirtſchaftlichen Intereſſen dieſer politiſch protegierten Kaſte. 
Den ländlichen Arbeitern iſt es bei ihrer außerordentlich kümmerlichen 
Entlohnung, der ſtarken Abhängigkeit vom Arbeitgeber, ihren feſten auf 
längere Zeit lautenden kontraktlichen Verpflichtungen außerordentlich 
erſchwert, politiſche oder wirtſchaftliche Zwecke offen zu verfolgen, die 
im Gegenſatz zu den Intereſſen des landwirtſchaftlichen Beſitzers, bejon- 
ders des Großgrundbeſitzers, ſtehen. Indes werden in nächſter Zeit reger 
die Bemühungen einſetzen, um auch dieſer ſo elend geſtellten Arbeiter— 
kategorie durch gewerkſchaftliche Organiſation helfend zur Seite zu ſtehen. 

Ueber die Mitgliederzahl der einzelnen Gruppen der gewerkſchaft⸗ 
lichen Organiſationen gibt folgende Tabelle eine Ueberſicht: 

Die Entwickelung der Zentralverbände, H.⸗D.⸗Gewerkvereine und Chriſtlichen 
Gewerkſchaften von 1900 — 1906. 


Mitgliederzahl der 


bei 215 


Zentral⸗ H. ⸗D. Chriſtlichen 

Jahr ver⸗ Gewerk⸗ Gewerk⸗ 

bände vereine ſchaften 

1900 . 91661 159770 

1901 . 96765 160772 

1902. 102851 179799 

1903 . > 110215 192607 

1904 . 111889 207484 

1905 . 117097 265032 
1906 * ” 


Internationaler Bericht. 


hriſtlichen Gewertſchaften 
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Die freien Gewerkſchaften. 

Die größte Gruppe der Gewerkſchaftsorganiſationen umfaſſen die 
freien Gewerkſchaften, die eine einheitliche, gleichmäßige Organiſation 
über ganz | Deutſchland bilden. Die 65 Verbände, die die letzte Statiſtik 
aus dem Jahre 1906 aufweiſt, haben eine Zentralverwaltung, d. h. es 
wird die Organiſation von einer Zentralſtelle, dem Zentralvorſtand, ge- 
leitet. Jeder dieſer Verbände hat je nach der Ausbreitung des Berufes 
örtliche Verwaltungsſtellen, die in enger Beziehung zum Zentralvorſtand 
ſtehen. Von den Einnahmen darf nur ein beſtimmter Teil für örtliche 
Zwecke verwendet werden, während die Haupteinnahmen in die Zentral- 
kaſſe fließen, aus der die Koſten für Streiks und für Unterſtützungs⸗ 
zwecke beſtritten werden. In den Städten, wo mehrere Gewerkſchaften 
örtliche Verwaltungsſtellen haben, iſt in der Regel ein Gewerkſchafts⸗ 
kartell gebildet, das den loſen Zuſammenſchluß der örtlichen Verwal⸗ 
tungen herbeiführt. Dieſen gliedern ſich in den größeren Orten Ar- 
beiterſekretariate an, die eine unentgeltliche Rechtsauskunftsſtelle für 
die Arbeiter bilden. 

Die Zentralverbände treten alle drei Jahre zu einem allgemeinen 
Gewerkſchaftskongreß zuſammen, der von der Generalkommiſſion der 
Gewerkſchaften Deutſchlands einberufen wird. Die Generalkommiſſion 
der Gewerkſchaften wird auf dieſem Kongreß gewählt und erhält hier 
die Direktive für ihre Tätigkeit; ſie bildet mithin die Vertretung der 
freien Gewerkſchaften. 

Zu den Aufgaben der Generalkommiſſion gehört u. a.: die gewerk 
ſchaftliche Organiſation namentlich in den Gegenden und Induſtrien, 
deren Arbeiter nicht oder nicht genügend organiſiert ſind, zu fördern; 
die von den Gewerkſchaften aufgenommenen Statiſtiken zu bearbeiten, 
ſowie das ſonſtige in den amtlichen Publikationen vorhandene Material, 
ſoweit es für die Gewerkſchaftsbewegung von Bedeutung iſt, zu fam- 
meln und nutzbar zu machen. Zur Publikation dient das „Correſpon⸗ 
denzblatt“, das wöchentlich in einer Auflage von 23 000 Exemplaren 
herausgegeben und unentgeltlich den in der Verwaltung tätigen Per⸗ 
ſonen zugeſtellt wird. Ferner tft der Generalkommſſion das Zentral- 
Arbeiterſekretariat angegliedert, dem die Aufgabe zufällt, die von den 
übrigen Landesſekretariaten geführten Streitſachen auf dem Gebiete 
der Arbeiterverſicherung vor dem Reichsverſicherungsamt zu vertreten. 

Die Ausdehnung der Gewerkſchaften erforderte in den letzten 
Jahren die Anſtellung einer immer größeren Zahl beſoldeter Beamten, 
für deren ſyſtematiſche Ausbildung ein reges Bedürfnis entſtand. Der 
Gewerkſchaftskongreß in Köln, der im Jahre 1905 tagte, erteilte deshalb 
der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften den Auftrag, Unterrichts- 
. für die Angeſtellten der Gewerkſchaften zu veranſtalten. 

Dieſe Unterrichtskurſe ſind im vorigen Jahre eingeführt, ſie um⸗ 
faffen einen Zeitraum von 5 Wochen; während dieſer Zeit find die An- 
geſtellten von der Tötigkeit für den Verband entbunden, um ungeſtört 
an den Vorträgen teilnehmen zu können. 

Als Thema für dieſe Kurſe ſind folgende Bade e 

Der Arbeiterſchutz, Nationalökonomie, Statiſtik, Strafrecht, Syn⸗ 
dykate und Kartelle, die Gewerkſchaften im Ausland, Geſchichte der Ge⸗ 
werkſchaftsbewegung, der Arbeitsvertrag, die Arbeiterverſicherung, 
Bankweſen und Geldverkehr, gewerkſchaftliche Literatur. An dieſen 
Kurſen nehmen bis zu 50 Perſonen teil und find bisher vier Kurſe ab- 
gehalten worden, die ein recht befriedigendes Ergebnis geen 
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In den freien Gewerkſchaften machte ſich in den letzten Jahren eine 
ſtark hervortretende Tendenz zum Zuſammenſchluß in große Induſtrie⸗ 
verbände bemerkbar. Eine Anzahl kleiner Organifationen, die die Ar- 
beiter beſonderer Spezialberufe organifierte, haben fid) aufgelöſt und 
den Anſchluß an größere die geſamte Induſtrie umfoffende Verbände 
vollzogen. Einen Ueberblick über den Fortſchritt der freien Gewerk⸗ 
ſchaften ſowohl in der Mitgliederzahl als ihren finanziellen Leiſtungen 
bietet die folgende Tabelle: 


Die Entwicklung der freien Gewerkſchaften von 1891—1906. 


Mitgliederzahl im 


f Einnahmen Ausgaben Ver⸗ 
Jahr Jahresdurchſchnitt 5 8 mögens⸗ 
x ; ; beſtand 
bände |; davon Jin Ver⸗ in Ver⸗ 
insgeſamt deibliche bänden Ml. bänden Mk. Mk. 


18911 62 277 659 — 49 1116588] 47 1 606 534 425 845 
1892} 56 237 094 4 355 46 2031 922 | 50 1 786 271 646 415 
1893| 51 223 530 5 384 44 2 246 366 | 44 2 036 025 800 579 
1894 | 54 246 494 5 251 41 2685 564 | 44 2 135 606 | 1319295 
1895 | 58 259 175 6 697 47 3036 803 | 48 2488015 | 1640437 
1896 | 51 329 230 | 15 265 49 3 616444 | 50 3323713 | 2323 678 
1897 56 412359 | 14644 51 4083 696 | 52 3 542 807 | 2951 425 
1898| 57 493 742 | 13481 67 5 508 667 | 57 4279726 | 4373 313 
1899 | 55 580473 19 280 55 7 687 154 55 6 450 876 | 5 577 547 
1900 58 680 427 22844 58 9454075 | 58 8 088 021 | 7745 902 
1901 | 57 677510 23 699 56 9 722 720 56 8967168 | 8 798 333 
1902 60 733206 28 218 60 | 11097744} 60 | 10005528 | 10 253 559 
1903 | 63 887 698 40 666 68 | 16419991} 63 | 13724336 | 12 973 726 
1904 | 63 1052 108 48604 68 | 20190630} 63 | 177383756 16 109 903 
1905| 64 1344 803 74411 64 | 27812257 | 64 25 024 234 | 19 635 850 
1906 | 65 (1689 470 118808 65 | 41599851] 65 | 36970757 25 307 732 


Zu einem guten Teil dürfte der lebhafte Aufſchwung der Organt- 
jationen auf die günſtige Wirtſchaftskonjunktur der letzten Jahre zurück⸗ 
zuführen ſein, die eine etwas freiere Bewegung der Arbeiter ermög⸗ 
lichte. Die Unternehmer konnten ſich bei allen Machtgelüſten, die Orga⸗ 
niſationen der Arbeiter zu unterdrücken, doch nicht dem Einfluß der Ge⸗ 
werkſchaften entziehen und mußten Konzeſſionen machen, die in den 
Zeiten eines wirtſchaftlichen Niederganges ſicherlich ſchwer abgerungen 
wäre. Natürlich bieten auch die Organiſationen bei ihrer Größe an 
und für ſich eine belebende Tendenz des Fortſchrittes. Dieſe Erſtarkung 
der Gewerkſchaftsbewegung in Deutſchland kündet ſich auch durch die 
außerordentlich geſteigerten finanziellen Leiſtungen der Organifa- 
tionen an. 

Der Höhe der Beitragsleiſtung entſprechend ſind natürlich auch die 
Ausgaben geſtiegen, wie die voraufgegangene Tabelle es veranſchaulicht. 
Unter den Ausgaben nehmen neben der Streikunterſtützung die 
Kranken⸗, Reiſe⸗, Arbeitsloſen⸗ und Invalidenunterſtützung einen 
großen Teil der Einnahmen in Anſpruch. Wie ſich die Verwendung der 
von den Gewerkſchaften aufgebrachten Mittel für Unterſtützungszwecke 
ſeit dem Jahre 1891 geſtaltet hat, darüber enthält nachfolgende Tabelle 
eine eingehende Darſtellung: 

ge 


kommiſſion ge 
und 1897 4 Verbände. 


432 
Es eee die Gewerkſchaften für 


1891 9 Verbände, 5, 1896 
Erſt vom Jahre 1898 ab haben alle Verbände Angaben für die Statiſtik beach, 


ee 


1892 4, 1893 8 


1894 6, 1895 


= 2 12 co 2 — =) 
ES jase), 2} $5 8 5 3 23 8 | „5 
Al = E38 52 | 58 | 22 558585] 5 | BF 
» 2 : ; 2 80 Pe = 
E 2 See 88 8 2 gE 5 5 8 * 2 = OB 
5 S| 5|85 3 33 29842 E 
Ml. Ml. Mk.. Mt. m Mt. Mk. Mk. Mk. 
1891 10848 14737 144338 „64290 *— * *_ 284208 1 1037789 
1892 9705 286964 382607 357087 — 21972 25284 1033619 44943 
1898 12542 28881) 828748; 220926 804648) * 417621 936957 65856 
1804 12002 14630 350455 289750! 425489 *— 41744 | 1084970 188980 
1895 15871 40307 302603] 196912 454114 *— 42080 | 1051887 253589 
1896 18849 37346 310000) 2432011 480088) 57947 5388711150718 844372 
1897 30147 80973) 289036 260816 454494 68088 64906] 1197960 881758 
1898 43378 39978 283267 275404 491634 79587 784191 1291667] 1078290 
1899 54752] 55435 313391 304677 652825 91524 1314841604088 2121918 
1900 68486 97092 461028 501078 656026 113530 205459 2102699 2625642 
1901 89705) 198173 607127 1288197 772587 130941 194668 3231898 | 1878792 
1902 93485 250661 709778] 1593022 793878 154398 250129 |] 8845351 1930329 
1903150721 250310 613870 1270058 944059 189442 301961 1 3720416 | 4529672 
1904 | 206782) 536209 646821 1599424 1416935 2136260 621709 5241506] 5869519 
1905811239 486765 712820 1991924 1920639 273960 800355 6497702] 9674094 
1906 | 342226) 795178 758222 2653296 3281353 351441 1181282 | 9862998 | 18748353 


* Bis zum Jahre 1897 haben ſtets 1 Verbände keinen Bericht für die San an die 8 
ee Es fehlten in der Statiftif 


doch waren dieſe bei Ser Organiſationen noch mehrere Jahre unzureichend, fo daß ſich die tatſächlich 
für Unterſtützung uſw. verausgabten Summen weſentlich höher ſtellen, als in der Statiſtik angegeben iſt. 


Die Kranken- und Invalidenunterſtützung kann in den deutſchen 


Gewerkſchaften nicht in dem Umfange gepflegt werden, als es die 
engliſchen Gewerkſchaften betreiben, da wir in Deutſchland für dieſe 
Verſicherungszweige die ſtaatliche Zwangsverſicherung der Arbeiter in 
beſonderen Kaſſen haben. Wenn trotzdem die Gewerkſchaft auf dieſe 
Unterſtützungszweige nicht verzichtet, ſo geſchieht es im weſentlichen des⸗ 
halb, weil dieſe Zwangskaſſen ſo niedrige Unterſtützungen bieten, daß 
eine Ergänzung dieſer Beträge durch die Gewerkſchaften von den Arbei⸗ 
tern ſehr gerne entgegengenommen wird. 


Streiks und Lohnbewegungen. 


Ueber die Lohnbewegungen der deutſchen Gewerkſchaften kann nur 
bis Ende des Jahres 1905 ein Ueberblick gegeben werden, da bei Fertig⸗ 
ſtellung des Berichtes die Ergebniſſe für 1906 noch nicht bearbeitet 
waren. Die Lohnbewegungen haben in Deutſchland in den letzten drei 
Jahren außerordentlich zugenommen. 

Mit der Erſtarkung der Gewerkſchaften und ihren Beſtrebungen, 
die Lebenshaltung der Arbeiter zu beſſern, iſt auf der anderen Seite die 
Organiſation der Unternehmer nicht minder angefacht. Infolgedeſſen 
haben Lohnforderungen der Arbeiter nicht ſelten Ausſperrungen durch 
die Unternehmerorganiſation zur Folge. Dieſe Ausſperrungen be⸗ 
ſchränken ſich nicht immer auf den Ort des Streiks, ſondern ergreifen 
den geſamten Beruf, oder es erfolgt auf die Lohnforderung der Arbeiter 
eines Berufes als Antwort der Unternehmer die Ausſperrung der Ar⸗ 
beiter verwandter Induſtriezweige. Die Arbeiter haben deshalb mit 
einem organifierten, mächtigen Widerſtand beſonders in der Grof- 
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indufttie zu rechnen. Dabei ftellt ſich die: Juſtiz und die Verwaltungs⸗ 
behörde faſt regelmäßig in den Dienſt der Unternehmer. 5 
. Die Rechtslage iſt für die Arbeiter bei der Inſzenierung und Fort⸗ 
führung von Streiks eine außerordentlich ungünſtige. So bedroht der 
§ 153 der Gewerbeordnung diejenigen mit Gefängnis bis zu 3 Monaten, 
die durch Ehrverletzung, körperlichen Zwang, Drohung oder Verrufs⸗ 
erklärung Arbeiter zur Teilnahme an Streiks zu beſtimmen ſuchen. 
Dieſes Geſetz hat vielfach die Auslegung erfahren, daß ſchon die harm⸗ 
loſeſten Redewendungen gegen einen Streikbrecher als eine Ehr⸗ 
verletzung von deutſchen Richtern angeſehen werden. So genügte es, daß 
ein Streikender zu einem Streikbrecher die Bemerkung machte, er ſolle 
ſich ſchämen, als Streikbrecher tätig zu ſein, um ihn der Ehrverletzung 
für ſchuldig zu erklären und mit Strafe zu belegen. Es iſt vorge⸗ 
kommen, daß Gerichte ſtreikende Arbeiter verurteilt haben, die neben 
einem Streikbrecher einhergingen, um feſtzuſtellen, wo er in Arbeit tritt. 
Das Gericht erblickte in dieſem Vorgang eine Bedrohung der Streikbrecher. 
Einen noch größeren Ruhm hat ſich der höchſte Gerichtshof in 
Deutſchland mit der Auslegung des Strafgeſetzbuches über das Ver⸗ 
gehen der Erpreſſung erworben. Unter Erpreſſung verſteht das Straf⸗ 
eeſetzbuch ein Vergehen, deſſen ſich derjenige zuſchulden kommen läßt. 
der durch Gewalt oder Drohung ſich oder anderen einen widerrecht⸗ 
lichen Vermögensvorteil erzwingen will. Aus dieſer Beſtimmung hat 
man bei Streiks das juriſtiſche Kunſtſtück fertig gebracht, Arbeiter wegen 
Erpreſſung zu verurteilen, die einem Unternehmer ankündigten, wenn 
er die Forderungen der Arbeiter nicht bewillige, würden die Arbeiter 
in den Streik eintreten. Ein Verſuch der Arbeiter, dieſe gleiche Aus⸗ 
legung auch gegen die Unternehmer in Anwendung zu bringen, wenn 
ſie eine Ausſperrung den Arbeitern androhen, mißlang. Hier wurde 
die Drohung ſeitens der Gerichte nicht als Erpreſſung angeſehen. Nicht 
minder eifrig hat die deutſche Rechtsſprechung in bezug auf den Boykott 
verſucht, die Anwendung dieſes Kampfmittels, wenn es von Arbeitern 
benutzt wurde, zu erſchweren. So wird die Verkündung des Boykotts 
von verſchiedenen Gerichten als grober Unfug angeſehen, ein Vergehen, 
das nach dem Strafgeſetzbuch mit Strafe bedroht wird. Unberührt 
von dieſer Rechtsſprechung iſt bisher der Boykott geblieben, den die 
Militärbehörden gegen Gaſtwirte oder Unternehmerorganiſationen gegen 
mißliebige Fabrikanten verhängen. In einigen Fällen ſind auch Ver⸗ 
ſuche, aus dem Boykott eine Geſchäftsſchädigung zu konſtruieren, geglückt 
und die Leiter der Gewerkſchaften zur Zahlung von Entſchädigungs⸗ 
beträgen verurteilt. Abgeſehen von vielen kleinlichen Widerwärtigkeiten, 
mit denen die Gewerkſchaften in ihren Lohnkämpfen zu rechnen haben, 
ergeben die hier angeführten wohl den Nachweis, wie ſchwierig die 
Stellung der Arbeiter in Deutſchland iſt, um erfolgreich Lohnkämpfe 
durchzuführen. Natürlich haben alle dieſe Mittel die Widerſtands⸗ 
fähigkeit der Arbeiter nicht erlahmen laſſen, vielmehr dürfen wir der 
deutſchen „Rechtſprechung“ das Verdienſt nicht vorenthalten, daß ſie 
in den Grenzen ihres Könnens mit dazu beitrug, die Arbeiter für 
gewerkſchaftliche Kämpfe anzuſtacheln, denn dieſe Rechtsſprechung hat 
in der deutſchen Arbeiterſchaft keine Einſchüchterung, ſondern eine ſehr 
berechtigte Erbitterung hervorgerufen; auch in den Gleichgültigen wird 
das Gefühl rege, hier wird das Intereſſe deiner Klaſſe, der Arbeiter⸗ 
klaſſe, getroffen, es wird dir der Platz in der gewerkſchaftlichen Organi⸗ 
ſation mit den kräftigſten Mitteln, die die Agitation zur Verfügung 
hat, angewieſen. | 
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Die deutſchen Arbeiter mußten in den Lohnkämpfen in dieſem 
und dem vorigen Jahre vor allem verſuchen in der Lebenshaltung 
der Arbeiter den Ausgleich herbeizuführen, der durch die Zollgeſetz⸗ 
gebung und die Preistreibereien der Syndikate und Kartelle nötig 
wurde. Ein Geſamtbild über Umfang und Ergebniſſe der Streiks 
gibt die folgende Tabelle: 


Zahl, Umfang, Roften und Refultat der Streiks und Ausſperrungen von 1890-1905. 


Reſultat dieſer Streiks 
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893 104 48,2 23,625 
217 121044.10 25,8 25, 
237 2 30036,8 23,6082, 
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29603 29043,6 19,586, 

359 426 49,4 19,0 28,5 

349 32 55,7 20,1 22,1 
10 933 721 477 43 53,6 23,5 21.0 


11 442 1 410 602 40 658 199 | 11 026 5418 2466 2828 


Außerdem: 1 2 Maiausſperrungen. 2 2 Maiausſperrungen und 2 Betriebsaufgaben. * 12 Mai: 
ausſperrungen und 2 Betriebsaufgaben. * 4 Maiausſperrungen. 


Die hohe Ziffer der Streiks aus dem Jahre 1905 entſteht durch 
den großen Streik der Bergarbeiter, an dem allein 215 000 Bergarbeiter 
beteiligt waren. 

Teilt man die Streiks in Angriffs⸗ und Abwehrſtreiks, wie es 
die Erhebungen der Generalkommiſſion ſeit dem Jahre 1900 getan 
haben, ſo ergibt ſich als Reſultat der Streiks folgende Aufſtellung: 
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Welchen Einfluß die Unternehmerorganiſationen auf die Lohn⸗ 
kämpfe ausüben, darüber gibt die folgende Zuſammenſtellung der Aus⸗ 
fperrungen vom Jahre 1900—1905 einen Ueberblick: 


Die Ausſperrungen von 1900 — 1905. 
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Außerdem: 12 e 2 2 Maiausſperrungen. ® 12 Maiausſperrungen. Darunter 
11 Ausſperrungen, an denen 2 en Organiſationen beteiligt waren. 5 4 Maiausſperrungen. Am 
1. Januar 1901 waren 30 noch nicht beendet, doch find 26, die in den erſten Tagen 1904 endeten, als 
eſchloſſen in der Statiſtit geführt. 7 Mit Ausnahme der 1 e der Maurer, die nicht beſonders 
ewieſen ijt. ® Darunter 20 Ausſperrungen, an denen mehrere Organiſationen beteiligt waren ? 
1 Ver waren 13 noch nicht beendet, davon iſt eine, die im Januar 1905 endete, als abgeſchloſſen 
in der Statiſtik geführt. 


Die Erfolge der Lohnbewegungen einſchließlich eng ohne 
Arbeitseinſtellung berechnet die letzte Statiſtik vom Jahre 1905 wie 
folgt: In dieſem Jahre hatten die Arbeiter 5659 Forderungen geſtellt, 
davon wurden 2886 durch Verhandlungen ohne Streik erledigt. Als 
Ergebnis kann nach Abſchluß der Bewegungen bezeichnet werden, daß 
von den 5659 Bewegungen 4775, d. h. 84 Proz., erfolgreich waren. Im 
einzelnen ergibt ſich folgendes: | | 

Es erzielten: | 

EBENE ee 186 363 Beteiligte 696259 Stunden pro 

oche. 

Lohnerhöhung 426 786 Beteiligte 885311 Mk. pro Woche. 

Lohnaufſchlag für Ueberſtunden 107 478 Beteiligte. 

Lohnaufſchlag für Nacht⸗ und Sonntagsarbeit 71 632 Beteiligte. 

Beſeitigung bezw. Regelung der Akkordarbeit bezw. Abwehr der 
Beſeitigung der Lohnarbeit 18331 Beteiligte. 

Verbeſſerung der Fabrik- uſw. Ordnung bezw. Abwehr einer Ver- 
ſchlechterung derſelben 3123 Beteiligte. 

Maßregelungen wehrten ab 5386 Beteiligte. 

Sonſtige Vorteile erzielten bezw. Verſchlechterungen wehrten ab 
115 206 Beteiligte. 

Korporative Arbeitsverträge wurden abgeſchloſſen in 1507 Fällen 
für 257 791 Beteiligte. 

Natürlich hatten dieſe Erfolge auch die am Streik nicht beteiligten 
Arbeiter, deren Zahl ſich nicht feſtſtellen läßt. 
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Gewerkſchaftskartelle. 


Wie ſchon eingangs bemerkt, ſind die Gewerkſchaftskartelle e 
ſationen, die an einem Ort den Zuſammenſchluß der Gewerkſchaften 
herbeiführen ſollen zwecks Erfüllung beſtimmter gemeinſamer Auf⸗ 
gaben. Als ſolche ſind zu betrachten: Die Errichtung einer gemein⸗ 
ſamen Bibliothek, die Regelung des Herbergsweſens und eventl. Er⸗ 
richtung eines Arbeitsnachweiſes, die Vorbereitung bei den Wahlen 
zum Gewerbegericht, Innungsſchiedsgericht und Kaufmannsgericht, 
ſowie Geſellenausſchüſſen und die Vertretungen in den Korporationen 
der Arbeiterverſicherung. Die Zahl der Kartelle belief ſich im Jahre 
1905 auf 480. 

; Arbeiterſekretariate. 


Das erſte Sekretariat wurde in Deutſchland im Jahre 1894 in 
Nürnberg errichtet; im Jahre 1907 zählen wir bereits 90 derartige 
Inſtitute. Ueber die Entwickelung der Sekretariate ſeit dem Jahre 
1901 und den Umfang ihrer Tätigkeit gibt folgende Zuſammenſtellung 
eine Ueberſicht: i 
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1902 32 195 679 121 469 97 501 49,9 
1903 36 200 575 123 624 106 787 53,2 
1904 48 226 260 157 168 130 208 58,0 
1905 67 283 767 262 111 160 264 59,0, 
1906 83 365 132 228 105 63,0 


Die Sekretariate erteilen an die Mitglieder der Gewerkſchaften, 
andere auch an ſolche Perſonen, die der Gewerkſchaft nicht angehören, 
unentgeltlich Auskunft. Nur einige erheben von Perſonen, die der 
Gewerkſchaft nicht angehören, einen geringen Betrag für die Erledigung 
ſchriftlicher Arbeiten. 


Auf welche Rechtsgebiete die Sekretariate ihre Auskunftserteilung 
erſtrecken, ergibt nachfolgende Zuſammenſtellung: 
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Neben dieſen Rechtsauskünften wird von den Sekretariaten die 
gewerkſchaftliche Agitation betrieben und die meiſten unterhalten eine 
rege Verbindung mit den Fabrikinſpektoren, die durch die Arbeiter» 
ſekretariate auf Mißſtände in den Fabriken aufmerkſam gemacht werden. 
In den Fabrikinſpektorenberichten iſt wiederholt dieſe Verbindung als 
nutzbringend und für die Arbeiter förderlich bezeichnet worden. Die 
Jahresberichte, die von den Sekretariaten veröffentlicht werden, ent⸗ 
halten ein wertvolles ſozialpolitiſches Material. 

Die 68 Arbeiterſekretariate, die im Jahre 1906 über ihre Kaſſen⸗ 
verhältniſſe berichteten, verzeichnen 282 525 Mk. als Ausgabe zur Er⸗ 
haltung der Inſtitute. Dieſe Koſten werden zu einem großen Teil 
von den Gewerkſchaften, zum andern von der ſozialdemokratiſchen Partei 
aufgebracht; drei Sekretariate erhalten vom Staat reſp. Gemeinde 
Subventionen. 

Neben dieſen Sekretariaten betreiben die Volksbureaus, die viel⸗ 
fach in ernie gars mit den chriſtlichen Arbeitervereinen ſtehen, eine 
Rechtsauskunft. Dieſe Auskunft erfolgt hier in der Regel nicht un⸗ 
entgeltlich, ſondern es werden von den een beſtimmte 
Gebühren erhoben. 


| Gewertvereine. 


Die Gewerkvereine oder Hirſch⸗Dunckerſchen Gewerkſchaften, wie 
ſie nach ihren Begründern vielfach benannt werden, ſind ſeit Jahren 
nicht recht vorwärts gekommen. Die Zahl ihrer Mitglieder betrug 
1900 91 661, ſie ſtieg bis zum Jahre 1905, der letzten . auf 
117097. Die Vereine ſind auf zentrale Grundlage geſtellt, d. h. die 
Hauptverwaltung geſchieht von einer Zentralſtelle, während die Orts⸗ 
verwaltungen in gewiſſer Abhängigkeit von dieſer ſich befinden. Die 
Tendenz der Organiſationen in wirtſchaftlichen Kämpfen iſt eine ſehr 
gemäßigte, die Teilnahme an Lohnbewegungen und Streiks geſchieht 
nur widerwillig, und in vielen Fällen wird gegenüber den anderen 
Arbeitern nicht einmal die Solidarität geübt, ſondern ohne Rückſicht 
auf Lohnkämpfe die Arbeitsvermittlung betrieben. Die Organiſation 
ſtrebt mehr einen gütlichen Ausgleich zwiſchen Arbeiter- und Unter- 
nehmerintereſſen an und ſieht ae Hauptaufgabe in der Pflege des 
Unterſtützungsweſens. Da in den freien Gewerkſchaften das Unter⸗ 
ſtützungsweſen vielfach beſſer geregelt iſt, als in den Gewerkvereinen, 
jo bleibt natürlich für dieſe Organiſationen irgendein Anreizmittel 
für ein Mitgliederwerben nicht übrig und erklärt ſich ſomit der Still⸗ 
ſtand dieſer Organiſationen. Nach der letzten Abrechnung vom Jahre 
1905 hatten dieſe Gewerkſchaften eine Geſamteinnahme von 1 336 651 
Mark, dem eine Ausgabe von 1 170 219 Mk. gegenüberſtand. Unter 

den Ausgaben befinden ſich: Verbandsorgan 133 581 Mk., Agitation 
102 899 Mk., Streikunterſtützung 286 643 Mk., Rechtsſchutz 14 790 Mk., 
Reife-, Umzug und Unfallunterſtützung 67 802 Mk., Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung 193 746 Mk., Bildungsförderung 17 345 Mk., Ortsverband und 
Verbandsſteuer 53 591 Mk., Inſeration und Druckſachen 67 871 Mk. 
und Verwaltungskoſten 931951 Mk. Der Vermögensbeſtand der 
Vereine beziffert fi” Ende 1905 auf 3 497 069 Mk. 


Chriſtliche Gewerkſchaften. 


Die chriſtlichen Gewerkſchaften ſind jüngeren Datums als die 
beiden vorauf beſprochenen Organiſationsgruppen. Sie ſtehen in Be⸗ 
ziehung zu den katholiſchen Vereinen und erfahren eine rege Förderung 
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durch den katholiſchen Klerus. Sie find die eigentlichen Konkurrenz- 
organiſationen gegen die freien Gewerkſchaften, denen gegenüber ſie 
beſonders ihren religiöſen und politiſch nationalen Standpunkt betonen. 
Sie zeigen eine verhältnismäßig ſchnelle Entwickelung und verhalten 
ſich nicht ganz ablehnend zu den Lohnkämpfen. In ihren Unterſtützungs⸗ 
einrichtungen und auch ihrer Organiſationsform haben ſie ſich ziemlich 
den freien Gewerkſchaften nachgebildet. Sie bilden inſofern eine Zer⸗ 
ſplitterung der Kräfte der gewerkſchaftlichen Organiſation, indem ſie 
die Einheitlichkeit bei gewerkſchaftlichen Kämpfen ſtören, entweder die 
Teilnahme am Streik ablehnen oder auch ſelbſt vor Streikbrecherdienſten 
im gegebenen Falle nicht zurückſchrecken. N * . 

Hinter den Gewerkſchaften ſteht das Intereſſe der Zentrumspartei, 
die darauf bedacht iſt, die chriſtlichen Arbeiter von der Sozialdemokratie 
abzuziehen, um ſie in ihrem Bannkreis zu behalten. Die Organiſationen 
zählten im Jahre 1900 159 770 Mitglieder, im Jahre 1905 betrug 
die Zahl 265 032. Nach der letzten ſtatiſtiſchen Zuſammenfaſſung vom 
Jahre 1905 beziffert ſich die Jahreseinnahme auf 2 674 190 Mk., die 
Ausgabe auf 2 423 554 Mk. Unter den Ausgaben befanden ſich: Ver⸗ 
bandsorgan 205 154 Mk., Agitation 161 393 Mk., Streik⸗ und Gemaß⸗ 
regeltenunterſtützung 1000320 Mk., Rechtsſchutz 45 457 Mk., Reiſe⸗ 
und Arbeitsloſenunterſtützung 13571 Mk., Sterbegeld 59 933 Mk., 
ſonſtige Unterſtützungen 114 140 Mk., Bildungsförderung 11 691 Mk., 
Gehälter 52 423 Mk. und Verwaltungsausgaben 91 970 Mk. Der Ver⸗ 
mögensbeſtand wird auf 1 523 214 Mk. angegeben. a 

Neben dieſen chriſtlichen Gewerkſchaften, die eine jelbitändige 
Vereinsbildung ſind, machen ſich in einer Anzahl katholiſcher Vereine 
Beſtrebungen auf Gründung ſogenannter Fachabteilungen bemerkbar. 
In dieſen Fachabteilungen ſollen die Arbeiter nach Berufen zuſammen⸗ 
gehalten und vor allem von dem Beitritt in die Gewerkſchaften, auch 
in die chriſtlichen Gewerkſchaften, ferngehalten werden. Den fonfer- 
vativen Elementen in der katholiſchen Kirche und der Zentrumspartei 
gefällt die Tendenz der chriſtlichen Gewerkſchaften nicht, beſonders ihre 
Teilnahme an Lohnbewegungen wird unangenehm bemerkt. Es ſind 
deshalb den chriſtlichen Gewerkſchaften im eigenen Lager ſchwere Wider⸗ 
ſacher entſtanden und die einflußreichſten darunter verſuchen die Arbeiter 
von dieſer chriſtlichen Gewerkſchaftsbewegung abzuhalten, um ſie in 
den Fachabteilungen der katholiſchen Vereine zu gefügigen und folg⸗ 
ſamen Arbeitern den Unternehmern zu erziehen. | 


Unabhangige Bereine. 


Bu diefer Gruppe Gewerkſchaften find zunächſt die Lokalvereine 
mit ihren 27 736 Mitgliedern, die fie im Jahre 1905 hatten, zu rechnen. 
Dieſe Organiſation iſt in ihrer Bedeutung immer mehr zurückgedrängt. 
Sie wendet ſich gegen die Form der Zentralorganiſation und will den 
Lokalvereinen eine größere Selbſtändigkeit laſſen als es die freien 
Gewerkſchaften geſtatten. In letzterer Zeit iſt auch dieſe Gruppe in⸗ 
ſofern zu den freien Gewerkſchaften in Gegenſatz getreten, als ſie in 
eine politiſch ſcharf pointierte Stellung hineingerieten. Ihre Leiter 
haben ſich dabei dem Anarchismus angelehnt, rund in einer Programm: 
erklärung die parlamentariſche Aktion abgelehnt, dagegen mit großer 
Schärfe den Generalſtreik betont, mit dem fie politiſch und wirt⸗ 
ſchaftlich den heutigen Klaſſenſtaat zugrunde richten wollen. Dieſes 
Programm hat allerdings ſehr wenig Bedeutung, ſchon im Hinblick 
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auf die Zahl der dieſer Organiſation angehörenden Arbeiter, ſowie im 
Hinblick darauf, daß wohl eine große Zahl der Mitglieder dieſer 
Programmerklärung nicht zuſtimmen. In den Lohnkämpfen gehen 
dieſe Gewerkſchaften meiſtens mit den freien Gewerkſchaften zuſammen, 
um am Schluß des Lohnkampfes in der Regel über den Abſchluß des 
Lohnkampfes und die Vereinbarungen der freien Gewerkſchaften zu 
ſchimpfen und ſie als ungenügend, wenn nicht als einen Verrat an 
der Arbeiterſchaft zu bezeichnen. f 
Die übrigen unabhängigen Vereine, die im Jahre 1905 67 675 
Mitglieder zählten, ſind Organiſationen, die in Lohnkämpfen keine 
Rolle ſpielen. Sie befaſſen fic) meiſtens nur mit Pflege des Unter 
ſtützungsweſens. Eine Anzahl dieſer Vereine ſteht den freien Gewerk⸗ 
ſchaften nahe und würden ihren Anſchluß an die Generalkommiſſion 
vollziehen, wenn dieſe nicht die Aufnahme ablehnen müßte, da es ſich 
um Konkurrenzorganiſationen ſchon beſtehender Verbände handelte, die 
nach den Beſtimmungen des Gewerkſchaftskongreſſes nicht der General⸗ 
kommiſſion der Gewerkſchaften angeſchloſſen werden dürfen. 


Gelbe Gewerkſchaften. 


| 

Unſer Bericht würde eine Lücke aufweiſen, wenn wir nicht auch 
auf eine Erſcheinung zu ſprechen kämen, die in letzter Zeit eine gewiſſe 
Bedeutung erlangt hat, nämlich die Gründung der fog. gelben Gewerk⸗ 
ſchaften. Die Gründung dieſer Organiſationen wird von den Unter⸗ 
nehmern in Deutſchland immer ſyſtematiſcher betrieben. Sie hat die 
Aufgabe, die Arbeiter von den Gewerkſchaften und damit von den Lohn⸗ 
kämpfen fernzuhalten. Beſonders werden ſolche Gründungen mit einen 
gewiſſen Erfolg in der Großinduſtrie betrieben. Man verſucht für die 
Vereinsgründungen, die in der Regel nur die Arbeiter eines Be⸗ 
triebes umfaſſen, in der Weiſe das Intereſſe wachzurufen, daß man 
dieſen Arbeitern gewiſſe Vorteile zuwendet. Die Vereine wollen die 
Arbeiter bei Ausſperrungen, Arbeitsloſigkeit oder Not in der Familie 
unterſtützen, Spargelder der Arbeiter ſollen bis zu 6 Proz. verzinſt 
werden. Die Differenz zwiſchen den durch Anlage der Gelder erzielten 
Zinsſatz und den, den der Verein gewährt, wird von dem Unter⸗ 
nehmer gedeckt. Nach den Beſtimmungen des Statuts verliert aber 
der Arbeiter ſofort dieſe Verzinſung, wenn er ſich an einem Streik 
beteiligt oder aus dem Betrieb austritt. In gewiſſen Zeiträumen 
erhält der Sparer noch eine beſondere Prämie, ſo daß er immer enger 
an den Betrieb gefeſſelt wird und jede Auflöſung des Arbeitsver⸗ 
hältniſſes für ihn mit der Aufgabe von unter Umſtänden erheblichen 
finanziellen Opfern verknüpft iſt. Schon der Beitritt zu einer Gewerk⸗ 
ſchaft genügt, um den Arbeiter ſeines Anrechtes an den Betriebsverein 
verluſtig zu erklären. In enger Verbindung mit ſolchen Vereins⸗ 
gründungen ſtehen natürlich die bekannten Wohlfahrtseinrichtungen, 
die Gewährung von Arbeiterwohnungen, Einrichtung von Penfions- 
kaſſen, die im Falle des Streiks ſofort die Vertragsverhältniſſe und 
Anrechte aufheben. Die Vereinstätigkeit und Vereinsform iſt natürlich ſehr 
verſchieden. Einige veranſtalten regelmäßig an patriotiſchen Feſttagen 
Vergnügungen, andere dienen mehr religiöſen Zwecken, immer iſt ihr 
Streben darauf gerichtet, dem Unternehmer ein gefügiges Arbeits⸗ 
material zu erhalten. Von den Großinduſtriellen erhalten die Vereine 
ziemlich bedeutſame Revenuen und können dieſe Mittel dann zu 
Penfions- oder anderen Unterſtützungszwecken verwenden. Immer aber 
kehrt in den Beſtimmungen der Grundſatz wieder, daß die Teilnahme 
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an Streiks oder an gewerkſchaftlichen read mit dem Verluſt 
aller Anrechte des Mitgliedes endet. Es ſind alſo hier Vereine, die 
die Bezeichnung Gewerkſchaften nicht verdienen, ſondern auf eine anti⸗ 
gewerkſchaftliche Organiſation zurücklaufen. Daß ſolche Beſtrebungen 
bei der Stärke der Gewerkſchaftsbewegung für die Unternehmer gewiſſe 
Vorteile bieten, iſt klar und deshalb auch der Eifer und die Auf- 
wendung erheblicher Mittel, um die nötigen Mitglieder zu werben. 
Man hat erkannt, daß es nicht mehr möglich iſt, durch ſtrenges und 
rückſichtsloſes Verhalten den „Herrn im Hauſe“ aufrecht zu erhalten, 
deshalb verſucht man ſich dieſe Herrſchaft zu erkaufen. Daß für ſolchen 
Preis auch Arbeiter zu haben ſind, iſt ſicherlich betrübend. 

In neuerer Zeit ſind auch Beſtrebungen laut geworden, die darauf 
hinzielen, einen gewiſſen Zuſammenſchluß dieſer Vereine herbeizuführen, 
und im Mai 1907 tagte in Hamburg ein Kongreß, auf dem die 
Gründung eines Bundes vaterländiſcher Arbeitervereine zuſtande kam. 
Dieſe Gründung iſt natürlich in der reaktionären bürgerlichen Preſſe 
mit Beifall begrüßt worden, und ſchließlich hat auch der Reichskanzler 
Fürſt Bülow, dem dieſer Kongreß eine Huldigung entgegenbrachte, ſeinen 
Beifall zu dieſer Gründung geſpendet. 

Wir haben trotz dieſer Vorgänge das Vertrauen zu der deutſchen 
Arbeiterſchaft, daß ſie zu der ehrloſen Geſinnung, die ihnen der Bund 
vaterländiſcher Arbeitervereine zumutet, nicht herabſinken werden, 
ſondern daß dieſe Gründung nur eine Wirkungsſtätte bleiben wird für 
charakterloſe Handlanger der Unternehmer und für Ehrloſe, für die 
in der deutſchen Arbeiterbewegung kein Platz iſt. 

Die Zahl unſerer Widerſacher in der deutſchen Arbeiterbewegung 
iſt ſomit nicht klein. Der Kampf muß nach allen Seiten hin geführt 
werden und wenn es uns gelang, in Anbetracht dieſer Widerwärtigkeiten 
dennoch ſowohl in der Organiſation wie in unſeren Lohnkämpfen einen 
erfreulichen Fortſchritt und Aufſchwung zu verzeichnen, ſo verdanken 
wir dies dem unermüdlichen Eifer und der zähen Ausdauer unſerer 
Mitglieder, von denen wir hoffen dürfen, daß ſie auch größeren Ge⸗ 
fahren trotzen werden, als denen die uns heute drohen. 


Bericht des Sekretärs der Schweizeriſchen 
ſozialdemokratiſchen Partei pro 1905/06. 


Gerne komme ich der Einladung des Exekutivkomitees des inter⸗ 
nationalen ſozialiſtiſchen Bureaus nach, einen Bericht über die Tätigkeit 
unſerer Partei und der Arbeiterorganiſation unſeres Landes überhaupt 
ſeit dem Amſterdamer Kongreß (Auguſt 1904) zu erſtatten. 

. Nach unſeren Parteiſtatuten (1901) fett ſich unſere Partei zu⸗ 
ſammen aus dem Schweizeriſchen Grütliverein, der älteſten politiſchen, 
zentralen Arbeiterorganiſation des Landes — denn ſie kann 1908 das 
70 jährige Jubiläum ihres Beſtandes feiern —, ferner aus den kantonalen 
Arbeiter- und Parteiverbänden (16), den lokalen Arbeiterunionen und 
Verbänden, ſoweit fie nicht ſchon als Glieder eines kantonalen Arbeiter- 
oder Parteiverbandes der Geſamtpartei angehören (6), endlich aus ein⸗ 
zelnen Vereinen, ſofern im betreffenden Kanton oder in der betreffenden 
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Ortſchaft kein der Geſamtpartei angehörender kantonaler oder lokaler 
Verband beſteht. Auf Ende 1906 zählt die Partei 20 337 Mitglieder; 
die Zahl der Parteigenoſſen hat ſich ſeit der Parteigründung eher ver⸗ 
mindert als gehoben; glücklicherweiſe ſtimmt ſie mit den tatſächlichen 
Verhältniſſen nicht überein, denn ſeit 1904 ſind ſehr viele neue Organi⸗ 
ſationen gegründet worden. Unſere komplizierten Organiſationsformen, 
die zahlreichen ſozialen Kämpfe, die großen Anſtrengungen der lokalen 
und kantonalen Parteien auf engem Gebiete zehren die Beiträge auf, 
welche die Arbeiter leiſten können, und ſo denkt man faſt allerorts nicht 
gern daran, die wahrheitsgemäßen Zahlen anzugeben und dadurch die 
Bezahlung einer größeren Summe an die Landespartei zu riskieren, 
welche pro Jahr nur das Opfer von 20 Cents von jedem Parteigenoſſen 
verlangt. Infolgedeſſen iſt unſere Parteiorganiſation noch ein ſehr 
loſes Gebilde und ſehr knapp mit Finanzmitteln ausgeſtattet. Das ſich 
erfreulich entwickelnde Gewerk⸗ und Genoſſenſchaftsweſen hat in den 
letzten Jahren das politiſche Leben in den Hintergrund gedrängt, doch 
mehren ſich die Anzeichen für eine Aenderung der Taktik; die Erkennt⸗ 
nis, daß die politiſche Macht in einem Referendums⸗ und Initiativſtaate 
unſere Hauptwaffe iſt im Kampfe gegen die immer frecher auftretende 
Reaktion, macht raſch Fortſchritte. Mit der Mehrung und Feſtigung der 
lokalen und kantonalen Parteien werden wir ſchließlich das Fundament 
zu einer einflußreichen Landespartei erhalten. Uebrigens iſt wohl in 
Betracht zu ziehen, daß wir drei Sprachgebiete haben, welche einem ge⸗ 
ſchloſſenen Vormarſche der Partei ſehr hindernd im Wege ſtehen. Die 
Organiſationsarbeit in dieſen Gebieten iſt ſehr mühſam und trug in der 
letzten Zeit infolge anarchiſtiſcher Einflüſſe faſt keine Früchte. 

Wenn das alles in Betracht gezogen wird, dann dürfen wir mit 
unſeren Leiſtungen nicht ganz unzufrieden ſein. Auf dem Parteitag 
vom 20. November 1904 wurde das vom Grütliverein wieder beſetzte 
Vereinsſekretariat zu einem Parteiſekretariat erweitert. Dasſelbe hat 
die Korreſpondenzen des Grütlivereins und der Partei zu beſorgen, die 
Jahresberichte, Eingaben an Behörden uſw. abzufaſſen, politiſche Agi⸗ 
tationen einzuleiten und den Parteiorganiſationen ſoviel wie möglich 
mit aufklärenden Vorträgen zu dienen. Dieſer Parteitag in Zürich ge⸗ 
nehmigte auch einmütig das neue theoretiſche und das Arbeitsprogramm 
der Partei. (Buchdruckerei des Schweiz. Grütlivereins. S. 17—20.) 
— Ein ſehr arbeitsreiches und bewegtes Jahr war auch für uns 1905. 
Im Vordergrund ſeiner politiſchen Ereigniſſe ſtand der Wahlrechtsraub 
bei den Nationalratswahlen vom 29. Oktober. Es iſt gewiß bezeichnend 
für unſere „freie Alpenrepublik“, daß von den ſechs Vertretern, welche 
die Arbeiterpartei im 167 Mann zählenden nationalen Parlament hatte 
(im Ständerat ſind wir ohne jede Vertretung), vier hinausgeworfen 
wurden, angeblich, weil ſie die Kühnheit hatten, frei und frank die Inter⸗ 
eſſen des arbeitenden Volkes zu vertreten. Unſere Wahlkreiseinteilung, 
eigens dazu präpariert, das Wahlrecht für die Induſtriearbeiter illu⸗ 
ſoriſch zu machen, kam dem Wahlrechtsraub prächtig zuſtatten. Die 
ſozialdemokratiſchen Vertreter wurden verantwortlich gemacht für ge⸗ 
wiſſe anarchiſtiſche Umtriebe (Antimilitariſtiſche Liga, „direkte Aktion“), 
für die vielen Lohnkämpfe; die liberale kapitaliſtiſche Preſſe ſpielte das 
Schlagwort „der provokatiſchen Sprache der Arbeiterpreſſe“ und des 
„onmaßenden Benehmens der ſozialdemokratiſchen Partei und ihrer 
Vertreter in den Ratsſälen“ aus. In 24 (von 49) Wahlkreiſen und 12 
(von 22) Kantonen hatten wir 37 Kandidaten aufgeſtellt, auf welche 
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ſich zirka 70 000 Stimmen vereinigten; wir wieſen das Anrecht auf zirka 
25 Mandate ziffernmäßig nach. Glänzend marſchierten die Züricher 
Genoſſen auf; im 1. Kreiſe (9 Mandate) ſtiegen die ſozialdemokratiſchen 
Stimmen auf 11000 (um zirka 40001), der erſtgewählte Bürgerliche 
erhielt 15 400; im 2. Kreiſe erhielten wir 3052, im 3. Kreiſe 5745 
Stimmen, d. h. wir haben im Kanton Zürich das Anrecht auf 7 Sitze 
konſtatiert. Im 4. Kreiſe (Berner Oberland) ſtieg die Stimmenzahl von 
1441 auf 4258, im Emmenthal von 17 auf 548; im Oberaargau, im 
Seeland, Luzern, Solothurn, Teſſin, Neuenburg, Genf, Appenzell, St. 
Gallen haben wir das Recht auf ein Mandat nachgewieſen, im Waadt⸗ 
land, Baſel auf 2, im Kanton Bern auf 4. Im Kanton Aargau ver⸗ 
einigten die drei erſtmals aufgeſtellten Kandidaten zirka 2500 Stimmen, 
trotzdem keine Agitationsmittel zur Verfügung ſtanden und ſogar die 
„unparteiiſche Preſſe“ harmloſe Einſendungen zugunſten der Arbeiter- 
kandidaten zurückwies. Flott ſchlug ſich Baſelſtadt, wo Dr. Brüſtlein im 
zweiten Wahlgange glänzend durchdrang und Redakteur Frei zirka 4200 
Stimmen erhielt. In St. Gallen gelang es den Liberalen, mit allen 
Mitteln unſeren Kandidaten mit 200 Stimmen Mehr zu „ſchlagen“; 
im Kanton Solothurn kam das beſtimmt erwartete Mandat durch eine 
Reihe von unglücklichen Umſtänden nicht in unſere Hand. Zu einem 
äußerſt erbitterten Kampfe führte die Stichwahl im 7. Kreiſe (Luzern); 

die liberale Liſte ſiegte infolge der konſervativ⸗-ſozialiſtiſchen Allianz mit 
nur 200 Stimmen. 

Der Pyrrhusſieg, der auch von einem Teil der gegneriſchen Preſſe 
mit gemiſchten Gefühlen aufgenommen wurde, brachte mächtig werbende 
Kraft in die Arbeiterbewegung. 

Der ordentliche Parteitag im Jahre 1905 in Lauſanne, anläßlich 
des Zentralfeſtes des zirka 280 Sektionen zählenden Schweizeriſchen 
Grütlivereins, diskutierte nach einem Vortrag des Univerſitätsprofeſſors 
Dr. Lotmar über die Reviſion des Obligationenrechtes, behandelte ferner 
die im Wurfe liegende Kranken- und Unfallverſicherung ſowie das 
Fabrikgeſetz, eine Reihe interner Angelegenheiten, beſchloß die Ein⸗ 
berufung von Kommunaltagen, die Diskuſſion der Militärfrage durch 
einen außerordentlichen Parteitag, welcher im Februar 1906 in Olten 
ſtattfand. Der bezügliche Beſchluß lautet: 

1. Die fozialdemokratiſche Partei der Schweiz erſtrebt im Bunde 
mit den ſozialdemokratiſchen Parteien der anderen Länder die Ab- 
ſchaffung aller Kriegsmöglichkeiten und Kriegsmittel unter den zivili⸗ 
ſierten Völkern. 

2. Solange dieſer Zuſtand nicht unter den Völkern Mitteleuropas 
hergeſtellt iſt, anerkennt ſie ein Volksheer mit der ausſchließlichen Be⸗ 
ſtimmung der Verteidigung des Landes gegen Angriffe von außen. 
® zn Partei proteftiert gegen die Verwendung von Wehrmännern 

i eiks 

Da dieſer Mißbrauch in den letzten Jahren tatſächlich vorgekommen 
iſt, verlangt ſie Garantien gegen deſſen Wiederhol ung. 

Sie wird dem Projekte einer neuen Militärorganiſation mit allen 
verfügbaren Mitteln Oppoſition machen, ſofern dieſe Garantien darin 
nicht en find. 

Solange ihr diefe Garantien nicht gegeben find, rat fie den Sol- 
daten, wenn dieſen befohlen wird, ſtreikende Arbeiter anzugreifen, oder 
gegen ſie die Waffen zu gebrauchen, den Gehorſam zu verweigern. Die 
ſozialdemokratiſche Partei wird in ſolchen Fällen nach Möglichkeit die 


finanziellen Folgen, die den einzelnen und feine Familie treffen, zu er- 
leichtern ſuchen und fid) zu dieſem Zweck mit der gewerkſchaftlichen Or- 
a in Verbindung jegen. 

Die Partei hält dafür, daß die beſte Garantie gegen die Ber- 
wendung der Truppen in Streiffällen in der unabläſſigen, ſyſtematiſchen 
Aufklärung der Schweizer Bürger über das Weſen der modernen Ar- 
beiterbewegung und die ausſchließliche Zweckbeſtimmung des Heeres, 
ferner in der Verſtärkung der politiſchen und gewerkſchaftlichen Organi⸗ 
ſation und damit der politiſchen Macht des Proletariats in Gemeinde 
und Staat liegt. 

4. Die Partei verlangt eine auf der allgemeinen Wehrpflicht auf- 
gebaute Organiſation des Wehrweſens, die mit den demokratiſchen Ein⸗ 

richtungen im Einklang ſteht und der verfaſſungsmäßigen Rechtsgleich⸗ 
heit nicht widerſpricht. 

Sie verlangt eine Verminderung der Militärausgaben und be⸗ 
kämpft alle Aufwendungen, die nicht unbedingt durch die Zwecke der 
Landesverteidigung geboten ſind.“ 

Unſere Vertreter im Nationalrate taten bis zu ihrer Eliminierung 
aus der Volksvertretung ihr möglichſtes für die Arbeiterklaſſe. Beſondere 
Erwähnung verdient an dieſer Stelle ihr Kampf im Rate gegen das 
Gebaren der politiſchen Polizei und ihr unerſchrockenes Auftreten bei 
Behandlung des Berichts des Handels- und Induſtriedepartements 
(1905), wo die Arbeiterführer als Hetzer und Wühler, als Schädiger 
der Induſtrie und Lähmer der Arbeitsfreudigkeit bezeichnet und die 
Streikandrohungen der Arbeiter mit dem Wucher (J) auf eine Stufe 
geſtellt wurden. 

Zweimal ergriff unſere Partei das Referendum gegen Landes- 
geſetze (30 000 Unterſchriften)): beim Geſetz betreffend die National⸗ 
bank und die be —rühmte Lex Silveſtrelli. Das erſtere ſicherte dem 
Privatkapital eine große Beteiligung und rückte die von uns ſeit 40 
Jahren geforderte reine Staatsbank in weite Ferne. Letzteres beſtraft 
die „Verherrlichung“ eines anarchiſtiſchen Verbrechens, welche im Geſetze 
gar nicht definiert und geahndet wird mit Auslieferung der freiheitlich 
geſinnten Schweizer und Ausländer an die Trabanten des Bundes⸗ 
anwalts. Beide Referendumsbegehren kamen infolge der Gleichgültig⸗ 
keit der Arbeiter in politiſchen Dingen nicht zuſtande; wir vermochten 
je nur 28 000 Unterſchriften aufzubringen. — Eine dritte Referendums⸗ 
bewegung, inſzeniert vom Verband ſchweizeriſcher Konſumvereine und 
einiger Handelskammern, wurde von unſerer Partei kräftig unterſtützt. 
Das Volksveto kam (57 000 Unterſchriften) zuſtande, aber in der Ab⸗ 
ſtimmung unterlagen wir gegenüber einem großen Mehr. Die von uns 
prophezeite Lebensmittelverteuerung iſt ſeither auf der ganzen Linie 
und in aller Macht eingerückt. — Unſere Partei unterſtützte endlich eine 
von demokratiſcher Seite in die Hand genommene Initiative betreffend 
e über die Waſſerkräfte der Schweiz, welche von zirka 

00 Stimmberechtigten unterzeichnet wurde. — Ein Antrag der 
1 Zürich und Solothurn, betreffend Aufnahme der Geſetzgebungs⸗ 
initiative in die Bundesverfaſſung, wurde vom Nationalrate an den 
Bundesrat zurückverwieſen. 

Die ſozialpolitiſche und ee eee ging den ge- 
wohnten Schnedengang. Das Samstagsgeſetzlein, welches den Fabrik⸗ 
ſchluß an Samstagen und Vorabenden auf 5 Uhr feſtſetzt, iſt die einzige 
wichtigere Errungenſchaft der letzten Jahre. Eine Unzahl von Aus⸗ 
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nahmebewilligungen durchlöchern indeſſen das Geſetz. In zahlreichen 
größeren Etabliſſements iſt durch die Unternehmer der freie Samstag⸗ 
nachmittag eingeführt worden. — Betreffend Kranken⸗ und Unfall⸗ 
verſicherung, für welche zurzeit ein neuer, ſehr magerer Entwurf vor⸗ 
liegt, ſchweben Unterhandlungen. Die längſt von uns lebhaft propa⸗ 
gierte Reviſion des Fabrikgeſetzes will nicht vom Flecke. Raſcher ging 
es mit einer neuen Militärorganiſation, welche das Landesbudget mit 
einer Jahresausgabe von 45 Millionen Franken belaſten wird. Da bei 
der Beratung die Wünſche der Arbeiterſchaft unter den Tiſch gewiſcht 
wurden, wird unſerer Partei wohl nichts anderes übrig bleiben, als das 
Referendum gegen das Geſetz anzurufen. — Von den eidgenöſſiſchen 
Räten durchberaten iſt auch das neue Zivilrechtsgeſetz. Auch hier drückte 
man ſich wieder um die Intereſſen der Arbeiter in Handel, Verkehr, Ge⸗ 
werbe, Land- und Hauswirtſchaft herum und nahm wenig Notiz von den 
Anträgen einer Kommiſſion der ſozialdemokratiſchen Partei. Wenn die 
Reviſion des Obligationenrechtes und damit die Regelung des Dienſt⸗ 
vertrages im Zivilrechtsgeſetz nicht enthalten iſt, wird dasſelbe für 
unſere Partei unannehmbar ſein. 

In unſeren kantonalen und lokalen Parteiorganiſationen herrſchte 
reges Leben. Wir haben bereits 6 täglich und 9 zwei⸗ und dreimal pro 
Woche erſcheinende Parteiorgane. Eine Reihe von kantonalen Arbeiter- 
ſchutzgeſetzen (Lehrlingsgeſetze, Arbeiterinnenſchutzgeſetze) find neu er⸗ 
laſſen worden, dank der wachſamen, ſtets zunehmenden Vertreter der 
Arbeiter in den Behörden. In den Städten Zürich, Bern, Baſel, Biel 
und zahlreichen induſtriellen Orten ſind unſere Genoſſen bei Wahlen und 
Abſtimmungen zur Mehrheit oder wenigſtens derſelben ſehr nahe ge- 
kommen. Die Zahl der Genoſſen, welche in den Gemeindebehörden ſitzen, 
nimmt zu. — Die Maßnahmen mehrerer Regierungen zugunſten des 
Kapitalismus im Kampfe des Proletariats um ſeine Exiſtenz ſcheiden 
die Klaſſen immer klarer, geſchaffene und vor der Tür ſtehende Aus⸗ 
nahmegeſetze (Streikgeſetze) werben den politiſchen und gewerkſchaftlichen 
Organiſationen Tauſende von Mitgliedern. 

Die 1. Mai⸗Feier der ſchweizeriſchen Arbeiterſchaft nimmt immer 
größere Dimenſionen an: in den Jahren 1905 und 1906 feierten zirka 
ie 85 Orte den Weltfeiertag durch Demonſtrationen, Arbeitsruhe und 

eferate. 

Ein einheitliches Gratisflugblatt der Partei wurde jeweilen in 
zirka 60 000 Exemplaren verteilt. — Im Verhältnis zu den vorhandenen 
Mitteln wird faſt überall tüchtig gearbeitet, ſo daß zu hoffen iſt, das 
Erſtarken der lokalen und kantonalen Verbände werde ſpäter auch der 
Landespartei zugute kommen. Der Parteiſekretär hielt in den zwei 
Jahren ſeines Amtes 130 Vorträge, meiſtens auf dem Lande. . 

Das Gewerkſchaftsweſen macht große Fortſchritte. Der Schweize⸗ 
riſche Gewerkſchaftsbund zählt zirka 50 000 Mitglieder. Etwa 30 000 
(inkl. Eiſenbahn⸗ und Verkehrsangeſtellte) organiſierte Arbeiter ſtehen 
noch außerhalb desſelben. Immerhin bleibt noch viel zu tun, da laut 
einer Berufsſtatiſtik von 1000 Arbeitern erſt 120 organiſiert ſind. 24 
Gewerkſchaftsorgane arbeiten für die numeriſche und innere Stärkung 
der Berufsorganiſation. Ein neues Organ, „Die Vorkämpferin“, wirkt 
kräftig in den dichten Reihen der Arbeiterinnen. 26 ſtändige Gewerk⸗ 
N und Lokalſekretäre ſtehen im Dienſte der Arbeiterſchaft. Das 

nternehmertum, das faſt vollzählig organiſiert iſt, macht verzweifelte 
Anſtrengungen, die Macht der Organiſationen zu ſchwächen, allerdings 
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mit negativem Erfolge. Die Zahl der Tarifverträge nimmt zu (be- 
ſonders erwähnenswert ijt der neue Einheitstarif der Buchdrucker), die 
Verkürzung der Arbeitszeit macht Fortſchritte. 

Auch das Genoſſenſchaftsweſen wächſt erfreulich. Der ſchweizeriſche 
Konſumverband zählt zirka 150 000 Mitglieder in 230 Vereinen, das 
„Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ 100 000 Leſer. Der Geſamtumſatz der 
Zentralſtelle ſtieg auf 10 Millionen, derjenige der Vereine auf 54 Mil⸗ 
lionen. Trotz aller Anfechtungen marſchiert die genoſſenſchaftliche Or⸗ 
ganiſation vorwärts; die herrſchende Teuerung, der fortwährende Raub 
der gewerkſchaftlichen Früchte durch die Geſetzgebung leiſten derſelben 
eminent Vorſchub. Und ſo wird ſchließlich durch das Zuſammenwirken 
aller drei Organiſationsformen auch unſere Hauptwaffe, die poli⸗ 
tiſche, erkannt und kräftig gehandhabt werden. 

Auch wir im „freien“ Schweizerlande, deſſen „freieſter“ Kanton 
ſich eine Ausweiſung eines braven und mutigen ſozialdemokratiſchen 
Redakteurs und eine achtmonatliche Gefängnisſtrafe eines „Antimilita⸗ 
riſten“ geleiſtet hat, kämpfen weiter, Schulter an Schulter mit unſeren 
Brüdern und Schweſtern, denen man gleich uns raubt „den Mai des 
Daſeins, der Freude, des Glückes, der Kunſt, des Empfindens, des Ge⸗ 
nießens“. Wiſſen wir auch, daß es langſam vorwärts geht, daß der 
Unverſtand der Maſſen immer noch wie eine ungeheure dunkle Wolke die 
Sorne des Sozialismus verhüllt, jo hangen wir doch mit der ganzen 
19 9 unſers Seins am Ideal des Proletariats —, dem Menſchheits⸗ 

eal. 

Vorwärts, national und damit international, von Stufe zu Stufe, 
denn es kündet ſich das Morgenrot der Völker! 


Biel, 8. Februar 1907. M. Fähndrich. 


— SS 


Bulgarien. 


Die bulgariſche Arbeiterpartei. 


Es ſei uns erlaubt, bei Beginn unſeres Berichts die bekannte Tat⸗ 
ſache anzuführen, daß die bulgariſche ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei 
unter für die Entwickelung des Sozialismus ſehr ungünſtigen Bedin⸗ 
gungen zu arbeiten hat. Es iſt wahr, daß unſer Land ſich in großen 
Schritten in der Richtung der kapitaliſtiſchen Ordnung bewegt, aber 
die letztere hat noch nicht genügend ſchöpferiſche Kraft entfaltet, um 
einer tatkräftigen Arbeiterbevölkerung, einem derben und zahlreichen 
Proletariat, welches den Hebel der modernen ſozialdemokratiſchen Be⸗ 
wegung bildet, Exiſtenz zu verſchaffen. Die Zahl der Fabriken iſt dort 
noch beſchränkt und dieſe Fabriken ſind von Frauen und Kindern über⸗ 
flutet. Bei den Handwerkern ſind die Verſtreuung der Arbeiter in 
kleinen Werkſtätten, der Mangel an beſtändiger Arbeit, die ſchlechten 
Löhne ebenfalls Hinderniſſe für die Organiſation der Arbeiter und für 
ihre politiſche und proletariſche Erziehung. Andererſeits bildet die 
Spaltung der bulgariſchen Sozialiſten in zwei oder drei feindliche Frak⸗ 
tionen, die gegeneinander losgehen und ſich gegenſeitig diskreditieren, 
ein weiteres Hindernis in der ſozialiſtiſchen Tätigkeit. Dieſe ſoziali⸗ 
ſtiſchen Streitigkeiten, wenn ſie ſich überdies wiederholen, üben einen 
betrübend ſchlechten Einfluß auf die wenig aufgeklärten Arbeiter aus, 
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denn ſie verwirren und ſäen Unfrieden in die Gemüter. Trotz aller 
dieſer Hinderniſſe und dieſer ungünſtigen Bedingungen haben wir einen 
langſamen aber beſtändigen Fortſchritt zu verzeichnen. Unſere nume⸗ 
riſche Stellung vergrößert ſich nach und nach, die Zahl unſerer Gewerk⸗ 
ſchaften und Genoſſenſchaften nimmt jedes Jahr zu und ihr Wirkungs- 
kreis vergrößert ſich. 

Der numeriſche Zuwachs der Partei. Man weiß aus 
unſeren Berichten, daß die bulgariſche ſozialiſtiſche Partei auf ihrem 
Kongreß in Tirnovo im Jahre 1902 (vor der Spaltung) 2005 Mit⸗ 
glieder zählte. Eine ſtrenge Anwendung des Reglements der Partei 
zu Beginn des Jahres 1903 hatte einen Niedergang auf 1700 zur Folge 
(2 Monate vor der Spaltung). Nach der Spaltung haben wir eine 
Uebergangsperiode von wenigſtens einem Jahr durchgemacht, während 
welcher die genaue Anzahl der Anhänger einer jeden neu gebildeten 
Fraktion nicht genau bekannt war. Es exiſtierten neutrale Organiſa⸗ 
tionen. Es gab auch Ueberläufer in jeder Fraktion. Erſt auf dem 
Kongreß von Stara Zagora (Ende Juli 1904) wußten wir die genaue 
Zahl unſerer Mitglieder. 29 lokale Organiſationen mit 897 beitrag⸗ 
zahlenden Mitgliedern ließen ſich vertreten. Auf dem Kongreß von 
Kaſanlik (1905) war die Zahl der lokalen Organiſationen 35 und die⸗ 
jenige unſerer Mitglieder 952. Auf dem Kongreß zu Varna, der im 
Auguſt 1906 abgehalten wurde, hatte unſere Partei 36 lokale Organi- 
ſationen mit 1014 beitragzahlenden Mitgliedern. Dieſe Zahl umfaßt 
nicht die Mitglieder unſerer Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften, 
welche, obwohl von der Partei begründet und geleitet, Organiſationen 
mit Selbſtverwaltung bilden. ö 

Tätigkeit der Partei. Die Teilnahme der Partei an den 
Wahlen ſeit dem Kongreß von Amſterdam war ſehr beſchränkt geweſen, 
weil wir ſeit damals nur partielle geſetzgebende Wahlen und Gemeinde⸗ 
wahlen gehabt haben. Bei den geſetzgebenden Wahlen haben wir einen 
Kandidaten in Haskovo aufgeſtellt, der 786 Stimmen erhielt. Unſere 
Beteiligung an den Gemeindewahlen beſchränkte ſich auf die Städte 
Kazarlik, Varna, Haskovo, Zamboly, Sofia, wo unſere Liſten einige 
hundert Stimmen aufwieſen. Dieſe Beteiligung war in Wirklichkeit 
keine ernſthafte, denn wir konnten keine genügende Anzahl Kandidaten 
aufſtellen, die den Anforderungen des Geſetzes entſprochen hätten. 

Während dieſer Periode hat die Partei eine intenſive Propaganda 
unter den profeſſionellen Arbeitern entfaltet; Lehrkurſe, Turnkurſe, Ge⸗ 
noſſenſchaften ufm. Das folgende Bild der Verſammlungen, die von 
der Partei während dieſer drei letzten Jahre abgehalten wurden, zeigt 
ihre Tätigkeit: 


Komitee⸗ Vereins⸗ Oeffentl. Verſammlungen 
Verſammlungen Verſammlungen oder Meetings 
1903/04 367 316 101 
1904/05 426 329 171 
1905/06 478 408 163 
1271 1058 435 


Soireen und Vorſtellungen 
„ 


190405 5. 124 
1905/06... .. 133 
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Die Tätigkeit der Partei zeigte ſich auch in den Kundgebun⸗ 
gen des 1. Mai. „Der Arbeitertag“ iſt ſchon ziemlich volkstümlich 
unter den bulgariſchen Arbeitern, die ihn durch Verſammlungen, durch 
Soireen oder Matineen oder auch durch Umzüge in den Straßen mit 
roten Fahnen und Muſik an der Spitze feiern. Wir hatten ähnliche 
Kundgebungen im vorigen Jahre am 1. Mai in Plovdiv, Ruſtſchuk, 
Varna, Jamboly, Gabrono, Stara Zagora. Aber die ſchönſte und inter⸗ 
eſſanteſte Kundgebung war in Sofia, an welcher ſich mehr als 2500 
Arbeiter beteiligten. 

Noch eine andere wirkſame Tätigkeit muß unſerer Partei an⸗ 
gerechnet werden. Es iſt der Feldzug, welchen ſie ſeit zwei Jahren gegen 
das „Geſetz über die Handwerker⸗Verbindungen“ und für die Einſetzung 
einer Arbeiterſchutz⸗Geſetzgebung führt. Man muß bemerken, daß eine 
ſolche Geſetzgebung faſt gänzlich bei uns fehlt. Nach den offiziellen An⸗ 
gaben, nach dem Geſtändnis des Handelsminiſters ſelbſt, beſtand das 
Perſonal der mehr als 300 modernen Fabriken und Werkſtätten, welche 
in Bulgarien ſeit 1904 exiſtierten, zu Dreivierteln aus Frauen und 
Kindern. Ihre Arbeit, wie diejenige aller Arbeiter Bulgariens ohne 
Ausnahme, iſt einer Ausbeutung unterworfen, die keine Grenzen hat. 
Durch Zahlung eines elenden Lohnes von 20—30 Centimes täglich an 
Kinder und 50—80 Centimes an Frauen, zwingt man dieſe Unglück⸗ 
lichen, 14, 16 und mehr Stunden unter manchmal ganz unbeſchreiblichen 
Bedingungen zu arbeiten. Der Staat denkt nicht im geringſten daran, 
einzugreifen. Erſt im Jahre 1904 haben ſich unſere Gouverneure den 
Anſchein gegeben, als ob ſie irgend etwas zugunſten der Arbeiter tun 
wollten. Sie ließen durch die Nationalverſammlung (Sobranje) ein 
„Geſetz über die Arbeit der Frauen und Kinder“ abſtimmen. Es war 
dies ein Geſetz voll ſich widerſprechender Beſtimmungen, die einander 
aufhoben; aber nach allem gab es doch einige poſitive Reſultate zum 
Schutze der Arbeit. Das Geſetz verbot Kindern unter 10 Jahren die 
Arbeit und ſetzte die Arbeit der Frauen auf 10 Stunden täglich herab 
und auf 8 Stunden für die Kinder von 10—15 Jahren. Aber bei Feſt⸗ 
legung dieſes Geſetzes hatten die Urheber nicht die geringſte Abſicht, es 
anzuwenden. Sie hatten kein beſonderes Inſpektorat für die Anwen⸗ 
dung des Geſetzes und ſie überließen dieſe wichtige Aufgabe ephemeren 
Komitees, die aus Bureaukraten beſtanden, welche weder die Zeit noch 
den Wunſch hatten, ihre Aufgabe zu erfüllen. Allerdings gibt das Ge⸗ 
ſetz den Arbeiterorganiſationen das Recht, einen Abgeordneten in jedem 
dieſer Komitees zu haben, aber ſie können nur ſehr ſelten von ihrem 
Recht Gebrauch machen. Und als dieſe Arbeiterdelegierten das Geſetz 
in Anwendung bringen wollten, ſtießen ſie auf ſchweren Widerſtand, 
nicht allein von ſeiten der Arbeitgeber, ſondern auch von ſeiten der Re⸗ 
gierung ſelbſt. Letztere legte das Geſetz auf falſche und direkt den Be⸗ 
ſtimmungen entgegengeſetzte Weiſe aus und entzog den Arbeiterdele- 
gierten das Recht, ſelbſtändig zu handeln, d. h. ſelbſt die Fabriken und 
Werkſtätten zu beſuchen und die Uebertretung des Geſetzes feſtzuſtellen. 
Dieſe Maßnahme der Regierung kam einem Bruch des Geſetzes gleich, 
denn die anderen überwachenden Komiteemitglieder, die Herren Bureau⸗ 
kraten, wollten nichts tun, um für die Ausübung des Geſetzes Sorge zu 
tragen. | , a he 

9 Die arbeiterfeindliche Politik unſerer Behörden zeigte ſich über⸗ 
dies auch in der Feſtſetzung und Anwendung des „Geſetzes über die 
Handwerkervereinigungen“, ein rückſtändiges und unſinniges Geſetz, 
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welches, ohne den Arbeitgebern irgendwelchen Nutzen zu bringen, in 
empfindlichſter Weiſe gegen die Arbeiter angewandt wird. Tatſächlich 
zwingt es ſie, unter ſehr hohen Geldſtrafen, den Vereinigungen der 
Arbeitgeber beizutreten, dort Beiträge ſowie eine Reihe von Abgaben 
zu zahlen, ohne ihnen irgendwelche Rechte zu gewähren. Die Arbeiter 
dürfen nicht an den Beratungen teilnehmen, ſie haben kein Stimmrecht 
und nicht einmal eine beratende Stimme. Sie haben nur zu zahlen 
und ihren Arbeitgebern zu gehorchen. 

Um gegen dieſes höchſt unbillige Geſetz zu proteſtieren und Geſetze 
zu verlangen, die den Arbeitern Schutz gewährten, ſetzte unſere Partei 
ihre ganze Kraft ein. Eine Petition, von 6000 Arbeitern unterzeichnet, 
wurde in der Nationalverſammlung vorgelegt. In dieſer Petition ver⸗ 
langten die Arbeiter: 


. eine Unterſuchung der Arbeitsbedingungen; 

. ein die Frauen- und Kinderarbeit ſchützendes Geſetz; 
. ein Geſetz, welches einen wöchentlichen Ruhetag feſtſetzt; 
die Einſetzung von Sachverſtändigen; 

die Einrichtung unentgeltlicher Arbeitsvermittelung; 
eine Arbeiterinſpektion. 


Vom 12. bis zum 25. Dezember 1905 fand in Sofia eine Arbeiter⸗ 
demonſtration vor der Sobranje ſtatt, eine Demonſtration, an der 
ſich mehr als 6000 Arbeiter beteiligten. Unſere Behörden wurden von 
dem Aufmarſche ſo vieler Arbeitskräfte, wie ſie ihn nie vorher ver⸗ 
muteten, überraſcht. Der Handelsminiſter bemühte ſich, die Abordnung 
der Manifeſtanten zu beruhigen, indem er ſagte, daß die Regierung die 
geſtellten Forderungen der Arbeiter aufmerkſam ſtudiere, daß das Ar⸗ 
beitergeſetz in ſeinem Lande in nächſter Zeit abgeändert würde und daß 
bis dahin die Anwendung aufgeſchoben würde, und endlich, daß das 
Geſetz, die Arbeit der Frauen und Kinder betreffend, mit größter Strenge 
angewandt werden ſollte. Von allen dieſen miniſteriellen Verſprechungen 
iſt nur eine erfüllt worden: man erließ den Arbeitern die Verpflichtung, 
Beiträge zugunſten der Arbeitgeberverbindungen zu zahlen, aber man 
erhielt die Verpflichtung für die Arbeiter aufrecht, an dieſen Vereini⸗ 
gungen teilzunehmen. 

Im folgenden Jahre begann der Kampf aufs neue. Vom 15. bis 
28. Oktober, am Tage der Eröffnung der Sobranje, gab man das 
Zeichen zu einer Reihe von Arbeiter⸗Proteſtverſammlungen. Eine gabl- 
reiche Abordnung von Arbeitern, welche in dieſen Proteſtverſammlungen 
ernannt worden war, ſtellte ſich dem Präſidenten der Verſammlung und 
dem verantwortlichen Miniſter vor, um ihnen eine Erklärung der Forde⸗ 
rungen der bulgariſchen Arbeiter vorzulegen. Die Regierung gab dieſes⸗ 
mal ausweichende Antworten. Es war augenſcheinlich, daß ſie nichts 
tat und nichts tun wollte. Nachdem die Arbeiterdelegierten in einem 
Arbeitermeeting über ihre Miſſion Bericht erſtattet hatten, veröffent⸗ 
lichten ſie ein an die bulgariſchen Arbeiter gerichtetes Manifeſt. Sie 
verkündeten das Reſultat ihres Verhaltens und forderten alle Arbeiter 
zu einem unerbittlichen und unabläſſigen Kampf mit allen zur Verfügung 
ſtehenden Mitteln gegen die ganze antiſoziale Politik auf, bis die Forde⸗ 
rungen der Arbeiter erfüllt würden. 

Von da ab dauert der Kampf fort und verſchärft ſich immer mehr 
und mehr, denn die Regierung, weit davon entfernt, die Forderungen 
der Arbeiter zu gewähren, bemüht ſich im Gegenteil, der Arbeiter⸗ 
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bewegung Hinderniſſe aller Art in den Weg zu ftellen. Sie hat letzthin 
im Strafgeſetzbuch Zuſätze gemacht, die durch drakoniſche Maßnahmen 
gegen die Streiks tatſächlich das Recht auf Streik aufheben. 

Die gewerkſchaftliche Bewegung. Trotz dieſer 
ſchweren und ſtrengen Bedingungen erwacht das bulgariſche Proletariat 
und organifiert ſich. Die gewerkſchaftliche Organiſation die in Bul⸗ 
garien nicht vor 1899 exiſtierte, zählt jetzt mehr als 50 Gewerkſchaften 
nur in der „Vereinigung der freien Gewerkſchaften“, welche unter dem 
Einfluß unſerer Partei ſtehen. Und dieſe Zahl nimmt unaufhörlich zu, 
wie aus folgender Aufſtellung erſichtlich ijt: 

Am 1. Auguſt 1904 hatten wir 22 Gewerkſchaften mit 1188 Mitgliedern, 
L. 1 2 ” 1 905 IL ” 32 ow IL 1594 ” 
„ 1. „ 1906 „ „ 42 5 „ 1970 1 


Außerdem gab es zur ſelben Zeit 11 neu begründete Gewerk⸗ 
ſchaften mit ungefähr 500 Mitgliedern, welche ſich formell an die Union 
anſchloſſen. Auf dieſe Weiſe erhöht ſich die Anzahl der Gewerkſchaften 
in dieſem Jahre auf 54 mit rund 2400 oder 2500 Mitgliedern. 

Der numeriſche Zuwachs unſerer Gewerkſchaften ſteht im gleichen 
Verhältnis zu ihrer Tätigkeit. Während der beiden letzten Jahre 
(1904/05 und 1905/06) haben wir 1545 Verſammlungen von Gewerk⸗ 
ſchaftskomitees, 238 öffentliche Gewerkſchaftsverſammlungen und 638 
öffentliche Gewerkſchaftskongreſſe eingetragen. 

Die Tätigkeit der Gewerkſchaftskaſſe kann als Maßſtab für die 
Lebensfähigkeit der Gewerkſchaft gelten. Für die beiden ſchon erwähnten 
Jahre ergibt ſich aus ihrer Tätigkeit folgendes Bild: 


Einnahmen Ausgaben Kaſſenbeſtand 
für 1934/04 — Frank — Frank 13 228,99 Frank 
„ 1904/05 16 581,38 „ 17 200,37 „ 12 610,99 „ 


„ 1905/06 18 978,41 „ 18 594,82 „ 12 989,40 
im ganzen 35 554,79 Frank 35 795,69 Frank 


Die Beiträge der Gewerkſchaftsmitglieder bilden den Hauptteil der 
Einnahmen. Im Jahre 1904/05 ſtiegen ſie auf 13 372,32 Frank und 
für 1905/06 auf 15 118,81 Frank. Der Reit ſtammt von Wohltätig⸗ 
keitsvorſtellungen, Theatervorſtellungen und verſchiedenen Beiträgen 
her. Während derſelben Zeit wurden 7691,53 Frank Unterſtützungen 
an kranke und arbeitsloſe Arbeiter verausgabt, und 11 605,79 Frank 
an Ausſtändige. | . 

Die Streiks. (Arbeiterausſtände.) Die Zahl der Ausſtände 
in dieſen beiden Jahren belief ſich auf 46 mit 1906 Teilnehmern, 
darunter 22 Frauen. Dieſe Ausſtände haben 652 Tage gedauert und 
37 256 Arbeitstage und 75 996 Frank an Lohn gekoſtet. 23 dieſer Aus⸗ 
ſtände mit 1059 Mitgliedern wurden vollſtändig gewonnen; 11 Aus- 
ſtände mit 642 Teilnehmern endeten mit teilweiſem Erfolg und 12 
wurden verloren. Unter den Ausſtänden find die bedeutendſten derjenige 
der Drucker in Sofia (264 Arbeiter), welcher 52 Tage dauerte (vom 
17. Januar bis zum 10. März 1905) und der gewonnen wurde. Er 
hatte zum Gegenſtand die Einführung eines allgemeinen Tarifs in den 
Druckereien von Sofia. Dann der Ausſtand der Lohgerber in Sofia, 
der 130 Arbeiter umſchloß; der Ausſtand der ſtaatlichen Arbeiter der 
Artilleriewerkſtätten und der Eiſenbahnen in Sofia, Bourgas, Varna 
mit 450 Beteiligten; der Ausſtand begann Anfang des Jahres (1906) 
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und wurde bald gewonnen; der Ausſtand der Schuhmacher (350 Ar⸗ 
beiter) von Sofia, ebenfalls nach einem heldenmütigen zweimonatlichen 
Kampf gewonnen (März und April 1906); der Ausſtand der Lohgerber 
von Grabovo (60 Mann), der zu der gleichen Zeit ausbrach und auch 
zwei volle Monate dauerte, aber dem Widerſtand der vereinigten Ar⸗ 
beitgeber weichen mußte; der Ausſtand der Bäcker von Jamboly, eben⸗ 
falls ſiegreich: der Ausſtand der Beamten an den elektriſchen Bahnen 
von Sofia (180 Beteiligte), der am 3. / 16. Auguſt ausbrach und nach einem 
Kampf von 11 Tagen beendet wurde. Endlich können wir nicht ſtill⸗ 
ſchweigend an dem Ausſtand der bulgariſchen Eiſenbahnarbeiter vor⸗ 
übergehen, obgleich er den oben erwähnten Zeitabſchnitt überſchreitet, 
denn er brach in den erſten Tagen des Jahres 1907 aus. Er ſtellte die 
bemerkenswerteſte Tatſache in der bulgariſchen Arbeiterbewegung dar. 
Am 20. Dezember (v. 8.) präziſe 6 Uhr abends haben 3400 Mann die 
Arbeit mit einem Schlage eingeſtellt. Dieſe entſchloſſene Tat hat alle 
Welt in Erſtaunen geſetzt. Man kannte wohl die beklagenswerten 
Arbeitsbedingungen der bulgariſchen Eiſenbahnarbeiter, charakteriſiert 
durch übermäßige Arbeitszeit, welche hauptſächlich aus dem ungenügen⸗ 
den Perſonal und aus den elenden Arbeitslöhnen hervorging, aber man 
hegte nicht die Hoffnung, bei dieſen Arbeitern einen ſo einhelligen 
Mut und Geiſt zu finden, welcher für einen ſolch furchtbaren Kampf ge⸗ 
nügte, wie er ſich entfaltete, und gegen einen ſo mächtigen Arbeitgeber, 
wie der Staat es war, und weil man außerdem ſehr wohl wußte, daß 
nur ein kleiner Teil dieſer Beamten Gewerkſchaftsmitglieder waren. 
Aber das Unwahrſcheinliche und Unerwartete iſt Tatſache geworden. 
42 Tage haben dieſe Tapferen den Grauſamkeiten der Polizei und des 
Militärs ſtandgehalten, und mit einigen wenigen Ausnahmen haben ſie 
nicht daran gedacht, ſich zu ergeben. Sie hatten die Sympathie und die 
ülfe des ganzen bulgariſchen Proletariats auf ihrer Seite, und der 
Ausſtand wurde gewonnen. Die Ausſtändigen ſind wieder aufgenommen 
worden. Das gerichtliche Verfahren wurde eingeſtellt. Die Löhne 
wurden erhöht und der Dienſt ſoll künftighin von einer gemiſchten Kom⸗ 
miſſion geregelt werden. Die hohen Beamten, die die Arbeiter quälten, 
ſind durch andere erſetzt worden und man hat auf die Dienſte der Streik⸗ 
brecher verzichtet. | 7 
Trotz aller Hülfsquellen des Staates konnte die Regierung während 
des Ausſtandes keinen regelmäßigen und genügenden Verkehr auf den 
bulgariſchen Eiſenbahnen herſtellen. s 


Die Genoſſenſchaftsbewegung. 
Unſere Genoſſenſchaftsbewegung iſt ebenſo jung wie die Gewerk⸗ 
ſchaftsbewegung. Die erſte ſozialiſtiſche Genoſſenſchaft wurde im Jahre 
1899 in Jamboly gegründet. Es war eine Arbeiter⸗Bäckereigenoſſen⸗ 
ſchaft mit Namen „Rabotnik“ („Der Arbeiter“). Eine andere Ge⸗ 
noſſenſchaft war die für den Vertrieb von Spezereiwaren, mit Namen 
„Bratſtwo“ („Die Brüderliche“), die im Jahre 1900 in Kazanlik ge⸗ 
gründet wurde. Jetzt haben wir 10 Genoſſenſchaften, die von der 
Parteileitung abhängen (2 Bäckereien in Jamboly und Sofia, 2 Reſtau⸗ 
rants in Sofia und Varna und 6 Spezereiwarengeſchäfte in Kazanlik, 
Jamboly, Stara Zagora, Haskovo, Pradavia und Dolnya Créména), 
die zuſammen ein Kapital von rund 40 000 Frank befigen und faſt 2000 
Familien umfaſſen. . . 
Ihr Geſchäftsumſatz iſt 340 000 Frank jährlich. 
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Die wichtigſten find die Genoſſenſchaften von Kazanlik und Jamboly. 
Die erſte konnte während der ſechs Jahre ihres Beſtehens einen Umſatz 
von 302 000 Frank aufweiſen und einen Nettoprofit von 16 500 Frank, 
wovon ein großer Teil für die ſozialiſtiſche Propaganda verwendet 
wurde. Außerdem hat ſie eine Hülfskaſſe und eine Arbeiterbibliothek 
eingerichtet und unterhält ein großes Lokal für die Arbeiterorgani⸗ 
ſationen des Ortes. 

Unſere Preſſe. Wir haben nur ein einziges politiſches Blatt, 
„Rabotnitſcheska⸗Borba“ („Der Arbeiter⸗Kampf“), welches 
das Zentralorgan der Partei iſt. Es erſcheint zweimal wöchentlich in 
Sofia, unter der Leitung des Genoſſen Sakaſoff, in 2300 Exemplaren. 
Wir haben auch eine politiſche und literariſche monatliche Zeitſchrift, 
„Novo Obchteſtvo“ („Die neue Geſellſchaft“), die in Sofia unter 
der Leitung des Genoſſen Kriſtu Stantcheff erſcheint. Sie beſteht jetzt 
das zweite Jahr mit einer Auflage von 1200 Exemplaren. Unter der 
Leitung desſelben Genoſſen erſcheint noch in Sofia in 2000 Exemplaren 
eine kleine monatliche Revue, Mlade Rabotnik“ („Der junge 
Arbeiter“), die hauptſächlich, wie ihr Name es ja auch ſchon ſagt, für die 
jugendlichen Arbeiter beſtimmt iſt. Die alten Revuen „Obchto Delo“ und 
„Frond“, die wir in unſerem vorhergehenden Bericht erwähnt haben, 
ſind eingeſtellt worden. Endlich haben wir zwei profeſſionelle Zeitungen 
(Syndikats⸗Organe), „Bulgarsky Petchetar“ („Der bulgariſche 
Drucker“), welche zweimal monatlich in 400 Exemplaren erſcheint, und 
„Jelesnitcharska Zachtita“ („Die Verteidigung der Eiſen⸗ 
bahnarbeiter“), die dreimal monatlich in 900 Exemplaren erſcheint. In⸗ 
folge der Vereinigung der Syndikate der Eiſenbahnarbeiter und der 
Erklärung des Ausſtands hörte das Blatt für einige Zeit zu erſcheinen 
auf und wurde durch eine Zeitung für die Eiſenbahnarbeiter erſetzt, 
„Jeleznitcharska Borba“ („Der Kampf der Eiſenbahn⸗ 
arbeiter“). In der Rubrik der Preſſe muß noch erwähnt werden die 
jährliche Ausgabe des „Rabotnitchesky Kalendar“ („Der 
Arbeiter⸗Almanach“, der alte „Volkstümliche Rote Almanach“), der in 
dieſem Jahre in 15 000 Exemplaren verbreitet wurde, ebenſo eine Serie 
von Propaganda⸗Broſchüren und Studien, welche von der Partei⸗ 
bibliothek in vielen tauſend Exemplaren herausgegeben und verbreitet 
wurden. Unter dieſen letzteren ſind: das Werk Kautskys: „Die Ethik 
und diematerialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung“: „Die 
drei Revolutionen“, eine Sammlung von Artikeln Kautskys, 
F. Mehrings und Roſa Luxemburgs; „Das kapitaliſtiſche Re ⸗ 
giment“ von Vandervelde, einige Reden von Jaurès. Endlich be⸗ 
findet ſich unter unſeren ſozialiſtiſchen Schriften die Hauptarbeit des Ge⸗ 
zellen Sakaſoff unter dem Titel: „Cäjarismus oder Demo- 

ratte”. 7 

Das Budgetder Partei. Das Budget des Zentralkomitees 
betrug für 1904/05 4668,50 Frank, für 1905/06 5250 Frank und für 
1906/07 7361,59 Frank. Die bedeutendſten Einnahmen ſind: ein Teil 
(ein Drittel) der Beiträge der Mitglieder, der Ertrag vom „Arbeiter⸗ 
Almanach“ und die Beiträge der Genoſſenſchaften und der Partei⸗Biblio⸗ 
thek. Das Zeitungsbudget betrug für das letzte Jahr 12 210 Frank. 
Dieſes Zeitungsbudget wurde drei Jahre hintereinander mit einem 
Defizit abgeſchloſſen und verurſachte der Partei Schulden. Aber dieſes 
Jahr find wir damit auf gutem Wege: Die Zeitung beginnt ihre Aus⸗ 
gaben ſelbſt zu decken und die Schulden werden nach und nach ab- 
getragen. 
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Unjere Beziehungen zu den anderen ſozia⸗ 
liſtiſchen Fraktionen. Die Exiſtenz von drei ſozialiſtiſchen 
Fraktionen in Bulgarien veranlaßt uns, am Ende unſeres Berichtes 
einige Worte über unſere Beziehungen zu ihnen zu ſagen. 

ie Spaltung der bulgariſchen ſozialiſtiſchen Partei erfolgte, wie 
man weiß, im Jahre 1903. Zwei ſozialiſtiſche Fraktionen haben ſich 
unter einem wenig ſeltſamen Namen gebildet, und zwar: „‚Tesnyſo⸗ 
cialiſty“ (ungefähr: Minimaliſten, wie in Rußland) und „Chi N oky 
ſocialiſty“ (Maximaliſten), oder „Engere“ und „Weitgehende“, und 
zwiſchen dieſen beiden Fraktionen entbrannte ein brudermörderiſcher 
Kampf, und unglückſeligerweiſe halten die Feindſeligkeiten zum Nachteil 
der proletariſchen Sache noch bis heute an. Dieſe Spaltung war nicht 
nach unſerem Wunſch. Wir haben lange (beſonders durch unſer ſpezielles 
Blatt „Edinſtvo“) gegen ſolche Eventualitäten gekämpft und wir haben 
auf die verderblichen Wirkungen, welche ſie für die ſozialiſtiſche Sache 
haben würden, hingewieſen. Aber unſere Bemühungen blieben vergeb⸗ 
lich. Die Spaltung der Partei war vorauszuſehen. Unbedeutende An- 
ſichtsverſchiedenheiten, welche ſich auf die Fragen der Taktik bezogen, 
Differenzen, welche ſich hätten ausgleichen können, und die ſich auch tat⸗ 
ſächlich in ſozialiſtiſchen Parteien anderer Länder ausgleichen, wurden 
von unſeren Genoſſen der anderen Fraktion zu Prinzipienfragen er⸗ 
hoben und dienten der Spaltung als Vorwand. Zu dieſem Zwecke ging 
man bis zur Verleumdung. Man ſtellte unſere ſozialiſtiſche Eigenſchaft 
in Abrede, man ſtellte uns als kleinbürgerliche Politiker dar, und auf 
dem Kongreß der anderen Fraktion in Ruſtſchuk 1000) verſtieß man 
uns, uns, die wir die größere Hälfte der Partei bilden! 

So wurden wir dazu gezwungen, die Spaltung als eine vollendete 
Tatſache zu betrachten. Aber wir haben nicht aufgehört, die Einigung 
15 Il Kräfte zu erſtreben und auf dieſes Ziel hinzuarbeiten, 

durch unſere Propaganda und unſere Kongreſſe hoffen wir noch 
a daß früher oder ſpäter eine Aenderung eintreten wird. Die 
Ereigniſſe rechtfertigten unſere Hoffnungen, an auf eine andere Weife, 
als wir erwartet hatten. Zwei Jahre nach der erften ſozialiſtiſchen 
Spaltung machte ſich eine neue Spaltung auf dem gegneriſchen Felde 
bemerkbar. Die ſogenannten „Tesny“ Sozialiſten teilten ſich in zwei 
neue Fraktionen, dieſesmal die „Konſervativen“ und die „Liberalen“ 
genannt, und eine Wendung in der Haltung der „Liberalen“ u ſich 
bald im Verhältnis zu uns. Dieſe begannen uns als Sozialiſten zu 
behandeln und gaben zu, daß unſere Handlungsweiſe nicht von der 
ihrigen abwich. Unſere Beziehungen haben ſich ſchnell gebeſſert und die 
Annäherung nimmt mit jedem Tage zu. Sie wurde außerordentlich er⸗ 
leichtert durch unſer offenes freundſchaftliches Benehmen und durch die 
Tagesordnung, welche in dieſer Frage auf unſerem Kongreß in Varna 
angenommen wurde. (Auguſt 1906.) Durch dieſe Tagesordnung be⸗ 
kräftigte der Kongreß die une unſerer vorangegangenen Kongreſſe 
und beſtätigte noch einmal, daß die Vereinigung der ſozialdemokratiſchen 
Fraktionen eine unbedingte Notwendigkeit und Hauptbedingung für den 
Erfolg der proletariſchen und ſozialiſtiſchen Sache iſt, daß eine ent⸗ 
gegengeſetzte Tätigkeit ein Verbrechen und ein Verrat am Sozialismus 
wäre, und er beauftragte das Zentralkomitee, dahin zu arbeiten, die 
ſozialiſtiſchen Fraktionen einander wieder näherzubringen. Im Notfall 
erklärte er, daß er ſich eventuell an das Internationale ſozialiſtiſche 
Bureau wenden und es um feine guten Dienſte bitten würde. Gleich- 
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zeitig empfahl der Kongreß „gemeinſchaftliches Arbeiten mit den den 
ſozialiſtiſchen nicht feindlichen Fraktionen“. Kurze Zeit darauf wurde 
die Annäherung der beiden ſozialiſtiſchen Fraktionen Wirklichkeit. Der 
Feldzug, welcher im vorigen Jahre auf Anregung 5 a gegen 
das Geſetz über die Handwerk⸗Verbindungen und für die Schaffung 
einer Arbeitergeſetzgebung von neuem begonnen hatte, ay uns zu Vor⸗ 
beratungen mit dem Zentralkomitee der „Liberalen“ geführt, und be- 
ſagter Feldzug wurde zum großen Teil gemeinſame Sache. Die Depu⸗ 
tation, die vor das Parlament und die Regierung trat, beſtand aus Ver⸗ 
tretern der beiden Fraktionen. Das Manifeſt der Deputation war von 
den beiden Zentralkomitees unterzeichnet: vom unſrigen und dem der 
„Liberalen“. Aber einmal auf der Bahn gemeinſamen Handelns, 
konnten wir nicht auf halbem Wege zurückbleiben und mußten logiſcher⸗ 
weiſe weitergehen. Die Arbeiterbewegung hörte unter dieſen Umſtänden 
auf, eine Gelegenheitsaktion zu ſein und wurde ein beſtändiges Ringen 
und der Gedanke einer dauernden Vereinigung der beiden ſozialiſtiſchen 
Fraktionen ergab ſich von ſelbſt. Wir ſtehen jetzt in Unterhandlungen 
wegen einer vollſtändigen Vereinigung auf Baſis der internationalen 
ſozialiſtiſchen Kongreſſe von Amſterdam und von London. Sicherlich 
gibt es unter den Liberalen noch Gegner einer ſofortigen Vereinigung. 
Es gibt Perſonen, welche die Vertagung auf Grund eines geringfügigen 
Vorwands verlangen, zum Beiſpiel, daß man auf die Zuſtimmung der 
„Konſervativen“ warten muß. Aber es iſt augenſcheinlich, daß die 
große Mehrzahl dieſer Fraktion den Gedanken der ſofortigen Ver⸗ 
einigung unterſtützt, und wir können ſagen, daß die Stunde nicht mehr 
fern iſt, wo das bulgariſche Proletariat dieſe glückliche Vereinigung 
wird begrüßen können, welche drei Viertel der organiſierten bulgariſchen 
Arbeiter zu einem proletariſchen Block vereinigen wird. 

Es bleibt die Fraktion der „Konſervativen“, die ſich auf einem 
offenbar falſchen Wege noch immer befindet. Sie fährt fort, uns und 
den „Liberalen“ unſere ſozialiſtiſchen Eigenſchaften abzuſtreiten und ſie 
hält es für ihre Pflicht, alle unſere Aktionen zu hindern, einſchließlich 
der Ausſtände unſerer Gewerkſchaften. Aber dieſes arbeiterfeindliche 
Benehmen iſt für die Arbeiterklaſſe ſelbſt ſo empörend und ſo beleidigend, 
daß es nichts bezwecken kann. Man darf alſo hoffen, daß die Vereini⸗ 
gung der beiden Fraktionen einen wohltuenden Einfluß auf die Arbeiter 
haben wird, welche ſich noch in den Reihen der „Konſervativen“ befinden, 
ebenſo wie auf die Fraktion ſelbſt. 

Die Vereinigung der Arbeiter und ſozialiſtiſchen Kräfte in Bul⸗ 
garien iſt um ſo wünſchenswerter und notwendiger, als augenblicklich 
in unſerem ganzen Lande eine grauſame Reaktion wütet, welche gegen 
die Sozialiſten und fortſchreitenden Elemente gerichtet iſt. Der all⸗ 
gemeine Ausſtand der Eiſenbahnarbeiter und die Demonſtration der 
Studenten und Arbeiter gegen den Fürſten Ferdinand haben unſere Be⸗ 
hörden in Wut gebracht und ihnen als Vorwand für eine ganze Reihe 
drakoniſcher Maßnahmen gedient. Die Eiſenbahnarbeiter ſind mili⸗ 
täriſch geworden, die Univerſität geſchloſſen, die Studenten vertrieben 
und teilweiſe gefangen worden, die Berufsgenoſſenſchaft der Lehrer, die 
bereits 12 Jahre beſtand, iſt aufgelöſt und ihr Kapital, das ſchon mehr 
als 100 000 Frank betrug, ijt konfisziert worden. Geſetze, die immer 
reaktionärer werden und gegen die Lehrer, Arbeiter und Sozialiſten ge⸗ 
richtet ſind, werden jeden Tag inder Sobranje von einer blinden Majori⸗ 
tät votiert. Durch eine Aenderung des Geſetzes, den öffentlichen Unter⸗ 
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richt betreffend, unterjagt man dem Lehrer, irgendwelcher politiſchen 
Partei oder einer Arbeitergewerkſchaft anzugehören. Ein zweites Geſetz 
unterſagt den Staats- und Gemeindebeamten, fic) zu vereinigen und loft 
alle beſtehenden Verbindungen auf. Ein drittes Geſetz befiehlt die Auf⸗ 
löſung der Arbeitergewerkſchaften, indem es ihnen „Umſturz bezweckende“ 
Ziele beilegt. Endlich unterſagt ein Geſetz über die Genoſſenſchaften 
jede Verbindung zwiſchen ihnen und der Partei. Und während ſolche 
Geſetze in der Sobranje gemacht werden, wüten ſchwarze Banden, welche 
im Sold der Regierung ſtehen, unter dem Schutze der Polizei und des 
Heeres in den Städten Bulgariens und ſelbſt in der Hauptſtadt, indem 
ſie die Lokale plündern, die Bürger niedermachen, und unterſagen „manu 
militari“ jedes Meeting, jede öffentliche Zuſammenkunft. Die ſo⸗ 
zialiſtiſchen Klubs in Plovdta (Filippopolis), Stanimaka und Haskovo 
ſind ſchon von den Houligans geplündert und zerſtört worden. 

Ein furchtbarer Kampf kündet ſich für uns an, und zu dieſem 
Kampf muß man die ſchnelle Vereinigung der Arbeits- und ſozialiſtiſchen 
Kräfte herbeiwünſchen. 

Im Namen des Zentralkomitees der ſozialdemokratiſchen Partei. J 

Der Sekretär der Partei. 
C. Bozvelieff. 
Sofia, den 4. Februar 1907. 


Serbien. 


Eine eigentliche Arbeiterbewegung begann in Serbien erſt mit dem 
Anfang des zwanzigſten Jahrhunderts, da die induſtrielle Entwickelung 
ſich hier erſt in der letzten Zeit bemerkbar machte. Eine moderne, 
klaſſenbewußte Arbeiterbewegung konnte ſich nicht ſchnell entwickeln. 

In der erſten Zeit beſtanden nur einige Arbeitervereine, die aber 
mehr den Charakter von Bildungsvereinen an ſich hatten. Als wir im 
Jahre 1901 einige Gewerkſchaftsorganiſationen ins Leben riefen, die 
auch alsbald ein reges Leben zeigten, was die damalige reaftio- 
näre Regierung nicht dulden wollte, wurden von allen Seiten An⸗ 
ſtrengungen gemacht, um die Arbeiterbewegung unmöglich zu machen. 
Es muß beachtet werden, daß der Anfang unſerer Bewegung in 
die trübſte politiſche Zeit fiel, wo das perſönliche Regiment im 
ganzen Lande herrſchte. Dieſe unerträgliche Reaktion rief die 
Demonſtration am 23. März 1903 hervor, die zwar von den demo⸗ 
kratiſch geſinnten Schülern der Hochſchule veranſtaltet wurde, bei der 
jedoch die Arbeiterſchaft Belgrads die eigentliche Führung über- 
nahm. Die Regierung wollte die Demonſtration mit Gewalt unter⸗ 
drücken und ſo endete dieſelbe mit Opfern: einige wurden getötet und 
mehrere verwundet. Nun wandte ſich die Regierung gegen die ſchon 
beſtehenden Organiſationen und machte die größten Anſtrengungen, 
dieſelben zu zerſtören und für ihre eigene ſchmutzige Sache zu gewinnen, 
was ihr aber nicht gelang. | 

Nach dem 23. Juni kam es zum Verfaſſungsbruch, und die „Ar- 
beiter⸗Zeitung“, die einzige Vertreterin der Arbeiterintereſſen, mußte 
ihr Erſcheinen einſtellen. f 5 
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Als am 29. Mai das unerträgliche Regime endete und fic damit 
die politiſchen Verhältniſſe beſſerten, begann die Gründung von Ar⸗ 
beitervereinen, und zwar in Form von Arbeiter⸗Bildungsvereinen, ſo⸗ 
zuſagen epidemiſch zu werden. Die Folge davon war die Einberufung 
eines Arbeiterkongreſſes am 20. Juli 1903. Auf dem Kongreß wurde 
die ſozialdemokratiſche Partei Serbiens gegründet und zugleich das 
Erfurter Programm angenommen. Im übrigen konnte ſich der Kon⸗ 
greß nur mit den allernotwendigſten Fragen beſchäftigen; er faßte den 
Beſchluß, daß an den Parlamentswahlen teilgenommen werden ſoll, 
die für den 8. September angeſetzt waren. Damit trat das ſerbiſche 
Proletariat in die internationale ſozialdemokratiſche Bewegung ein. 

Kaum hatten wir die nötigſte Arbeit in den neuen Organiſationen 
getan, als wir in den Wahlkampf eintreten mußten. Kandidaten ſtellten 
wir nur in den Orten auf, wo wir Organiſationen beſaßen. Trotz des 
Zenſuswahlſyſtems, das nur denjenigen Arbeitern Stimmrecht ein⸗ 
räumt, die 15 Frank Steuern bezahlen, gelang es uns doch, in Kragu⸗ 
jewatz einen Sitz zu gewinnen. Das waren die erſten Wahlen, bei denen 
das ſerbiſche Proletariat ſelbſtändig politiſch auftrat; 2548 Stimmen 
vereinigten unſere Kandidaten auf ſich. 

Im Jahre 1904 arbeitete die Partei daran, in allen größeren 
Städten Parteiorganiſationen zu gründen. Dadurch verſchwanden die 
vielen Bildungsvereine, die ſich früher auch politiſch betätigten. 

Der zweite Kongreß, der im Jahre 1904 abgehalten wurde, befaßte 
ſich mit verſchiedenen Fragen, und zwar mit der Preſſe, Wahlbeteili⸗ 
gung und Maifeier. Zu der erſten Frage wurde eine Reſolution an- 
genommen, die der Dresdener Reſolution ähnlich iſt. Zur Frage der 
Wahlbeteiligung wurde eine Reſolution angenommen, die keine Kom⸗ 
promiſſe billigt und verlangt, daß nur aus eigener Kraft der Wahl⸗ 
kampf geführt werden ſoll. Betreffs der Maifeier wurde die Reſolution 
des Internationalen Kongreſſes angenommen. 

Das Jahr 1905 war für uns ein Kampfjahr. Es begann mit 
Volksverſammlungen, die für die ruſſiſche Revolution Sympathie⸗ 
erklärungen abgaben und zugleich den Kampf gegen die Gewerbegeſetz⸗ 
vorlage proklamierten. Inzwiſchen kamen die Skupſchtinawahlen, die 
am 10. Juli 1905 ſtattfanden, an denen wir wieder teilnehmen mußten. 
In dieſem Wahlkampf verloren wir zwar den Kragujewatzer Sitz, ge⸗ 
wannen jedoch an Stimmen und eroberten zwei Sitze, und zwar einen 
in Belgrad und einen in Pirot. Wir erhielten 2608 Stimmen. 

Nach den Wahlen wurde der Kampf gegen den Gewerbegeſetzent⸗ 
wurf wieder mit ganzer Kraft aufgenommen. Die vielen Verſamm⸗ 
lungen nahmen eine umfaſſende und ARE Reſolution an, die 
dem Parlament überſandt wurde. Als jedoch die Regierung der bürger⸗ 
lichen Radikal⸗Demokratie trotz des einmütigen Proteſtes der Arbeiter 
dieſen reaktionären Geſetzentwurf auf die Tagesordnung des Parla⸗ 
ments ſetzen wollte, antwortete die organiſierte Arbeiterſchaft Belgrads 
mit einer Demonſtration. Dies veranlaßte die Regierung, den Ent⸗ 
wurf zurückzuziehen. 

Die jetzige Regierung der alt-radifalen Partei bereitet ſich wieder 
vor, den Entwurf zum Geſetz zu erheben. Die organiſierte Arbeiter⸗ 
ſchaft wird den Kampf wieder aufnehmen und alle Anſtrengungen 
machen, dies zu verhindern. 

Zum 15. Januar 1906 waren die Kommunalwahlen angeſetzt. 
Da das Geſetz für die Stadtgemeinden das. Proporz⸗Wahlſyſtem vor⸗ 
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ſchreibt, jo traten wir zum erſten Male in dieſen Wahlkampf ein, und 
zwar in drei Gemeinden. Es wurden in Belgrad 9 Vertreter (von 45), 
in 7 5 Vertreter (von 30), in Schabatz 3 Vertreter (von 30) 
gewählt. 

Zum 11. Juni 1906 waren wieder Skupſchtina⸗Wahlen angeſetzt. 
Bei dieſen Wahlen ſtellten wir in 10 Städten 15 Kandidaten auf. 
Leider verloren wir den Belgrader und Piroter Sitz, eroberten jedoch 
den Kragujewatzer Sitz von neuem. Insgeſamt erhielten wir 3133 
Stimmen. Gleich nach dieſem Wahlkampf beſchloß der Parteiausſchuß, 
den Kampf für das allgemeine Wahlrecht aufzunehmen, und am 9. Juli 
1906 erfolgte der Aufruf zu dieſem Wahlrechtskampf. Derſelbe wird 
noch weiter geführt, und wir hoffen, daß unſere Bewegung die Ketten 
zerbrechen wird. 


Auf dem Kongreß 1905, der in Belgrad tagte, wurde beſchloſſen, 
die Maifeier durch Arbeitsruhe zu feiern, während ſie bis dahin am 
Sonntag nach dem 1. Mai gefeiert wurde. Die erſte Maifeier, die im 
Jahre 1906 ſtattfand, hat unſere Erwartungen weit übertroffen. Da⸗ 
durch iſt der Beweis geliefert, daß die Bewegung ſchon feſten Boden ge⸗ 
faßt hat und auf dem beſten Wege ſich befindet. 


* 


Unſere Parlamentstätigkeit iſt erſt im Begriff, ſich zu erweitern 
und auszubreiten; vorläufig iſt die Partei durch einen Abgeordneten 
vertreten. Schon dadurch iſt klar, daß wir nicht allzu große Erfolge 
erzielen können. Unſer Tätigkeitsgebiet war bis jetzt ein begrenztes, 
da wir nur in den größeren Orten an den Wahlen teilgenommen haben. 
Dazu kommt die ungerechte Einteilung der Wahlbezirke, die Erpreſſun⸗ 
gen durch die Polizei und andere Korruptionen, die in unſerem Lande 
bei den Wahlen zutage treten und dann vor allem das Zenſus⸗Wahl⸗ 
ſyſtem, das nur ſehr wenigen Arbeitern ein Wahlrecht gewährt. Alles 
dies hat dazu beigetragen, daß wir nur einen Vertreter nach dem Parla⸗ 
ment haben entſenden können. 

In Serbien gibt es keine ſoziale Geſetzgebung. Zwar findet man 
hin und wieder einige iſolierte Geſetzesanordnungen, jedoch werden dieſe 
ſeitens der Regierung wenig zur Ausführung gebracht, ſelbſt in den 
Stadtbetrieben nicht. Das iſt aus der Unfähigkeit der verſumpften 
reformfeindlichen bürgerlichen Parteien zu erklären. Selbſt die 
jung⸗radikale Partei, die ein ziemlich demokratiſches Programm an⸗ 
genommen hat, verſuchte gar nicht, auf dieſem Gebiete irgend⸗ 
wie reformierend zu wirken, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil 
die Wähler dieſer Partei ausſchließlich aus Kleinbauern und anderen 
Kleinſchichten beſtehen, alſo aus den konſervativſten Elementen. Haupt⸗ 
ſächlich iſt bei uns der Bauer unfähig, irgend eine Reform in dieſer 
Beziehung zu unterſtützen. Im vorigen Jahr hat die jetzige Regierung 
er ſt angefangen, ein Arbeiter⸗Verſicherungsgeſetz auszuarbeiten. 
Ob dieſes Projekt in Wirklichkeit das wird, was es ſein ſoll? Wir 
wollen abwarten, haben jedoch Urſache, es zu bezweifeln. | 

Die Arbeitszeit läßt ſich bei uns nicht feititellen, da keine zuver⸗ 
läſſige Statiſtik vorhanden iſt. Die organifierten Arbeiter erkämpften 
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im Durchſchnitt folgende Arbeitsdauer: Zündhölzer⸗Arbeiter und -Ar- 
beiterinnen 8 Stunden, Zigarrenarbeiter 8%, Stunden, Buchdrucker 
8% Stunden, Buchbinder 9½ Stunden, Maler 934 Stunden, Schneider 
10 Stunden, Metallarbeiter 10% Stunden, Schuhmacher 11 Stunden, 
Holzarbeiter 10% Stunden und Textilarbeiter 10 Stunden. Die Ar⸗ 
beitszeit wird durch Vertrag und Tarif feſtgeſetzt, und um die volle Be⸗ 
deutung dieſer Tatſache hervorzuheben, wollen wir daran erinnern, daß 
man noch vor einigen Jahren den Arbeitern eine 16ſtündige Arbeits⸗ 
zeit aufgezwungen hatte. 

Die Partei ſteht in vollſtändiger Verbindung mit der Gewerkſchafts⸗ 
bewegung; bei jeder größeren Aktion wird zuſammen gekämpft und wird 
‘sath gearbeitet, die Gegenſeitigkeitsverhältniſſe noch enger zu ver⸗ 

inden. 

Die Partei hat im ganzen Lande 23 Lokalorganiſationen mit zu⸗ 
ſammen 1400 Mitgliedern. 


Serbien iſt ein wirtſchaftlich ſtark zurückgebliebenes Land; die In⸗ 
duſtrie befindet ſich erſt im Werden. Außer in Belgrad, wo das Ge⸗ 
ſchäftsleben ziemlich ſtark entwickelt iſt und ſich mehrere Fabriken be⸗ 
finden, findet man im Innern des Landes ſelten eine Fabrik. Alles in 
allem: Serbien befindet ſich vor einer unzweifelhaften ökonomiſchen 
Umwälzung. Die Zukunft wird die ganze Sachlage verändern und in 
9 Zeit wird ſich der Kampfboden für die Bewegung günſtiger 
geſtalten. 

Die Verfolgungen von ſeiten der Regierung und der Polizei hören 
gar nicht auf. Es ſind ſchon Verſuche gemacht worden (durch Erlaſſe 
der Stadthauptmannſchaften und der Regierung), uns die Streiks zu 
verbieten ſowie die Verſammlungen aufzulöſen. Trotzdem die Partei 
ſeit ihrer Gründung verſchiedene Schwierigkeiten zu überwinden gehabt 
hat und ihr nur eine kleine Zahl von Arbeitskräften zur Verfügung 
ſteht, mußte ſie doch von dem einen in den anderen Kampf eintreten. 

ie Fackel in dieſen ganzen Kämpfen war die „Arbeiter⸗Zeitung“, die 
jetzt in 4600 Exemplaren verbreitet wird, und deren Weitererſcheinen 
bereits geſichert iſt. Die Partei beſitzt außerdem ein Provinzorgan in 
Kragujewatz, „Radnik“, das eine Auflage von 1600 hat. Nebenbei hat 
die Partei in der letzten Zeit viel in der Literatur geleiſtet, indem ſie 
eine populär⸗wiſſenſchaftliche Bibliothek zur Ausgabe gebracht hat. 

Wenngleich die Tatſache beſteht, daß Serbien kein Induſtrieſtaat 
iſt, ſo iſt das Arbeitsfeld für die Sozialdemokratie noch immer groß 
genug. In der Hoffnung, daß es uns gelingen wird, alle Schwierig⸗ 

keiten zu überwinden, und daß die Partei in neue Kämpfe für die Sache 
des Proletariats Serbiens, für die Sache der geſamten Menſchheit ein⸗ 
treten wird, blicken wir hoffnungsfreudig in die Zukunft. 


Namens der ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei Serbiens: 
Milan Stojanowitſch. 
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Bericht 
über die Tätigkeit der Angarländiſchen Sozialdemokratiſchen 
Partei in den Jahren 1904 — 1907. 


Die Sozialdemokratie in Ungarn hat in den letzten 3 Jahren eine 
außerordentlich ſtürmiſche Entwickelung durchgemacht. Wenn man den 
Charakter dieſer Entwickelung in einem Satze zuſammenfaſſen wollte, 

ann könnte man ſagen: Seit 1903 iſt die ungarländiſche Sozialdemo⸗ 

kratie aus einer kriminalpolizeilich beobachteten und geſellſchaftlich ge⸗ 
ächteten „Verſchwörergruppe“ zu einer mächtigen, gefürchteten po⸗ 
litiſchen Partei geworden, mit der alle Faktoren zu rechnen haben. Und 
dieſes gewaltige Erſtarken der ſozialdemokratiſchen Arbeiterbewegung 
fällt gerade in die Periode, welche das ganze politiſche Leben Ungarns 
bis ins Innerſte aufwühlte, alle hergebrachten politiſchen und parla⸗ 
mentariſchen Beziehungen auf den Kopf ſtellte und ſchließlich den 
ſchmählichen moraliſchen Zuſammenbruch des ſcheinbar ſo ſtarken und 
ſo oft angeſtaunten ungariſchen Klaſſenparlaments zeitigte. 

In den politiſchen Wirren dieſer Jahre war es nicht immer leicht, 
die Taktik der Partei zu beſtimmen. Die verſchiedenen bürgerlichen 
Gruppen, welche einen wütenden Kampf um die Macht im Klaſſen⸗ 
parlamente miteinander führten, wandten ſich nun alleſamt an die un⸗ 
geheure Maſſe des bis dahin in Rechtloſigkeit gehaltenen, mißachteten 
Volkes, an die arbeitenden, ausgebeuteten Millionen, um ſie in den 
Dienſt ihrer ſelbſtſüchtigen, politiſchen Zwecke zu ſtellen. Vor, während 
und nach der verheerenden, über zwei Jahre anhaltenden Verfaſſungs⸗ 
kriſe hatte die ſozialdemokratiſche Partei zum Leitmotiv ihres Ver⸗ 
haltens den folgenden Grundſatz aufgeſtellt: Alle Parteien, insbe⸗ 
ſondere die oppoſitionellen, welche große Popularität genießen und ſich 
für die berufenen Vertreter des unzufriedenen Volkes ausgeben, ſind 
zur offenen Stellungnahme hinſichtlich der Verwirklichung 
des allgemeinen, geheimen Wahlrechts zu zwingen, 
und jene Parteien unbarmherzig und mit den ſchärfſten Mitteln zu be⸗ 
kämpfen, welche ſich ablehnend oder zweideutig zu dieſer Frage ver⸗ 
halten. Dieſem Grundſatze iſt unſere Partei ſtets treu geblieben. Sie 
hat die Vertreter der koalierten Oppoſition mit allen Mitteln ge⸗ 
zwungen, Farbe zu bekennen in der Frage des allgemeinen Wahlrechts, 
ihren Bemühungen iſt es gelungen, dieſe Frage in den Mittelpunkt der 
Wahlagitation des politiſch entſcheidenden Jahres 1905 zu ſtellen, und 
der alle Welt überraſchende große Sieg der koalierten Oppoſition iſt 
zu einem nicht geringen Teile dem Umſtande zu verdanken geweſen, 
daß es unſerer unermüdlichen Agitation gelungen war, die Kandidaten 
der Oppoſition zur Stellungnahme für die Wahlreform zu zwingen. 
Die Mehrheit der gewählten Kandidaten, 214 von im ganzen 413, ſahen 
ſich genötigt, ein bindendes Verſprechen hinſichtlich der Einführung des 
allgemeinen Wahlrechts abzugeben. Allein die koalierte Oppoſition 
wollte, nachdem ſie einmal an die Majorität gelangt war, trotz ihrer 
den Wählern gegebenen feierlichen Zuſagen vom allgemeinen Wahl⸗ 
recht nichts mehr wiſſen. Sie gab ſich mit der ewigen Diskutierung 
ſtaatsrechtlicher Fragen und mit der Forderung total ausſichtsloſer 
nationalen Konzeſſionen ab und trieb auf dieſe Weiſe das Land dem 
Abſolutismus entgegen. Am 19. Juni 1905 ward Baron Fejervary zum 
Miniſterpräſidenten berufen und ein ſogenanntes Uebergangsminiſterium 
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ward gegründet. Die Herrſchaft dieſer Regierung füllt die politiſch be⸗ 
wegteſte Periode Ungarns aus. Da die Regierung im Parlamente 
ſelbſt keine Stützen hatte, wurde dasſelbe vertagt und die koalierte 
Oppoſition begann den „paſſiven Widerſtand“ in den Komitaten und 
Munizipien, in jenen berüchtigten Organen magyariſcher Lokalver⸗ 
waltung, in denen einige wenige der reichſten Grundbeſitzer die geſetzlich 
zugeſicherte Majorität beſitzen. Da die Häuptlinge dieſer „Lokalauto⸗ 
nomie“ der Regierung gegenüber ohnmächtig waren, ſchütteten ſie ihren 
Zorn über das ſchutzloſe Proletariat aus, die Verſammlungen der Ar⸗ 
beiter wurden regelmäßig verboten und die Gewerkſchaften unaufhörlich 
ſchikaniert. Als eine Deputation von Gewerkſchaftsvorſtänden gegen 
dieſe Gewalttaten beim Miniſter des Innern Kriſtoffy Proteſt erhob, 
da bekannte ſich dieſer unumwunden als Anhänger des allge- 
meinen, geheimen Wahlrechts und erklärte, daß die Re⸗ 
gierung die Verwirklichung dieſer Reform zum Angelpunkte, zum ganzen 
Zwecke ihrer Wirkſamkeit gemacht habe. 

Nun begann auch unſere Partei eine erhöhte fieberhafte Agitation. 
für das allgemeine Wahlrecht im ganzen Lande. Die koalierte Oppo⸗ 
htion, die ſich als die Beſchützer der Konſtitution gegen den Abſolu⸗ 
tismus der Regierung auszugeben liebte, war konſtruiert. Die Koa⸗ 
lition hatte die Wahl frei, ob ſie ſich die Unterſtützung der geſamten 
Arbeiterſchaft der Lande ſichern wolle oder nicht; ſie hatte ſich bloß zur 
ehrlichen Verwirklichung der Wahlreform zu verpflichten und die 
ſozialdemokratiſche Partei hätte ihre ganze Macht aufgeboten, um ihr 
zur Regierung zu verhelfen. Aber die Koalition wollte von einer 
offenen Stellungnahme nichts wiſſen. Es begann alſo der erbitterte 
Kampf unſerer Partei gegen die Oppoſition, überall, wo ſie ſich zu 
zeigen wagten, wurde dieſen „Revolutionären“ die Maske vom Angeſicht 
geriſſen. Zu jener Zeit offenbarte die ſozialdemokratiſche Partei ihre 
innere Kraft. Alle ſchmutzigen Verleumdungskünſte der Patrioten 
blieben unwirkſam, und die Arbeiterſchaft der Lande blieb der Fahne 
des Sozialismus während all der verheerenden Kämpfe treu bis ans 
Ende. Wir wollen die Einzelheiten dieſer nicht ſelten blutigen Kämpfe 
übergehen und wollen bloß hervorheben den am 10. November 1905 
abgehaltenen außerordentlichen Parteikongreß, der die Taktik der Partei 
im F billigte. 

Am e Demon trntkon 
bor 5 Parlamente ſtatt, an der 100 000 Proletarier in 
ſtummer Würde teilnahmen, eine ernſte Warnung für die Koalition, 
deren Exekutiv⸗Komitee fic) eben wieder gegen die Wahlreform aus⸗ 
geſprochen, daß man den ungezählten Millionen ihr Recht nicht lange 
ungeſtraft vorenthalten könne. Am 19. Dezember ward das Parlament 
unter dem wirkungsloſen Proteſte der koalierten Oppoſition vertagt 
und gleichzeitig veröffentlichte Miniſter des Innern 
Kriſtoffy den Geſetzentwurf zur Ein führung des 
allgemeinen Wahlrechts. Nach dem Mißtrauensvotum des 
Abgeordneten- und des Magnatenhauſes dankte die Regierung ab; die 
Demiſſion ward aber vom König nicht angenommen. Am 19. Februar 
907 wurde das Parlament unter der totalen Gleichgültigkeit des 
Volkes aufgelöſt. 

In den erſten Tagen des April des vorigen Jahres erwartete alle: 
Welt den „Ausbruch des offenen Abſolutismus“. Das Land erwartete 
zwar „mit patriotiſcher Entrüſtung“ die Möglichkeit der Nichteinberufung 
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des Parlaments, ſah aber doch mit verhältnismäßig ruhiger Ergebung 
der kommenden Herrſchaft des Abſolutismus entgegen. Einige Blätter 
wollten gar ſchon das Manifeſt kennen, welches „die ſchrecklichen neuen 
Zuſtände“ verkünden ſollte. Da tauchten plötzlich die Nachrichten von 
den Friedensverhandlungen auf. Der Friedensplan wurde bekannt. 
Die Führer der Koalition fuhren einzeln nach Wien und kehrten von 
dort (am 9. April) nur noch als wirkliche Miniſter zurück. 

Die Grundlage der Entwirrung war die, daß die Koalition und 
ihre Regierung eine „Uebergangs“-Herrſchaft etablierte. Sie mußte 
alle Forderungen ausſchalten, die dringendſten Staatsnotwendigkeiten 
votieren: nämlich die Budgets der beiden Jahre und die Wahl⸗ 
reform ſofort verwirklichen. Die Reform mußte möglichſt 
auf Grund des Kriſtoffyſchen Entwurfes verwirklicht werden, a ber 
das Wahlrecht durfte unter keinen Umſtänden ein⸗ 
geſchränkter ſein als das von der Fejervary⸗Regie⸗ 
rung proponterte. 

Daß dieſer Pakt tatſächlich die Grundlage der Entwirrung war, 
das beweiſt die nach den allgemeinen Wahlen am 22. Mai 1906 vor den 
Mitgliedern beider Parlamentshäuſer gehaltene Thronrede. Der dies⸗ 
bezügliche Teil der königlichen Thronrede lautet: | 

„Hinſichtlich der zeitgemäßen Fortentwickelung unſeres ver⸗ 
faſſungsmäßigen Lebens wird es die wichtigſte Aufgabe unſerer Re⸗ 
gierung ſein, die politiſchen Rechte auf alle Schichten 
der Geſellſchaft zu erweitern und ſo die Geſamtheit der 
Nation in die Schanzen des politiſchen Lebens einzuführen. Zu 
dieſem Zwecke find die auf die freie Ausübung des allge⸗ 
meinen Wahlrechts bezüglichen Geſetzentwürfe 
ſowohl im Einklange mit den zeitgemäßen Forderungen der demo⸗ 
kratiſchen Idee, als auch unter Wahrung des nationalen Charakters 
des ungariſchen Staates auszuarbeiten. 

Dies ſind, geehrte Herren, Magnaten und Abgeordnete, jene 
Aufgaben, denen ſich unſere Regierung unterzogen hat; ſie hat ſich 
derſelben in dem Sinne unterzogen, daß dies in erſter Reihe und 
unbedingt zu löſende Fragen ſind, deren Löſung durch das Auf⸗ 
zus anderer Fragen weder vereitelt, noch auch verzögert werden 
ann.“ 

Die Thronrede erwähnt unter den unaufſchiebbaren Fragen außer 
dem allgemeinen Wahlrecht noch die Feſtſetzung des ordentlichen Staats⸗ 
voranſchlages, die Bewilligung des ordentlichen Rekrutenkontingents 
und die Feſtſetzung der gemeinſamen Ausgaben. . 

Jedermann empfing dieſe Wendung der Ereigniſſe mit der größten 
Befriedigung. „ 

Die ſozialdemokratiſche Partei konnte dies Ereignis mit beſonders 
großer Genugtuung begrüßen. Bezeugte doch gerade das, was ſich 
ereignete, aufs glänzendſte die Richtigkeit ihrer Taktik. Auch das Aus⸗ 
land war mit dieſer Löſung zufrieden. 

Wenn wir alſo auch Urſache hatten, mit der neuen Lage zufrieden 
zu ſein, konnten wir infolge unzähliger Umſtände keinen Augenblick 
lang Vertrauen in die neue Regierung ſetzen. Unſer Vertrauen ſetzten 
wir einzig und allein in die Kraft der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft. 
Wir ſahen die Notwendigkeit erbitterter Kämpfe mit Sicherheit voraus. 

Es begannen die Abgeordnetenwahlen des Jahres 
1906. Unſere Partei ſtand vor der Aufgabe, durch eine mächtige 
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Agitation Einfluß auf die Wahlen zu gewinnen. Wir haben dieje Agi- 
tation in dem Bewußtſein betrieben, daß es das neue Abgeordneten- 
haus ſein werde, dem die Verwirklichung des allgemeinen geheimen 
Wahlrechtes obliege. 


Unſere Partei hat in 101 Wahlbezirken des Landes Kandidaten 
aufgeſtellt. Unſer Manifeſt, welches ſowohl bezüglich der konkreten 
politiſchen Lage, als auch hinſichtlich des ſozialdemokratiſchen Partei⸗ 
programms ausführliche Aufklärung gab, erſchien unter dem Titel: 
„An das Volk Ungarns!“ in vier Sprachen und in mehr als einer 
halben Million Exemplaren. Wir haben in Tauſenden von Wahl- und 
Volksverſammlungen die unerſchütterlichen Wahrheiten der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei verbreitet. Bei den Hauptwahlen durfte ſich kein 
einziger bürgerlicher Kandidat gegen die Notwendigkeit der ſofortigen 
Einführung des allgemeinen Wahlrechts erklären, bei den Stichwahlen 
aber haben unſere Genoſſen in vielen Orten jenen Kandidaten zum 
Siege verholfen, aus deren Reden ſich folgern ließ, daß ihre Treue 
zum allgemeinen, geheimen Wahlrecht über allem Zweifel ſtand. 


| Gewählt wurden faſt überall jene Kandidaten, welche ein 
offizielles Empfehlungsſchreiben des „Führers der 
Nation“ Franz Koſſuth vorweiſen konnten, ſo daß man das auf Grund 
ſolcher „Wahlen“ entſtandene Parlament ſehr treffend als ein 
ernanntes bezeichnet hat. 


„Das ſo entſtandene Parlament und die Regierung verrieten Tag 
für Tag deutlicher ihre wahren Abſichten. In den gelegentlichen Reden 
einzelner Miniſter und in den Spalten der Regierungsblätter tat ſich 
immer deutlicher kund, daß man das allgemeine Wahlrecht verfälſchen, 
oder aber ganz begraben wolle. 


Die am 3. Juni 1906 abgehaltene Landes⸗Parteikonferenz und der 
am 4. und 5. Juni ſtattgehabte Parteikongreß erklärte durch eine ein⸗ 
ſtimmige Reſolution entſchieden, daß ſie zum Schutze der Vereins⸗ und 
Verſammlungsfreiheit auch nicht zurückſchrecken werde, die mächtige 
Waffe des politiſchen Maſſenſtreiks in Anſpruch zu nehmen. 


Ebenſo wird die ungarländiſche organiſierte Arbeiterſchaft dieſes 
Kampfesmittel anwenden, wenn ſie ſich überzeugt, daß das Klaſſen⸗ 
parlament das allgemeine Wahlrecht nicht verwirklichen wolle. 


Das entſchiedene Auftreten der organiſierten Arbeiterſchaft berührte 
die Koalitionsregierung um ſo unangenehmer, als es dadurch offenbar 
wurde, daß die ernſtliche Verhinderung des von der Koalitionsherrſchaft 
geplanten Volksbetrugs nur von der zurzeit allein bedeutſamen, poli- 
tiſch geſchulten und disziplinierten Arbeiterklaſſe zu erwarten iſt. Das 
iſt die Erklärung für jene Verleumdungs⸗ und Lügenkampagne, welche 
gegen die Sozialdemokratie in Szene geſetzt und ſeit Monaten ſowohl in 
der 5 Koalitionsſolde ſtehenden Preſſe, als auch im Parlament erörtert 
wurde. 


Dieſe Taktik aber, die Verleumdungen der Preſſe und des Klaſſen⸗ 
parlaments vermochten nicht jenen Prozeß der Ernüchterung auf⸗ 
zuhalten, welchen die ruhmloſe Rolle der Koalition im Gefolge hatte. 
Obſchon noch niemals eine Regierung die Fütterungen und Be⸗ 
ſtechungen in ähnlichem Maßſtabe betrieben, ſteigt die Zahl der Un⸗ 
zufriedenen und Ernüchterten zuſehends. Das Land iſt im Reinen 
damit, daß an der Schwelle rieſiger politiſcher und wirtſchaftlicher Um⸗ 
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wälzungen ein total ohnmächtiger politijder Intereſſenbund die Staats⸗ 
gewalt uſurpiert. 

Die Koalition tat übrigens alles, um das neue Syſtem bei allen 
anſtändigen Leuten alsbald gründlich verhaßt zu machen. In der Re⸗ 
gierung machte ſich die grenzenloſe offene Reaktion tagtäglich mehr 
breit. Bald leugnete die Regierung gar nicht mehr, daß ſie ſich um 
nichts anderes, als die Intereſſen der Großgrundbeſitzer kümmere. Der 
„Juſtiz“miniſter der nationalen Regierung konfiszierte ungeniert die 
Arbeiterpreſſe. Am 11. Juli 1906 richtete der Abgeordnete Brody eine 
Interpellation an den Juſtizminiſter wegen der Konfiskation des 
Feldarbeiterblattes „Vilagſzabadſag“. Herr Polony ließ 
nun alles Schamgefühl beiſeite und erklärte offen, daß „ſeine 
Staatsanwälte“ Tag und Nachtihre Pflicht erfüllen 
werden, wenn es das „Intereſſe des Landes“ erfordern werde. Dies 
ſagte derſelbe Polony, der erſt vor wenigen Monaten erklärt hatte, daß 
die Trabanten⸗Regierung „aus der Welt geſtampft werden müſſe“, weil 
ſie die Preſſe gemaßregelt habe. Jeder anſtändige Menſch empfing die 
Erklärung Polonys mit Abſcheu. 

Das Abgeordnetenhaus nahm — mit wenigen Ausnahmen — die 
ſkandalöſe Antwort des Miniſters mit tobendem Beifall zur Kenntnis. 

Im Laufe des Monats Oktober hielt unſere Partei in mehr als 
100 Städten des Landes Volksverſammlungen mit der Tages- 
ordnung: Die Sozialpolitik der Regierung und das allgemeine, geheime 
Wahlrecht ab. Auf Grund der Beſchlüſſe dieſer Volksverſammlungen 
wurden aus mehr als 100 Städten Petitionen an das Abgeordnetenhaus 
eingereicht. 

In dieſen Petitionen proteſtierten die Verſammlungsteilnehmer 
gegen jenen Rechtsraub der Koalition, wonach das Krankenverſicherungs⸗ 
geſetz, vom Volke „Almoſengeſetz“ getauft, die Arbeiter ihrer Zwei⸗— 
drittelmehrheit in den Krankenkaſſen beraubte und ihnen bloß die pari⸗ 
tätiſche Vertretung ließ. Außerdem erklärten die Petitionierenden, daß 
die Frage des allgemeinen Wahlrechts nicht mehr verſchoben werden 
müſſe und daß hierfür die Verantwortlichkeit die Regierung tragen 
müſſe. 

Unterdeſſen ging das Wahlrecht ſeinen Siegesmarſch — allerdings 
in Oeſterreich! Hier ſtreckte die Frage der Volksrechte zwei Regie⸗ 
rungen nieder, beſiegte ganz andere Schwierigkeiten, als ſich dem allge⸗ 
meinen Wahlrecht in Ungarn entgegenſtellen. Der Widerſtand des 
Herrenhauſes wurde gebrochen, bis ſchließlich in der Nacht des 21. De⸗ 
zember 1906 auch das öſterreichiſche Herrenhaus das allgemeine, ge⸗ 
heime Wahlrecht mit großer Mehrheit annahm. Währenddem aber 
Oeſterreich mit dieſer gewaltigen Schöpfung ſeiner Exiſtenz eine neue 
Grundlage gibt, operieren die Beſchützer der ungariſchen nationalen 
Verfaſſung mit lügneriſchen Phraſen weiter. Tauſendmal haben ſie er⸗ 
klärt, daß die Verwirklichung der Wahlreform ihr Hauptprogramm⸗ 
punkt ſei, und doch ſuchen ſie immerwährend nach Mitteln, die Reform 
zu unterdrücken oder wenigſtens zu verfälſchen. Sie deklamieren von 
Verfaſſungsgarantien und ſeit ihrer Herrſchaft iſt all ihr Beſtreben 
pai 1 das Land zu einem einzigen großen Gefängnis zu ver⸗ 
wandeln. 

Die Macht der zum Selbſtbewußtſein erwachten organiſierten Ar⸗ 
elle muß gebrochen werden. Das ift ihr uneingeſtandenes Biel 
un otto. 
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Noch niemals haben die Panduren der ungariſchen Verwaltung 
freier wüten können als unter der „neuen Aera“. Noch niemals haben 
unſere Organiſationen unter der Wut des „Betyarismus“ ſo viel zu 
leiden gehabt wie jetzt. Und noch niemals ſind die Schlagworte der Frei⸗ 
heit n mißbraucht worden, als von der Koalitionsherrſchaft. 
Am 9. November 1906 gab der Miniſter des Innern der neuen Aera, 
„der Freund der Freiheit“, eine Verordnung heraus, welche die Grün⸗ 
dung von Provinzgruppen der Landesverbände 
„regelte“. In der Tat etablierten die Provinzpaſchas daraufhin eine 
wahre Schreckensherrſchaft. Die Gründung von Fachgruppen wird nicht 
zur Kenntnis genommen und ſeit Jahren beſtehende Gruppen werden 
„auf Grund der neuen Verordnung“ maſſenhaft aufgelöſt. 


Außer dem „Almoſengeſetze“ hat die neue Regierung auch noch 
ee „ſozialpolitiſche“ Maßnahmen getroffen. Sie ijt im Begriffe, 
den Geſetzentwurf für das landwirtſchaftliche Ge⸗ 
ſinde im Parlamente verabſchieden zu laſſen, ein Geſetz, welches das 
Prügelrecht des Grundbeſitzes ſanktioniert und überhaupt die „gute 
alte Zeit“ der Leibeigenſchaft vollſtändig herzuſtellen ſucht. Bei der 
Verhandlung dieſes Entwurfs offenbarte die Parlamentsmajorität erſt 
recht ihren agrariſchen Charakter, indem fie die Grund beſitzer der letzten 
Pflichten gegenüber dem Geſinde enthob, dagegen aber den Streik⸗ 
paragraphen und ähnliche zur Niederhaltung des Geſindes be⸗ 
kme Strafbeſtimmungen bedeutend verſchärfte. Auch die Eiſen⸗ 

bahnvorlage, welche nichts anderes bezweckt, als den Eiſenbahn⸗ 
arbeitern das Streikrecht zu rauben, wird ſehr bald Geſetz ſein. Gegen 
beide Vorlagen hat unſere Partei eine intenſive Agitation im ganzen 
Lande betrieben. 


Heute hat die Regierung den aufſteigenden Aſt ihrer Entwickelung 
bereits überſchritten. Da ſie ſich noch immer ſträubt, die Wahlreform 
ehrlich in die Wege zu leiten, fo iſt nunmehr das „Jortwurſteln“ zum 
einzigen Zweck des Regierens geworden. Nach dem Zuſammentritt des 
auf Grund des allgemeinen Wahlrechts gewählten öſterreichiſchen Par⸗ 
laments muß ihre Stellung aber vollends unhaltbar werden. Das poli- 
tiſche Leben Ungarns iſt abermals in eine Periode der Kriſen einge⸗ 
treten, aus der nur noch das allgemeine, geheime Wahl⸗ 
recht hinausführen kann. Bei dieſer Entwickelung ſtehen der 
ſozialdemokratiſchen Partei Ungarns eine wichtige Rolle und große 
Kämpfe bevor, denen ſie ſich aber, wie wir zuverſichtlich hoffen, in vollem 
Maße gewachſen zeigen wird. 


Die Entwickelung der Parteiorganiſationen und der Gewerkſchaften. 


In Ungarn gibt es, dank der rückſchrittlichen Geſetzgebung, eigent⸗ 
1125 politiſche Arbeiterorganiſationen sn faſt gar nicht. Aber 
die auf moderner Baſis ſtehenden Gewerkſchaften gehören alle⸗ 
ſamt zur ſozialdemokratiſchen Partei und zahlen die Parteiſteuer nach 
der Zahl ihrer Mitglieder. So läßt ſich der numeriſche Zuwachs der 
ſozialdemokratiſchen Parteimitglieder durch den Fortſchritt in der Mit⸗ 
gliederzahl der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter ausdrücken. 
Die außerordentlich große Entwickelung der ungarländiſchen Ar⸗ 
5 läßt ſich durch die folgenden Zahlen deutlich veranſchau⸗ 
ichen. 
11* 
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Es gab in madernen Gewerkſchaften organiſierte in duſtrielle 
Arbeiter am 
31. Dezember Mitglieder Prozentſatz ſämtlicher 


des Jahres induſtriellen Arbeiter 
1901 9 999 2,39 
1902 15 270 3,65 
1903 41 138 9,84 
1904 53 169 12,72 
1905 71173 15,07 
1906 129 332 30,94 


Außer den Organiſationen der in induſtriellen Betrieben beſchäf⸗ 
tigten Arbeiter bilden die Feldarbeiterorganiſationen ein 
wichtiges Reſervoir der ſozialdemokratiſchen Partei. Die Feldarbeiter⸗ 
organiſationen ſind in Ungarn noch ſehr jung, erſt Ende des Jahres 1905 
wurden die Statuten des Verbandes genehmigt. Und trotz aller denk⸗ 
baren Verfolgungen ſeitens der Agrarier und der Verwaltungsorgane 
hat die Organiſation ganz erſtaunliche Fortſchritte gemacht: Heute zählt 
ſie ungefähr 50 000 Mitglieder und zirka 600 Ortsgruppen. 

Den Aufſchwung, den die ſozialdemokratiſche Partei in den letzten 
Jahren zu verzeichnen hatte, veranſchaulichen am beſten die Einnahmen 
der Partei. Im Jahre vom 31. März 1904 bis 31. März 1905 betrugen 
die Geſamteinnahmen der Partei 193 735 Kronen. Am 1. April 1905 
wurde das magyariſche Zentralorgan der Partei „Nepszava“ in ein 
Tageblatt verwandelt und ſo laſſen ſich die geſamten Einnahmen 
der folgenden Jahre mit denen der Vorjahre nicht gut vergleichen. Dieſe 
betrugen im Jahre vom 31. März 1905 bis 31. März 1906 258 000 
Kronen, im Jahre vom 31. März 1906 bis 31. März 1907 ſogar rund 
361 000 Kronen! 

An Parteiſteuern wurden eingezahlt im Jahre 1904 —1905 
3535 Kronen, im Jahre 1905—1906 rund 13 000 Kronen, im Jahre 
. aber rund 27 000 Kronen! Der Fortſchritt iſt alſo ein ge⸗ 
waltiger 

Zum Zwecke des Ausbaues der Organiſationen und zur beſſeren 
Agitation wurden in den bedeutendſten Provinzzentren nach und nach 
Parteiſekretariate gegründet. Solcher provinziellen Partei⸗ 
ſekretariate gibt es jetzt etwa 15, welche eine überaus ſegensreiche Tätig⸗ 
keit entfalten. Das ganze Land iſt in Agitationskreiſe, dieſe in Komi⸗ 
tate aufgeteilt, welche alle in ihrem Gebiete befindlichen Ortsgruppen 
zuſammenfaſſen. 

In Ungarn iſt die ſozialdemokratiſche Partei nicht nach Natio⸗ 
nalitäten geſondert; es gibt bloß einen zentralen Parteikongreß 
und eine zentrale Parteileitung. Um aber eine intenſivere Agitation unter 
der nichtmagyariſchen Arbeiterſchaft möglich zu machen, wurden im 
Jahre 1906 nationale Landesorganiſationskomitees gegründet, denen 
immer wichtigere Aufgaben zufallen werden. Die deutſchen Sozial⸗ 
demokraten Ungarns, denen eine große Rolle in der Geſamtbewegung 
zufällt, halten im Juni 1907 eine Landeskonferenz ab. Die 
Tendenz, die Agitation und die Organiſation immer mehr nach natio⸗ 
nalen Geſichtspunkten zu dezentraliſieren, iſt nicht zu verkennen und ſie 
wird zweifellos auch immer deutlicher durchſetzen. 

Die Parteipreſſe, welche nicht minder ſtetige Fortſchritte auf⸗ 
weiſt, beſteht aus folgenden Blättern: 
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„Nepszava“, ungariſches Zentralorgan, erſcheint täglich. 
„Volksſtimme“, deutſches Zentralorgan, erſcheint wöchentlich. 
„Szocializmu 3% wiſſenſchaftliche Zeitſchrift, erſcheint monat⸗ 
lich zweimal. . 
Da uay) Munkas⸗Ujſag“, erſcheint wöchentlich 
einmal. 
wMunkas“, Pecs, erſcheint wöchentlich einmal. 
einmal. . 
a oft olozsvari Munkas“, Kolozsvar, erſcheint monatlich 
einma 
ie eſtveriſeg“, Szombathely, erſcheint wöchentlich einmal. 
„Weſtungariſche Volksſtimme“, Pozſony, erſcheint 
wöchentlich einmal. 
„Volkswille“, Temesvar, erſcheint wöchentlich. zweimal. 
„Slovenske Robotnide Noviny“ und pre de 
(ſlovakiſch), Pozſony, erſcheinen monatlich einmal. 
dverul“ (rumäniſch), Lugos, erſcheint wöchentlich einmal. 
„N arodni Glas“ (ſerbiſch), Nagybecskerek, erſcheint e 
einmal. 
Budapeſt, 8. Juni 1907. 
Sekretariat der Sozialdemokratiſchen Partei Ungarns. 
Eugen Horwitz, Sekretär. 


Die tſchecho⸗ ſlawiſche ſozialdemokratiſche 
Arbeiterpartei in Oeſterreich. 


Die Zeit nach dem Amſterdamer Kongreß nützte die tſchecho⸗ſlawiſche 
ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei für das Proletariat in der aus⸗ 
giebigſten Weiſe aus. Sie errang in unermüdlicher Ausdauer in letzterer 
Zeit bedeutende e ſowohl in politiſcher, als auch in wirtſchaft⸗ 
licher und ſozialer Richtung. 

Dieſe Fortſchritte ſind um ſo höher anzuſchlagen, als der Kampf 
der tſchechiſchen Arbeiter viel ſchwieriger iſt, als der ſeiner glücklicheren 
Brüder anderer Nationen, deren ſozialer Kampf vereinfachter und 
klarer iſt. Der tſchechiſche Arbeiter ringt mit der Bourgeoiſie und deren 
Regierung nicht nur für ſeine demokratiſche und ſoziale Freiheit, ſondern 
er muß auch noch für ſeine primitivſten Menſchenrechte kämpfen. 

Die tſchechiſche Arbeiterſchaft führt ihren Kampf gegen drei Haupt⸗ 
fronten. Sie muß nicht nur für die bürgerliche Gleichberechtigung und 
ſoziale Gerechtigkeit, ſondern auch für die nationale Gleichheit kämpfen, 
um ſich im öffentlichen Leben überhaupt Geltung zu verſchaffen. Ihr 
gegenüber ſteht ein von Fremden beherrſchtes Staatsweſen, und ein 
Arbeitgeber, welcher nicht nur ſein wirtſchaftlicher Ausbeuter und poli⸗ 
tiſcher Bedrücker, ſondern auch ſein nationaler Gegner iſt, welcher von 
ihm unnachſichtlich verlangt, ihm nicht nur alle ſeine phyſiſchen und 
geiſtigen Fähigkeiten, ſondern auch ſeine Nationalität zu opfern. Der 
deutſche und jüdiſche Arbeitgeber ſpricht dem tſchechiſchen Arbeiter das 
Recht ab, in ſeiner Sprache zu reden und die Kinder in N Mutter⸗ 
ſprache zu erziehen. 
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Gegen dieſe vollkommene Verſklavung wehrt fic) naturgemäß der 
tſchechiſche klaſſenbewußte Arbeiter, wofür er von ſeinen Ausbeutern 
und ſonſtigen Feinden als national, ja als Chauviniſt gebrandmarkt 
wird, welchen Schimpf ihm beinahe die geſamte deutſche Preſſe nicht 
nur im Inlande, ſondern auch im Auslande nachſagt. 

Aus dieſer falſchen Vorausſetzung reſultiert dann nicht nur eine 
totale Verkennung der ſozialdemokratiſchen Bewegung unter den 
tſchechiſchen Arbeitern, ſondern eine direkte Gehäſſigkeit, ja ſogar Feind⸗ 
ſchaft ihnen gegenüber auch unter ſonſt fortſchrittlichen Leuten. Von 
den tſchechiſchen Arbeitern würde man alſo demnach fordern, ſich mit 
dem Eintritte in die ſozialdemokratiſche Organiſation und damit in 
die Internationale aller Rechte auf nationale Gleichberechtigung und 
aller ihrer nationaler Kultur zu begeben und auf ſich die kulturellen 
Verbindlichkeiten eines anderen Volkes zu übernehmen, und zwar eines 
Volkes, gegen deſſen Bedrückung jahrhundertelang das ganze tſchechiſche 
Volk einen harten Kampf führt. Dieſen den ſozialdemokratiſchen Grund⸗ 
prinzipien direkt zuwiderlaufenden Standpunkt bekämpft die tſchechiſche 
Sozialdemokratie in der unerſchütterlichen Ueberzeugung, daß der 
Sozialismus niemandem das Recht auf ungehinderte Entwickelung in 
jeder Richtung benimmt. Dieſer Standpunkt iſt doch die beſte Wehr des 
gemeinſamen ſozialiſtiſchen Programmes, deſſen erſter Satz lautet: 
„Die ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei in Oeſterreich erſtrebt für das 
Ben Volk ohne Unterſchied der Nation, der Raffe und des 

eſchlechtes die Befreiung aus den Feſſeln der öbkonomiſchen Ab⸗ 
hängigkeit, der politiſchen Unterdrückung und der geiſtigen Ver⸗ 
kümmerung.“ — Weiter wird dort geſagt: „Die ſozialdemokratiſche 
Arbeiterpartei in Oeſterreich iſt eine internationale Partei; ſie ver⸗ 
urteilt die Vorrechte der Nationen ebenſo wie die der Geburt 
und des Geſchlechtes, des Beſitzes und der Abſtammung ... fie kämpft 
dafür, dem Proletariat auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens mög⸗ 
lichſt großen Einfluß zu verſchaffen.“ 

Sind dieſe Grundſätze ernſtlich gemeint, verbinden ſie die tſchechiſche 
Sozialdemokratie direkt zu energiſcher Abwehr gegen die Kapitaliſten 
und deren Staat, welche den Arbeiter total verſklaven, indem ſie zu 
ſeiner wirtſchaftlichen und politiſchen noch die nationale und kulturelle 
Bedrückung beigeſellen. 

Trotz aller dieſer außergewöhnlichen Ungunſt der Verhältniſſe ge⸗ 
lang es der tſchechiſchen Sozialdemokratie durch unerſchütterliche Arbeit 
der letzten drei Jahre, in politiſchen und gewerkſchaftlichen Organiſa⸗ 
tionen derart zu feſtigen, daß ſie endlich in den Lauf der politiſchen Be⸗ 
gebenheiten mitbeſtimmend eingreifen und von der öſterreichiſchen Re⸗ 
gierung das allgemeine und gleiche Wahlrecht erzwingen konnte. 

Am 23. Juli 1905 fand in Prag eine gemeinſame Landeskonferenz 
der tſchechiſchen und deutſchen Sozialdemokratie behufs Beratung eines 
energiſchen Vorſtoßes zur Erringung des allgemeinen Wahlrechtes für 
den böhmiſchen Landtag ſtatt. Dieſe Konferenz, welche den politiſchen 
Maſſenſtreik beſchloß, falls der berechtigten Forderung der Arbeiter 
nicht entſprochen wird, begeiſterte in kurzer Zeit das geſamte Prole⸗ 
tariat nicht nur in Böhmen, ſondern zündete auch in Mähren und von 
da in allen öſterreichiſchen Ländern. cn 

Unter dem Drucke einer großartigen Agitation des Proletariats 
ſprach ſich am 6. Oktober 1905 das öſterreichiſche Abgeordnetenhaus für 
das allgemeine Wahlrecht aus. | 
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Am 10. Oktober 1905 trat der böhmiſche Landtag zuſammen, und 
an dieſem Tage vollführte die Arbeiterſchaft Prags und Umgebung einen 
eintägigen politiſchen Maſſenſtreik und zog, über 100 000 Teilnehmer 
ſtark, mit roten Fahnen vor den Landtag, um dort ihre bürgerlichen 
Nechte zu reklamieren. Der von den Arbeitern entſendeten Deputation 
wurde verſprochen, daß ihre Wünſche an maßgebender Stelle vorgebracht 
werden. Dieſer erſte politiſche Maſſenſtreik war inſofern erfolgreich, 
als die Regierung, welche urſprünglich die Angliederung einer vierten, 
allgemeinen Kurie mit 18 Mandaten zu dem böhmiſchen Privilegien⸗ 
Landtag beabſichtigte, die Zahl der Mandate ſchleunigſt auf 36 erhöhte. 
Der Landtag wurde jedoch in ſeiner Tätigkeit von der deutſch⸗bürger⸗ 
lichen Obſtruktion gelähmt. 

Nach Prag folgten Brünn und andere Städte. In Brünn wurde 
eine neue Kurien⸗Wahlordnung, welche den Arbeitern von 151 bloß 
20 Mandate, und dies noch dazu in einer allgemeinen Kurie, einräumt, 
unter dem Schutze eines ganzen ausgerückten Armeekorps beſchloſſen. 

Inzwiſchen wurden Vorbereitungen zur Erringung des allgemeinen 
und gleichen Wahlrechtes in den Reichsrat gemacht. Die Agitation 
wuchs in ungeahnte Dimenſionen. 

Als am Schluß des Oktobers 1905 der Geſamtparteitag der 
Sozialdemokratie in Oeſterreich zuſammentrat, langte dort die Kunde 
vom Sieg der ruſſiſchen Revolution an. Der Parteitag, ohnedies unter 
dem Eindrucke des Wahlrechtskampfes ſtehend, nahm dieſe Nachricht 
mit ungeheurem Jubel auf, wurde abgebrochen und die Delegierten 
eilten ſofort in ihre Heimat, um dort den politiſchen Maſſenſtreik zur 
Erkämpfung des gleichen Wahlrechtes vorzubereiten. Die öſterreichiſche 
Regierung erklärte kurz zuvor nach der Rede des ungariſchen Miniſters 
Kriſtoffy nämlich, welcher ſagte, Ungarn ſei nur durch die Einführung 
des allgemeinen und gleichen Wahlrechtes zu konſolidieren, daß dies 
nicht angehe, da die Einführung des gleichen Wahlrechtes in Ungarn 
auch deſſen Durchführung in Oeſtereich zur Folge haben müßte. Und 
dies werde die Regierung nicht zugeben. . 

Nach dem Parteitage fand in Wien in den „Sophien⸗Sälen“ eine 
große Volksverſammlung ſtatt, in welcher die Vertreter aller Nationen 
in Oeſterreich für ein energiſches Vorgehen zur Erkämpfung des Wahl⸗ 
rechtes ſprachen. Nach der Verſammlung fand ein Demonſtrationszug 
ſtatt, welcher ein blutiges Ende hatte. Als der Demonſtrationszug vor 
die Hofburg anlangte, unternahm die Polizei zu Roß und zu Fuß einen 
blutigen Angriff auf das wehrloſe Volk. Ueber 50 Demonſtranten 
wurden verwundet. 

Gegen dieſen feigen Ueberfall proteſtierte die Arbeiterſchaft in 
Prag in einer maſſenhaft beſuchten Verſammlung auf der „Schützen⸗ 
inſel“. Nach der Verſammlung überfiel die Polizei die heimkehrenden 
Verſammlungsteilnehmer und richtete ein förmliches Blutbad an. 
Tags darauf, Sonntag, den 5. November, fand eine großartige De⸗ 
monſtration am Wenzelsplatze mit roten Fahnen ſtatt, welche ohne jede 
Störung verlief. Die heimkehrenden Arbeiter wurden jedoch wieder 
von der Polizei am Graben mit Säbelhieben und Revolverſchüſſen 
attackiert, wobei es einen Toten, über 400 Verwundete und mehr als 
600 Verhaftete gab. Nach dieſer blutigen Attacke ſtellte ſich das ge⸗ 
ſamte Bürgertum auf Seite der Arbeiter. Alle Theatervorſtellungen, 
Konzerte und ſonſtigen Beluſtigungen wurden Sonntags zum Zeichen 
des Proteſtes ſofort ſiſtiert, die Schulen wurden geſchloſſen, um dem 
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nach Prag ſchleunigſt einberufenen Armeekorps Unterkunft zu geben, 
die Gaſſen Prags, von Infanterie⸗ und Kavallerieabteilungen fort⸗ 
während durchzogen, machten den Eindruck, als wäre ein wirklicher 
Bürgerkrieg ausgebrochen. Die Arbeiter ließen ſich jedoch durch das 
alles nicht einſchüchtern, die Erregung wuchs im Gegenteil immer mehr 
und mehr. Fortwährend kam es zu Reibereien mit der Polizei und 
Verhaftungen. Erſt Montagabend, als die Exekutive der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei mittelſt eines an den Straßenecken angeſchlagenen 
Aufrufes die Arbeiter aufforderte, die Demonſtrationen einzuſtellen, da 
ihr Zweck vollkommen erreicht ſei, wurde die Ruhe wieder hergeſtellt. 

„Die eingetretene Ruhe wurde zur Gründung neuer Parteiorgani- 
ſationen und zu Vorbereitungen des politiſchen Maſſenſtreiks am Tage 
der Einberufung des Reichsrates ausgenützt. 

Die Regierung trat den Rückzug an. Sie ließ gleich nach der 
blutigen Demonſtration am 4. November durch ihre Preſſe verkünden, 
daß die Frage des gleichen Wahlrechtes eifrigſt ſtudiert wird. Nach 
den Prager Demonſtrationen wurde in den Regierungsblättern ge- 
ſchrieben, daß die Regierung am Tage des Zuſammentritts des Parla- 
mete peat des gleichen Wahlrechts eine bindende Erklärung ab⸗ 
geben wird. 

Endlich rückte der 28. November an. Dieſer hiſtoriſche Tag 
wird für immer ein Gedenkſtein der ſozialdemokratiſchen Bewegung in 
Oeſterreich bleiben, und wird Zeugnis ablegen von ihrer geiſtigen Reife 
und Kraft. Ganz Oeſterreich erdröhnte unter dem ehernen Schritt der 
Arbeitermaſſen; beſonders in Böhmen war der politiſche Maſſenſtreik 
bis ins kleinſte Detail durchgeführt, — die tſchechiſche Sozialdemokratie 
riß auch das geſamte Bürgertum mit. Es waren nicht nur alle Werk⸗ 
ſtätten, Fabriken und Geſchäfte, ſondern auch alle Gaſthäuſer und Café- 
häuſer geſchloſſen; in den Apotheken waren nur die Inſpektionen. Dem 
Maſſenſtreik ſchloß ſich auch das landwirtſchaftliche Proletariat an; auf 
allen Gütern ruhte die Arbeit. Während der Demonſtration wurde die 
Bedeutung des gleichen Wahlrechts vom Balkone des Prager Rathauſes 
erörtert und zugleich der Sieg der ruſſiſchen Revolution gefeiert. Es 
war ein vollkommener politiſcher Maſſenſtreik, wie er wohl in ſolcher 
Fee e zum erſten Male in der modernen Arbeiterbewegung vor⸗ 
ommt. 

Währenddem die Hunderttauſende vor dem Wiener Parlamente 
vorbeidefilierten, erklärte der Miniſterpräſident Gautſch namens der 
Regierung, daß am Schluſſe des Februar 1906 eine Regierungsvorlage 
im Sinne des allgemeinen und gleichen Wahlrechtes vorgelegt werden 
wird. Am 23. Februar 1906 wurde die Vorlage auch eingebracht und 
nach langen Kämpfen im Dezember desſelben Jahres im Parlamente 
fertiggeſtellt. Die Wahlreform gibt zwar nicht das vollkommene gleiche 
Wahlrecht, ſie bedeutet ein großes Unrecht in nationaler und ſozialer 
Beziehung (durchſchnittlich entfällt für ganz Oeſterreich ein Abgeord⸗ 
neter auf 49 676 Einwohner, bei den Deutſchen aber ſchon auf 39 363, 
wogegen bei den Tſchechen erſt auf 55 658), das Wahlrecht iſt weiter 
an eine einjährige Seßhaftigkeit gebunden und ſchließt die Frauen 
überhaupt vom Wahlrecht aus. Trotz alledem bedeutet die Wahlreform 
einen großen Fortſchritt gegenüber dem alten Wahlrecht: ſie beſeitigt 
die Privilegien des Feudaladels und der Kapitaliſten, und befreit 
Oeſterreich von der Kurienſchande. Run iſt es an den Arbeitern, das 
gleiche Wahlrecht auch in den Landtagen und Gemeinden zu erobern. 
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Neben dem Wahlrechtskampf entfaltete die Partei eine große Agi- 
tation gegen die neue Erhöhung des Zolltarifes und deſſen 
Folge: die Verteuerung der Lebensmittel. Durch dieſen 
Kampf gelang es ihr auch, andere Bevölkerungsſchichten mitzureißen. 

In ſozialpolitiſcher Hinſicht wurde inſofern ein kleiner 
Vorteil erreicht, als dem langjährigen Rufen der Arbeiter nach einer 
zeitgemäßen Reform der Kranken- und Unfallverſicherung und deren 
Ergänzung durch die Alters-, Invaliditäts-, Witwen⸗ und Waiſenver⸗ 
ſicherung zufolge, die Regierung im Dezember 1904 ein Programm 
über die Reform und Ausbau der Arbeiterverſicherung dem Parlament 
vorlegte. Es bedeutet gerade nicht viel, aber die Vertreter der ſozial⸗ 
demokratiſchen Arbeiter werden im neuen Parlament ſchon Sorge 
tragen, dieſe wichtige Sache vorwärts zu treiben. 

Die Partei arbeitete auch ſonſt unermüdlich. Die Kapitaliſten 
ſuchen aus Furcht vor dem ſiegreichen Vordringen des Proletariats 
Schutz in den Armen der römiſchen Klerikalen. Sie liefern ihnen all⸗ 
mählich die Schule ganz aus. Gegen die Verklerikaliſierung der Schule 
inſzenierte die Partei eine derartig wirkſame Agitation, daß die Ver-. 
ordnung, nach welcher den Kindern der obligate Beſuch der Kirchen und 
religiöſen Uebungen zur Pflicht gemacht wird und deren unbotmäßige 
Eltern geſtraft werden ſollten, widerrufen werden mußte. Die höchſt 
notwendige Reform unſeres veralteten Eherechtes wollten die 
Klerikalen mit einer rührigen Agitation, namentlich unter den Frauen, 
gleich im Keime erſticken, was ihnen jedoch nicht gelang. Auch dieſe Ge⸗ 
legenheit nützte unſere Partei weidlich aus, unter die breiten Maſſen des 
Volkes fortſchrittliche Grundſätze zu verbreiten. 

Wie tief der Sozialismus bereits das tſchechiſche Volk durchdrungen 
hat, davon legen ein beredtes Zeugnis die im November vorigen Jahres 
ftatigefundenen Landtagswahlen in dem verklerikaliſierten 
Mähren ab. Bei der erſten Wahl wurden in der allgemeinen Kurie 
von den tſchechiſchen Sozialdemokraten 79 964 Stimmen gegen 131 687 
Stimmen ſämtlicher tſchechiſchen bürgerlichen Parteien abgegeben und 
5 Abgeordnete erwählt. Bei den Stichwahlen wurden bloß in acht von 
non Wahlkreiſen für die Sozialdemokraten 79985 Stimmen ab- 
gegeben. | 

In Böhmen errangen die tſchechiſchen Sozialdemokraten bei Nach⸗ 
wahlen in privilegierten Kurien große Minoritäten und verhinderten 
die Wahl von ausgeſprochenen Reaktionären. Auch bei 
den Wahlen in die Gemeindevertretungen, in denen die Arbeiter bis 
jetzt vom Wahlrechte ausgeſchloſſen ſind, wächſt die Zahl der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Stimmen. In vielen Landgemeinden gelang es unſeren 
Genoſſen, die dritten Wahlkörper zu erobern. 

Bei den Wahlen in die Arbeiterinſtitutionen, und zwar in die 
Arbeiter-Unfallverficherungsanitalten, Krankenkaſſen und Gewerbe⸗ 
gerichte, ſiegen durchweg die ſozialdemokratiſchen Kandidaten. Und ſo 
kann mit Fug und Recht behauptet werden, daß nur die Sozialdemo- 
kratie die berufene Vertreterin der tſchechiſchen Arbeiterſchaft iſt. 

Dieſen großen geiſtigen Aufſchwung nützte die Partei zur Stär⸗ 
kung ihrer politiſchen und gewerkſchaftlichen Organiſationen weidlich 
aus. Während wir im Jahre 1904 442 politiſche Organiſationen be⸗ 
ſaßen, haben wir deren jetzt 1517 mit mehr als 100 000 Mitgliedern, 
welche regelmäßig ihrer Parteipflicht Genüge leiſten. 
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Vereine auf ſozialdemokratiſcher Baſis hat die Partei: politiſche 
73, gewerkſchaftliche (58 Organiſationen mit 1351 Ortsgruppen und 
Zahlſtellen), Bildungs-, Unterſtützungs⸗ und Sportvereine 268, Turn⸗ 
vereine 124, zuſammen mit zirka 140 000 Mitgliedern. 

Die Entwickelung der gewerkſchaftlichen Organiſationen ſpeziell 
zeigt folgendes Bild. Es waren: 


Gewerkſchaftlich In Bildungs» 


und ſonſtigen Zuſammen 
Organifierte nn uf 
im Jahre 1897. 5230 1872 7 102 
Mr „ 1898... 8284 5503 13 787 
” „ 189. . . 11744 8012 19 756 
> „ 1% . . . 18146 9587 22 723 
u „ 1% . . . 18820 8935 22 155 
ra „ 1902. 12 948 807 21 022 
” „ 1908 . . . 15188 5731 20 919 
75 „ 1904. 17078 4104 21 182 
„ „ 1905. 25790 3721 29 511 
Be „ 1906 58 514 2457 60 971 


Die gewerkſchaftlichen Sega en verzeichnen einen Zuwachs 
von 100 Proz. 

Dies ſind nur jene Mitglieder, welche der tſchechiſchen Gewerk⸗ 
ſchaftskommiſſion in Prag angehören, — ein größerer Teil der tſchechi⸗ 
ſchen gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter gehört der Wiener Ge⸗ 
werkſchaftskommiſſion an. Die tſchechiſche Gewerkſchaftskommiſſion hat 
16 Sekretariate und Lokalvertrauensmänner, welche die Agitation und 
Organiſation unter den tſchechiſchen Arbeitern beſorgen. Im Jahre 
1906 beſchickten ſie 1087 Vorträge und Konferenzen; in 2251 Fällen 
wurde unentgeltlicher juriſtiſcher Rat erteilt, in 119 Fällen unentgelt- 
licher Rechtsbeiſtand gewährt. Außerdem beſorgte die Kommiſſion und 
deren Sekretariate 720 Klagen gegen die Arbeiterunfallverſicherungs⸗ 
anſtalt in Böhmen. Die tſchechiſche Gewerkſchaftskommiſſion intervenierte 
in 10 Lohnſtreitigkeiten, wovon 64 für die Arbeiter günſtig erledigt 
wurden. 

Die Frauenbewegung weiſt in letzter Zeit auch einen Fort⸗ 
ſchritt auf, doch iſt dieſer verhältnismäßig nicht ſo groß wie jener der 
Männer. Die Frauen bilden weder politiſch noch gewerkſchaftlich ge- 
ſonderte Organiſationen. Bei den großen Demonſtrationen halfen ſie 
tapfer mit, auch bei der jetzt angehenden Wahlbewegung betätigten ſich 
die Frauen ſehr lebhaft, trotz ihrer politiſchen Rechtloſigkeit. Die Or⸗ 
ganiſation der Dienſtmädchen macht erfreuliche Fortſchritte. 

Die Organiſation der ſozialiſtiſchen Jugend ſchreitet 
rüſtig vorwärts. Sie hat zwar einen ſelbſtändigen Zentral⸗Agitations⸗ 
ausſchuß und bildet lokale Sektionen, doch unterliegt ſie ſonſt vollkommen 
der Leitung der tſchechiſchen Sozialdemokratie. Sie hat auch ein eigenes 
Organ. In erſter Reihe wird eine Reform der Lehrlingsſchulen (Ver⸗ 
legung des Abendunterrichtes in die Tagesſtunden) erſtrebt. Weiter 
wird eine planmäßige Agitation gegen den Militarismus geführt. Die 
Jugend geht zumeiſt unter Führung der Sozialiſten nicht mehr be⸗ 
trunken unter wüſtem Lärm und Raufereien zu den Aſſentierungen, 
ſondern demonſtrativ in Traueranzügen auf ſchwarzen Trauerwagen. 
Die übliche Muſikbegleitung ſpielt Trauermärſche, was eine ungeheure 
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Senſation hervorruft und agitatoriſch ungemein wirkt. Die Behörden 
verbieten zwar und verfolgen auch dieſe Demonſtrationen, doch läßt ſich 
die Jugend nicht abſchrecken, in dieſer wirkſamen Weiſe gegen den Mili⸗ 
tarismus zu demonſtrieren. 

Die Arbeiter⸗Turnvereine bilden einen geſonderten Teil 
der ſozialiſtiſchen Jugend; zurzeit ſind deren 124 mit 7440 Mitgliedern. 
Sie beſitzen ein ſelbſtändiges Preßorgan. 

Der klaſſenbewußten Armee des tſchechiſchen Proletariats wurde 
ein neues Korps angegliedert, und zwar die landwirtſchaftliche 
Arbeiterſchaft. Ihre Organiſation zählt ſchon mehrere Tauſende 
und hat auch ſchon ihr eigenes Blatt. Die wütende Agitation der 
Agrarier gegen die Sozialdemokratie drängt die landwirtſchaftlichen 
Arbeiter immer mehr in unſer Lager. 

Wie intenſiv die tſchechiſchen Genoſſen überall arbeiteten, darüber 
einige Zahlen: In den letzten zwei Jahren (1905 und 1906) veran- 
ſtalteten fie in Böhmen 22 038 Meetings, öffentliche Volksverſamm⸗ 
lungen, öffentliche und Vereinsvorträge, in Mähren 6268, in Schleſien 
346, in Niederöſterreich 109, zuſammen alſo 30 660 Verſammlungen, 
von denen 318 verboten oder aufgelöſt wurden. 

Dieſe intenſive Parteitätigkeit hatte auch eine große Perſe⸗ 
kution zur Folge. In den genannten Ländern wurden 3159 
tſchechiſche Sozialdemokraten behördlich belangt und von dieſen 2748 
verurteilt zu Kerker und Arreſt in der Dauer von 102 Jahren, 9 Mo⸗ 
naten und 29 Tagen; die Geldſtrafen betrugen 8806 Kronen. | 

Die Parteipreſſe hat ſich auch ſehr entwickelt. Es beſtehen 
18 politiſche Blätter, von denen drei täglich, die anderen wöchentlich 
zwei⸗ oder einmal erſcheinen. Fachblätter hat die Partei 30, eine 
wiſſenſchaftliche Revue, je ein illuſtriertes belletriſtiſches, humoriſtiſches, 
antiklerikales und ein Turner⸗Fachblatt. Die politiſchen Blätter wurden 
in der angeführten Periode 186-, die Fach- und anderen Blätter 26 mal 
konfisziert. 

Die Redakteure wurden in 55 Fällen verfolgt und in 31 Fällen 
zu Freiheitsſtrafen in der Dauer von 6 Monaten und 27 Tagen und 
785,38 Kronen Geldſtrafen verurteilt. 

Der Parteiverlag gab in dieſer Zeit Bücher und Broſchüren in einer 
Geſamtauflage von 349 930 Exemplaren heraus, wovon 134 250 Ka⸗ 
lender waren. 

Die tſchecho⸗ſlawiſche Arbeiterpartei legt dieſen Bericht der ſoziali⸗ 
ſtiſchen Internationale mit der Verſicherung vor, daß ſie mit dem Auf⸗ 
gebot aller Kräfte die Emanzipation des Proletariats betrieb. Sie 
unterließ keine Gelegenheit, die Prinzipien des Sozialismus zu ver⸗ 
treten und die Intereſſen des klaſſenbewußten Proletariats wahrzu⸗ 
nehmen und zu verfechten, wie es ihr das Programm der internatio⸗ 
nalen Sozialdemokratie gebietet. 


Prag, im Februar 1907. 
Anton Nemec. Franz Soukup. 


* * 
* 
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Nachtrag. 
Der Ausfall der Wahl. 


Die tſchecho⸗ſlawiſche Sozialdemokratie trat in den Wahlkampf außer⸗ 
ordentlich gut gerüſtet. Was ſie auf dem Weihnachtskongreſſe 1906 in 
Prag verheißen hatte, das hat fie auch gehalten. Sie hatte in 1517 poli- 
tijden Organiſationen 99 098 Mitglieder und in 1953 Gewerkſchafts⸗ 
gruppen mehr denn 130 000 Mitglieder aufzuweiſen, deren Tätigkeit 
durch 51 politiſche und gewerkſchaftliche Blätter unterſtützt wurde. 
100 000 ſozialdemokratiſche Agitatoren traten mit einem Schlage auf 
den Kampfplatz. Die Wahlen fielen denn auch für die tſchecho⸗ſlawiſche 
Sozialdemokratie günſtig aus. Wenn wir von den für die deutſchen 
Sozialdemokraten namentlich in Wien und im nördlichen Böhmen von 
tſchechiſchen Sozialdemokraten abgegebenen Stimmen abſehen, ſo wurden 
auf die in allen 108 tſchechiſchen Wahlbezirken aufgeſtellten tſchechiſchen 
Sozialdemokraten insgeſamt 399 287 Stimmen vereinigt und 24 Wahl- 
bezirke für die tſchechiſche Sozialdemokratie erobert. Hiervon entfielen 
auf Böhmen 277 520 Stimmen und 17 Mandate, auf Mähren 101 524 
Stimmen und fünf Mandate, auf Schleſien 20 243 Stimmen und zwei 
Mandate. Im erſten Wahlgange eroberten die tſchechiſchen Sozialdemo⸗ 
kraten 22 Mandate und kamen in 52 Stichwahlen, von denen ſie nur 
2 eroberten. Dieſer verhältnismäßig kleine Erfolg bei den Stichwahlen 
ijt die Folge der Haltung der Partei, welche jedes Kompromiß auf das 
entſchiedenſte ablehnte, wodurch der Zuſammenſchluß aller bürgerlichen 
Parteien erfolgte. Nur eine Loſung wurde für die Stichwahlen aus⸗ 
gegeben: Ueberall und unter allen Umſtänden gegen die Klerikalen. Das 
„freiſinnige“ Bürgertum liierte ſich ungeſcheut mit den Klerikalen unter 
der Deviſe: Alles gegen die Sozialdemokraten. Die Partei iſt voll⸗ 
kommen zufrieden mit dieſem Reſultate. . 

Der Wahlrechtskampf und der Wahlkampf hatten naturgemäß alle 
Kräfte der Partei abſorbiert. Allgemein herrſcht in der Partei die An⸗ 
ſchauung, daß jetzt das Hauptgewicht auf die Aufklärungsarbeit in der 
Organiſation zu legen ſein wird. 


Beri cht 
der polniſchen Sozialdemokratie in Oeſterreich. 
(P. P. S. D.) 


‚Die ſozialiſtiſche Bewegung unter der polniſchen Bevölkerung 
Galiziens einſchließlich des Herzogtums Teſchen (Oſtſchleſien) ſtand in der 
Berichtszeit unter dem Einfluß zweier gewaltiger hiſtoriſcher Ereigniſſe: 
der Revolution im Zarenreiche und des Kampfes um die 
Wahlreform in Oeſterreich. 

Die revolutionären Kämpfe, die im Laufe des Jahres 1905 in Ruß⸗ 
land und Ruſſiſch⸗Polen ausbrachen, fanden bei uns ein kräftiges Echo. 
Wir hielten dreißig öffentliche (die verbotenen nicht mitgerechnet) und 
Hunderte von vertraulichen Verſammlungen ab, deren ausſchließliche 
Tagesordnung die Revolution im Zarenreiche bildete. Einige Male ver⸗ 
anſtalteten wir Straßendemonſtrationen, ſo im Februar 1905 auf dem 
Ringplatz in Krakau: während dieſer letzteren Demonſtration wurde ein 
Porträt des Zaren öffentlich vernichtet und verbrannt. Die Polizei ftürzte 
hierauf gegen die Demonſtranten und verletzte mit blanker Waffe etwa 
12 Perſonen, der Polizeikommiſſar wurde dabei geohrfeigt. Abgeſehen 
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von den Demonftrationen ſuchten wir aber auch in unſerer Agitations⸗ 
literatur den breiten Volksmaſſen die Bedeutung der Revolution jenſeits 
der Grenze klar zu machen. Ferner ſammelten wir Geld, um den Kriegs- 
fonds unſerer Brüder in Ruſſiſch⸗Polen zu ſtärken. In der Preſſe und 
im Parlament waren wir bemüht, die Aſylfreiheit, welche die Flüchtlinge 
von drüben auf unſerem Boden genoſſen, gegen alle reaktionären An⸗ 
ſchläge zu ſichern. 

In dem Kampf um das allgemeine, gleiche Wahlrecht 
zum öſterreichiſchen Reichsrat hat die polniſche Sozialdemokratie vollauf 
ihren Mann geſtellt. Wir haben in dieſer Sache über 300 große Volks⸗ 
verſammlungen abgehalten, viele davon unter freiem Himmel und auch 
mit Demonſtrationszügen verbunden, dann Tauſende von kleinen und 
§ 2⸗Verſammlungen. An dem geſamtöſterreichiſchen Generalſtreik 
(28. November 1905) beteiligten ſich auch bei uns alle größeren Städte 
und Induſtriezentren, ſowie viele Kleinſtädte; auf den Marktplätzen 
wehte die rote Fahne. In Krakau, Lemberg, Przemysl, Stanislau, 
Jaroslau war der Streik im ſtrengſten Wortſinne ein allgemeiner; es 
feierten nicht nur Fabriken und Werkſtätten, ſondern auch ſämtliche 
Läden, Wirtshäuſer, Kaffeehäuſer, dazu Tramway und Droſchken, ja in 
Krakau blieb ſelbſt das Theater geſchloſſen. Nur auf ſpeziellen Wunſch 
der Partei verſahen die Eiſenbahner ſowie die ſtädtiſchen Gas⸗ und 
Elektrizitätsarbeiter auch an jenem Tage ihren Dienſt, da wir nicht all 
unſer Pulver auf einmal verſchießen wollten. 

Bekanntlich kündigte am Nachmittag jenes Tages die Regierung die 
Einbringung einer Wahlreformvorlage an. Damit war aber der Kampf 
noch keineswegs zu Ende, am wenigſten in Galizien. Unſere Adels- 
konſervativen und ihre klerikal⸗demagogiſchen Handlanger machten die 
gewaltigſten Anſtrengungen, um das Landvolk gegen die in Vorbereitung 
befindliche Wahlreform mobil zu machen. Wir nahmen die Heraus- 
forderung an und gingen ſelbſt aufs Land, bis in die entlegenſten Dörfer. 
In Tauſenden von Landgemeinden wiederholte ſich nun, was ſich vorher 
in den Städten abgeſpielt hatte. Die elementar losbrechende Erbitterung 
des armen, hungernden, auf jeden Schritt ſchikanierten und gequälten 
Landvolkes gegen Junker, Bureaukraten und Hetzpfaffen trug uns wie 
eine Flutwelle in die Höhe. Vielfach unterſtützt von der kleinbäuerlich⸗ 
demokratiſchen „Polniſchen Volkspartei“, veranlaßten wir Bauern, 
Häusler und Landarbeiter zur Abſendung ganzer Wagenladungen voll 
Petitionen zugunſten des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen 
Wahlrechts. 

Nicht minder energiſch und erfolgreich, wie im rein polniſchen Weſten, 
wurde die Landagitation zugunſten der Wahlreform auch in Oſtgalizien 
betrieben. Wir und unſere wackeren rutheniſchen Genoſſen fanden dort 
Verbündete nicht bloß an den rutheniſchen Radikalen, ſondern ſelbſt an 
den rutheniſchen Nationaliſten, die als Mitglieder eines Bauernvolkes in 
der Wegräumung der Adelsprivilegien auch ihren Vorteil erblickten. 

Heute ernten wir die Früchte dieſer Mühen. Wir haben über 
30 Kandidaten aufgeſtellt und hoffen, einige Mandate ſchon diesmal zu 
erobern. Daneben dürften zwei, vielleicht auch drei rutheniſche Genoſſen 
gewählt werden. 

Aber keinen Augenblick geben wir uns der Täuſchung hin, als ob die 
Demokratiſierung des Zentralparlaments an ſich ſchon ausreichend wäre 
zur Demokratiſierung des geſamten öffentlichen Lebens. Mit nicht ge⸗ 
ringerem Nachdruck, wie den Kampf um die Reichsratswahlreform, 


— 174 — 


führten wir den Kampf um das allgemeine, gleiche, direkte und geheime 
Wahlrecht zum galiziſchen Landtag. Im Oktober 1905 veranſtalteten 
wir in ganz Galizien öffentliche Verſammlungen zugunſten dieſer für 
uns unendlich wichtigen Forderung; den Reigen führten die am Sitz des 
Landtags, in Lemberg, wohnhaften Genoſſen. Um das arbeitende Volk 
dieſer Stadt zu der Hauptaktion vorzubereiten, wurden nicht weniger als 
86 vertrauliche und 13 öffentliche Verſammlungen abgehalten; am Tage 
der Landtagseröffnung, dem 13. Oktober, veranſtalteten wir dann in 
Lemberg einen halbtägigen Generalſtreik, der auf das vollkommenſte 
gelang. Vom Morgen bis zum Mittag war nicht ein Laden offen, nicht 
ein Tramwaywagen verkehrte, nicht eine Droſchke war zu haben. Die 
friſch aus der Provinz eingetroffenen gräflichen und freiherrlichen Abge⸗ 
ordneten mußten ſich zu Fuß vom Bahnhof nach dem Sitzungsſaal be⸗ 
geben. Und während die Stadt einen ſo ungewohnten Anblick bot, zogen 
20 000 Genoſſen in geſchloſſenem Demonſtrationszug durch die Straßen 
nach dem Landtagsgebäude, wo eine Deputation der Arbeiter aus 
18 Städten bei dem Landmarſchall (Präſident des Landtages) vorſprach. 
Die Deputation, in deren Namen Abgeordneter Daszynski und unſer 
verdienſtvoller rutheniſcher Genoſſe Nikolaus Hankiewiez das Wort 
führten, überreichte dem Landtag eine Petition zugunſten der Wahl⸗ 
reform. Einen Monat ſpäter, am 23. November 1905, fand vor dem 
Landtagsgebäude eine gewaltige Demonſtration ſtatt, während welcher 
die rote Fahne entfaltet wurde und die Genoffen Diamand und Hudec 
von der polniſchen und Genoſſe Simon Withyk von der rutheniſchen Sozial⸗ 
demokratie auf der Straße Reden hielten; gleichzeitig wurden drinnen 
von der Galerie des Landtags Tauſende von Zetteln mit der Inſchrift: 
„Wir fordern das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht!“ 
in den Sitzungsſaal geworfen, und ein Genoſſe hielt von der Galerie 
herab eine kurze, leidenſchaftliche Anſprache. Im Lemberger Gemeinde⸗ 
rat aber brachte Genoſſe Hudec den Antrag ein, den Landtag zur Ein⸗ 
bringung der Wahlreform aufzufordern, was einſtimmig beſchloſſen 
wurde. Auch ſeither haben wir nicht aufgehört, die Notwendigkeit einer 
Landtagswahlreform in Wort und Schrift unabläſſig zu betonen. Dieſe 
unſere Bemühungen ſind keineswegs erfolglos geblieben. Während der 
kurzen diesjährigen Frühjahrsſeſſion des galiziſchen Landtags wurde 
daſelbſt eine Reihe von Anträgen auf Erweiterung des Wahlrechts ein⸗ 
gebracht. Der weiteſtgehende unter dieſen Anträgen iſt jener der Pol⸗ 
niſchen Volkspartei (unſere Partei hat bis jetzt keinen Vertreter im 
Landtag), welcher das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht 
für alle volljährigen Männer ohne jede Einſchränkung fordert. Während 
der Herbſtſeſſion dürfte die Entſcheidung fallen. 

Weniger greifbar iſt bis jetzt der Erfolg unſerer Agitation für eine 
Reform des Gemeindewahlrechts, die uns gleichfalls bitter nottut. Der 
plutokratiſche Charakter dieſes Wahlrechts iſt ſchuld daran, daß wir bis 
jetzt erſt in drei Städten, Krakau, Lemberg und Gorlice, je einen Ge⸗ 
noſſen im Gemeinderat ſitzen haben. 


Die Eroberung der Krankenkaſſen durch unſere Partei macht all⸗ 
jährlich weitere Fortſchritte. Auch die Gewerbegerichte in Krakau und 
Lemberg befinden ſich in unſeren Händen. 

Unſere politiſche Preſſe beſteht aus folgenden Zeitſchriften: 

„Naprzod“ („Vorwärts“), erſcheint täglich in Krakau; 

„Glos“ („Stimme“), erſcheint täglich in Lemberg; 
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an ſlazki“ („Der ſchleſiſche Arbeiter“), erſcheint wöchentlich 
in Tetſchen; 

„Prawo Ludu“ („Volksrecht“), Agitationsblatt für das Landvolk, 
erſcheint wöchentlich in Krakau; 

„Jüdiſche Volksſtimme“ (in jüdiſcher Sprache), erſcheint wöchentlich 
in Lemberg. 

Als Beilage zum „Naprzrod“ erſcheint monatlich einmal die 
Frauenzeitſchrift „Robotnica“ („Die Arbeiterin“). 

Von der Broſchürenſerie „Latarnia“ („Die Laterne“) geben wir all⸗ 
jährlich 9—10 weitere Hefte in einer Durchſchnittsauflage von 8000 Stück 
heraus. Dieſe Heftchen werden zu 6 Heller das Stück verkauft. 

An ſonſtigen Broſchüren und Büchern geben wir jährlich gegen 70 000 
Exemplare heraus, dazu kommen gegen 60 000 Anſichtspoſtkarten und 
Porträts. Wir legen Wert nicht nur auf inhaltliche Gediegenheit unſerer 
Parteiſchriften, ſondern auch auf einen würdigen künſtleriſchen Schmuck. 

Unſere Gewerkſchaftsbewegung, deren Verknüpfung mit der poli⸗ 
tiſchen Bewegung eine ſehr innige iſt, blüht immer kräftiger auf, wobei 
das kleine, aber dichtbevölkerte und hochinduſtrielle Oſtſchleſien voran⸗ 
ſchreitet. Am 1. Mai betrug die Zahl der gewerkſchaftlich Organiſierten 
in Galizien und Oſtſchleſien rund 20 600; davon entfallen auf die Berg⸗ 
arbeiter (hauptſächlich in Schleſien) in runder Zahl 10 400, auf die Eiſen⸗ 
bahner 4000, auf die Metallarbeiter über 1000, dann folgen die Buch- 
drucker, die Holzarbeiter, die Bauarbeiter und die Schneider. Seither 
hat die Organiſation wieder vielfach raſche Fortſchritte gemacht, ſo bei⸗ 
ſpielsweiſe unter den Fabrikwebern von Biala und den Bergarbeitern im 
Bezirk Chrzanow. 

In der Berichtszeit hat eine Reihe lokaler Streiks in einzelnen 
Städten ſtattgefunden, die mit verſchwindenden Ausnahmen, ſei es einen 
vollſtändigen, ſei es einen teilweiſen Erfolg erzielten. In einigen Fällen 
gelang es auch, eine Lohnbewegung mit beträchtlichem Erfolg zu Ende zu 
führen, ohne daß ein Streik nötig geworden wäre. An dieſen Streiks 

und Lohnbewegungen nahmen u. a. folgende Berufe teil: Waggon⸗ 
fabriksarbeiter (in Sanok), Klempner, 5 Ziegler, Maler, 
Tiſchler, Bildhauer, Hafner, Buchbinder, Hutmacher und Bäcker. 

Unſere Gewerkſchaftspreſſe beſteht zurzeit aus 6 Zeitſchriften, näm⸗ 
lich je einem Fachblatt für die Bergarbeiter, Eiſenbahner, Buchdrucker, 
Metallarbeiter und Schneider, und einem allgemeingewerkſchaftlichen 
Monatsbulletin „Zawodorice“. 

Bei der Würdigung vorſtehender Angaben über die Gewerkſchafts⸗ 
bewegung iſt in Betracht zu ziehen, daß, von Oſtſchleſien und den weſt⸗ 
lichſten Grenzbezirken Galiziens abgeſehen, den Schauplatz unſerer Tätig⸗ 
keit ein noch immer ſehr induſtriearmes Agrarland bildet. Die große 
Mehrzahl des arbeitenden Volkes in Galizien beſteht nicht aus Induſtrie⸗ 
arbeitern, ſondern aus Landarbeitern, die zum Teil völlig beſitzlos, in 
der Mehrzahl der Fälle aber Eigentümer kleiner, obendrein zerſtückelter, 
zum Lebensunterhalt einer Familie durchaus unzureichender Landſtreifen 
und ebendeshalb auf Lohnarbeit bei Fremden unbedingt angewieſen ſind. 
Aus dieſen Schichten rekrutieren fic) jene nach vielen Zehntauſenden zäh⸗ 
lenden Scharen von Wanderarbeitern, die in jedem Frühling unſer Land 
verlaſſen, um weſtwärts zu ziehen. Die meiſten von ihnen kehren früher 
oder ſpäter heim, und vielen von ihnen gelingt es, durch Zukauf von 
einigen Hektaren Landes in die Kategorie der ſelbſtändigen Kleinbauern 
aufzurücken: bereits find aus ganzen Bezirken Weſtgaliziens die Ritter⸗ 
güter auf dem Wege der Parzellierung verſchwunden. Aber die Lage 
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dieſer Parzellenkäufer iſt zunächſt wenigſtens eine recht gedrückte; viele 
Jahre hindurch haben ſie an den wucheriſch in die Höhe getriebenen 
Grund⸗ und Bodenpreiſen abzuzahlen. Immerhin iſt die Landwirtſchaft 
Galiziens unzweifelhaft in einem Umwandlungsprozeß begriffen, der an 
die Stelle eines veralteten halbfeudalen Großbetriebes einen relativ 
moderneren bäuerlichen Kleinbetrieb zu ſetzen beſtrebt iſt; und dieſer 
Kleinbetrieb ſeinerſeits beſtätigt kräftig genug die Tendenz, ſich vom 
iſolierten Einzelbetrieb zur Produzentengenoſſenſchaft empor zu ent⸗ 
wickeln. Aber dieſer Prozeß geht nicht nur unter ſchweren Leiden und 
Opfern, ſondern auch ziemlich langſam vor ſich; falls nicht etwa die 
Geſetzgebung beſchleunigend eingreift, dürfte das völlige Verſchwinden 
der Rittergüter in Weſtgalizien vielleicht noch gegen 50 Jahre, in Oſt⸗ 
galizien vielleicht noch ein Jahrhundert auf ſich warten laſſen. Bis 
dahin aber haben wir es in den Landgemeinden Galiziens mit einer Be⸗ 
völkerung zu tun, die einerſeits weit davon entfernt iſt, ein typiſches 
modernes Proletariat darzuſtellen, andererſeits aber ihrer drückenden 
Armut wegen auch keinen hinreichenden aufnahmsfähigen Markt für die 
Produkte einer modernen Großinduſtrie bildet. Dieſe geringe Kaufkraft 
des Landvolkes iſt zwar nicht die alleinige Urſache, wohl aber eine der 
Haupturſachen, warum es, abgeſehen von dem aufblühenden Kohlen⸗ 
diſtrikt Chrzanow im äußerſten Nordweſten, mit der Induſtrialiſierung 
Galiziens ſo langſam vorwärts geht; und eben deshalb ſind unſerer 
. bis auf weiteres ziemlich beſcheidene Grenzen 
geſteckt. 

Inzwiſchen aber ſchafft der geſchilderte Umwandlungsprozeß viele 
Zehntauſende von Zwitterexiſtenzen, halb Zwergbauer, halb Wander⸗ 
arbeiter, halb kleiner Landwirt in einem galiziſchen Dorfe, halb Kohlen⸗ 
gräber in Schleſien oder Pennſylvanien oder Fleiſchkonſervenpacker in 
Chicago. Eine mit ſolchen Elementen ſtark durchſetzte Landbevölkerung 
iſt natürlich den ſozialiſtiſchen Ideen nicht mehr ſo unzugänglich, wie die 
weltabgeſchiedenen Bauern von ehedem; ſo erklärt es ſich, daß insbeſon⸗ 
dere in dem weſtlich von Krakau gelegenen Teil Weſtgaliziens unſere 
Landagitation ſchon jetzt reiche Früchte trägt. 

Wie in früheren Jahren, ſo haben wir auch in der Berichtszeit der 
Agitation unter dem jüdiſchen Proletariat rege Aufmerkſamkeit ge⸗ 
widmet. Zwar von dem großinduſtriellen Proletariat Galiziens und 
Oſtſchleſiens machen die Juden nur einen verſchwindend geringen Bruch⸗ 
teil aus; um ſo zahlreicher ſind in den Städten und Marktflecken 
Galiziens (und ganz beſonders Oſtgaliziens) die meiſt in tiefem Elend 
dahinlebenden jüdiſchen Handwerksgeſellen, Heimarbeiter und Hand⸗ 
Ilungsgehülfen. Ein beſonderes jüdiſches Landeskomitee in Lemberg, 
welchem in den einzelnen Städten lokale Komitees unterſtehen, leitet die 
Agitation unter dieſen Arbeitern unter ſorgfältiger Berückſichtigung 
ihrer ſprachlichen und kulturellen Eigenart. Wir ſind uns bewußt, in 
dieſer Hinſicht allen berechtigten Forderungen Genüge zu tun, und num 
der Unerfahrenheit und politiſchen Unreife einiger jüngerer jüdiſcher 
Genoſſen ſchreiben wir es zu, daß dieſelben vor zwei Jahren unſere 
Reihen derließen, um eine ſelbſtändige „jüdiſche Sozialdemokratie 
Galiziens“ zu gründen. Ihre ſeitherigen bitteren Erfahrungen haben 
dieſe jungen Genoſſen ausreichend belehrt, daß ſie trotz redlichſter Abſicht 
einen falſchen Weg eingeſchlagen haben; heute iſt dieſe Sonderbewegung 
im Erlöſchen begriffen. 


Stalien. 


Die gewerkſchaftliche Bewegung. 


Zwiſchen dem italieniſchen Proletariat und demjenigen anderer 
Länder beſtehen außer den Banden der ſozialiſtiſchen Solidarität noch 
ſolche, die infolge einer eigenartigen Erſcheinung der wirtſchaftlichen 
ae belo Italiens verurſacht find, nämlich durch die Auswanderung der 
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Kürzlich ſtattgefundene ſtatiſtiſche Recherchen ergaben eine jährliche 
zeitweilige Auswanderung von 270 000 Arbeitern nach den Ländern 
Mitteleuropas. Jeder dieſer Auswanderer verbringt ungefähr ſechs 
Monate im Auslande, während durchſchnittlich 350 000 andere endgültig 
Italien verlaſſen, um nach überſeeiſchen Ländern zu gehen. 

Dieſe grandioſen Strömungen werden in einigen Jahren noch zu⸗ 
nehmen, denn man kann vernünftigerweiſe nicht auf eine ſchnelle Ver⸗ 
beſſerung der ökonomiſchen Zuſtände, der Urſachen dieſer Bewegungen, 
hoffen, die heute überall den ausländiſchen Markt beeinfluſſen. Auch 
iſt die Auswanderungspolitik gerade jetzt von Hauptbedeutung für die 
Arbeitergewerkſchaften und die Sozialdemokratie. 

Aus dieſem Grunde find die Führer der italieniſchen Sozialdemo⸗ 
kratie im Begriff, an die Genoſſen der Länder, nach welchen die italieni⸗ 
ſchen Auswanderer ſich begeben, einen detaillierten Bericht über die Be⸗ 
nn und die Kräfte der gewerkſchaftlichen Bewegung Italiens 
zu richten 

Die erſten gegenſeitigen, zur Zeit der Riſorgimento begründeten 
Hülfsvereine in der Vorgeſchichte der italieniſchen Bewegung geben uns 
die Keimform unſerer jetzigen beruflichen Organiſationen an. 443 dieſer 
Vereine, die durch republikaniſche Beſtrebungen hervorgerufen wurden, 
tauchten von 1860 bis 1870 auf, d. h. vor dem Sturz des Einzelitaaten- 
ſyſtems und der vollſtändigen Verwirklichung der nationalen Einheit. 
Sie tragen alle den Stempel des abgeſchloſſenen Lebens der Ortſchaften, 
in denen ſie entſtehen, unter der unbedeutenden und ökonomiſch ſehr 
zurückgebliebenen Bevölkerung. Sie verbinden Arbeiter aller Arbeiter⸗ 
befier: einfache Lohnarbeiter und Handwerker neben kleinen Laden⸗ 
eſitzern. 

In gewiſſen bedeutenderen Mittelpunkten, wo eine vorgeſchrittenere 
industrielle Entwickelung den Arbeiter vom Werkzeug der Erzeugung 
trennt, verlieren die gegenſeitigen Hülfsvereine rapid ihren rein 
defenſiven Organiſationscharakter bei Hülfe in Krankheitsfällen oder 
Altersſchwäche, um die kampfesfrohe Haltung der Wortführer der 
Arbeiterforderungen anzunehmen. Ein Drang ähnlicher Bedürfniſſe 
bei denen, die in früheren Jahrhunderten die Mitglieder einer Ge⸗ 
meinde zu einer geſchloſſenen Geſellſchaft vereinigt haben, hat den Be⸗ 
gründern der Vereine zur gegenſeitigen Hülfe den mehr und mehr 
unwiderſtehlichen Gedanken eingegeben, ſich zwecks einer Verbrüderung 
zu nähern. Man ſieht dann, daß Vereine, wie das Arbeiterkonſulat 
Mailands (Consolato operaio) oder die Handwerkerbrüderſchaft von 
Florenz (Fratellanza artigiana) den Verſuch machen, eine nationale 
genoſſenſchaftliche Organiſation zu begründen, und ſie organiſieren 
77 Geſellſchaften mit 4993 Mitgliedern. 

Ein ähnlicher Verſuch, den man Mazzini verdankt (Le Pacte de 
Fraternité des Sociétés ouvriéres Italiennes), „Das Ver⸗ 
brüderungsbündnis der italieniſchen Arbeitervereine“, ergibt Deere 

Internationaler Bericht. 
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Reſultate. Die von dem großen Agitator kurz vor ſeinem Tode im 
Jahre 1870 begründete Vereinigung, die ihn bis 1880 überlebte, weiſt 
einen feſteren, gleichartigeren Aufbau auf und eignet ſich beſſer dazu, 
gegen die Utopien des die menſchlichen Intereſſen betreffenden Gefühls 
und gegen den Aberglauben der ſozialen Harmonie zu kämpfen. 

Der Arbeiter wird indeſſen von der aufblühenden Induſtrie fort⸗ 
pele ausgenutzt, und die unbegrenzte Arbeitszeit und die Hungerlöhne 
. ein günſtiges Milieu für den Triumph der internationalen 

Propaganda und die ſozialiſtiſche Idee. 

Im Jahre 1874 entſtand die erſte nationale Arbeitervereinigung 
unter den Druckern; ihr folgten bald zwei andere, die der Handſchuh⸗ 
macher und Bäcker. 

Gegen 1880 nahm die induſtrielle Tätigkeit zu, während die Aus⸗ 
dehnung des Stimmrechts auf alle Arbeiter, welche die drei erſten 
Klaſſen der Volksſchule beſucht haben, das Feld der politiſchen Tätigkeit 
beträchtlich erweiterte. Die Anzahl der e ging von einer 
halben Million auf 2½ Millionen Menſchen über. 

Die Ausſtände nahmen zu und erreichten die furchtbaren Dimen- 
ſionen des Ausſtandes der Weber von Como und Biella, wolcne. 
Abſchaffung der Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches gegen die Arbeiter. 
verbindungen vorbereiteten. 

Eine beträchtliche Anzahl Arbeiter Süditaliens verkündigten die 
Notwendigkeit des politiſchen und ökonomiſchen Krieges gegen den 
bürgerlichen Staat und begründeteten im Jahre 1882 die italieniſche 
Arbeiterpartei, deren Sozialismus mit anarchiſtiſchem und genoſſen⸗ 
ſchaftlichem Geiſte getränkt war. 

Die Arbeiterbewegungen begannen ſich einem politiſchen Mittel⸗ 
punkte zuzuneigen. Die Propaganda gewann die Bauernſchaft für ſich, 
beſonders die im Potale. Die Handwerkerliga zeichnete ſich immer 
ſtärker und innerhalb der Arbeiterpartei ab, wo ſie den Grund legte 
für die Abwehreinrichtungen der Arbeiter, die für die Periode 1890 
bis 1900 charakteriſtiſch iſt: die Arbeits kammern (Camere del 
Lavore). Solche Verbindungen von lokalen Gewerkſchaften und von 
Sektionen, gemiſcht mit Arbeitern verſchiedener Induſtrien, nach dem 
Muſter der Arbeitsbörſe von Paris erichtet, gab es im Jahre 1891 im 
ganzen nur drei oder vier. Im Jahre 1893, zur Zeit ihres erſten 
Kongreſſes, konnte man deren ſchon 13 zählen, die 40 000 Verbündete 
umfaßten. Verſchiedene wurden von den Gemeinden unterſtützt; alle 
forderten von ihren Anhängern einen jährlichen Beitrag von 50 Cen⸗ 
times bis zu 2 Frank. 

Die von Criſpi geleitete Reaktion hielt im Jahre 1894 den Fort⸗ 
ſchritt der Arbeiterorganiſationen auf. Die Vereine (ſie waren faſt alle 
mit der ſozialiſtiſchen Partei verbündet) wurden aufgelöſt und einige 
8 der Unterſtützung durch die Gemeinden beraubt. Aber im 
Jahre 1895 nahm die Bewegung um ſo ſchneller und ſicherer zu: 
20 Börſen und 7 nationale Handwerkerverbände entſtanden, während 
zirka 10 Berufszeitſchriften der ſozialiſtiſchen Preſſe zu Hülfe kommen. 

Im Monat Mai 1898 brach eine neue und heftige Reaktion aus; 
ſie warf ſich plötzlich auf die politiſche und ökonomiſche Organiſation, 
und zwar ſo ſtark, daß die Genoſſenſchaften und die Vereine für gegen⸗ 
ſeitige Hülfe dahinwelkten, bis zu dem Augenblick, wo die ſiegreiche 
Parlamentsobſtruktion im Jahre 1900 eine Politik der Anerkennung 
des Vereins⸗, Verſammlungs⸗ und Streikrechts vorſchrieb. In dieſen 
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legten 10 Jahren hat ſich die proletariſche Organiſation beſonders auf 
beruflichem Gebiete entwickelt. Arbeiter und Bauern haben ſich zu 
Verbindungen, Arbeitskammern, Provingial-, Bezirks⸗ und nationalen 
Arbeiterverbänden gruppiert. Im Jahre 1902 entſandte Italien zur 
Internationalen Gewerkſchaftskonferenz in Stuttgart die Vertreter von 
500 000 gewerkſchaftlich organiſierten Italienern. | 

Die Ausſtände in der Induſtrie oder in der Landwirtſchaft betrugen 
in der Zeit von 1860 — 1880 jährlich 35, im Jahre 1881 45, 1882 49, 
1883 76 und im Jahre 1901 1671. Faſt immer endeten ſie mit einem 
Siege der proletariſchen Organiſation, der die unvorbereitete bürger⸗ 
liche Klaſſe keinen Widerſtand leiſtete. 80 Arbeitskammern wurden 
begründet ſowie auch zahlreiche Handwerkerverbände. Das Induſtrie⸗ 
weſen der nördlichen Provinzen eroberte teilweiſe einige ſüdliche Pro⸗ 
vinzen. Bald genügten die Arbeitskammern mit ihren lokalen Ein⸗ 
richtungen nicht mehr für die Leitung der Politik der Arbeitergewerk⸗ 
idaft; die Induſtrien wurden national und die nationalen Handwerker⸗ 
verbände vermehrten ſich. Kammern und Verbände ſtritten in Italien 
auch um Kompetenzfragen. Der italieniſche Verband der Arbeits⸗ 
kammern, der nach der Konferenz von Stuttgart in ein zentrales 
Sekretariat der Abwehr umgewandelt wurde (Secretariato Centrale 
Resistenza), wurde das gemeinſame Heim der Kammern und der 
Handwerkerverbände. 

‚ Mittlerweile entſtanden Konflikte, die meiſtenteils durch den 
Widerhall der innerlichen Mißhelligkeiten bei der ſozialiſtiſchen Partei 
verurſacht wurden; während dieſen führte die Gewerkſchaftsorganiſation 
die Bewegung. Und andererſeits organiſiert ſich die kapitaliſtiſche Klaſſe 
von neuem ſtark zum Angriff und zur Verteidigung. Lock⸗outs traten 
an die Stelle der Ausſtände und Niederlagen folgten auf die Siege 
von 1901/1902. . 

Im Jahre 1903/04 gelang es den Kapitaliſten, einen großen Teil 
der in den zwei vorhergehenden Jahren vollbrachten Arbeit zu zerſtören, 
des goldenen Zeitalters der italieniſchen Arbeiterbewegung. 

Der Generalſtreik im September 1904, dieſer großartige Proteſt 
gegen die den Polizeiagenten und den Offizieren der Armee für ihre 
heftigen Unterdrückungen der Arbeiterbewegungen bewilligte Straf⸗ 
loſigkeit, hat neben der bewundernswürdigen Einmütigkeit der Volks- 
begeiſterung die Schwäche eines Proletariats bewieſen, das noch nicht 
fähig iſt, die Arbeit des langſamen, regelmäßigen und hartnäckigen 
Eindringens zu vollführen, die die Eroberung der ökonomiſchen und 
politiſchen Macht fordert. 

Ein erſter Kongreß der Kammern und Verbände, der im Januar 
des Jahres 1904 in Genua abgehalten wurde, war im Grunde nur 
eine Reihe von Streitigkeiten zwiſchen den Reformiſten und den von 
Anarchiſten und Republikanern unterſtützten Revolutionären. Er wurde 
tatſächlich aufgelöſt, nachdem er zwei ſich völlig widerſprechende 
Wünſche über den oberſten Arbeiterrat und den Generalſtreik geäußert 
hatte und ohne einen leitenden Rat für das Zentralſekretariat der 
Abwehr ernennen zu können, der von da ab jeden Einfluß verlor und 
dem es ſogar nicht möglich war, die Statiſtik der im Jahre 1906 organi⸗ 
ſierten Arbeiterkräfte abzufaſſen. Von da ab hörten ſogar alle ſeine 
Beziehungen zu dem internationalen Sekretariat der Arbeitergewerk⸗ 
ſchaften auf. 3 . : 

Heute blühen wir glücklicherweiſe von neuem auf. In den ökono⸗ 
miſchen Organiſationen ſind die Gegenſätze unter ſozialiſtiſchen Schulen 
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weniger heftig und der Antiſyndikalismus hat ſich auf dem Kongreß 
der ſozialiſtiſchen Partei und auf dem in Mailand von den ökonomiſchen 
Organiſationen des Proletariats vom 29. September bis zum 1. Oktober 
desſelben Jahres behauptet. 

Aus dieſem Arbeiterkongreß iſt an Stelle des Zentralen Sekre⸗ 
tariats der Abwehr die Allgemeine Arbeiter⸗Federation hervorgegangen, 
der im Laufe einiger Monate mehr als 150 000 Arbeiter bei⸗ 
getreten ſind. 

Es iſt unmöglich, genau die um die Federation gruppierten Kräfte 
zu berechnen; aber ihr Beſtehen iſt von da an geſichert, und die kleine 
Zahl der Verbindungen, die der Minorität auf dem Kongreß von Mai⸗ 
land treu geblieben iſt, hat übrigens ſchon beſchloſſen, der neuen Organi⸗ 
ſation beizutreten. 

Die Federation hat eine Nationalkomitee und einen in Turin reſi⸗ 
dierenden Rat (Corſo Siccardi 12), der aus Sozialiſten beſteht, die auf 
den politiſchen Kongreſſen zugunſten der Reformiſten oder Integraliſten 
geſtimmt haben. Sein wöchentliches Organ, „La Confederazione del 
Lavoro“, wird von dem ehemaligen Arbeiterabgeordneten Rinaldo 
Rigola geleitet. 

Langſam, aber beſtändig, vervollſtändigen 915 die Kräfte der ge⸗ 
werkſchaftlichen Organiſation in Italien, auch die Zahl der Ziele, die 
ſie ſich als Klaſſenorganiſation geſteckt hat, Beer ſich. 

Ganz zuletzt hat ſich ein Einverſtändnis zwiſchen der Allgemeinen 
Arbeiter⸗Federation, dem Nationalen Verband der Genoſſenſchaften und 
dem Italieniſchen Verband der Geſellſchaften für gegenſeitige Hülfe 
gebildet, das als Gegenſtand die Propaganda zugunſten der Ziele, die 
dieſen drei urſprünglichen Formen der proletariſchen Bewegung gemein⸗ 
ſam ſind. Von den neun Leitern des Verbandes der Genoſſenſchaften, 
der 1379 Genoſſenſchaften für Produktion und Konſum umfaßt, ſind 
ſieben Sozialiſten; der Verband der Geſellſchaften für gegenſeitige Hülfe, 
der 867 Geſellſchaften umfaßt, iſt auch in den Händen von e 
Republikanern und Demokraten. Ohne Zweifel wird man nicht lange 
auf dieſe Kräfte wie auf wahrhaft ſozialiſtiſche Kämpfer rechnen dürfen, 
und man muß geſtehen, daß die wichtigſten genoſſenſchaftlichen Verbände 
in Genua, Reggio-Emilia, Turin, Livorno ſich nicht auf dem Boden des 
Klaſſenkampfes geſtellt haben. Die beiden täglichen ſozialiſtiſchen Zei⸗ 
tungen von Genua und Reggio⸗Emilia werden von den Genoſſenſchaften 
unterhalten und der ſozialiſtiſche Geiſt belebte die grandioſe ae 
ſchafts⸗Arbeiter⸗Glaſerei, die am Tage nach einer rohen Schlacht der 
Glasarbeiter gegen die „Gewerkſchaft“ ihrer Herren begründet wurde 
und die heute fünf große Genoſſenſchaftshäuſer, 1338 Mitglieder und ein 
Grundkapital von 450 000 Frank hat. 

Die italieniſche genoſſenſchaftliche Organiſation hat zwei charakte⸗ 
riſtiſche Merkmale, die ihr durch die Mitwirkung der Arbeiter unter den 
Tagelöhnern (braccianti) und durch die Kollektiv⸗Verpachtungen ver⸗ 
ſchafft wurden, Verbände, dank denen die Landarbeiter ſich in verbündete 
Produzenten zur gemeinſchaftlichen Ausbeutung des in Pacht genomme⸗ 
nen Bodens verwandeln. Dieſe beiden genoſſenſchaftlichen Verbände 
bilden den Mittelpunkt der a on Bewegung in einer gewiſſen 
Anzahl von Provinzen, wo die Wahlkreiſe ſeit damals im Beſitze der 
dene el Partei ſind. 

Unſere Tabelle der gewerkſchaftlichen Organiſation, wie man ſie 

Italien in den Arbeitskammern und den nationalen Handwerker- 
verbänden ſehen kann, iſt nach den Angaben des nationalen Arbeiter⸗ 
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Bureaus und denjenigen, die wir ſelbſt eiligſt ſammeln konnten, da die 
Statiſtik der Allgemeinen Arbeiter⸗Federation nicht vor Ende des Jahres 
herausgegeben werden darf. 

Aber man kann nicht die ganze proletariſche Bewegung Italiens 
beurteilen, wenn man nicht die Beſtrebungen in Betracht zieht, welche 
die Organiſation der Angeſtellten hat, der Politik der Arbeitergewerk⸗ 
ſchaft zu folgen. So z. B. haben „I' Unione Magistrale Nazionale” 
(der nationale Verband der Lehrer und Lehrerinnen Italiens), der 
35 000 Mitglieder zählt und deſſen Verwaltungsrat zum großen Teil aus 
Sozialiſten beſteht, ſowie auch die Federation der Angeſtellten wiederholt 
ihre Sympathie für die Arbeiterbewegung bezeugt. 

Das Fehlen der Statiſtiken hindert uns, eine ausführliche Tabelle 
über den finanziellen Stand dieſer Organiſationen herauszugeben, deren 
Bücher bis in dieſen letzten Sen ſehr ſchlecht geführt wurden. 

Nach einer Durchſicht der im Jahre 1903 der Arbeitskammer zu 
Mailand, der bedeutendſten Italiens, vorgelegten Bilanzen, iſt der 
Stand der Einnahmen und Ausgaben der 48 Gewerkſchaften, die zu 
dieſer Einrichtung gehören und 20 413 Mitglieder vertreten, folgender: 

Einnahmen . 328 056,30 Frank 
Ausgaben . 32624776 „ 
verteilt wie folgt: 
Beiträge zu profeſſionellen Vorträgen und N 


Ausgaben für die Propaganda : 853,60 Frank 
Unterſtützungen: Arbeitslofiglet . . . . . . . . 41244,16 „ 
x a; : nd te ee ee a nn 5 
1 ombatbieftreite. ee u Ua Fs. p er 
70 Krankheit „ e eee 
” Reiſe ee 568, 94 „. 


Achtzehn nationale Verbände, die 107 210 Mitglieder zählen, haben 
ein Budget bon im „ganzen 890 381 Frank Einnahmen und 716 186 
Frank Ausgaben. In dieſer Geſamtſumme betragen die Einnahmen 
der Verbandsgenoſſenſchaft der Flaſchenarbeiter 430 152 Frank und die 
Ausgaben 403 128 Frank. 

Es ſteht feſt, daß die Summe der Gewerkſchaftsbeiträge in Italien 
viel niedriger iſt als in Deutſchland oder in England. Auch können die 
italieniſchen Gewerkſchaften nicht immer lange Ausſtände aushalten oder 
angemeſſen ihre Propaganda oder den Dienft ihrer profeſſionellen Preſſe 
organiſieren. 

Im Durchſchnitt bewilligen die Arbeitergewerkſchaften (Arbeits⸗ 
kammern, nationalen Verbände oder lokalen Vereine) nicht mehr als 
1600 Frank jährlich pro Perſon, die gewöhnlich zuſammen die drei 
Aemter des Sekretärs, Chefredakteurs und Propagandaleiters verſehen. 
Aber man muß nicht vergeſſen, daß das italieniſche Proletariat wenig 
91 nn Arbeit gewöhnt ift, und daß fie außerdem ſchlecht be- 
zahlt wir 

Die letzten Recherchen der Generaldirektion der Statiſtik haben den 
heutigen Durchſchnitt der Stundenlöhne in verſchiedenen Induſtrien von 
1871 bis 1903 feſtgeſtellt: 


1871 . . 0, 171 Frank 
.. 0,221 
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Eine viel gründlichere Unterſuchung, die im Jahre 1903 in Mai- 
land von der Umanitar ia vorgenommen wurde, hat bewieſen, daß 
von den 280 519 von der Mailändiſchen Geſellſchaft gezählten Arbeitern 
165 305 tatſächlich beſchäftigt waren. Da 122 397 von ihnen ihren 
Lohn angegeben hatten, hat man feſtſtellen können, daß 71,45 Proz. der 
gezählten männlichen Arbeiter: 62 201 Perſonen 1 bis 3 Frank täglich 
erhielten, während 91,31 Proz. der Frauen: 41 389 Arbeiterinnen einen 
zwiſchen 1 Frank und 1,50 Frank ſchwankenden Tagelohn erhielten. 

Wenn man nach dieſen Angaben die Verdienſte der 48 867 der 
Unterſuchung unterworfenen Arbeiterfamilien berechnet, findet man, 
daß 33 625 von ihnen (71,74 Proz.) einen jährlichen Verdienſt von 721 
bis 1825 Frank haben; die 125 809 Perſonen, aus denen ſie beſtehen, 
ſind 75,10 Proz. der Geſamtheit, die einen Verdienſt unter 1 Frank 
täglich haben; die 55 744 Perſonen, die den Reſt des Prozentſatzes 
bilden (24,90 Proz.) verdienen von 1,20 bis 1,50 Frank täglich. 

Keine gewerkſchaftliche Organiſation hat ſichtbare Beziehungen zu 
der politiſchen Partei, aber die profeſſionelle Preſſe, die ungefähr 50 
Zeitungen beſitzt, von denen die meiſten rein ſozialiſtiſche Tendenz haben, 
iſt faſt gänzlich in den Händen von Sozialiſten, ſowie die Arbeitskammern 
und die bedeutendſten Verbände. Kleinere Arbeiterverbände werden 
von Republikanern oder Anarchiſten geleitet; aber ihre Tendenzen ſind 
durchaus nicht in den meiſten Kammern oder Arbeiterverbänden ver⸗ 
treten. Die Führer des Allgemeinen Arbeiterverbandes nehmen an den 
Verſammlungen der ſozialiſtiſchen Parteileitung teil. Vollſtändige 
Solidarität beſteht in den großen Bewegungen zugunſten der Steuer⸗ 
reform, in der Durchführung ſozialer Geſetze, dem Antimilitarismus 
und dem Antiklerikalismus., 

Die dargeſtellten Tatſachen beweiſen, daß ſich im Innern der ge⸗ 
werkſchaftlichen Bewegung ein ſozialiſtiſches Bewußtſein entwickelt, deſſen 
Ausdehnung und Lebensfähigkeit ohne Zweifel mit der Zahl der die 
Macht habenden Proletarier zunehmen werden. 

Gleichwie die Ereigniſſe anderswo ſind, verſuchen die italieniſchen 
Arbeiterorganiſationen beſondere Vorkehrungen zu treffen, um ihre 
offenſiven und defenſiven Kräfte zu vermehren. Darum haben auch ver⸗ 
ſchiedene Arbeitskammern Stellenvermittelungsbureaus errichtet, die 
ſeit einigen Monaten mit dem Zentralbureau der Arbeitskammer von 
Mailand in Verbindung ſtehen und ſtark von der Umanitaria, 
einer ſozialen Hülfseinrichtung, unterſtützt werden, die von einem 
Schüler Owens begründet und mit 13 Millionen beſchenkt wurde, und 
die heute faſt gänzlich von Sozialiſten verwaltet wird. Die „Umanitaria“ 
unterſtützt auch die gewerkſchaftlichen Kaſſen für Arbeitsloſe, indem ſie 
50 Proz. zu den eingezahlten Beiträgen zugibt. Sie unterhält auch ein 
Arbeitsbureau, über welches die gewerkſchaftliche Organiſation auch das 
Recht der Kontrolle hat, und mit dem ein Ueberſetzungs⸗ und Auskunfts⸗ 
bureau verknüpft iſt, das dazu dient, die Beziehungen der italieniſchen 
Arbeiterklaſſe zu den transalpinen gewerkſchaftlichen Organiſationen zu 
bermehren. Sie hat endlich auch ein Bureau für zeitweiſe Auswande⸗ 
rung begründet, deren Rat von den Arbeitergewerkſchaften ernannt iſt, 
die direkt intereſſiert ſind und beſtändig zu denen der Länder in Be⸗ 
ziehung ſtehen, nach denen ſich die Auswanderer begeben. (Consorzi 
per la difesa delle Emigrazione temporanea.) 

In einigen großen Induſtriezentren hat die Arbeiterorganifation 
1 und Hülfsbureaus für die Opfer bei Arbeitsunfällen er⸗ 
richte 
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. Dies iſt die Entwickelung und fo find die jetzigen Kräfte der 
ökonomiſchen Organiſation des italieniſchen Proletariats belehrt durch 
ſchwere Erfahrungen und durch Vergleich der ihrigen mit denen anderer, 
vervollkommnen die italieniſchen Arbeiter ihre Widerſtandsfähigkeit der 
bürgerlichen Klaſſe gegenüber und flößen ihren gewerkſchaftlichen Er⸗ 
oberungen einen lebendigen politiſchen Geiſt ein. Aber wenn ſie in 
die Fußſtapfen der Sozialiſten nach der vollſtändigen ökonomiſchen 
Organiſation zuſchreiten, ſo geſchieht das dadurch, daß ſie ſich in 
gleicher Entfernung von der törichten Eingenommenheit für die „direkte 
Handlung“ und von der Abhängigkeit einer politiſchen Partei halten. 


Rom, April 1907. Angiola Cabrini, Berichterſtatter. 
* * * 
Arbeits kammern 1907. 

Zahl der Kammern N 89 

„ „ Abteilungen (Berbiinde) : 2 657 

„ „ Mitglieder . 365 054 

* 1907. 
1. Bergarbeiter . . 2 2 200 14 2 065 
2. Mtarmorfdneiber. . . » 2 we 24 1 735 
3. Metallarbeiter 110 26 855 
4. Chemiſche Induſtren 5 652 
5. Zonarbeiterr . . . 2 2 2 20. 27 1 352 
6. Slafchenarbeiterr . . . . 2.2... 6 900 
7. @la8arbeiter . . 2 2 2 20. 11 147 
8. Glasſchleifennnnn˖n 17 1010 
9. Bauarbeitte 468 33211 
10. Gas arbeiter 41 3847 
11. Golgarbeiter . . . 2 2 2 200. 75 3308 
12. Buchb inden 141 11 221 
13. Lithographe nn 10 1 000 
14. Weber und Färber 49 5 566 
15. Fellarbeittttttttt uu 19 1 453 
16. Schuhmacher: 58 1 900 
17. Sutmader . . . . . 2 2 ws 37 3 590 
18. Bäcker SE Re 100 7243 
19. Friſeurtr eee 14 621 
20. Krankenwärter 54 3 300 
21. Ital. Gewerkſchaft d. eiſenbahnbeamten 1050 40 000 
22. Se a) ug 26 6 580 
23. Seearbeiter . . . 2 2 2 22. 24 20 462 
24. Beamte : 54 8 412 
25. Erdarbeiter (Nationaler Verband, der 

11 Provinzialvereine umfaßt) — 74 509 


2452 230 931 


Von den 228 447 organiſierten Arbeitern ſind ungefähr 180 000, die 
alle ebenfalls den Arbeitskammern angehören. Andererſeits iſt eine 
große Anzahl der Mitglieder von Arbeitskammern noch nicht in Hand⸗ 
werkerverbänden organiſiert. Der letzte Kongreß der Arbeiterorgani⸗ 
ſationen hat für das Prinzip der zeitweiligen Zugehörigkeit zu einem 
Verband und zur lokalen n geſtimmt. 
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Bericht 


der armeniſchen ſozialdemokratiſchen Arbeiterorganiſation 
(im Kaukaſus) an das internationale ſozialiſtiſche Bureau 
über ihre Tätigkeit in den letzten Jahren. 
Aeberſetzt von Bolt. 


Das politiſche Schickſal und die Bedingungen der ſozialiſtiſchen 
Propaganda jeder zielbewußten Arbeiterpartei ſind ungemein ſchwer 
in derjenigen Gegend, wo es eine ſolche deſpotiſche Staatsmacht ver⸗ 
waltet, wie die ruſſiſche und wo ſolche halbbarbariſchen Zuſtände herr⸗ 
ſchen wie im Kaukaſus 

Die organiſierte Arbeiterbewegung im Kaukaſus und ſpeziell unter 
den Armeniern iſt eine neue Erſcheinung. Die ſchwache ökonomiſche 
Entwickelung und der langſame kulturelle Fortſchritt einerſeits, die 
ftarfe armeniſch⸗nationaliſtiſche Bewegung andererſeits, haben es ſtets 
verhindert, in dem armeniſchen Proletariat eine organiſierte Arbeiter⸗ 
bewegung herauszubilden. Die Zukunftsträumereien der armeniſchen 
Bourgeoiſie bezüglich der Befreiung des türkiſchen Armeniens durch 
den Aufſtand und die europäiſche „weitherzige“ Diplomatie haben das 
Fühlen und Denken des armeniſchen Proletariats gefeſſelt und dasſelbe 
im Zaume gehalten, an eigene Intereſſen zu denken und für dieſelben 
zu kämpfen. 

Aber der Eintritt und der weitere Vormarſch des Sozialismus 
kann nur verzögert, nicht aber aufgehalten werden. Trotz allen unüber⸗ 
windbaren Schwierigkeiten iſt es der armeniſchen Sozialdemokratie ge- 
lungen, in den letzten Jahren (ſeit 1904) einen feſten Boden in den 
Induſtrieſtädten des Kaukaſus, beſonders in Baku, zu ſchaffen und den 
Ale und bewußten Teil des armeniſchen Proletariats zu organi- 
ieren 

Worin beſteht nun die Phyſiognomie und konkrete Tätigkeit, die 
reale Kraftäußerung der armeniſchen ſozialdemokratiſchen Arbeiter⸗ 
organiſation? Das ſei in kurzen Zügen erwähnt. 


Das Programm. 

Die erſte Konferenz der armeniſchen Sozialdemokratie im Jahre 
1905 erweiterte und beſtätigte das Organiſationsprogramm, das in 
ſeinen e Forderungen genau dasſelbe wie das Pro- 
gramm der ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei Rußlands iſt. Einige 
Punkte unſeres Programms ſind dem deutſchen ſozialdemokratiſchen 
Programm entnommen. 


Das Organiſationsſyſtem. 

Die armeniſche Sozialdemokratie hat genau dasſelbe Organiſa⸗ 
tionsſyſtem wie = jüdiſche Arbeiterbund, die polniſche jogtaldemofra- 
tiſche Partei (P. S. D.) und die lettiſche Sozialdemokratie; d. h. die⸗ 
jenigen Einheiten, die nach der theoretiſchen Ueberlegung und prak⸗ 
tiſchen Zweckmäßigkeit jahrelang fordern, daß das Proletariat des ge⸗ 
ſamten ruſſiſchen Reiches nicht auf einer ſtraff zentraliſtiſchen, longer 
auf einer breiten demokratiſchen Grundlage organifiert fein muß, und 
zwar fo, daß das Proletariat jeder Nation nur in dem Maße einheitlich 
und ſelbſtändig auf dem nationalen Boden organiſiert ſein muß, in 


* 
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welchem die ganze ſoziale Struktur und die Klaſſenverhältniſſe einer 
Nation ſich von der anderen unterſcheiden. Dann erſt ſollen ſich die 
nationalen Organiſationseinheiten des geſamten Proletariats in einer 
großen Partei — in der ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei Rußlands 
— fejt vereinigen, um den allgemeinen politiſch⸗wirtſchaftlichen Klaſſen⸗ 
kampf zuſammen zu führen. Aber die ruſſiſche Sozialdemokratie wollte 
lange Zeit davon nichts hören und wiſſen. Erſt im Jahre 1906, auf 
dem ſogenannten IV. Vereinigungskongreß, hat ſie die eiſerne Not⸗ 
wendigkeit erkannt, die weſentlichen Punkte des oben genannten Or⸗ 
ganiſationsſyſtems anzunehmen, wodurch der jüdiſche Arbeiterbund, die 
polniſche ſozialdemokratiſche Partei und die lettiſche Sozialdemokratie 
als einheitliche Organiſationsglieder in die Partei eingetreten ſind. 
Der armeniſchen Sozialdemokratie iſt leider diesmal dasſelbe Schickſal 
nicht zu teil geworden, doch hofft ſie aber, in der nächſten Zukunft mit 
denſelben prinzipiellen Bedingungen“) in die Partei einzutreten. 


Das Organiſationsſtatut. 

1. Mitgliedſchaft. Mitglied der armeniſchen Sozialdemo⸗ 
kratie iſt jeder, der das Programm der Organiſation anerkennt, ſich der 
Parteidisziplin unterwirft und durch Tätigkeit (ideell und finanziell) 
die Organiſation regelmäßig unterſtützt. 

2. Die höchſte geſetzgebende Inſtanz der Organiſation iſt der 
Parteitag, der vom Zentralkomitee jedes Jahr einberufen wird. 
Die Delegierten des Parteitags werden von der organiſierten Arbeiter- 
ſchaft auf demokratiſcher Grundlage gewählt. 

3. Das Zentralkomitee wird vom Parteitag gewählt und 
iſt in den Grenzen ſeiner Direktiven das höchſte Organ der ganzen Or⸗ 
ganiſation. Das Zentralkomitee übernimmt die allgemeine Leitung 
von einem Parteitag bis zum nächſten, es kontrolliert die Durchführung 
der Parteitagsbeſchlüſſe, es hat die Vertretung im Verkehr mit den 
anderen ſozialiſtiſchen Organiſationen, es verfügt über die Zentralkaſſe 
und leitet das Zentralorgan. ir ER 

4. In großen Arbeiterjtädten hat die Organiſation thre Lokal⸗ 
komitees, deren Aufgabe in der Organiſierung und Leitung des 
lokalen Proletariats beſteht. Zu dieſem Zwecke organiſiert jedes Lokal- 
fomitee Agitatoren⸗ und Propagandiſtengruppen, veranſtaltet Vorträge 
und Diskuſſionen, gibt Flugblätter und Proklamationen heraus, or⸗ 
ganiſiert ferner Streiks und Demonſtrationen, die ja in Rußland ge⸗ 
1 Erſcheinungen ſind, leitet dieſelben und unterſtützt ſie 
inanziell. f 

5. Die armeniſche ſozialdemokratiſche Organiſation hat ein aus⸗ 
ländiſches Komitee, das als ihr Vertreter im Auslande gilt, in Ver⸗ 
kehr mit dem internationalen ſozialiſtiſchen Bureau tritt und eine Reihe 
verſchiedener Parteipflichten übernimmt. 


Die politiſche Klaſſenerziehung des armeniſchen Proletariats. 

Die wichtigſte Aufgabe der armeniſchen ſozialdemokratiſchen Ar- 
beiterorganiſation hat ſtets darin beſtanden, mit planmäßiger Be⸗ 
lehrung und Aufklärung das Proletariat zum Klaſſenbewußtſein und 
zur ſozialiſtiſchen Ueberzeugung zu bringen. Abgeſehen von polizei⸗ 
lichen Hinderniſſen gegen jede ſozialiſtiſche Propaganda, hat die 
armeniſche Sozialdemokratie noch ſehr viele Feinde und Gegner in der 


*) Neue Zeit“, XXV. Jahrg., Nr. 3, S. 103: „Vereinigungsſtatut“. 
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beſchränkten armeniſchen Wirklichkeit. Die nationaliſtiſchen Parteien, 
namentlich die ſtärkſte von allen dieſen, die ſogenannte „Daſchnakzutün“ 
(„Föderation“), wollten während des armeniſch⸗tatariſchen blutigen 
Bürgerkrieges jede Exiſtenzmöglichkeit der ſozialiſtiſchen Bewegung mit 
Gewalt und Umtrieben (nicht minder barbariſch und ekelhaft wie die 
polizeiliche Schikane) völlig abſchaffen. Die armeniſche Sozial- 
demokratie aber hat nicht nur dieſe ſchwierige hiſtoriſche Probe zu be⸗ 
ſtehen gewußt, ſondern auch ihre Ehrenrolle feſtzuhalten den Mut ge⸗ 
habt. Sie hat nicht nur die infolge der Metzelei arbeitslos gewordenen 
Proletarier durch Sammlungen und Schenkungen finanziell unterſtützt, 
ſondern fie hat auch ihre Aufklärungsmiſſion in der armeniſchen Ar⸗ 
beiterſchaft, mitunter auch in der tatariſchen, unerſchrocken fortgeſetzt. 
Und unter ſolchen Umſtänden hat die junge armeniſche ſozialdemokra⸗ 
tiſche Bewegung binnen drei Jahren ungefähr 3000 Arbeiter organiſiert 
— der bewußteſte und kampfbereiteſte Teil des armeniſchen Proletariats 
überhaupt. 

Die Mittel, wodurch die armeniſche Sozialdemokratie das organi⸗ 
ſierte Proletariat zu erziehen, zu belehren, aufzuklären und zum politiſch⸗ 
revolutionären Kampf zu führen verſtanden hat, ſind ganz verſchiedene. 
Es ſind z. B.: 1. Planmäßige Propaganda in kleinen Gruppen. 2. 
Proklamationen über wichtige politiſche Fragen. 3. Agitation in großen 
Maſſenverſammlungen. 4. Populäre Broſchüren. 

Die Maſſenverſammlungen haben in den letzten Jahren eine große 
Bedeutung gezeigt, beſonders in den großen Bewegungen, wie z. B. der 
1. Mai, allgemeinen Streiks und verſchiedenen politiſchen Aktionen; ſolche 
Maſſenverſammlungen haben in allen Induſtrieſtädten ſtattgefunden. 
In Baku allein hat das lokale Komitee der armeniſchen ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Organiſation nur im Jahre 1906, beſonders während des Duma; 
wahlkampfes, 217 Maſſenverſammlungen veranſtaltet, an denen ſich 
etwa 24 440 Arbeiter beteiligt haben. Man hat da die wichtigſten 
Tagesfragen behandelt, z. B. über die Reichsduma, über den politiſchen 
Streik, über den armeniſch⸗tatariſchen Bürgerkrieg, über die inter⸗ 
nationale Solidarität des Proletariats uſw. Es ſind außerdem in 
demſelben Jahre ſehr viele Diskuſſions⸗ und Vortragsabende veran⸗ 
ſtaltet worden (allein in Baku hat das lokale Komitee 23 Diskuſſionen 
gehabt, an denen ſich 2445 Arbeiter beteiligt haben), wo die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Redner mit den bürgerlichen Parteien abgerechnet haben. 
Es ſind da verſchiedene Themata behandelt worden, ſo z. B.: „Die arme⸗ 
niſchen nationaliſtiſchen Parteien „Daſchnakzutün“ und „Hutſchakiſten“, 
„Die Frage der politiſchen Föderation in Rußland“, „Die Arbeiter⸗ 
bewegung und die armeniſche Sozialdemokratie“, „Die armeniſch⸗ 
tatariſche Metzelei und die polizeiliche Provokation der Regierung“, 
„Der ökonomiſche Materialismus“ uſw. 


| Die Gewerkſchaftsbewegung. 


Die Gewerkſchaftsbewegung iſt überhaupt in Rußland und be⸗ 
ſonders im Kaukaſus eine neue Erſcheinung. Wohl ſind auch früher 
elementare Ausbrüche in verſchiedenen Induſtriezweigen und Werk⸗ 
ſtätten vorgekommen, aber einen programmatiſchen ökonomiſchen Kampf 
mit ſozialiſtiſchem Bewußtſein und Leitung haben die ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Organiſationen Rußlands nur in den letzten Jahren zu ver⸗ 
zeichnen. = 
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Die armeniſche ſozialdemokratiſche Organiſation hat in vielen 
Städten (in Baku, Batum, Alexandropol uſw.) ihre gewerkſchaftlichen 
Organiſationen. Im ganzen verfügt ſie über 2000 gewerkſchaftlich or- 
ganiſierte Arbeiter. Das Hauptmittel des wirtſchaftlichen Kampfes 
iſt der Arbeiterſtreik geweſen, deſſen Heimat im Kaukaſus immer die 
reiche Induſtrieſtadt Baku iſt. Das lokale Komitee von Baku hat im 
Jahre 1906 über 30 Arbeiterſtreiks veranſtaltet, die im ganzen 200 
Tage gedauert haben und die faſt alle den Sieg davongetragen haben. 


Die Teilnahme der armeniſchen ſozialdemokratiſchen Organiſation an 
den internationalen ſozialiſtiſchen Beratungen. 

Die armeniſche ſozialdemokratiſche Organiſation hat ihre Vertreter 
in der allgemeinen Rigaer Konferenz der ſozialdemokratiſchen Organi⸗ 
ſationen Rußlands (1905), in der Genfer Konferenz derſelben Organi⸗ 
ſationen, in den Beratungen des internationalen ſozialiſtiſchen Bureaus 
(1906), in der internationalen parlamentariſchen Konferenz zu London 
(1906) gehabt. 


Preſſe und Literatur. 


Von Anfang an hat die armeniſche ſozialdemokratiſche Organiſation 
große Aufmerkſamkeit auf die Preſſe und Literatur gewandt, als das 
wichtigſte Mittel zur planmäßigen Erziehung und Belehrung des Prole⸗ 
tariats auf dem wirtſchaftlichen und ſozialpolitiſchen Gebiete. Außer 
den grundlegenden ſozialiſtiſchen Problemen ſind die brennenden Tages⸗ 
fragen über den revolutionären Kampf gegen die abſolutiſtiſche Herr⸗ 
ſchaft und die nationaliſtiſchen Beſtrebungen der armeniſchen Bourgeoiſie 
das F und Erörterungsmaterial der Preſſe und Literatur 
geweſen. 

Das erſte offizielle Organ der armeniſchen ſozialdemokratiſchen 
Organiſation iſt der „Sozialiſt“ geweſen (1904 —1906, anfangs in 
Baku, nachher in Genf), nachher die Wochenſchrift „Kiank“ („Leben“) 
und ihre Fortſetzung bis jetzt „Dzain“ („Stimme“), beide in Tiflis. 
In der nächſten Zukunft wird die Tageszeitung der Organiſation 
„Banwor“ („Arbeiter“) — in Baku erſcheinen. Die Broſchürenlite⸗ 
ratur, meiſtenteils Ueberſetzungen aus den deutſchen ſozialiſtiſchen Wer⸗ 
ken, findet eine Maſſenverbreitung unter den Arbeitern ſowohl wie 
unter anderen Volksklaſſen. Bis jetzt find über 20 Broſchüren er- 
ſchienen, teils im Auslande, teils in Rußland. . 

Im Laufe ihrer Tätigkeit hat die armeniſche Sozialdemokratie 
finanzielle Unterſtützung erhalten: von dem internationalen ſoziali⸗ 
ſtiſchen Bureau und von der deutſchen Sozialdemokratie. 

Das iſt das Charakterbild der armeniſchen ſozialdemokratiſchen 
Arbeiterorganiſation in kurzen Zügen. Selbſtverſtändlich iſt es hier 
unmöglich, das ganze reale Bild der Organiſation und alle Seiten ihrer 
Tätigkeit erſchöpfend darzuſtellen. 


Ueberſetzt und mit Stempel beſtätigt vom ausländiſchen Komitee der 
armeniſchen ſozialdemokratiſchen Arbeiterorganiſation. 


J. Kagramanian. 
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Die Tätigkeit der ſozialdemokratiſchen Partei 
Finnlands. 


In dem im Jahre 1904 erſchienenen Berichte des Sekretariats iſt 
die Arbeiterbewegung Finnlands bis zum Ende des Soe 1902 be- 
ſchrieben worden. Seit jener Zeit hat die Bewegung unter ſehr ſchwie⸗ 
rigen Verhältniſſen gewirkt. Die Partei nahm auf dem Kongreß 1903 
den Namen „Die ſozialdemokratiſche Partei Finnlands“ und zugleich 
ein neues Programm an. Dies enthält einen prinzipiellen Teil, der 
nach den Grundſätzen der internationalen Sozialdemokratie gebaut iſt, 
einen beſonderen Teil für allgemeine Kleinforderungen, einen für fom- 
munale, einen für Arbeiterſchutz und einen für Bodenreform. Der 
prinzipielle Teil wurde bald nach dem Erſcheinen von der finniſchen 
Preßverwaltung konfisziert. Die noch damals herrſchende präventive 
Zenfur geſtattete es nur bisweilen, die Benennung „Sozialdemokratiſche 
Partei“ in den legalen Zeitungen zu drucken, aber in langen Zeiten 
war das ganz und gar verboten. Auch die Publizierung anderer jogial- 
demokratiſcher Forderungen war ſehr ſchwierig. Die Preßbeamten be⸗ 
ahlen z. B., daß man ſich hüten ſolle, Zitate aus den Werken von Marx, 
Engels und Laſſalle in Arbeiterzeitungen zu publizieren! Die Arbeiter- 
verſammlungen waren unter polizeilicher Aufſicht. Wenn daſelbſt etwas 
gegen die Regierung behauptet wurde, miſchte ſich die Polizei ein. 
Eine erhebliche Anzahl der tüchtigſten Parteigenoſſen mußten in Unter⸗ 
ſuchungshaft und Gefängniſſen oft wochenlang bleiben. Durch polizei⸗ 
liche Maßnahmen verſuchte man auch die Tätigkeit der legalen gewerk⸗ 
ſchaftlichen Arbeitervereine zu beſchränken. Für eine Zeit wurde fol⸗ 
gender polizeilicher Befehl erlaſſen: nicht einmal die ſtatutariſchen ge⸗ 
N Vereine haben Verſammlungsrecht ohne polizeiliche Er⸗ 
aubnis. 

Zur Zeit jener Bobrikoffſchen Unterdrückungsperiode war unſere 
Partei noch zu ſchwach. Die Zahl der zahlenden Mitglieder war zu Be⸗ 
ginn des Jahres 1903 nur 8300, am Schluſſe des Jahres jedoch 13 513. 
Die Parteitätigkeit wurde wegen der geringen Mitgliederzahl auf die 
Aufklärung der Maſſen gerichtet. Die Partei war ja mehr der Macht 
bedürftig. Sie verſuchte, die legalen, obwohl ſehr beſchränkten Agita⸗ 
tionsmöglichkeiten zu bewahren und zu benutzen. Darum war die 
Politik der Partei der Regierung gegenüber vorſichtig. Nur einige 
Seiten des Programms waren hauptſächlich Gegenſtand der täglichen 
Parteitätigkeit. Man hatte die Freiheit, für die meiſten Kleinforde⸗ 
rungen des Programms Propaganda zu machen. Den politiſchen 
Klaſſenkampf konnte man öffentlich nur gegen einen Teil der finn⸗ 
ländiſchen Bourgeoiſie führen. Jene Wirkungsfelder boten jedoch reich⸗ 
liche Urſachen, um mit ihrer Hülfe demokratiſche Anſchauungen und 
ökonomiſche Mißſtände der Geſellſchaft den Arbeitern anſchaulich zu 
machen. Beſonders taugte die mittelalterliche, aber damals noch be⸗ 
ſtehende „Vertretung der vier Stände Finnlands“ (der Landtag) zum 
Objekt des politiſchen Klaſſenkampfs. Das erſte Viertel des Landtags 
— „die Ritterſchaft und der Adel“ — war als Ueberbleibſel der ver⸗ 
gangenen Unterdrückungsform vom Volke ſehr verhaßt. Das zweite 
Viertel repräſentierte hauptſächlich nur die Intereſſen der Geiſtlichen. 
Das dritte nur die der Gutsbeſitzer. Das vierte beſtand aus den Ab⸗ 
geordneten der reichſten Bewohner der Städte. Die Anzahl der ſtäd⸗ 
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tiſchen Wahlberechtigten war in den letzten Jahren zirka 7,2 Proz. von 
der Bewohnerzahl; aber die Beſitzenden hatten Stimmrecht nach Steuer⸗ 
einheiten, die Reichſten in einigen Städten 10 Stimmen jeder für ſich, 
in einigen noch mehr; dagegen waren Soldaten, Matroſen, Taglöhner, 
Diener und überhaupt Arbeiter ganz ohne Stimmrecht, ſo daß in Wirk⸗ 
lichkeit zirka 2 Proz. von der Bewohnerzahl der Städte den Ausgang 
der Wahlen beſtimmen konnten. Der Gewählte vertritt bisweilen nur 
100, im Einzelfall nur 17 Wähler! 

Unſere Partei benutzte mit aller Energie ſolche unerhörten Un⸗ 
gerechtigkeiten. Der Kampf um das allgemeine Stimmrecht wurde von 
Johr zu Jahr mit immer größerer Schärfe geführt. Die Agitation 
war teils mündlich, teils ſchriftlich. Zu beſtimmten Zeiten organiſierte 
die Partei große Verſammlungen gleichzeitig überall da in Finnland, 
wo es nur Parteigenoſſen gab. So immer zum 1. Mai. Wo noch zu 
viel Schnee war oder die Luftverhältniſſe ungünſtige waren, dort ver⸗ 
ſammelte man ſich in Lokalen. Wo hingegen der Frühling milder war, 
fanden die Demonſtrationen unter freiem Himmel ſtatt. Das Pro- 
gramm für die Maiverſammlung war gewöhnlich vom Parteivorſtand 
beſtimmt. Gewöhnlich hat man Reden über internationale Arbeiter⸗ 
bewegung, Achtſtundentag, Stimmrecht und oft auch über die Alkohol⸗ 
frage gehalten. Jedoch iſt der erſte Sonntag im Juni der allgemeine 
Demonſtrationstag unſerer Partei geweſen. Dann haben ſich die 
Parteigenoſſen und große Mengen von Mitläufern in den Städten auf 
Märkten und Straßen, auf dem Lande auch in den entfernteſten Dörfern 
verſammelt und in die Reihen der Demonſtrierenden mit Fahnen und 
Muſik geſtellt. Die feierlichen Züge ziehen langſam und demonſtrierend 
durch die Hauptſtraßen der Städte, vorbei an Kirchen, Beamten⸗ und 
Gutsbeſitzerhäuſer auf dem Lande, nach den vorher beſtimmten und mit 
roten Schleifen geſchmückten Verſammlungsplätzen. Dort werden die 
Demonſtrationsreden gehalten, dort demonſtriert und ſingt man und 
freut ſich des ſchönen Frühlings und der guten Ideen. Wenn etwas 
ſehr Wichtiges am politiſchen Horizont erſcheint, demonſtriert man, be⸗ 
ſonders in größeren Städten, auch dann auf Märkten und Straßen. 
Unſere Partei hat relativ oft ſolche Demonſtrationen veranſtaltet. Die 
Abſichten derſelben ſind, die Aufmerkſamkeit des noch unpolitiſchen Teils 
der Bevölkerung auf politiſche Ereigniſſe zu ziehen und zugleich wegen 
der Mißbräuche der Gewalt der Herrſchenden zu proteſtieren. So hat 
man in Helſinki (Helſingfors) auch Gewalttaten der finniſch⸗ruſſiſchen 
Polizei ſelbſt vor dem Polizeihaus bekämpft. Was die oben genannte 
Stimmrechtsbewegung betrifft, ſo hat die demonſtrative Taktik unſerer 
Partei gute Früchte gezeitigt: die Zahl der Gegner der Stände⸗ 
vertretung iſt relativ raſch geſtiegen. 

Ueber das Verhalten zu jener Vertretung ſind in unſerer Partei 
ſcharfe Differenzen vorhanden geweſen. Die Mehrheit der bürgerlichen 
Mitglieder des Landtags verteidigte zu einer Zeit die Rechte der finn⸗ 
ländiſchen Bourgeoiſie gegen Gewalttaten der Bobrikoffſchen Regierung. 
Einige von jenen Rechten waren auch für die Arbeiter nützlich. Des⸗ 
halb war ein Teil unſerer Parteigenoſſen der Meinung, die Sozial⸗ 
demokratie ſolle in Verbindung mit der oppoſitionellen Bourgeoiſie die 
Regierung bekämpfen, an den Wahlen des Landtags teilnehmen — und 
die Bürgerlichen ſollten Erlaubnis haben, auch Sozialdemokraten in den 
Landtag zu wählen. Der andere Teil unſerer Partei behauptete, die 
„Vertretung der vier Stände“ könne nicht verſchiedene Klaſſen des Volkes 
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an ſich feſſeln, deshalb könne der Landtag nur zu ſchwach die Regierung 
bekämpfen, und ſei auch in dieſer Hinſicht von geringem Wert, woraus 
folge, daß man in Finnland ſobald als möglich eine demokratiſche Volks⸗ 
vertretung ſchaffen ſolle, und erſt nachdem dies gelungen, hätte man 
eine ſolche Baſis, auf der die parlamentariſche Oppoſitionspolitik mit denk⸗ 
bar größtem Nachdruck geführt werden könne und dieſe Politik zugleich die 
Unterſtützung der Majorität des Volkes bekomme. Jene großen Gegen⸗ 
ſätze wurden heftig und lebhaft auf dem außerordentlichen Parteitag in 
Helſingfors 1904 behandelt. Der Parteitag beſchloß — zum erſten Male 
in Finnland — daß die Sozialdemokratie Finnlands in allen Gegenden 
eine einheitliche, von dem Kongreß ſelbſt beſtimmte Wahltaktik befolgen 
ſollte. Die Sozialdemokratie nehme an den Wahlen teil, nur wenn es 
in Finnland eine ſolche ſtimmberechtigte bürgerliche Partei gäbe, 
die ſich vor den Wahlen verbände für das allgemeine Stimmrecht, zwei 
Stände von den vier betreffenden zu ſtimmen. Dieſer Beſchluß war 
eigentlich gegen die ganze Bourgeoiſie gerichtet. Man wußte ja im 
voraus, daß es damals in Finnland nicht einmal eine halb ſo demo⸗ 
kratiſche bürgerliche Fraktion gäbe. Und es war wirklich ſo. Die 
Bürgerlichen wollten noch nicht ſoviel der Demokratie opfern! Im 
Lichte des Parteibeſchluſſes konnte man nachher den großen Mangel 
an demokratiſcher Geſinnung der Bürgerlichen dem ganzen Volke ver⸗ 
ſtändlich machen. Daß unſere Partei keine Ausſicht hatte ſelbſtändig 
an den Wahlen teilzunehmen, war die Folge des Beſchluſſes des Partei⸗ 
tages, der die Sozialdemokratie verpflichtete, Wahlſtreik zu machen, 
und zwar ſo vollſtändig, daß kein Sozialdemokrat ſtimmen noch gewählt 
werden dürfe! Der Wahlſtreik wurde auch beinah allgemein durch⸗ 
geführt. Nur eine kleine Minorität beſchloß, an den Wahlen teilzu⸗ 
nehmen, und einige Parteigenoſſen ſtellten ſich als Kandidaten. Mit 
Stimmen der Bürgerlichen wurden vier Sozialdemokraten in den Land⸗ 
tag gewählt. Aber deſſenungeachtet wirkte der Wahlſtreik ſehr auf⸗ 
klärend. Der Klaſſencharakter des Landtages wurde dadurch vor 
Hunderttauſenden begreiflich, zugleich vermehrte ſich die Anzahl der für 
demokratiſche Ideen kämpfenden Parteigenoſſen. Beim Beginn des 
Jahres 1904 war die Anzahl der zahlenden Mitglieder 16 610, unter 
dieſen befanden ſich 3895 Frauen und noch neue Tauſende waren ſchon 
in den Kampf getreten. 

Das ganze Jahr 1905 war noch immer ein Jahr des erbitterſten 
Stimmrechtskampfes. Der Eifer des Proletariats war entzückend. 
Auch in der nordiſchen Kälte Finnlands hielt man in hunderten Gegen⸗ 
den gewaltige Demonſtrationen. Einige ungenügende Vorſchläge „zur 
Demokratiſierung“ zweier Stände waren von der Regierung dem Land⸗ 
tage vorgelegt. Der Landtag zeigte weder Luſt die Vorſchläge anzu⸗ 
nehmen, noch Mut, dieſelben zu verwerfen. Auch den Zeitpunkt der 
Entſcheidung verſuchten die Bürgerlichen zu verheimlichen. Erſt im 
April nahte der Tag. Die ſozialdemokratiſchen Arbeiter auf dem Lande 
hatten die Abſicht, ſich am Entſcheidungstag nach Helſingfors zu begeben, 
„um das Stimmrecht zu erobern“, aber man bekam nur in einigen 
Orten zur rechten Zeit Nachricht, in anderen zu ſpät. Nur kleinere 
Scharen konnten nach Helſingfors reiſen. Aber die Arbeiterſchaft 
Helſingfors verließ ihre Arbeitsſtellen. Zirka 30 000 Demonſtranten 
verſammelten ſich auf den Straßen um das Ständehaus, worin die drei 
nichtadeligen Stände gerade über die Stimmrechtsvorſchläge diskutier⸗ 
ten. Sechs Stunden warteten die unermüdlichen Reihen der Arbeiter 
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am Abend des 14. April und nach dem Abend im nächtlichen Dunkel. 
Zwei von den Ständen hatten in einigen Punkten Nachgiebigkeit ge⸗ 
zeigt, zwei beſchloſſen, die ganze Frage ungelöſt zu verſchieben. Die 
erwünſchte Reform war vernichtet. Die Entrüſtung der Wartenden 
war ungeheuer; ebenſo auch in der übrigen Arbeiterſchaft Finnlands. 
Der 14. April wurde der „Schamtag“ genannt. | 

Die Sozialdemokraten in Helſingfors hatten ſchon vor dem Stimm⸗ 
rechtsbeſchluß des Landtages gedroht und auch den Ständen bekannt ge⸗ 
macht, daß ſie, im Falle die geſetzliche Demokratiſierung des Landtages 
nicht gelinge, eine neue Taktik propagieren werden. Man forderte, 
daß das Volk ſelbſt vermittelſt allgemeinen und gleichen Stimmrechts 
Repräſentanten wähle. Die ſo Gewählten ſollten ſich als neue, Grund⸗ 
geſetze gebende Nationalverſammlung konſtituieren, um für Finnland 
eine neue Verfaſſung auszuarbeiten. Das neue Volksparlament ſollte 
nach den Prinzipien des allgemeinen, direkten und gleichen Stimmrechts 
und Einkammerſyſtems konſtruiert werden. Dieſe neue Richtung wurde 
von verſchiedenen und zahlreichen Arbeiterverſammlungen mit Enthu⸗ 
ſiasmus angenommen. Sie gewann mehr und mehr Anhänger. Man 
erwartete ſchon, wenn die ruſſiſchen Verhältniſſe es geſtatten würden, 
den Plan zu verwirklichen. Es war ja wahrſcheinlich, daß die ruſſiſche 
Freiheitsbewegung auch für die Sozialdemokratie Finnlands gute Ge⸗ 
legenheiten mit ſich bringe. Die Streikbewegungen in den Oſtſee⸗ 
provinzen und anderswo in Rußland wirkten auch in Finnland ent- 
zündend. Das in jahrelangen Kämpfen bedrohte aber noch nicht müde 
Proletariat wünſchte etwas Poſitives zu ergreifen. Der Streik war 
unvermeidlich und begann ſchon am 30. Oktober in Helſingfors, gleich- 
zeitig und bald nachher in allen volkreichen Gegenden Finnlands. Auch 
die Beſitzenden waren, ein Teil zwar zögernd und widerſtrebend, mit 
in den Kampf getreten. Aber überall bekam die Sozialdemokratie die 
führende Stellung. Unſere Organiſationen und die in denſelben ge- 
ſchulten Arbeiter waren für die Bewegung von großem Nutzen. Im 
Laufe des Streiks bildeten wir in Helſingfors eine förmliche Streif- 
regierung. Die Adminiſtration war geteilt. Es gab eine beſondere 
Eiſenbahnverwaltung, Handel⸗ und Induſtrieverwaltung, Polizeiver⸗ 
waltung, gerade im früheren Haus der Bobrikoffſchen und in den 
Streiktagen abgeſchafften Polizei. Die Ordnung war in allen Verwal⸗ 
tungsgebieten gut. In den Streiktagen ſtellte der führende Streik⸗ 
ausſchuß beſondere Forderungen auf. Dieſe waren: Perſönliche Un⸗ 
verletzbarkeit, vollkommene Rede-, Preß⸗, Verſammlungs⸗ und Vereins⸗ 
freiheit, Abſchaffung des Bobrikoffſchen Beamtentums und des damaligen 
Senats und Verwirklichung der Repräſentationsform. Mit größtem 
Nachdruck forderte die Sozialdemokratie, daß die konſtituierende 
Nationalverſammlung, wie oben geſagt, berufen werde. Die Mitglieder 
der bürgerlichen Parteien gaben feierliche Gelöbniſſe. Alle geforderten 
Freiheiten ſolle man bekommen, wie ſie nur die Arbeiter wünſchten. 
Man war willens, auch das allgemeine Stimmrecht zu geloben. Aber 
an der Frage über die Einberufung der konſtituierenden Verſammlung 
ſcheiterten die Anſichten. Eine von den bürgerlichen Fraktionen ging in 
dem Maße darauf em, daß zuerſt der Landtag einberufen werden ſollte, 
um den Beſchluß zu faſſen, daß er ſeine Befugniſſe der konſtituierenden 
Verſammlung übergebe und ſich auflöſe. Die auf dieſe Weiſe hervorge⸗ 
brachte Verſammlung ſei die ſogenannte geſetzliche Nationalverſammlung. 
Die während der Streiktage mächtigſte bürgerliche Fraktion forderte aber, 
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daß der Landtag gemäß der alten Landtagsordnung wieder einmal fic) 
verſammeln ſolle, die erforderlichen Geſetze für die neue Volksvertretung 
8 gebe und zuerſt dadurch ſich ſelbſt auflöſe. Ueber jene ver⸗ 
chiedenen Vorſchläge entſtanden heftige Streitigkeiten zwiſchen den ein⸗ 
heimiſchen Parteien. Straßenkämpfe waren ſchon nahe. Unſere Partei 
wollte zu keinem Preiſe den ruſſiſchen Behörden Veranlaſſung geben, ſich 
als „Friedensſtifter“ in den Streit zu miſchen. Der Streik wurde feier⸗ 
lich am 6. November beendet. — Schon während der Streiktage war 
das bekannte kaiſerliche Manifeſt — vom 4. November — proklamiert. 
Dasſelbe enthält große Gelöbniſſe. Die oben genannten Freiheiten 
waren zugeſtanden, die Einberufung des Landtages geſichert! Die prä⸗ 
ventive Zenſur wurde wirklich aufgehoben. Man genoß im Anfang in 
erfreulichem Maße Preßfreiheit. Der vorige Senat war ja zum Abgehen 
verurteilt und es herrſchte noch keine neue „ſtarke“ Regierung. Aber 
die Sozialdemokratie hatte kein Vertrauen zu dieſer Roſenzeit. Sie 
rüſtete ſich, um im Falle einer Aenderung in einen neuen Streik ein⸗ 
treten zu können. 

Der Parteitag wurde einberufen und tagte in Tampere. Er be⸗ 
ſchloß, auch unter den neuen Verhältniſſen die Vertretung der vier Stände 
zu boykottieren. Kein Sozialdemokrat dürfe wählen, keiner gewählt 
werden! Im Falle der Aufhebung ſollte man ſo nachdrücklich wie mög⸗ 
lich ſtreiken. Nach dem Kongreß gründete die Parteileitung einen 
Zentralausſchuß, der die Vorbereitungen für dieſen eventuellen Streik 
zu beſorgen hatte. Subkomitees wurden in allen Gegenden, wo es irgend 
Sozialdemokraten gab, gegründet. Die während des Nationalſtreiks 
entſtandene „rote Garde“ wurde noch immer beibehalten und verſtärkt. 
Die Garde hatte zahlreiche Abteilungen in den Städten und auch auf 
dem Lande. Ihre Mitglieder waren zum Teil militäriſch geübt, aber 
ohne Waffen. Beſonders erſchreckten die Uebungen der Garde die 
Bourgeoiſie der Hauptſtadt, obwohl die Sozialdemokratie mit der Garde 
nur die Abſicht hatte, die Ordnung unter dem geplanten Streik zu 
ſchützen. Die Wirkung der Garde und die der Streikvorbereitungen 
waren von Nutzen. Die Beſitzenden ſahen ein, daß ſie durch Nachgiebig⸗ 
keit das Volk beruhigen müſſen. Sie nahmen den damaligen Sekretär 
unſerer Partei, J. K. Kari, in die neue Regierung. Seitens der Re⸗ 
gierung wurde ein Repräſentationsausſchuß gebildet und auch in dieſen 
Ausſchuß drei Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Partei gewählt. Der 
Ausſchuß machte Vorſchläge zu den neuen Parlamentsgeſetzen. Der 
Landtag begann ſeine Sitzungen ſchon im Dezember und wartete auf 
jene Vorſchläge. Im Volke herrſchte noch immer großes Mißtrauen. 
Aus dem politiſchen Wirrwarr zog die Sozialdemokratie immer neue 
Kräfte zu ſich. Am Ende des Jahres 1905 war die Mitgliederzahl 
unſerer Partei ſchon 45 298, darunter 9577 Frauen, und noch weitere 
Zehntauſende ſympathiſierten mit der Sozialdemokratie. Seitens dieſer 
Partei wurde ein Kongreß einberufen, um über die Streikvorbereitungen 
zu diskutieren und nähere Aktionsbeſchlüſſe zu faſſen. Der Kongreß 
tagte in Helſinki. Es waren über 200 000 Perſonen durch Delegierte 
vertreten! Das war ſehr großartig in einem Lande von 2 800 000 Ein⸗ 
wohnern. Gerade in den erſten Tagen des Jahres 1906 ſtimmte der 
Kongreß für den geplanten Streik und machte genaue Streikreglements. 
Die Bourgeoiſie war entrüſtet. Die Befürchtung, daß die Sozialdemo⸗ 
kratie zu viel Anhänger gewinne, war in den Aeußerungen der bürger⸗ 
lichen Zeitungen zu merken. Es war gerade deshalb notwendig, doch 
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zuletzt ein wenig auf die demokratiſchen Forderungen des Volkes ein⸗ 
zugehen. Die Stützen der Ständevertretung verſchwanden. Die Ver⸗ 
teidiger des Zweikammerſyſtems wurden zögernd. Der Widerſtand gegen 
das allgemeine Stimmrecht wurde nachgiebiger. 

Die Vorſchläge des Repräſentationsausſchuſſes mußten zuletzt ans 
Tageslicht gezogen werden. Sie waren auf wenigſtens zum Teil demo⸗ 
kratiſchen Grundlagen aufgebaut, obwohl ſie auch viel Mißſtände ent⸗ 
hielten. Die Vorſchläge wurden, zwar mit einigen Beſchränkungen zu⸗ 
gunſten der oberen Klaſſen, von der Regierung angenommen und dem 
Landtage vorgelegt. Die Sozialdemokratie veranſtaltete dann wieder 
gewaltige Straßendemonſtrationen vor dem Ständehaus. Der Landtag 
nahm eilig und beinahe unverändert den Vorſchlag des Senats an. Dies 
geſchah am 29. Mai. Am 20. Juli wurde der Beſchluß des Landtages 
in i beſtätigt. Die neuen Geſetze traten am 1. Ooktober 1906 
in Kra 

Nach dem neuen Geſetz iſt das Stimmrecht nicht vollſtändig all⸗ 
gemein. Einige Gruppen von Beſitzloſen bleiben noch immer ohne das⸗ 
ſelbe. Aber die Anzahl der Stimmberechtigten iſt jedoch ſehr anſehnlich, 
nach den jetzigen Wahlliſten 1 399 421. Das Land iſt in 16 51 
eingeteilt. Die Anzahl der Repräſentanten beträgt 200. In 15 Wahl⸗ 
wählt werden 199 Repräſentanten durch proportionelle Wahlen ge⸗ 
wäh 

Im Oktober 1906 war der vierte Parteitag der Sozialdemokratie 
Finnlands im hohen Norden, in der Stadt Oulu. 462 Vereine mit zirka 
70 000 Mitgliedern waren vertreten. Der Parteitag nahm neue Organi- 
ſationsſtatuten an. Nach dieſen ſollen die politiſchen Organiſationen ſich 
den politiſchen Wahlkreiſen anpaſſen. Das erſte Wahlprogramm wurde 
aufgebaut. Es enthält Forderungen von großer Bedeutung: Erweite⸗ 
rung der Rechte des neuen Parlaments, das kommunale Stimmrecht, 
Schutzgeſetze für Arbeiter, Verſicherungsgeſetze, Reformierung des 
Steuerſyſtems und des Schulweſens und verſchiedene Bodenreformen. 
Das Verhalten zu den bürgerlichen Parteien wurde auch diesmal dis⸗ 
kutiert. Der Kongreß eo: daß die Sozialdemokratie keine Wahl⸗ 
bündniſſe mit den bürgerlichen Parteien ſchließen dürfe. Das pro⸗ 
portionelle Wahlſyſtem enthält ja vollſtändige Vorausſetzungen ſelb⸗ 
ſtändiger Parteitätigkeit. — Eine Miniſterfrage bekam die Partei, da 
J. K. Kari von Kaiſer Nikolaus II. in den Senat berufen wurde. Der 
Parteitag beſchloß: Mitglieder der Partei, welche ohne Zuſtimmung des 
Parteitages Mitglieder der bürgerlichen Regierung geworden ſind, treten 
dadurch aus der ſozialdemokratiſchen Partei aus. Dieſe allgemeine Be⸗ 
ſtimmung iſt beſonders betreffend Senator Kari aufzufaſſen, weil er in 
eine ſolche, außerhalb aller parlamentariſchen Verantwortlichkeit ſtehende 
Ratskammer, wie der finnländiſche Senat, eingetreten ijt. — Kari wurde 
aus der Partei ausgeſchieden. Ein Mitglied der ſozialdemokratiſchen 
Partei iſt auch nicht — beſtimmte der Parteitag — berechtigt, Mitglied 
der Redaktion einer bürgerlichen Zeitung du ſein oder an der weſent⸗ 
lichen Redaktionsarbeit teilzunehmen. — In bezug auf die ruſſiſchen 
on wurde auf dem Parteitag behauptet: da die Partei begreift, 

daß das innere Selbſtbeſtimmungsrecht Finnlands nicht gefidert iſt und 
keine Garantien für regelmäßige Fortſetzung der ungeſtörten Geſetz⸗ 
gebung gibt, fühlt die Partei ſich verpflichtet, ſolidariſch mit der ruſſiſchen 
Freiheitsbewegung zu ſein, jedoch in jedem einzelnen Falle die ver⸗ 
ſchiedenen Aktionsmöglichkeiten, betreffend Durchführung der voll⸗ 
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ſtändigen Demokratie in Finnland, beachtend. — Die Taktik, jene ein⸗ 
zelnen Fälle betreffend, wird vom ſozialdemokratiſchen Parteirat näher 
beſtimmt. — Einige Mitglieder der „roten Garde“ wurden in der von 
ruſſiſchem Militär beſetzten Feſtung Wiborg unter den Mitgliedern 
der in dieſer Feſtung geſchehenen Militärrevolten betroffen. Der Senat 
benutzte dieſe Scheinurſache und befahl, daß alle Abteilungen der „roten 
Garde aufgelöſt werden ſollten. Der Beſchluß des Senats wurde als 
grobe Verletzung der Vereinsfreiheit aufgefaßt. Nach dem Beſchluß des 
Parteitages wurden jedoch ſämtliche Abteilungen der Garde ohne weitere 
Gewaltmaßnahmen der Regierung aufgelöſt. — Die Sprachenfrage hat 
ſeit Jahren große Bedeutung im politiſchen Leben Finnlands. Es gibt 
hier finniſch, ſchwediſch und auch ruſſiſch Sprechende. Früher war die 
ſchwediſche die Sprache der herrſchenden Klaſſen und die finniſche hart 
unterdrückt. Nach langjährigen Kämpfen iſt auch die finniſche zur Amts⸗ 
und Schulſprache erhoben worden. Jetzt exiſtiert auch eine relativ ſehr 
mächtige Kapitaliſtenklaſſe, die der finniſchen Sprachpartei zugehört. 
Die finniſchen und ſchwediſchen Unterdrücker benutzen ſeit den letzten 
Jahren die Sprachfrage als Kampfmittel, um die ſchwediſch und die 
finniſch ſprechenden Arbeiter gegeneinander zu hetzen und dadurch den 
gemeinſamen Klaſſenkampf des in Finnland wohnenden Proletariats 
wenigſtens zum Teil unmöglich zu machen. Die Sozialdemokratie hat 
verſucht, ſolche Abſichten zu vernichten. Der Parteitag hat in ſeiner 
Reſolution folgende Anſichten verbreitet: Die Entwickelung der finniſchen 
Sprache und ihre Erhebung zur Schul-, Literatur- und Amtsſprache ijt 
ein bedeutender Faktor im kulturellen, moraliſchen und ökonomiſchen 
Gedeihen der finniſch ſprechenden Arbeiterſchaft und wird das auch in 
Zukunft ſein, weshalb die weitere Entwickelung dieſer Sprache und der 
mit derſelben erſcheinenden Kultur befürwortet und verbreitet werden 
fol. Die ſchwediſche Sprache iſt aber ebenfalls unvermeidlich für all⸗ 
ſeitige Hebung der ſchwediſchen Bevölkerung Finnlands und noch dazu 
von großer Bedeutung für das Verbreiten der abendländiſchen Kultur 
und ſpeziell auch der ſozialdemokratiſchen Ideen. In bezug hierauf er⸗ 
klärte der Kongreß, daß er die weitere Entwickelung der ſchwediſchen 
Sprache und Kultur in Finnland für wünſchenswert hält. — Bezüglich 
der ruſſiſchen Sprache erklärte der Parteitag: Die ruſſiſche Sprache iſt 
nicht zu haſſen, obwohl es Unterdrücker gibt, welche ruſſiſch ſprechen. Die 
Entwickelung und der Gebrauch dieſer Sprache mag auch in Finnland 
geſtattet ſein. Die in ruſſiſcher Sprache zum Ausdruck kommende und 
freiheitliche Ideen enthaltende Kultur mag auch in Finnland verbreitet 
und bekannt werden. Mit dem ruſſiſchen Proletariat ſoll eine ſolche 
gemeinſame und brüderliche Tätigkeit angeknüpft werden, wie die 
Sozialdemokratie es vorausſetzt. — Zum Schluß richtet die genannte 
Reſolution die Aufmerkſamkeit darauf, daß nur das Gedeihen der inter⸗ 
nationalen Sozialdemokratie und die dadurch verurſachte Verbrüderung 
der Völker die Rechte der Sprachen und Nationalitäten ſchützen werden. 

Auch ein Teil der Landarbeiterſchaft hat an den Kämpfen der 
Sozialdemokratie teilgenommen. Die Landarbeiterſchaft beſteht aus 
Kleinbauern, Pächtern, Dienern, Tagelöhnern u. a. Unter den Pächtern 
ſind die ſogenannten Torppare die zahlreichſten. Im Jahre 1901 gab 
es 67 083 ſolche Pächter. Sie müſſen außerordentlich belaſtende Pacht⸗ 
zinſen bezahlen, ſind jedoch auf ihrem Boden und in ihren Häuſern ſehr 
unſicher. Ein Beiſpiel: Im Juni des vorigen Jahres wurden auf Be⸗ 
fehl eines einzigen Barons 78 Torppare ihrer Aecker, Wieſen und 
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Haufer verluſtig — infolge des Urteils des finniſchen Gerichts! Im 
Januar dieſes Jahres kamen die Vollſtrecker der geſetzlichen Gerechtigkeit, 
zerſchlugen Türen, Fenſter und auch Oefen in den Häuſern der Torppare, 
um die armen Leute, unter denen ſich auch Alte und Kranke befanden, 
zu zwingen, in der Januarkälte unter freiem Himmel zuzubringen. 
Solche Zuſtände und ſolche Brutalität der Behörden haben bewirkt, daß 
die Torppare teils Mitglieder unſerer Partei ſind, teils ſehr nahe zu 
uns ſtehen. Mit ae eds Partei hielten die Torppare ihren erſten 
Kongreß in Tampere 1906 ab. Es waren zirka 400 Teilnehmer ver- 
ſammelt, welche zirka 50 000 Torppare repräſentierten. Der Kongreß 
verfaßte ein Programm zur Leitung der Torpparebewegung. Dieſes 
iſt unter der Bezeichnung „Torppareprogramm“ bekannt. Ein ſozial⸗ 
B Zentralausſchuß ſteht jetzt an der Spitze der Torppare⸗ 
ewegung 

Von den übrigen Gegenſtänden wäre noch vieles zu erwähnen. Die 
Aufklärungsarbeit ijt erweitert worden. Auf Koſten der Partei hat man 
ſogenannte „Vorleſungskurſe“ abgehalten. Der letzte dauerte 13 Tage. 
Er hatte zirka 160 Zuhörer — „Schüler“ — und 5 Vorleſungen täglich. 
An den Abenden fanden Redeübungen ſtatt. In den Vorträgen wurden 
das neue Wahlgeſetz, die Beziehungen der Volksvertretung und der Re⸗ 
gierung, das Steuerſyſtem Finnlands, das politiſche und kommunale 
Stimmrecht, die Arbeiterihug- und Verſicherungsgeſetze, die Boden⸗ 
reformfrage und die Programme der bürgerlichen Parteien behandelt. 

Für Agitation hat die Partei 3 auf 5 Jahre engagierte Redner und 
für en Wahlkreisorganiſationen wenigſtens jede einen 
ür ſi 

Die Proletarierinnen ſind im „Verband der ſozialdemokratiſchen 
Frauen in Finnland“ vereinigt und beſorgen zum Teil auch die Agitation 
unter den Arbeiterinnen. 

Arbeiterkinder hat man auch in Vereine eingeführt. Die Kinder 
gehören dem J. g. „Idealverband“ zu. Sie bekommen in den Ver⸗ 
ſammlungen ihres Bundes Unterricht, der ſoviel als möglich fozial- 
e ſein ſoll. 

Die Produktion der ſozialdemokratiſchen Literatur iſt ſchon er⸗ 
wähnenswert. Der Parteivorſtand hat in den Jahren 1905 und 1906 
Kleinſchriften herausgegeben dazu Protokolle und ſtatiſtiſche Publika- 
tionen. Einige von Arbeitern ſelbſt gebildete und in ihrem Beſitz be⸗ 
findliche Aktiengeſellſchaften und genoſſenſchaftliche Unternehmungen 
aaa überſetzte und andere ſozialdemokratiſche Bücher heraus. 

Die ſozialdemokratiſchen Zeitungen find auch von Aktien- und ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Geſellſchaften der Arbeiter herausgegeben. Die Partei 
verleiht ſolcher Zeitung, die nach Grundſätzen der Partei redigiert iſt, 
den. Namen „Parteizeitung“, und kann auch denſelben zurücknehmen. 
Die Parteipreſſe hat ſich in den vorhergegangenen Jahren in erfreulichem 
Maße entwickelt. Die im Jahre 1895 gegründete erſte Arbeiterzeitung 
Finnlands — Työmies — hat ſich aus einem kleinen Wochenblatt zu 
einem relativ großen, ſechsmal wöchentlich erſcheinenden poltiſchen 
Organ ausgewachſen. Die Auflage, jetzt 20 000, iſt die größte der in 
finniſcher Sprache erſcheinenden Tageszeitungen. Im Jahre 1902 
hatten wir nur eine ſechsmal wöchentlich und 2 dreimal wöchentlich 
erſcheinende Zeitungen. Im Januar 1907 erſchienen 5 Zei⸗ 
tungen ſechsmal, 8 Zeitungen dreimal und 3 Zeitungen zwei⸗ 
mal wöchentlich. Eine wiſſenſchaftliche Zeitſchrift kommt monat- 
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lich heraus, das Organ der Arbeiterinnen wöchentlich und die Spaß⸗ 
zeitung zweimal im Monat. Alle dieſe Zeitungen ſind in finniſcher 
Sprache geſchrieben. Der ſchwediſche „Arbetare“ erſcheint dreimal 
wöchentlich. Im Jahre 1902 kamen zirka 63 500 ſozialdemokratiſche 
Zeitungsexemplare wöchentlich heraus, im Januar 1907 zirka 445 000. 

Die Anzahl der Parteivereine betrug im Januar 1907 ſchon 848. 
Die finniſch ſprechenden Sozialdemokraten ſind Mitglieder ihres 
Nationalverbandes „Työläisliitto“, die ſchwediſch ſprechenden ihrer 
nationalen Organiſation „Svenska Arbetareförbundet“ und die ruſſi⸗ 
ſchen Arbeiter haben ſchon einige Vereine. Die Parteivereine beſitzen 
zahlreiche Häuſer, Bibliotheken und Leſeſäle. Im Jahre 1905 hatten 
die Vereine 47 eigene Häuſer, in den Bibiliotheken 14 693 Bände, in 
den Leſeſälen 766 einheimiſche und 17 ausländiſche Zeitungen und Zeit⸗ 
ſchriften. Die Einnahmen ſämtlicher Parteivereine betrugen 
599 678 FImk., die Ausgaben 522 665 Fmk., das Eigentum 778 115 Fmk. 
Geſangvereine gab es 43, Muſikkapellen 27, Redegeſellſchaften 74, 
Turniervereine 36 und Theater 5. 

Frauenvereine gab es im Jahre 1905 43, Jugendvereine 3. Seit⸗ 
dem haben die ſozialdemokratiſchen Ideen auch unter der Jugend mehr 
Boden gefunden. In Tampere war neulich der erſte Kongreß der ſozial⸗ 
demokratiſchen Jugend Finnlands, und dort wurde auch ein Jugend⸗ 
verband gebildet. 

In Kommunalverwaltungen hatte die Partei im Jahre 1906 nur 
81 Vertreter. Das kommunale Stimmrecht iſt ſehr begrenzt. In den 
Städten haben die Reichſten bis 25 Stimmen jeder für ſich, die Armen 
gar keine. In der Hauptſtadt z. B. können die Arbeiter ſelbſtändig 
keinen einzigen Vertreter wählen. 

Auch in den Landtag des Jahres 1906 wählten die Bürgerlichen 
ohne Zuſtimmung und wider Willen unſerer Partei drei Sozialdemo⸗ 
kraten. Am 15. und 16. März des Jahres 1907 nimmt unſere Partei 
zum erſtenmal an den politiſchen Wahlen teil und hat Kandidaten in 
allen proportionellen Wahlkreiſen aufgeſtellt. 

Die internationalen Beziehungen unſerer Partei ſind die gewöhn⸗ 
lichen. Im ſozialiſtiſchen internationalen Bureau hat ſie zwei Ver⸗ 
treter. Die Aſchwediſche Sozialdemokratie war auf unſerem Parteitag 
vertreten. In den Jahren 1905 und 1906 haben ruſſiſche, lettiſche 
und eſtniſche Emigranten öfter als früher Finnland beſucht. Für 
die Emigranten hat der Parteivorſtand Geld vom internationalen 
ſozialiſtiſchen Bureau und von den deutſchen Genoſſen bekommen. Die 
Summe betrug 11 491,12 Imk. In Finnland hat der Vorſtand Geld- 
ſammlungen veranſtaltet. Auch eine Anzahl Finnländer, welche aus 
politiſchen Gründen in Not geraten waren, haben Hülfe bekommen. 
Bis zum Februar 1907 find 22 758,30 Imk. aus den genannten aus⸗ 
ländiſchen und in Finnland geſammelten Mitteln zum Reiſe⸗, Speiſe⸗ 
und Wohnungsgeld verwendet worden. 

Aus dieſem Bericht geht hervor, daß unſere Partei in den letzten 
Jahren ſehr raſch — relativ zu raſch — gewachſen iſt. Die Haupt⸗ 
urſache lag natürlich in ökonomiſchen Mißſtänden, aber auch zu erheb- 
lichem Teil in vorhergegangenen kulturellen und politiſchen Verhält⸗ 
niſſen. Die finnländiſche Bourgeoiſie iſt in jenen Zeiten noch relativ 
unentwickelt und ihre ſoziale Kultur auf niederer Stufe geweſen. Sie 
hat es noch nicht verſtanden wie die in ſozialer Hinſicht beſſer geſchulte 
Bourgeoiſie anderer Länder mit allen zugänglichen Mitteln die Sozial⸗ 
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demokratie zu bekämpfen, obwohl fie auch den guten Willen dazu hat. 
Lange Jahre hindurch hat ſie z. B. erlaubt, die Sozialdemokratie bei⸗ 
nahe ohne Nebenbuhler an der Spitze der demokratiſchen Bewegung 
marſchieren zu laſſen. Die demokratiſch Geſinnten haben nur zwiſchen 
Sozialdemokratie und Oligarchie zu wählen gehabt. Die Bourgeoiſie 
aber hat aus ihren Fehlern gelernt. Sie hat ſich beſſer in Fraktionen 
geteilt. Einige bürgerliche Fraktionen bekämpfen jetzt die Sozialdemo⸗ 
kratie mit relativ weitgehenden Reformprogrammen und ziehen auch 
Arbeiter in ihre Vereine. Andere ſind öffentliche Unterdrücker. Be⸗ 
ſonders verfolgen dieſe ſozialdemokratiſche Zeitungen. Das finniſche 
Gericht kann für kleine Sünden und auch für beweisbare Tatſachen 
ſozialdemokratiſche Redakteure mit hohen Geldſtrafen belegen. Ein 
einziges Urteil kann der Arbeiterzeitung 500 —1000 ml. Schaden 
bringen. Und die gewöhnlichſten Aeußerungen des Klaſſenkampfes ſind 
hier — verbrecheriſch. Gibt man einem den Namen „Streikbrecher“, 
ſo muß man ſeine Frechhet mit einer Geldſtrafe büßen, obwohl der ſo 
Genannte wirklich Streikbrecher iſt. In entſprechender Weiſe herrſcht 
die finniſche Reaktion auch ſchon auf anderen Gebieten und iſt in naher 
Verbindung mit der ruſſiſchen Bureaukratie. Auch die einmal oppo⸗ 
ſitionelle Bourgeoiſie iſt ſchon zum Teil monarchiſch geſinnt und knüpft 
ſich mehr und mehr der Regierungsmacht an, um mit deren Hülfe ein 
Gegengewicht gegen die „zu demokratiſche“ neue Volksvertretung zu 
ſchaffen. Jene zweideutige Politik der Bourgeoiſie, die unterdrückende 
Reaktion einerſeits und noch mehr die Scheinreformerei andererſeits, 
erſchwert das weitere Wachſen der Sozialdemokratie. Man kann nicht 
vorausſagen, ob die Sozialdemokratie Finnlands in den nächſten Jahren 
was die Zahl ihrer Mitglieder anbetrifft einen Fortgang, Stillſtand 
oder Rückgang erleben wird. Aber die ſozialdemokratiſche Geſinnung 
wird im Volke vertieft und dadurch die innere Feſtigkeit der Partei 
größer, das iſt wahrſcheinlich und garantiert gute Hoffnungen für die 
Zukunft. Edvard Walpas. 


Chile. 


Bericht über die ſozialiſtiſche Arbeiterbewegung. 


In Chile, wo am 20. März 1887 eine Arbeiterpartei unter dem 
Namen „Demokratiſche Partei“ gegründet wurde, wußte man 
bis vor wenigen Jahren nichts von der Exiſtenz eines internationalen 
ſozialiſtiſchen Bureaus; aus verſchiedenen Urſachen wurden keine Be⸗ 
ziehungen zu dieſem angeknüpft. Heute jedoch erſcheint es der 
demokratiſchen Partei in Chile wünſchenswert, in die 
Gemeinſchaft des internationalen Sozialismus einzutreten. 

Das Programm der Partei wurde in einer Nummer der Zeitſchrift 
„El Proletario“ veröffentlicht, die der Bibliothek des Bureaus zugeht. 
Daß dieſe Statuten in bezug auf den Klaſſenkampf nicht ganz klar 
und modern abgefaßt ſind, hat ſeine Urſache darin, daß die Partei 
innerhalb einer konſervativen Umgebung von den chileniſchen Proletariern 
gegründet wurde, deren geiſtige Fähigkeiten, gerade wegen der Um⸗ 
gebung, in der ſie lebten, nichts beſſeres ſchaffen konnten. Man muß 
ſich auch vor Augen halten, daß Chile eine demokratiſche Verfaſſung 
mit folgenden Grundgeſetzen hat: 
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Preßfreiheit. Die Preßvergehen werden von Geſchworenen 
abgeurteilt, die von den Parteien ausgeloſt werden. 

Verſammlungs- und Vereinsfreiheit ohne vorher⸗ 
gehende Meldepflicht. 

Direkte Wahl der Deputierten, Senatoren und 
ſtädtiſchen Behörden. Des weiteren iſt die Bewilligung des 
Budgets, der Einnahmen und Ausgaben der Städte, ſowie die übrigen 
Fragen, welche die Geſamtheit des Volkes berühren, von der Entſchei⸗ 
dung in den Wählerverſammlungen abhängig. 

Alle dieſe Faktoren bewirken, daß ſich die Ausbreitung der richtigen 
Auffaſſung des Klaſſenkampfes etwas verzögert. 

Die demokratiſche Partei hat ihr Generalſekretariat in 
Santiago in Chile im Volkshauſe (Rue Prat 485); dort befindet ſich 
auch die Redaktion ihres offiziellen Organs „La Reforma“, an 
deſſen Gründung ich beteiligt war. Damals mußte ich aus Chile nach 
Argentinien fliehen, denn ich war wegen „politiſchen Ver⸗ 
gehens“ zu 18 Monaten Gefängnis verurteilt, und man hielt es 
gerade zu dieſer Zeit für unzweckmäßig, daß ich meine Freiheit opfere. 

Einige rückſchauende Betrachtungen über die Demokratie in 
dieſem Lande ſcheinen mir nicht überflüſſig zu ſein. 

Francisco Bilbao war der erſte, der um das Jahr 1850 in 
der Preſſe und in Verſammlungen Gleichheitsgedanken verbreitete und 
ſoziale Reformen predigte, die ſo liberal waren, als ſie in der gegebenen 
Zeit und Umgebung ſein konnten. Bilbao gründete zur Verbreitung 
feiner Grundſätze eine Geſellſchaft, die Gociété d' Egalité. Er 
wurde verfolgt, mit dem Kirchenbanne belegt, als Gottesläſterer zu 
Geldſtrafen verurteilt — und doch glaubte er an Gott! — zuletzt ver⸗ 
bannt. Vorher noch hatte ihn die Jury zu einer Geldſtrafe von 
1000 Peſos (damals etwas mehr als 5000 Frank) verurteilt, die vom 
Volke durch Straßenſammlungen hereingebracht wurden. 

Dreißig Jahre ſpäter ernteten einige Arbeiter und Intellektuelle 
den von Bilbao ausgeſtreuten Samen; zur Ausführung ihres ſozialen 
Reformwerkes taten ſie ſich als Eeole re publicaine zuſammen 
und gaben die Zeitſchrift „La raison” heraus. 

Im Jahre 1887 wurde in der Hauptitadt die demokratiſche Partei 

gegründet. Sie zählte damals 60 Mitglieder. Sofort bezeichnete die 
bürgerliche Preſſe die Gründer der Partei als Verbrecher und 
Anarchiſten. 
Dieſer kleine Kern von tapferen Männern unternahm manchen 
großen Feldzug, um die öffentliche Meinung zu erregen und brachte 
ſoziale Fragen, die Bezug auf die Bedürfniſſe des Volkes hatten, in 
Volksverſammlungen zur Sprache. 

Dank ihrer Anſtrengungen wurde das Geſetz über die National⸗ 
garde in einem mehr demokratiſchen Sinne erneuert. 

Kurz nachher erhöhte die Straßenbahngeſellſchaft den Tarif der 
zweiten Klaſſe von 214 auf 3 Centaros. Die Partei hielt es für 
ihre Pflicht, eine Preiserhöhung der Beförderungsmittel der Arbeiter⸗ 
ſchaft zu bekämpfen. Sie erregte die öffentliche Meinung, das Volk 
kam auf ihren Ruf herbei. Große Proteſtmeetings wurden veranſtaltet, 
Bürgerausſchüſſe traten bei der Direktion und der ſtädtiſchen Be⸗ 
hörde dafür ein, daß der Tarif auf ſeine frühere Höhe gebracht werde. 

Die Vermittelung war aber zwecklos. Am 29. April 1888 berief die 
Partei ein neues Proteſtmeeting. Doch das Volk konnte ſeinen Zorn 
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nicht mehr unterdrücken; es verbreitete ſich in alle Vorſtädte und ver⸗ 
brannte nahezu ein Viertel der Tramwaywagen während der Fahrt. 
Einige Tage ſpäter bewilligte die Geſellſchaft die verlangte Preis⸗ 
reduktion. Die 15 Ausſchußmitglieder der Partei wurden verhaftet, 
7 blieben 43 Tage im Gefängnis. Dann entließ man ſie, da unter⸗ 
deſſen die Verfolgungen eingeſtellt wurden. 

Während der Verbrennung der Tramwaywagen kam es zu Zu⸗ 
ſammenſtößen zwiſchen Militär, Polizei und Volk, und es gab zahl⸗ 
reiche Verwundete. 

Die Partei ſetzte mit größerem Eifer als je zuvor ihr Propaganda⸗ 
werk fort; die Proletarier kamen zu Hunderten in ihre Organiſationen. 

Zur Zeit der Revolution im Jahre 1891 hatte die Partei ihren 
erſten Mißerfolg. Sie teilte ſich in zwei Fraktionen; die eine hielt zur 
Regierung, die andere erklärte ſich nur aus revolutionärem Geiſte für 
die Revolution, obwohl ſie größtenteils dem Bürgertum angehörte. Die 
Revolution koſtete mehr als 10 000 Bürgern das Leben und die Partei 
löſte ſich auf. Aber bald darauf begann das Werk der Reorganiſation 
und wurde mit Ausdauer und Energie geführt. 

Im Jahre 1894 hatte die Partei ihren erſten Erfolg in der Politik. 
Es war die Wahl des Advokaten Angel Guarello in Valpa⸗ 
raiſo, eines ausgezeichneten Sozialiſten, der zum erſten Male vor⸗ 
ſchlug, den Namen der Partei durch das Beiwort ſozialiſtiſch ſtatt 
demokratiſch zu ändern. Im Jahre 1897 wurde Guarello 
wiedergewählt. Im ſelben Jahre trug die Arbeiterpartei einen herr⸗ 
lichen Sieg davon, da Artemio Gutierrez bei den Wahlen 
triumphierte; er wurde mehrere Male wiedergewählt und hat ſeit neun 
Jahren ſeinen Sitz in der Kammer inne. 

Die Partei hatte alſo 2 Abgeordnete. Zugleich beſetzte ſie 5 Man⸗ 
date im Munizipalrate von Valparaiſo, wodurch ſie dort die Majorität 
erhielt. Sie bewahrte ihre Uebermacht durch 3 Jahre und gründete 
5 demokratiſche Schulen, die tatkräftige Ausgangspunkte für die 
Propaganda wurden. 

Artemio Gutierrez wurde in Santiago im Jahre 1900 
wiedergewählt, aber Guarello fiel in Valparaiſo infolge eines Zwie⸗ 
ſpalts in der Partei. Hingegen verhalf die Partei in Conception, 
einer Stadt im Süden von Chile, dem Bürger Malaquas Concha 
zum Siege, der den Entwurf der allgemeinen Heerespflicht eifrig be⸗ 
kämpfte und beinahe zu Falle brachte. Die Partei hatte alſo ſtändig 
zwei Abgeordnete. 

Im Jahre 1901 erhielten wir infolge einer Ergänzungswahl den 
dritten Deputierten, den Arzt Francisco Landa, der in Santiago 
gewählt wurde. 

Im Jahre 1903 ſchickte die Wahlkommiſſion Artemio 
Gutierrez für Santiago in die Kammer, Malaquas für 
Conception und Angel Guarello für Valparaiſo, wo 
er ſein Mandat wiedererobert hatte und wo die Demokraten neuerdings 
mit 5 Mitgliedern die Majorität im Munizipalrate beſaßen. 

Im Jahre 1906 brachte die Partei 6 Kandidaten zum Siege, in 
Antofagaſta, Valparaiſo, Conception, Malleco, 
Cautin und Valdivia. Aber dem Bürgertum gelang es durch 
Hinterliſt und Beſtechung, die Wahl in Antofagaſta, Malle co 
und Cautin für ungültig erklären zu laſſen und bürgerliche Kan⸗ 
didaten an Stelle der Gewählten zu ſetzen. Die Zahl der gewählten 
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Munigipalräte ſtieg diesmal auf 80, und in 5 oder 6 Städten beſaßen 
die Demokraten die abſolute Majorität und konnten ohne die anderen 
Parteien regieren. Bei den Wahlen im Jahre 1903 hatten wir un⸗ 
gefähr 12 000 Stimmen, im Jahre 1906 18 000. Chile hat ungefähr 
4 Millionen Einwohner. 

Die Partei zählt mehr als 100 Ortsgruppen in ebenſovielen, über 
das ganze Land verſtreuten Ortſchaften. 

Wir haben folgende Tages- und Wochenſchriften, von denen ich 
einige Exemplare ſchicke mit dem Wunſche, ſie auf den Zeitungstiſchen 
in Stuttgart auszulegen: 

Täglich erſcheinend: 

La Reforma in Santiago, 

La Vanguardia (Die Vorhut) in Antofagaſta, 
La Industria in Conception, 

La Voz del Obrero (Arbeiterſtimme) in Taltal. 


2 tägig erſcheinend: 
EI Puebla Obrero (Das Arbeitervolk) in Iquique. 
Halbwöchentlich: 


La Justicia in Talcahuano, 
El Proletario in Tocopella. 
Wöchentlich: 
La Razon in Ovalle, 
La Libertad Social in Antofagaſta, 
La Alborada (Die Morgenröte), eine Frauenzeitſchrift, in 
Santiago, 
El Trabajo (Die Arbeit) in Coquimbo, 
La Defensa in Vina del Mar, 
El Deber (Die Pflicht) in Channaral. 


Dieſe Zeitungen geben im allgemeinen ein getreues Bild der 
geiſtigen Kultur in der großen Maſſe der Arbeiterſchaft. Die 
Druckereien ſind Eigentum der Arbeitervereinigungen. 

Außer den erwähnten Zeitungen haben wir noch folgende regel⸗ 
mäßig erſcheinende Revuen: 

Tierra y Libertad (Boden und Freiheit) in Caſablanca, 
El Trabajo (Die Arbeit), 188 Seiten, in Iquique, 

El Defensor (Der Anwalt), 45 Seiten, in Taltal, 

La Defensa (Die Verteidigung), 32 Seiten, in Coramel, 
Democracia in Nueva-Imperial, 

La Estrella (Der Stern) in San Jaxier, 

La Rejeneracion (Die Wiedergeburt) in Rengo, 

La Discusion in Chillon. 

Seit 6 bis 8 Jahren beſteht in der Partei eine Gruppe, die ihren 
Namen ändern und offiziell die Taktik und die Prinzipien der Sozial⸗ 
demokratie annehmen will. 

Dieſe Gruppe gewinnt von Tag zu Tag an Einfluß und alles 
berechtigt zu der Hoffnung, daß ſie ſich in Kürze durchſetzen wird. 

Die Anarchiſten machen bei uns wenig Fortſchritte. Sie haben 
weder eine ſtändige Zeitung noch eine lebensfähige Organiſation. 

Ich wünſchte, daß das internationale Bureau dem Parteiſekretariat 
in Chile die Grundlagen und Bedingungen zur Angliederung an die 


é 


— 201 — 


internationale ſozialdemokratiſche Partei ſchicken möge. Es iſt wahr⸗ 
ſcheinlich, daß auf dem zweitnächſten internationalen Kongreſſe die 
demokratiſche Partei von Chile vertreten ſein wird. 

Ich halte es nicht für zweckmäßig, hier auf die Details der Ein⸗ 
und Auswanderungsfrage einzugehen, die auf der Tagesordnung de3- 
Stuttgarter Kongreſſes ſteht. Ich meinerſeits ſchließe mich ohne Vor⸗ 
behalt dem an, was Ihnen Farina de Puenta Arenas in ſeinem Briefe 
vom 8. Januar vorigen Jahres geſchrieben hat, der im Sekretariats⸗ 
berichte vom Februar / März abgedruckt iſt. 

Ich habe vom September bis April 1906 faſt die ganze Republik 
bereiſt; ich konnte feſtſtellen, daß überall Hände im Ueberfluß ſind, 
beſonders im Norden (Bergbau- und Salpetergegend) und in den 
großen zentral gelegenen Städten. Außerdem wandern große Mengen 
von Arbeitern freiwillig aus Argentinien, Bolivien und Peru ein, be⸗ 
ſonders zu Zeiten, wo bei uns beſſere Arbeitsgelegenheit iſt. 

Die Kapitaliſten in Chile unternehmen nichts, wozu Handarbeit 
notwendig wäre. 

Unſere Bürgerſchaft liebt es nicht, ſich unmittelbar an Handel und 
Induſtrie zu beteiligen, ſondern zieht Börſenſpekulationen und Wucher⸗ 
geſchäfte vor. 

Oeffentliche Arbeiten ſind wenig zahlreich und erfordern keine 
fremde Arbeitskraft. 

Eben jetzt iſt der Arbeiterkongreß damit beſchäftigt, eine Statiſtik 
über die Wanderungen der Arbeiterſchaft auszuarbeiten, die für jedes 
Gewerbe angibt, ob Ueberfluß oder Mangel an Arbeitskraft beſteht, 
um ſo die Wanderbewegungen der Arbeiter zu erleichtern und zu regeln. 

Das Geld iſt jetzt in Chile ſtark entwertet. Ein Peſo (Piaſter) 
hat gewöhnlich den Wert von 13 Pence (etwas mehr als 1 Mk.), ſo 
daß ein Arbeiter, der 3 Peſos im Tag verdient, nur den Wert von 
39 Pence (3 Mk. 25 Pf.) erhält. Der mittlere Wert des Tag⸗ 
lohnes ſchwankt zwiſchen 3 bis 5 Peſos, was zur 
Lebenshaltung durchaus ungenügend iſt. 

Es iſt wahr, daß der Arbeiter in Chile dem Alkoholgenuſſe ergeben 
iſt; aber das Fortſchreiten der Arbeiterorganiſationen hat eine auf⸗ 
fallende Verminderung dieſes Laſters zur Folge. Dies wird beſonders 
fühlbar in größeren Orten, wo die Arbeitervereine eine intenſivere 
Tätigkeit ausüben. 

Ich halte es für eine Aufgabe der Internationale, gegen die Ver⸗ 
ſuche der Regierung, fremde Arbeitskraft ins Land zu ziehen, Stellung 
zu nehmen. 

Man muß noch einen Faktor in Rechnung ziehen; das iſt der Mangel 
an Leuten für den Polizeidienſt, die Armee und die Kriegsmarine. 
Seit 4—5 Jahren ijt es infolge von Menſchenmangel unmöglich, Marine 
und Heer auf ihrem Perſonenſtand zu erhalten. Die Arbeiter weigern 
ſich, in die Kaſerne zu gehen, die einen — und deren ſind viele — 
als bewußte Gegner des Militarismus, die anderen aus wirtſchaft⸗ 
lichen . der Soldat erhält monatlich nur 25 chileniſche 
Piaſter. 


*) In der „Vanguardia“ ſteht folgendes Telegramm aus Buenos⸗Aires vom 
20. März d. J.: Santiago de Chile, 14. März: Man betrachtet die Vorgänge bei der letzten 
Rekrutierung der 20 jährigen als einen wahren Bankerott. Kaum 20 Proz. des Kontingents 
ſind in die Kaſernen eingerückt. 
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In bezug auf die Polizei ſind die Verhältniſſe in allen Orten, 
beſonders da, wo die Arbeiterbewegung ſtärker iſt, noch viel ungünſtiger. 
Es gibt Städte, z. B. Antofagaſta, Tocopilla u. a., wo ich mich ſelbſt 
überzeugen konnte, daß es unmöglich iſt, mehr als ein Drittel der 
zur Aufrechterhaltung des Polizeidienſtes nötigen Polizeiagenten zu 
bekommen. Beſtändig werden Kommiſſäre ausgeſchickt, um Unkundige 
für den Polizeidienſt anzuwerben; aber kaum iſt es ihnen gelungen, 
einige zu finden, ſo reißt die Deſertion neue Lücken, die nicht mehr 
gefüllt werden können. Ein Ueberfluß an Arbeitskraft würde in Chile 
nur dazu dienen, dem Kapitalismus Reſerven, dem Bürgertum Militär 
zu verſchaffen. 

Die Arbeiterſchaft befindet ſich jetzt in einer Periode der Organiſa⸗ 
tion und Erziehung und iſt dabei, feſte Grundlagen für ihre politiſchen 
und gewerkſchaftlichen Körperſchaften ſowie für ihre große Preſſe zu 
ſchaffen. Sie kann das gegenwärtig tun, ohne größeren Hinderniſſen zu 
begegnen, weil das Bürgertum im Augenblick kein Mittel hat, das ge⸗ 
eignet wäre, ſie ſtärker auszubeuten. 

Es iſt leicht begreiflich, daß das Auftreten fremder Arbeitskraft 
auf dem Markte dieſe Emanzipationsbewegung aufhalten und lähmen 
würde, indem ſie dem Bürgertum Elemente zur Ausbeutung zuführt. 

Es iſt alſo Pflicht der Internationale, an dem Befreiungswerke 
der chileniſchen Arbeiter mitzuwirken, indem ſie die Einwanderung nach 
Chile, die die Regierung hervorruft, ſo viel als möglich verhindert. 

Es iſt notwendig, die Arbeiterpreſſe in Europa und Aſien mit dieſen 
Tatſachen bekannt zu machen. Beſonders in Aſien ſucht die Regierung 
Hände anzuwerben; ſie hat offen erklärt, daß ſie vor allem Wert auf 
die Einwanderung aus China und Japan legt, weil Arbeiter aus 
dieſen Ländern unterwürfiger und billiger ſind. 


Im Mai 1907. Luis E. Recabarren, Sekretär, 
Defenſa 888, Buenos Aires. 


Groß - Britannien. 


Generalbericht der nationalen Sektion Grof-Britanniens. 


Gemäß dem Beſchluſſe der britiſchen Sektion des internationalen 
Kongreſſes in Amſterdam im Jahre 1904 haben ſich die Delegierten 
der verſchiedenen Organiſationen, die an dem genannten Kongreß teil⸗ 
genommen haben, im April 1905 in London verſammelt. In dieſer 
Verſammlung wurde die Bildung eines britiſchen Komitees beſchloſſen, 
deſſen Aufgabe es ſein ſollte, ſich mit dem internationalen Kongreß und 
allen darauf bezüglichen Angelegenheiten zu befaſſen. a 

Die endgültige Konſtituierung der Sektion fand im Juli 1905 
ſtatt. Dieſe beſtand aus den Delegierten folgender Vereinigungen: 
The Social Democratic Federation (Die ſozialdemokratiſche Federa⸗ 
tion), The Independent Labour Party (Die unabhängige Arbeiter⸗ 
partei), The Labour Representation- Committee (Das Komitee für 
Arbeitervertretung), jetzt Labour Party (Arbeiterpartei), The Fabian 
Society (Fabier), The Dockers Union (Verband der Dockarbeiter), 
The Gazworker's Union (Verband der Gasarbeiter), The Steel 
Smelters Union (Verband der Hüttenarbeiter); die beiden engliſchen 
Delegierten beim Bureau in Brüſſel waren kraft dieſes Amtes der Sek⸗ 
tion angeſchloſſen. N 
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„Seither war die Sektion die offizielle Vermittlerin zwiſchen den 
„ Organiſationen Englands und dem Brüſſeler 
ureau. i 

In dieſer Eigenſchaft hat ſie an der Feſtſetzung der Verſammlungen 
des Bureaus teilgenommen und die Inſtruktionen für die Delegierten 
Britanniens ausgearbeitet. 

Im Auguſt 1906 hat die Sektion anläßlich der Auflöſung der 
erſten ruſſiſchen Duma ein Manifeſt herausgegeben und zur Unter⸗ 
ſtützung der ruſſiſchen Bewegung aufgefordert. Der Ertrag der 
Sammlungen wurde dem Internationalen Bureau nach Brüſſel geſchickt. 

.Die Sektion wird in England die Mandate der britiſchen Dele⸗ 
gierten für den Stuttgarter Kongreß prüfen. 

Es folgen nun die Tätigkeitsberichte der der Sektion angegliederten 
Organiſationen. 

J. Green, 
Sekretär der britiſchen nationalen Sektion. 

Im Juni 1907. 1 


Die „Social- Democratic Federation“. 


Seit dem internationalen ſozialiſtiſchen Kongreß, der im Jahre 
1904 in Amſterdam abgehalten wurde, hat ſich die ſozialdemokratiſche 
Föderation ohne Unterlaß mit der ſozialiſtiſchen Propaganda und 
Organiſation in Großbritannien befaßt. Neue Sektionen wurden ge⸗ 
gründet, neue Gruppen unſerer Organiſation angegliedert, ſo daß ſich 
ihre Zahl gegenwärtig auf 194 beläuft. Es beſtehen drei Sektionen 
in Südafrika: am Kap, in Durban und in Ladyſmith. Die Zahl 
der propagandiſtiſchen Verſammlungen, die wöchentlich ſtattfinden, hat 
zugenommen; noch immer beſteht die Schwierigkeit nicht darin, die 
Verſammlungen zu veranſtalten, ſondern genügend Redner für die 
ſtets wachſenden Anſprüche zu gewinnen. 

Die Mitglieder, die bei den verſchiedenen lokalen Wahlen ſeit dem 
letzten internationalen Kongreß kandidiert haben, vereinigten auf ſich 
166 440 Stimmen. 76 Sitze wurden gewonnen, 10 verloren. Eine der be⸗ 
zeichnendſten Tatſachen der letzten lokalen Wahlen, beſonders in London, 
war die ſtarke Neigung der beiden bürgerlichen Parteien, ſich gegen 
die Sozialiſten zu vereinigen; dies hatte den Erfolg, daß die Zahl 
unſerer gewohnten Gewinne ſich verringerte und wir einige beklagens⸗ 
werte Verluſte erlitten. Doch bei ſo vielen Gelegenheiten haben ſchon die 
Reaktionäre beider Lager ihre beſten Kräfte gegen uns aufgewendet, 
daß wir glauben, ſie werden im nächſten November nicht mit dem 
gleichen Erfolge die indifferenten Wähler gegen uns vereinigen können. 

Die außerordentlich hohen Koſten der Wahlkämpfe für das Parlament 
in den vereinigten Königreichen haben uns bei den Wahlen 1906 nicht 
erlaubt, den Kampf um mehr als 8 Mandate aufzunehmen. Die 
Geſamtzahl der Stimmen unſerer Mitglieder betrug 29 810; in South⸗ 
Weſt Ham wurde Genoſſe Will Thorne gewählt. Wenn wir dieſe 
Zahl mit der Anzahl der Stimmen, die unſere Kandidaten in früheren 
Wahlen erhielten, vergleichen, können wir eine große Zunahme kon⸗ 
ſtatieren, und die mittlere Stimmenzahl für jeden Kandidaten iſt gleich⸗ 
falls geſtiegen. N | 
Im Jahre 1895 ftellten wir 4 Kandidaten auf, die 3730 Stimmen, 
im Mittel 932 erhielten. Im Jahre 1900 bekamen unſere beiden 
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Kandidaten 6903 Stimmen. Bei dieſer Gelegenheit traten wir direkt 
gegen die Konſervativen auf. Im Jahre 1906 erhielten die Mitglieder 
der S. D. F. 29 810 Stimmen, im Mittel 3726, obwohl damals 
Genoſſe Will Thorne der einzige Kandidat war, der nicht gegen zwei 
Gegner kämpfen mußte. Wir bedauern aufs tiefſte, daß es unſerem 
Genoſſen Hyndman nicht geglückt iſt, Burney für die Sozialdemokratie 
zu erobern, um ſo mehr, als er dem Siege ſehr nahe war. . 

Die parlamentariſchen Wahlen haben uns eine Lehre gebracht. Sie 
beweiſen, daß der Kampf der Kandidaten der ſozialiſtiſchen oder der 
Arbeiterpartei (Labour Party) nach zwei Fronten gegen die Repräſen⸗ 
tanten der bürgerlichen Parteien nicht ſo verzweifelt iſt, wie manche 
unter uns geglaubt haben. Die Reſultate, die wir erlangt, die Siege, 
die die Arbeiterpartei durch die Genoſſen S. N. Barnes in Glasgow 
und F. W. Fowelt in Bradfort erkämpft hat, ſtellen das unbe⸗ 
ſtreitbar feſt. 5 . 

Eine andere wichtige und kennzeichnende Tatſache, die aus den 
Wahlen hervorgeht, iſt die, daß unter gleichen oder ähnlichen Ver⸗ 
hältniſſen die ſozialiſtiſchen Kandidaten, die offen als Sozialdemokraten 
aufgeſtellt wurden und als ſolche in ihrem Kreis bekannt waren, die 
gleiche Stimmenzahl erhielten, wie die, die nur als Vertreter der 
Arbeiterſchaft aufgeſtellt waren. 

Die Frage der ſtaatlichen Fürſorge für Kinder und Arbeitsloſe 
hat ganz beſonders unſere Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen. In den 
letzten Jahren iſt das öffentliche Intereſſe mächtig auf die Frage 
der phyſiſchen Degeneration gelenkt worden; man ſieht endlich ein, 
daß wir Sozialdemokraten im allgemeinen nur die Sprache des ge⸗ 
ſunden Menſchenverſtandes reden, wenn wir unaufhörlich betonen, daß 
es töricht und unnütz iſt, das Gehirn der Kinder bearbeiten zu wollen, 
ſolange der Magen leer iſt. Im ganzen Lande wurden Meetings 
veranſtaltet, beſonders gelegentlich der verſchiedenen Entwürfe von 
Erziehungsgeſetzen (bills of education), die dem Haus der Gemeinen 
vorgelegt wurden — von Geſetzen, die in Wirklichkeit wenig mit der 
Erziehung zu tun hatten. Im Jahre 1905 berief die S. D. F. in 
Uebereinſtimmung mit dem parlamentariſchen Komitee der Trade 
Unions und dem London Trade Council eine beachtenswerte 
Konferenz der Delegierten der Trade Unions und der ſozialiſtiſchen 
Gruppen in die Guildhall in der Londoner City. 

Das Prinzip, daß der Staat für den Unterhalt der Kinder ſorgen 

ſolle, wurde in dieſer Konferenz von den anweſenden 250 Delegierten 
mit erdrückender Mehrheit angenommen. Nichts beweiſt beſſer die 
Notwendigkeit der Propaganda für die radikalſten Maßregeln in dieſem 
klaſſiſchen Lande der Transaktionen, als die Tatſache, daß es genügt, 
eine fortgeſchrittene Maßnahme zu rechtfertigen, um eine minder fort⸗ 
geſchrittene populär zu machen. 
„Durch unſere Forderung der vollſtändigen ſtaatlichen Kinder⸗ 
fürſorge hat der Gedanke, daß die Kinder von Staats wegen ernährt 
werden ſollen, große Fortſchritte gemacht. Es wurde anerkannt, daß 
der Staat in gleichem Maße wie die Eltern für die Erziehung der 
künftigen Staatsbürger verantwortlich iſt. 

In der Arbeitsloſen⸗Frage haben wir allein und gemein⸗ 
ſam mit den Trade⸗Unions eine mächtige Agitation ins Leben 
gerufen zugunſten des Vorſchlags, die Verwendung der Arbeitsloſen 
zur Bodenbearbeitung und zu öffentlichen Arbeiten zu organiſieren. 
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Unſer Verlangen, das Parlament im Jahre 1904 zu einer beſonderen 
Herbſtſeſſion einzuberufen, wurde von einer Anzahl lokaler Verwaltungs⸗ 
körper unterſtützt, die einſahen, daß neben den lokalen Maßnahmen, 
die ſie für die Arbeitsloſen ergreifen konnten, eine Aktion auf na⸗ 
tionalem Maßſtab eine gebieteriſche Forderung ſei. 

Das Geſetz über die Arbeitsloſen (Unemployed Workmen bill) 
verdankt — wenn es auch der Kritik viele Angriffspunkte gibt — 
ſein Daſein nur der ſozialdemokratiſchen Agitation in der Frage der 
Arbeitsloſigkeit, ebenſo das Geſetz über die Schulküchen (Provision of 
Meals for Children) der ſozialiſtiſchen Agitation zugunſten der ſtaat⸗ 
lichen un 

Die S. D. F. hat ihr möglichſtes getan, um die Inſtruktionen 
des Internationalen Kongreſſes und des Internationalen Bureaus in 
bezug auf die Maifeier und die Veranſtaltung von Verſammlungen 
zugunſten unſerer Brüder in Rußland auszuführen. Durch das Vor⸗ 
gehen unſeres Genoſſen Will Thorne haben wir einen beträchtlichen 
Einfluß ausgeübt, um den Beſuch der engliſchen Flotte in Kronſtadt 
zu verhindern, der gewiß ſtattgefunden hätte, wenn unſer imperialiſtiſcher 
und liberaler Sekretär der äußeren Angelegenheiten, Sir Edward 
Grey, ſeine eigenen Abſichten hätte ausführen können. Als neuerlich 
von einem ähnlichen Beſuch die Rede war, ſtellte kürzlich Genoſſe 
Will Thorne eine Anfrage an die Regierung, und man beeilte 
ſich, die Abſicht, eine britiſche Flotte nach Rußland zu ſchicken, abzu⸗ 
leugnen. Aber wir wiſſen, daß Sir Edward Grey lebhaft eine 
Verſtändigung mit der ruſſiſchen Autokratie wünſcht, und dieſe freund⸗ 
ſchaftliche Politik unſerer liberalen Regierung gegenüber dem ſchlimm⸗ 
ſten und grauſamſten Despotismus, den die Welt je geſehen hat, zeigt, 
welcher Wert dem berühmten Ausruf des Sir Henry Campbell⸗ 
Bannerman tatſächlich zukommt: „Die Duma ijt tot, es lebe 
die Duma!“ Deshalb ſind wir aus innerſtem Herzen glücklich, daß 
wir unſeren ruſſiſchen Genoſſen, die zu einem Kongreß nach London 
gekommen ſind, ein wenig behülflich ſein konnten. 

Die entſetzliche Strafe von fünf Jahren Gefängnis, die anläßlich 
der Unruhen im Hafen von Portsmouth über den Heizer Moody ver⸗ 
hängt wurde, gab uns den Anlaß, eine Agitation zugunſten der Ab⸗ 
ſchaffung der Kriegsgerichte in Friedenszeiten ins Leben zu an Die 
Vorſchläge, die vom Staatsſekretär des Krieges, Mr. Haldane, 
im Hinblick auf die „Reform der Armee“ gemacht wurden, gaben uns 
Gelegenheit, nochmals für die Aufhebung unſerer Militärgeſetze und 
für die Schaffung einer Volkswehr und obligatoriſcher militäriſcher 
Ausbildung an Stelle unſeres gegenwärtigen ſtehenden Heeres einzu⸗ 
treten. Der Verſuch Haldanes, die Hülfskräfte bei Aufrechterhaltung 
der freiwilligen Rekrutierung in Militär umzuwandeln, iſt im voraus 
ausſichtslos; und ſein Scheitern wird der Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht die Wege ebnen. Der einzige Schutz jedoch gegen die Ein⸗ 
führung der allgemeinen Heerespflicht mit all den Uebeln, die unſeren 
Freunden auf dem Kontinent ſo wohlbekannt ſind, iſt die allgemeine 
militäriſche Ausbildung bei Aufhebung des Militärgeſetzes. 

Entſprechend unſerer Initiative hat Will Thorne zu dem militä⸗ 
riſchen Projekt des Mr. Haldane eine Reihe von Amendements vor⸗ 
geſchlagen, welche die Einführung einer Volkswehr bezwecken. Das 
Hauptamendement wurde nicht in Beratung gezogen unter dem Vor⸗ 
wande, daß es die Grundlagen der vom Kriegsminiſter unterbreiteten 
„Armeereform“ gänzlich verändert hätte. 
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Hier dürften einige Worte über die Einheit der Sozialdemokratie 
und über unſere Beziehungen zur Arbeiterpartei (Labour Party) am 
Platze ſein. Die S. D. F. hat in den letzten zehn Jahren ihr möglichſtes 
getan, um eine Vereinigung der ſozialiſtiſchen Kräfte des ganzen Landes 
zu erreichen. So oft ſeit dem Amſterdamer Kongreß die Frage der 
Einigung mit Bezug auf die unabhängige Arbeiterpartei (Independent 
Labour Party) geſtellt wurde, bekamen wir die Antwort: „Schließt 
Euch dem Komitee der Arbeitervertreter an und die Einheit der Sozial⸗ 
demokratie iſt da!“ Wir meinen deshalb, daß es nötig iſt, an dieſer 
Stelle auseinanderzuſetzen, warum wir nicht glauben, daß die Einigung 
auf dieſe Weiſe verwirklicht werden kann, und warum wir als Organi⸗ 
ſation es abgelehnt haben, uns neuerdings der Labour Party anzu- 
ſchließen. 

Die L. P. iſt keine ſozialiſtiſche Partei, obwohl einige der tat⸗ 
kräftigſten Trade-Unioniften, die ihr angehören, und eine Anzahl ihrer 
hervorragendſten Vertreter im Hauſe der Gemeinen Sszialiſten find. 
Die Angliederung an eine Partei, die nur ganz unabhängig von allen 
politiſchen Parteien Englands iſt, die es aber ablehnt, fic) auf irgend⸗ 
ein Programm feſtzulegen, die in ihren Reihen nichtſozialiſtiſche Mit⸗ 
glieder hat, die weder der Ausdehnung der obligatoriſchen Schulpflicht 
bis zum 16. Lebensjahr, noch dem Achtſtundentag, noch der Laienſchule 
freundlich gegenüberſteht — die Angliederung an eine ſolche Partei 
kann nach unſerer Meinung nicht die Grundlage der Verſtändigung 
ſchaffen für die Gründung einer geeinigten ſozialiſtiſchen Partei. 

Und nun die L. P. ſelbſt! 


Das wachſende Verlangen der Arbeiter, ſich in ihrem politiſchen 
Auftreten von den bürgerlichen politiſchen Parteien unabhängig zu 
machen, hat in ihrer höchſt freundſchaftlichen Haltung gegen die L. P. 
ihren Ausdruck gefunden — was gegenüber der früheren Stellung⸗ 
nahme der organiſierten Arbeiter zur Politik einen beträchtlichen und 
ermutigenden Fortſchritt bedeutet. Trotzdem halten wir es für klüger, 
wenn die S. D. F. als Organiſation außerhalb dieſer Partei bleibt. 
Wir ſind überzeugt, daß, wenn wir ihr angehören würden, wir in die 
Lage kämen, Perſonen und Maßregeln zu unterſtützen, die wir als 
Sozialiſten vielleicht pflichtgemäß bekämpfen müßten. Gegen dieſe An⸗ 
ſchauungsweiſe hat man häufig eingewendet, daß wir weit mehr Ein⸗ 
fluß auf die Politik nehmen könnten, wenn wir die Kritik, die wir für 
notwendig erachten, im Innern der Partei, ſtatt außerhalb derſelben 
entfalten würden. Wir wollen aber als Sozialiſten nicht Gefahr laufen, 
in prinzipiellen oder bedeutſamen Fragen in der Minorität zu bleiben 
innerhalb einer Gruppe, die eine große Anzahl von Nichtſozialiſten um⸗ 
faßt; denn das Gefühl der Loyalität gegen die Mehrzahl unſerer Kol⸗ 
legen würde uns ſozuſagen zwingen, Entſcheidungen gutzuheißen, die 
im Widerſpruch zu unſeren ſozialiſtiſchen Anſchauungen und Pflichten 
ſtehen. Wir könnten Fälle anführen, in welchen unſere freundſchaft⸗ 
liche Kritik, öffentlich und außerhalb der Partei laut geworden, eine 
weit größere Wirkung erzielt hat, als wenn ſie innerhalb derſelben 
ausgeſprochen und der Abſtimmung unterworfen worden wäre. 


Die Neigung zum Kompromiß — ein charakteriſtiſches Merkmal 
der engliſchen Politik — erfordert, daß hier mehr als anderwärts die 
aller ſchärfſte ſozialiſtiſche Kritik in allen Fragen von ſozialer oder po⸗ 
litiſcher Bedeutung geübt werde. 
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Wir haben ſo oft geſehen, daß unſere Forderungen nach Jahren 
der Arbeit und der Agitation von anderen aufgenommen wurden, nach⸗ 
dem ſie populär geworden waren, daß wir immer das Verſchwinden des 
ſozialiſtiſchen Geiſtes fürchten müßten, der allein die getroffenen Maß⸗ 
nahmen für die arbeitenden on nutzbringend geitaltet, obgleich der 
Buchſtabe immer aufrecht bleibt. 

Wir als der älteſte ſozialiſtiſche Organismus Englands glauben, 
für die Sache der internationalen Sozialdemokratie auf unſerer Inſel 
nur das zu tun, was auf nationalem Boden das beſte iſt, indem wir 
ſtets den Sozialismus unverrückt über alle politiſchen Vorteile, über 
jeden Opportunismus ſetzen und zugleich keine Gelegenheit verſäumen, 
tätigen Anteil an dem politiſchen Leben des ganzen Volkes zu nehmen: 
ſtets halten wir uns gegenwärtig, daß es unſere Pflicht iſt, durch unſeren 
Rat und unſeren Einfluß die Arbeiter unſeren ſozialiſtiſchen Zielen zu⸗ 
zuführen, ihrer Tätigkeit und ihren Beſtrebungen nicht fernzubleiben, 
wie ſehr auch dieſe Tätigkeit und dieſe Beſtrebungen, verglichen mit 
denen der Arbeiter anderer Länder, uns zurückgeblieben ſcheinen. 


Das Exekutiv⸗Komitee der S. D. F. 
H. W. Lee, Sekretär. 


Die unabhängige Arbeiterpartei. 
(Independent Labour Party.) 


Die J. L. P. wurde als nationale britiſche Organiſation im Ja⸗ 
nuar 1893 gegründet; zur Zeit des Internationalen Kongreſſes in 
Amſterdam im Jahre 1904 umfaßte ſie 250 Ortsgruppen, einen Ver⸗ 
treter im Parlament und 300 Vertreter in den lokalen Verwaltungs⸗ 
körperſchaften Großbritanniens. 

Seither hat die Partei große Fortſchritte gemacht; ſie zählt heute 
7 Mitglieder im Parlament, 845 in den lokalen Verwaltungskörpern 
und nahezu 600 aktive Ortsgruppen. 

Ein Abteilung für die Preſſe und Publikationen wurde gegründet, 
der „Labour Leader“ als offizielles wöchentlich erſcheinendes Organ der 
Partei gewonnen. 

Die Einnahmen und Ausgaben dieſer Periode ſind im gleichen Ver⸗ 
hält niſſe gewachſen. 


Einnahmen und Ausgaben des Zentralbureaus der J. L. P. 


Einnahmen: Ausgaben: 
1904/5 £ 1303 (26060 Mk.) S 1087 (21740 Mk.) 
1905/6 S 4253 (85060 „) £ 4469 (89380 „ 5 | 
1906/7 £ 9220 (184 400 „) £ 7000 (140000 „ 


Die Zahlen geben nur die Einnahmen und Ausgaben des Zentral- 
bureaus und enthalten weder die Einnahmen und Ausgaben des 
offiziellen Parteiorgans noch die der Lokalſektionen. 

Die J. L. P. war mit der L. P. (früher Komitee der Arbeiter- 
vertreter) ‘eit deren Gründung im Jahre 1900 verbündet. 

Die L. P. zählt 30 Mitglieder im Haus der Gemeinen; von dieſen 
waren offizielle Kandidaten der J. L. P.: 
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ae Mac Donald, 
Keir Hardie, 
hilip Snowden, 


oar sabe 


Außerdem gehören mehrere Mitglieder der L. P. im Parlament 
der J. L. P. an, obwohl ihre Kandidaturen von den Trade⸗Unions auf⸗ 
geſtellt wurden. 

Wir geben hier die Rechnungslegung des Parlaments und Wahl⸗ 
fonds für die letzten zwei Jahre: 


Einnahmen: Ausgaben: 
1905/6 £ 2369 (47 380 Mk.) L 2748 en Mk.) 
1906/7 £ 3165 (62 700 „) £ 3448 (68 960 „) 


Hier die Aufzählung der Mitglieder der J. L. P., die den lokalen 
Verwaltungen Großbritanniens angehören: 


Mitglieder der Grafſchaftsräte (County Councils). 23 
5 „ Stadträte (Town Councils). . eng a 242 

4 „ Stadtvertretungen (Urban Councils) 9 — .. V. . 1I70 

8 „ Landvertretungen (Rural Councils) . . . . 25 

‘i „ Polizeiausſchüſſe (Boards of Guardians) ee 241 

is „ Pfarrgemeinden (Parish Councils) . . . . . . 102 

„ Schulräte (School e r 
Wahlſchöffen (Elective Auditors) ders ofits tet. GE 
845 


Zuſammen mit den Fabiern hat die J. L. P. ein Auskunftsbureau, 
das ſeinen Mitgliedern und allen, die es in Anſpruch nehmen, Auskünfte 
über adminiſtrative Fragen und anderes erteilt. 

Die Abteilung für Buchhandel der J. L. P., die für die Herausgabe 
Propagandiſtiſcher Bücher, Schriften und Manifeſte beſtimmt iſt, weiſt 
folgende Fortſchritte in ihrem Umſatze auf: 

1904/6 £ 650 (13 000 Mk.) 
1905/6 L 1202 cn „0 
1906/7 £ 2230 (44 600 „) 


Im Verlaufe des letzten Jahres wurden 18 neue Broſchüren, mehr 
als eine Million Manifeſte und zwei neue Bände der „Sozia⸗ 
liſtiſchen Bibliothek“ herausgegeben. 

Der Erfolg unſerer „Sozialiſtiſchen Bibliothek“ hat 
mehrere private Herausgeber zur Nachahmung veranlaßt, ſo daß es jetzt 
mehrere billige Ausgaben von Büchern über Sozialismus und Sozial- 
reform gibt. 

Ungefähr 65 000 Meetings werden jährlich in zahlreichen Städten 
von den Lokalſektionen in ihren eigenen Lokalen oder im Freien ver⸗ 
zanſtaltet. Außerdem beſitzen die Ortsgruppen Buchhandlungen zum 
Verkaufe der Propagandaſchriften auf den Märkten. Dieſe haben ſich als 
eines unſerer beſten Agitationsmittel bewährt. 

Wir haben ferner eine Abteilung für das Organiſationsweſen und 
für die Diſtriktkomitees geſchaffen, um die Organiſation praktiſcher zu 
-geftalten. ae letzte Kongreß der Partei hat eine Vorlage über die 
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Verwendung von Genoſſen, Männern und Frauen, in der Agitation gut⸗ 
geheißen. Die Genoſſen ſollen von den Diſtriktkomitees angeſtellt 
werden, vorbehaltlich der Zuſtimmung des nationalen Adminiſtrativ⸗ 
komitees, das ermächtigt iſt, eine Geldzulage zu bewilligen. Gemäß 
dieſem Projekt wurden am 1. Juni 1907 15 Agitatoren ernannt, N 
Zahl noch vermehrt werden ſoll. 

Während der letzten drei Jahre hat die Partei ſich ſtets ſehr ein- 
gehend mit der Bewegung zugunsten der Arbeitsloſen beſchäftigt. Im 
Parlamente und in den Munizipalräten haben unſere Mitglieder eine 
mächtige Agitation für das „Recht auf Arbeit“ entfaltet. Der Partei⸗ 
kongreß hat heuer einſtimmig folgende Reſolution angenommen: | 

„Der Kongreß nimmt mit Genugtuung zur Kenntnis, daß ein 
Geſetzentwurf zur Sicherung des Rechtes auf Arbeit im Parla⸗ 
mente von der L. P. eingebracht werden wird. Er ſpricht die e 
aus, daß man alle Anſtrengungen machen wird, um dieſem Geſetz⸗ 
entwurf die Annahme zu ſichern. Er erklärt ſich der Bildung eines 
Nationaldepartements geneigt, das, genügend ausgeſtattet und mit den 
notwendigen finanziellen Hülfsquellen verſehen, das Problem der Ar- 
beitsloſigkeit in vollem Umfange ſtudieren kann, und zwar in dem Sinne, 
daß jedem Arbeiter eine nutzbringende und derart bezahlte Arbeit, daß 
er davon leben kann, erreichbar iſt; die nötigen Mittel zur Heranziehung 
derſelben zur Ackerbeſtellung und allen anderen Arten der Feldarbeit 
ſollen angewendet werden.“ 

Die Schulküchen und noch andere Maßnahmen wurden von unſeren 
Mitgliedern im Parlament und von der Agitation unſerer Sektionen 
im ganzen Lande unterſtützt. 

Seit dem Amſterdamer Kongreß iſt die Emanzipationsbewegung der 
Frauen in England fortgeſchritten. Die Mitglieder der J. L. P. ſind 
an diefer Bewegung ſtark beteiligt. Man glaubt, daß dieſe Bewegung 
aus der Poſition, die ſie erlangt hat, nicht mehr verdrängt werden kann 
und daß die Abſchaffung der Inferiorität der Frau vor dem Geſetze nur 
eine Frage der nächſten Zeit iſt. 

Zum Schluſſe dieſes Berichtes muß geſagt werden, daß die J. L. P. 
es für ein weſentliches Erfordernis der Sache des Sozialismus und der 
Arbeiterſchaft in Großbritannien anſieht, ihre gegenwärtige Organi⸗ 
ſation, ihre Ziele und ihre Politik beizubehalten. 

Francis Johnſon, Sekretär. 
23 Bride Lane, Fleetſtreet, London G. C. 


* * 
* 


Die Fabier. (F. S.) 

Die eigentümliche Geſchichte der Politik in England hat eine Form 
des Sozialismus und eine Geſellſchaft, die dieſe Form verkörpert, ins 
Leben gerufen, der man nichts Aehnliches in einem anderen Lande zur 
Seite ſtellen kann. 

Unſere alte, wenn auch unvollſtändige politiſche Freiheit und die 
frühzeitige Entwickelung dieſes Landes des modernen Induſtrialismus, 
haben die Entſtehung reiner Klaſſenorganiſationen in der Arbeiter⸗ 
ſchaft hervorgerufen, insbeſondere die Genoſſenſchaften und die 
Trade⸗Unions, für die letzteren ſogar eine gewiſſe direkte politiſche 
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Macht infolge des Eintritts ihrer Führer ins Parlament. Dieſe 
Organiſationen waren zu einer beträchtlichen Entwickelung gelangt, 
noch ehe die Idee des modernen Sozialismus von Deutſchland aus 
den Geiſt der Führer der Arbeiterklaſſe durchdrungen hatte, die, neben⸗ 
bei bemerkt, nach dem Mißlingen der Verſuche Owens in die vollſte 
Reaktion zurückgeſunken waren. Während alſo auf dem ganzen 
Kontinent die Arbeiterklaſſe durch den Sozialismus in die Politik 
eintrat und ihren erſten politiſchen Ausdruck im Sozialismus fand, 
fand dieſer und findet noch heute in England ſeine heftigſten Gegner, 
nicht nur unter den Kapitaliſten und Ariſtokraten, ſondern unter den 
Führern der reinen Klaſſenorganiſationen der Arbeiterſchaft, die zwar 
in höchſtem Maße Klaſſenbewußtſein haben, aber deshalb keineswegs 
dem Sozialismus zuneigen. 


Wenn die Arbeiterklaſſe in dieſer Frage uneinig iſt, ſind es die 
liberalen und ſelbſt die konſervativen Politiker ebenſo. Von den zwei 
beſten kürzlich erſchienenen Arbeiten, die die ſozialiſtiſchen Geſetzentwürfe 
aufs wärmſte befürworten, iſt die eine von M. L. Chiozza Money ver⸗ 
faßt, dem liberalen Parlamentsmitglied für Paddington, das andere von 
Sir John Girt, der bis vor ungefähr einem Jahre der toryiſtiſche Ver⸗ 
treter der Univerſität Cambridge war. 

. Daraus erklärt ſich, daß die F. S., eine ſozialiſtiſche Gruppe, 
die ſich urſprünglich nur zu Bildungs⸗ und Propagandazwecken zu⸗ 
ſammengeſchloſſen und bis jetzt prinzipiell abgelehnt hat, durch politiſche 
Stellungnahme ihre Mitglieder zu binden, ſich nicht nur ſeit ihrer 
Gründung im Jahre 1884 — alſo noch vor der Gründung der anderen 
rein ſozialiſtiſchen Gruppen in England — erhalten hat, ſondern daß in 
den letzten Jahren ihre Mitgliederzahl, ihr Einfluß und ihre Tätigkeit 
raſch gewachſen ſind; und nichts ſpricht dafür, daß ſie an Bedeutung 
verloren hat, ſeit der Sozialismus ein Faktor in der Politik geworden iſt. 


Das große Werk der Geſellſchaft war die Heranbildung erſt ihrer 
Mitglieder, dann anderer. Es iſt ihr eine Genugtuung, daß der 
Sozialismus, wie kürzlich eines der jüngſten und beſtbekannten Mit⸗ 
glieder erklärt hat, vor 25 Jahren und ſpäter nicht rein als Evange⸗ 
lium verkündet wurde. Der Sozialismus iſt eine Verheißung, die 
fortſchreitet und ſich verändert, je klarer wir erkennen, was wir tun 
müſſen, um unſer Ziel zu erreichen, je vollſtändiger wir das ſoziale 
Ideal verwirklichen, die erſtrebten Veränderungen und wirtſchaftlichen 
5 realiſieren, die uns den neuen ſozialen Formen nähern 
ollen. i 


Die Geſchichte und das Fortſchreiten jenes Sozialismus, der in 
England durch die F. S. repräſentiert wird, kommt alſo in der grad⸗ 
weiſen Entwickelung der ſozialiſtiſchen Entwickelung und in den kleinen 
Erfolgen der Anwendung des Sozialismus auf einzelne Probleme 
weit beſſer zum Ausdrucke als in der Anführung der Mitgliederzahl 
oder der Wahlerfolge. 

Unſere Mitglieder haben unter der Flagge anderer Parteien an 
den Kämpfen der politiſchen Parteien teilgenommen. Die F. S. war 
an der Bildung der L. P. im Jahre 1900 beteiligt und zählt heute 
zu ihren Mitgliedern den Führer dieſer Partei im Unterhauſe, den 
Präſidenten ihres Exekutivkomitees und drei andere Parteimitglieder 
im Parlament, während vier liberale Abgeordnete ihr angehören. 
Dazu muß bemerkt werden, daß niemand in die F. S. aufgenommen 
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wird, der nicht die „Baſis“ unterzeichnet, die im Umriß, aber energiſch 
die Gedanken des Sozialismus verkündet, und der nicht geſtattet, 
daß ſein Namen als der eines Bewerbers um Aufnahme in die Mit⸗ 
she Dal: der alert le au wird. 

Dadurch, daß die F. S. keine politiſche Partei ijt, kann fie bei 
der Kritik der anderen Parteien und in ihren eigenen Entwürfen von 
einem rein ſozialiſtiſchen Standpunkte aus vorgehen. Sie braucht 
ſich nicht mit der Wahlarbeit abzugeben und kann ſich Zeit zum Nach⸗ 
denken nehmen, ehe ſie ſich über die laufenden Fragen der Politik 
ausſpricht. Dieſer Entſchluß, Entſcheidungen nur auf Grund prinzi⸗ 
pieller ſozialiſtiſcher Erforſchung und Beleuchtung der Tatſachen zu 
faſſen, ohne uns darum zu kümmern, ob dieſer Entſchluß unſeren 
Freunden oder unſeren Gegnern zum Nachteil gereicht, hat uns häufig 
in Konflikt mit jenen gebracht, die ſich mehr von den Stürmen poli- 
tiſcher Leidenſchaft leiten laſſen und die ſich zur Tat entſchließen, 
bevor ſie Zeit fanden, die Grundſätze, die ſie führen ſollten, zu prüfen. 

Eine Beſonderheit der F. S. iſt, daß ſie vorwiegend in der Mittel⸗ 
klaſſe wurzelt. Die Arbeiterklaſſe war immer willkommen; ein großer 
Teil der Mitglieder der F. S. beſteht aus den Leitern der Trade⸗Unions 
und anderen Arbeitern. Aber ihre Führer, die große Maſſe der Mit⸗ 
glieder und ihre Methoden wurden immer der Mittelklaſſe entnommen, 
und niemals war man verſucht, es anders zu machen. Tatſächlich 
handelt es ſich um eine Organiſation, deren Ziel es iſt, die Bildung 
und die adminiſtrativen Kenntniſſe der höheren Klaſſen dem Prole⸗ 
tariat zugänglich zu machen. 

Um die Klaſſenfrage in England richtig zu würdigen, darf man 
nicht vergeſſen, daß hier infolge des Rechts der Erſtgeburt die Klaſſen⸗ 
unterſchiede weit weniger ſcharf ſind, als in Deutſchland. 

Die jüngeren Söhne des engliſchen Adels ſind Bürgerliche; nach 
1—2 Generationen find fie in der Mittelklaſſe völlig aufgegangen. 
Es gibt keine Klaſſe in England, ſei ſie noch ſo arm, in der man 
nicht Nachkommen vornehmer Familien findet, und keine noch ſo ariſto⸗ 
kratiſche Klaſſe, daß nicht das Volk durch die Macht des Geldes in 
ſie eindringen könnte. Ein Land, in welchem jeder geſellſchaftliche An⸗ 
ſprüche macht, kann in der politiſchen Praxis weit demokratiſcher ſein, 
als ein Land, deſſen Proletariat in der Forderung nach Gleichheit 
mit einer Ariſtokratie kämpfen muß, die Privilegien fordert. 

Der unerwartete, verblüffende Erfolg der L. P. bei den Parlaments- 
wahlen im Jahre 1906 und der Triumph des Liberalismus in Diſtrikten, 
die ſeit Generationen unter dem Einfluſſe der Gutsbeſitzer und der 
Kirche ſtanden, wirkten überall als politiſcher Weckruf; insbeſondere 
waren ſie von außergewöhnlichem Intereſſe für den Sozialismus und 
erforderten einiges Studium, um ihre Bedeutung zu verſtehen. Dieſe 
Bewegung wurde in bezug auf die F. S. durch die Tätigkeit eines 
Mitgliedes, M. H. G. Wells, mächtig unterſtützt, der während der 
letzten beiden Jahre ſeine ganze Kraft darauf verwendet hat, das Wirken 
der Geſellſchaft von Grund auf zu ſtudieren. In ſeinen Arbeiten, 
die überall geleſen werden, hat er ſich bemüht, ſeine Studien über 
die wahre Bedeutung des ſozialiſtiſchen Gedankens und die Folgerungen, 
die ſich daraus ergeben, möglichſt zu vertiefen. 

Die internationalen Diskuſſionen, die ſich daran anſchloſſen ſowie 
die vorerwähnte geiſtige Bewegung im ganzen Lande haben der in 
ſchaft neuen Schwung verliehen. Die Zahl der Mitglieder der F. S 


14* 


— 212 — 


muß den großen franzöfiſchen und deutſchen e lächerlich 
klein erſcheinen. Sie erklärt ſich aus dem Umſtande, daß die Gejell- 
ſchaft bei der Anwerbung ihrer Mitglieder anders vorgeht. Nur die. 
die tätige Propaganda treiben oder die Geſellſchaft unmittelbar oe 
ſtützen wollen, können Mitglieder werden. Mit einem Wort, > F. S 
arbeitet für den Sozialismus und nicht für die Größe der F. S .Sie 
behauptet, daß bis zu dem Augenblicke, wo im Parlament eine ſoziali⸗ 
ſtiſche Mehrheit ſein wird, die kapitaliſtiſchen Regierungen gezwungen 
werden müſſen, ihre Maßnahmen anzunehmen. 

Die Zahl der Mitglieder iſt von 780 im Jahre 1904 auf ungefähr 
284 9 die Einnahmen von 1167 2 (23 340 Mk.) auf 1320 2 

Dieſes Wachstum hat ſich nicht nur in London gezeigt. Es wurde 
beſonders in einigen Provinzſtädten, z. B. Glasgow und Mancheſter, 
bemerkt; und am bezeichnendſten vielleicht iſt die Ausbreitung der 
Bewegung in den Univerſitäten, deren Beſucher in England noch haupt⸗ 
ſächlich aus den Söhnen und Töchtern wohlhabender und adeliger 
Familien beſtehen. 

So wie die F. S. ſich vorwiegend aus dem Bürgertum rekrutiert, 
legt ſie auch großen Wert auf die Organiſierung der Mittelklaſſe 
und hält deren Bekehrung und Mitarbeit für eine unerläßliche Vor⸗ 
ausſetzung der ſozialiſtiſchen Politik. 

Die wichtigſte Leiſtung der F. S. war und iſt die Umſetzung des 
theoretiſchen Sozialismus in praktiſche Geſetzentwürfe oder Verwaltungs- 
pläne und ſie bemüht ſich, entweder die jeweilige Regierung zu ihrer 
| an zu veranlaſſen oder fie durch die Oppoſition einbringen 
zu laſſen 

Die Arbeiten der Geſellſchaft ſtellen ſich in den Dienſt der konſer⸗ 
vativen Partei ebenſo wie der liberalen und der L. P. 

Es iſt von Intereſſe für die Mitglieder des Kongreſſes, daß Sidney 
Olivier, ein Mitglied der Geſellſchaft, der am Internationalen Kongreß 
in Zürich als Sekretär der britiſchen Sektion teilnahm, und ſeit einigen 
Jahren in der ſozialiſtiſchen Bewegung Englands eine hervorragende 
Stellung einnimmt, zum Gouverneur von Jamaika ernannt wurde; 
dies iſt eine der wichtigſten Stellen im Kolonialdienſt, ihre Bezüge 
111 größer als die der meiſten Miniſter in England. Er wurde 

nach dem Freiwerden dieſer Stelle ausdrücklich wegen gewiſſer inter⸗ 
nationaler Schwierigkeiten gewählt, deren Urſache das letzte Erdbeben 
bildete. Die Wahl eines verhältnismäßig jungen Mannes für dieſen 
Ber hat in der englifden Preſſe den wohlwollendſten Nachhall 
gefunden. 


* * 
* 


Die Engliſche Arbeiterpartei (Labour Party). 
(Komitee der Arbeitervertreter.) 


Zahl der Mitglieder. 


Seit dem Amſterdamer Kongreß, dem das Komitee der Arbeiter- 
vertreter beiwohnte, wurde der Name der Organijation in Arbeiter- 
partei“ (L. P.) umgeändert; die folgende Qu a ung zeigt ihre 
numeriſche Stärke fett ihrer Gründung im Jahre 1900 
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Syndik.⸗] Sozialijtifche 
Gewerkſchaften Kartelle] Geſellſchaften 
Jahr F ( S E TET ME 
Zahl der Hai. der | Zahl der Zahl der Zahl der 
Gruppen Mitglied. Gruppen Gruppen Mitglied. 
1900/1 41 353 070 7 22 861 | 375 981 
1901/2 65 455 450 21 13861 | 469311 


1902/3 127 847315 49 
1903/4 165 956025 76 
1904/5 158 885 270] 73 
1905/6 158 904 496 7 

1906/7 174 974 504] 83 


) Dieſe letzte Summe ſchließt 2271 Genoſſenſchafter ein. 


13853 861 150 
13 775 | 969 800 
14 730 | 900 000 
16784 | 921 280 
20 885 | 997 665*) 


3 
2 
2 
2 
2 
2 
2 


Konſtitution. 

Da die Organiſation eine föderative ijt, wurde das Erefutiv- 
komitee von den Sektionen ernannt, die auf den Jahresverſammlungen 
vertreten ſind, und nicht von der Geſamtheit der ſtimmberechtigten Dele⸗ 
gierten. Die Partei ſetzt ſich zuſammen aus Gewerkſchaften, ſozia⸗ 
ſchaſten. Geſellſchaften, lokalen Arbeitervereinen und Kooperativgenoſſen— 
ſchaften 


Parlamentariſche Fonds. 


Da die Mitglieder des Unterhauſes in England keine Diäten er⸗ 
halten, hat die Partei einen Fonds geſchaffen, der die materielle Exiſtenz 
ihrer Vertreter ſichern ſoll. Der Fonds wurde im Jahre 1903 gegründet 
und die angegliederten Gemeinſchaften ſollen dazu beitragen nach dem 
Einheitsſatz von 1 Penny pro Jahr und Mitglied. 

Die Einnahmen dieſes Fonds waren wie folgt: 


1903 £ 2260 (45 200 Mk.) 
1904 £ 4536 (90720 „) 
ee der Nücftände v. J. 1903) 
1905 £ 4119 (82 380 Mk.) 
1906 £ 4491 (89820 „) 


Außer einer Summe von ungefähr 2500 8 (50 000 Mk.), die 
den Kandidaten als Beitrag zu den Wahlkoſten ausgeſetzt war, wurden 
den Mitgliedern der Partei, die einen Sitz im Parlament hatten, als 


Diäten ausbezahlt: 
1904 £ 400 (8 000 Mk.) 
1905 £ 800 (16000 „) 
1906 £ 6633 (132660 „) 


Heuer, infolge der Erfolge der Partei, die mehrere Mandate bei 
den e errang, e der Kongreß zu Belfaſt (Irland), 
den Beitrag von 1 Penny auf 2 Pence pro Jahr und Mitglied zu 
erhöhen. 

Parlamentariſche Arbeit. 

Bei der Wahl im Jahre 1900 ſtellte die Partei 15 Kandidaten auf, 
die zuſammen 62 698 Stimmen erhielten; aber ſie brachte nur zwei 
Mitglieder ins Parlament. Bei den Ergänzungswahlen wurde dieſe 
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Zahl verdoppelt. Bei der Hauptwahl im Jahre 1906 ſtellte die Partei 
50 Kandidaten auf, hatte im ganzen 323 195 Stimmen und 30 Gewählte. 

Keir Hardie, M. P., wurde im Vorjahre zum Präſidenten 
der Partei ernannt; ſein Mandat wurde für dieſe Parlamentsſeſſion 
einſtimmig erneuert. — D. F. Shakelton, M. P., iſt Vizepräſident. 
— Sekretär J. Ramsay Mac Donald, M. P., Arthur 
Henderson, M. P., und G. U. Robert, M. P., ſind Ein⸗ 
peitſcher.“) 

Die wichtigſte parlamentariſche Arbeit der Partei im Jahre 1906 
war die Ausarbeitung eines Geſetzentwurfes, der den Trade⸗Unions in 
den induſtriellen Konflikten Schutz gewähren und ihre Kaſſen vor den 
Angriffen der Arbeitgeber ſichern ſollte. Zur Zeit, als die Partei ihren 
Geſetzentwurf niederlegte, wurden von der Regierung weit ungünſtigere 
Maßnahmen vorgeſchlagen; es gelang dem Einfluſſe der Partei, den 
Regierungsentwurf ſoweit abzuändern, daß er mit den Intereſſen der 
Arbeiterſchaft übereinſtimmte. 

Ein anderer erfolgreicher Geſetzentwurf der Partei geſtattet die 
Aufwendung der nötigen Mittel zur Speiſung bedürftiger Schulkinder 
in England und Wales. 

Auch die Bemühungen, den Geltungsbereich des Arbeiter⸗Unfall⸗ 
geſetzes (Workmans Kompensation Bill) auszudehnen, waren von 
gleichem Erfolge gekrönt. 

Die Frage des parlamentariſchen Verfahrens und ſeiner Regelung 
wurde ſtudiert. Es ſind Reſolutionen von Parteimitgliedern von der 
Regierung angenommen worden, die die Einhaltung der gewerkſchaft⸗ 
lichen Arbeitsbedingungen in den ſtaatlichen Werften und Arſenalen 
verlangen. In folgenden Punkten ſind Verhandlungen angebahnt 
worden: Altersverſicherung, Frauenemanzipation, Arbeiterentlaſſungen 
bei Lohnkämpfen, Fabrikinſpektion, die Behandlung der Eingeborenen 
in Natal, die chineſiſchen Arbeiter. 

Im Verlaufe der Seſſion des Jahres 1906 hat die Partei offiziell 
folgende Geſetzentwürfe eingebracht: über den Achtſtundentag, die 
Grubenarbeit, die Einbeziehung Schottlands in das vorerwähnte Schul⸗ 
küchengeſetz, Beſtimmungen über das Wägen und Meſſen der Roh⸗ und 
Reinprodukte aus Hüttenwerken, Zementfabriken uſw., Arbeitsbedin⸗ 
gungen in gewiſſen Induſtrien mit beſonders arger Ausbeutung. Die 
Partei wird ſich auch bemühen, dem Unterhauſe Reſolutionen über 
folgende Gegenſtände zur Beratung vorzulegen: die Ermächtigung lokaler 
Verwaltungskörper zur Erwerbung von Ackerland, die Verkürzung der 
Arbeitszeit, die Verſtaatlichung der Eiſenbahnen, ein wöchentliches Lohn⸗ 
minimum von 30 Schilling (30 Mk.) und die Verlängerung der Schul⸗ 
pflicht. Das Komitee. 


*) Einpeitſcher (Whip) nennt man diejenigen, die die Aufgabe haben, bei jeder 
wichtigen Diskuſſion oder Abſtimmung im Parlament alle Vertreter ihrer Partei zu⸗ 
ſammenzurufen. N 
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Bericht 
der deutſchen Sozialdemokratie Oeſterreichs an den inter⸗ 
nationalen ſozialiſtiſchen Kongreß in Stuttgart 1907. 


Seit dem letzten internationalen Kongreß in Amſterdam hat die 
ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei in Oeſterreich 
eine Zeit ſchwerer Kämpfe und großer Erfolge erlebt. Zu unſerem 
letzten Bericht haben wir als entſcheidende Frage für Oeſterreich und 
das Proletariat in unſerem Lande die Erreichung des allgemeinen Wahl⸗ 
rechts hingeſtellt. Wir führen den Kampf ſeit dem Jahre 1893. Durch 
die Wahlreform des Jahres 1897 wurde auf die alte ſtändiſche Ver⸗ 
faſſung ein Stück demokratiſchen Wahlrechtes aufgepfropft. Einem Par⸗ 
lamente von 353 Abgeordneten wurden damals 72 Mandate des allge⸗ 
meinen Wahlrechtes — die 5. Kurie — angefügt. Dieſe 5. Kurie gab 
dem Proletariat allerdings die Möglichkeit, eine kleine Vertretung ins 
Parlament zu entſenden. Aber die Monſtroſität unſeres Verfaſſungs⸗ 
zuſtandes wurde dadurch um ſo größer. Dieſe Verfaſſung war nicht nur 
ein empörendes Unrecht gegen die arbeitenden Klaſſen, ſondern ſie war 
eine politiſche Unmöglichkeit geworden. Trotzdem waren weder die 
Krone, noch die Regierung, am allerwenigſten die privilegierten bürger⸗ 
lichen Parteien für eine Reviſion der Verfaſſung zu haben. Die Sozial⸗ 
demokraten haben aber nie aufgehört, in Verſammlungen, in der Preſſe, 
in Straßendemonſtrationen aller Art für das Wahlrecht zu agitieren. 

Im Jahre 1905 traten nun Umſtände ein, die dieſen Kampf zu 
einer Entſcheidung führen konnten. In Ungarn, das mit Oeſterreich 
durch einen für beide Teile ſchädlichen Vertrag verknüpft iſt, kam es zu 
einer ſchweren Verfaſſungskriſe, in deren Verlauf die Krone 
ſchließlich an das allgemeine Wahlrecht appellierte. Wichtiger aber war 
noch der Eintritt der ruſſiſchen Revolution. Für die 
öſterreichiſche Sozialdemokratie war es klar, daß in dem Augenblick, wo 
in Rußland eine Verfaſſung möglich geworden war, wo in Ungarn das 
gleiche Wahlrecht immerhin zur Diskuſſion geſtellt wurde, wo in Oeſter⸗ 
reich ſelbſt das Parlament weder vorwärts noch rückwärts konnte, die 
Entſcheidung fallen müſſe. f 

Der Geſamtparteitag der Sozialdemokratie in 
Oeſterreich war Ende Oktober 1905 zuſammengetreten, und ſeine 
weſentliche Aufgabe war, die Parole zum Kampf für das Wahlrecht aus- 
zugeben. Auf ſeiner Tagesordnung ſtand als wichtigſter Punkt 
der Maſſenſtreik. Ein merkwürdiges Zuſammentreffen fügte 
es, daß, während der Parteitag dieſe Frage diskutierte, am 30. Oktober 
die Nachricht nach Wien kam von dem Erſcheinen des Manifeſtes des 
Zaren. Dieſe Nachricht war das Signal dafür, ſofort in den Entſchei⸗ 
dungskampf einzutreten. Es war ein denkwürdiger Moment. Die 
Delegierten erhoben ſich, ſangen ihre Kampflieder und gelobten 
ſich in feierlichen Erklärungen, nunmehr den Kampf 
bis ans Ende zuführen, koſte es, was es wolle; und noch 
am ſelben Abend ſammelten ſich über 30 000 Arbeiter und Arbeiterinnen 
in einer großartigen Demonſtration vor dem Parlamente und der Hof⸗ 
burg. Ein ſtürmiſches Meeting folgte dem anderen, eine Demonſtration 
der anderen, in Wien ſowohl wie in allen Provinzſtädten. Vielfach kam 
es zu Zuſammenſtößen mit der Polizei und der bewaffneten Macht; eine 
große Anzahl von Verwundeten; Proletarierblut floß in Wien und 


an mand anderen Orten. Das Minifterium Gautſch, das noch 
vor kurzem erklärt hatte, daß das allgemeine Wahlrecht eine Unmöglich⸗ 
keit ſei, gab nach, und noch im Laufe des Monats November 
kam die erſteoffizielle Zuſicherung, daß Neuwahlen nicht 
mehr ſtattfinden ſollten, ohne daß eine Wahlreform vorausgegangen 
wäre. 

Am 28. November 1905 trat das Parlament zuſammen. Dieſer Tag 
wurde im ganzen Reiche als Demonſtrationstag für die ge⸗ 
ſamte Arbeiterſchaft erklärt. In allen Induſtriezentren wurde 
gefeiert. Ueberall fanden Umzüge und Meetings ſtatt. In Wien zog 
eine Viertelmillion proletariſcher Männer und Frauen in geordnetem, 
feierlichem Zuge unter Voraustragung der roten Fahnen und ihrer Ver⸗ 
einsbanner vor dem Parlament vorbei. Es war ein unvergeßlicher Tag, 
der auf die geſamte Oeffentlichkeit in ganz Oeſterreich den allergrößten 
Eindruck machte. Eine Deputation der Arbeiterſchaft 

überbrachte dem Miniſterpräſidenten und den Präſidenten der beiden 
Häuſer des Reichsrates die Forderung nach der Wahlreform. Am ſelben 
Tage kündigte auch der Miniſterpräſident Baron Gautj ch im Abgeord- 
netenhauſe die Einbringung einer Vorlage, die das allgemeine, gleiche 
und direkte Wahlrecht enthalten werde, dem Hauſe an. Damit war der 
erſte große Erfolg errungen. 

Aber noch follte es lange dauern, bis der Ankündigung die Tat 
folgte. Erſt im Februar 1906 brachte die Regierung den Geſetzentwurf 
ein, der, wie nicht anders zu erwarten, den prinzipiellen Forderungen der 
Sozialdemokratie nur zum Teile entſprach. Den Frauen wurde das 
Wahlrecht verweigert, die Altersgrenze auf das 24. Jahr feſtgeſetzt und 
außerdem einjähriger Wohnſitz in der Gemeinde als Bedingung für das 
Wahlrecht aufgeſtellt. 

Es war klar, daß auch dieſer Entwurf die größten Widerſtände der 
privilegierten Klaſſen hervorrufen würde. Die Junker und nicht minder 
die Vertreter der Bourgeoiſie ſträubten ſich mit Händen und Füßen 
gegen die Einführung des gleichen Rechtes, und es blieb keine andere 
Taktik übrig, als ſich darauf zu beſchränken, das in der Vorlage 
Gebotene auch durchzuſetzen. Obwohl die Zuſtimmung der 
Krone und der Regierung eine gewiſſe Bürgſchaft boten, ſo mußte man 
darauf gefaßt ſein, daß die Regierung dem Anſturm der Privilegierten 
weichen würde, wenn das Proletariat auch nur einen Augenblick ſich 
ſchwach zeigen ſollte. Darum wurde der Kampf unausgeſetzt in ganz 
Oeſterreich weitergeführt, und immer, wenn im Parlamente oder im 
Wahlreformausſchuß das Werk ins Stocken kam, erreichte die Erregung 
des arbeitenden Volkes eine Höhe, die den Herrſchenden bedrohlich genug 
erſchien, alles aufzuwenden, die Wahlreform weiterzuführen. 

Im Juni 1906 verdichtete ſich der Widerſtand der nationalen Par- 
teien, die von den Junkern befehligt wurden, ſo ſehr, daß ſich die Sozial⸗ 
demokratie gezwungen ſah, das Mittel des Maſſenſtreiks in 
ernſte Aus ſicht zu nehmen. Es follte zunächſt ein drei ⸗ 
tägiger allgemeiner Streikin Wien eintreten. Alle Vor⸗ 
bereitungen wurden bis in die Einzelheiten getroffen, und auf ein ge- 
gebenes Zeichen würde binnen 12 Stunden in dieſem größten Induſtrie⸗ 
pe entrum des Reiches alle Arbeit geruht haben. Die Regierung war von 

em Ernſt der Situation vollſtändig unterrichtet. Die umfangreichſten 
militäriſchen Maßnahmen wurden getroffen, eine ordre de bataille 
für die Beſetzung der Bahnhöfe, der Fabriken, der ſtädtiſchen Werke war 
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ausgegeben, große Maſſen von Militär wurden in Wien zuſammen⸗ 
gezogen. Aber die Drohung genügte: Der Wahlreformausſchuß nahm 
feine Arbeit nun mit Ernſt auf, und am 21. Juli 1906, wo ein Kom⸗ 
promiß über die Verteilung der Mandate auf die 
N a ionen beſchloſſen wurde, war die größte Schwierigkeit über- 
wunden. 

Im Herbſt (1906) wurde nochmals der Verſuch gemacht, die Wahl⸗ 
reform zu verderben. Die Wahlrechtsfeinde wollten ein Plural⸗ 
wahlrecht einführen, das die Arbeiterſchaft um die Früchte des: 
Sieges gebracht hätte. Die Regierung ſchien zu ſchwanken. Auch in 
dieſem Momente vermochte die verſtärkte Energie der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Arbeit in der Preſſe, im Parlamente ſowie auf allen Straßen 
der Städte Oeſterreichs die Gefahr zu überwinden. Am 1. Dezember 
1906 wurde die Vorlage im Abgeordnetenhauſe und im Januar 1907 im 
Herrenhauſe angenommen und damit das Ziel erreicht, dem die Sozial⸗ 
demokratie Oeſterreichs durch Jahrzehnte wee beite Kraft geopfert hat. 

Im Mai 1907 fanden die Neuwahlen ſtatt. Ihr Ergebnis iſt 
noch in friſcher Erinnerung. Die Sozialdemokraten, die im Privilegien⸗ 
wahlrecht 11 Sitze inne hatten, brachten es auf 87 Mandate. Es war 
ein ſchwerer Kampf; aber die rote Fahne wurde zum Siege geführt. 
Von 516 Wahlbezirken wurden 87 erobert und zwar: 50 deutſche, 
24 tichechiiche, 5 italieniſche, 2 rutheniſche und 6 polniſche Bezirke. Noch 
bezeichnender iſt die Anzahl der ſozialdemokratiſchen 
Stimmen. Die Sozialdemokratie erhielt von den im ganzen Reiche 
bei der Wahl abgegebenen 4 599 168 Stimmen insgeſamt 1 041 948. 


Stimmen. Davon entfielen auf die 
. Stimmen gewählte Abgeordnete 


deutſchen Sozialdemokraten 511 760 50 
tſchechiſchen 5 399 904 24 
polnischen 15 62 993 6 
rutheniſchen 1 28 607 2 
italieniſchen 5 21 551 5 
ſloweniſchen i 13 754 — 
rumäniſchen 860 — 
In ganz Deſterreich 1 041 948 87 


Um einen Maßſtab zu bieten, führen wir noch an, wie ſich im 
deutſchen Volke die abgegebenen Stimmen auf die einzelnen Par⸗ 
teien verteilten. Für ſämtliche deutſche Parteien ijt das Stimmen⸗ 
verhältnis folgendes: 


Prozente der 


Parteien Stimmen gültigen Stimmen Abgeordnete 

Chriſtlichſo ziale . . 552135 29, 67 
Sozialdemokraten 511 760 27,4 50 
Klerikale und Sonferbative 168 221 9,0 29 
Deutſchvolklichee 146 572 7,8 28 
Deutſche Agrarier . 146131 7,8 19 
Deutſchfortſchrittliche . 116524 6,2 19 
Freialldeutſ che. 71644 3,8 13 
Alldeutſche . 19767 1,0 5 
Selbſtändige Kandidaten 11 778 0,6 — 
Andere 17 . 9 033 0,5 1 
geilegiele nen is ; 5215 0,3 1 
emokraten 1990 01 1 

Zuſammen . 1 760 770 — 933 
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Die Sozialdemokraten ſtehen alſo im deutſchen Volke in Oeſterreich 
an zweiter Stelle. Nur die Chriſtlichſozialen erhielten mehr 
Stimmen und nur wegen ihres Vorſprunges in den induſtriearmen 
klerikalen Alpenländern. In dem induſtriellen Nordöſterreich — 
Böhmen, Mähren und Schleſien — find die deutſchen Sozial ⸗ 
demokraten überall die weitaus ſtärkſte Partei im 
deutſchen Volke. 

Im Parlamente, wo die 87 ſozialdemokratiſchen Abgeordneten aller 
Nationen Oeſterreichs in einem Verbande vereinigt ſind, vertritt er an 
Wählerzahl die größte Partei. Die großen Verbände des 
öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſes umfaſſen nämlich: 


Verbände Wählerſtimmen Abgeordnete 
Sozialdemokraten. . 1041948 87 
Thriſtlichſoziale und klerikale 

Vereinigunng . . 722314 96 
Tſchechen klub. 600 909 83 
Ruthenenklu bvb. 562142 30 
Polenklul . 2 2 395 630 54 
Deutfchnationale Verbindung 292 703 47 

Zuſammen 23624 646 397 


Das ſozialdemokratiſche Proletariat hat nunmehr im Parlamente 
eine ſeiner würdige Vertretung und damit ſteht es vor der Aufgabe, ihre 
alten Ziele mit neuen beſſeren Waffen zu vertreten. 

* * * 


„Die ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei in Oeſterreich ijt eine ein- 
heitlich organiſierte Partei mit gemeinſamem Programm, gemeinſamer 
Taktik, gemeinſamer Exekutive und gemeinſamer Parlamentsfraktion. 
Sie iſt aber den Verhältniſſen des vielſprachigen Oeſterreichs gemäß ge⸗ 
gliedert in nationale Gruppen, deren jede einen hohen Grad von Auto⸗ 
nomie beſitzt und innerhalb des gemeinſamen Programms und der ge⸗ 
meinſam feſtgeſetzten Taktik volle Selbſtändigkeit der Organiſation und 
Aktion beſitzt. Die öſterreichiſche Sozialdemokratie ſtellt darum eine 
kleine Internationale dar, deren prinzipielle und praktiſche 
Grundlage iſt: Nationale Selbſtändigkeit und inter⸗ 
nationale Geſchloſſenheit. 

So umfaßt die Geſamtorganiſation der öſterreichi⸗ 
ſchen Sozialdemokratie die Organiſation der deut ſchen, 
tſchechiſchen, polniſchen, italieniſchen, ſloweniſchen 
und rutheniſchen Sozialdemokratie in Oeſter reich. 

Dieſe unſere Organiſation, die ſich unter dem Drucke der wirtſchaft⸗ 
lichen und nationalen Entwickelung als notwendig herausgeſtellt hat, 
erhielt ihre heutige Geſtalt auf dem Parteitage des Jahres 1897, und 
ſie hat ſichvollſtändig bewährt. In einem Staate, der zer⸗ 
riſſen wird durch nationale Kämpfe, führt das ſozialdemokratiſche Prole⸗ 
tariat aller Nationen ſeinen Klaſſenkampf in brüderlicher Solidarität, 
eng verbunden zu einer ſchlagfertigen Armee. 

Die Selbſtändigkeit jeder einzelnen Organiſation iſt die Bürgſchaft 
für die internationale Einigkeit und Geſchloſſenheit der Partei. Neben 
der deutſchen Sozialdemokratie in Oeſterreich iſt die tſchechiſche 
die weitaus ſtärkſte an Zahl und organiſatoriſcher Entwickelung. Sie 
iſt auch im internationalen ſozialiſtiſchen Bureau ſelbſtändig vertreten. 
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Ueber den gegenwärtigen Stand der deutſchen Or- 
ganiſation wollen wir nunmehr kurz einige Daten anführen. Für 
die politiſche Organiſation iſt der beſte Maßſtab die Zahl der 
abgegebenen Stimmen, die bei den letzten Wahlen 511 760 erreichen. Die 
Organiſation iſt nach Wahlbezirken gegliedert und beruht auf dem 
Syſtem der Vertrauens männer für jeden Wahlbezirk, ſowie 
für jede Gemeinde. In größeren Orten bilden die einzelnen Stadt⸗ 
bezirke die Einheit. An der Spitze der Organiſation ſteht die Partei ⸗ 
vertretung der deutſchen Sozialdemokratie in 
Oeſterreich, die auf den alle zwei Jahre ſtattfindenden Parteitagen 
gewählt wird. Dieſe deutſche Parteivertretung bildet mit 
den Parteivertretungen der Organiſationen aller anderen Nationen zu⸗ 
ſammen die Geſamtexekutive, die ſomit einen internationalen 
Charakter trägt. 

Ueber die Entwickelung der Preſſe wollen wir folgendes 
mitteilen: Die deutſch⸗öſterreichiſche Sozialdemokratie 
verfügt über 24 politiſche Parteiblätter. Davon erſcheinen 2 täglich 
(„Arbeiterzeitung“ in Wien und „Arbeiterwille“ in Graz), 3 dreimal 
wöchentlich, 7 zweimal wöchentlich, 11 einmal wöchentlich und 1 vierzehn: 
tägig. Beſonders entwickelt iſt die Organiſation der prole⸗ 
tariſchen Frauen, die in einem Frauen⸗Reichskomitee ihre Spitze 
hat und ein Blatt, die „Arbeiterinnenzeitung“ herausgibt, das von Jahr 

zu Jahr erfreuliche Fortſchritte macht. Die Organiſation der 
Lehrlinge gibt ein Blatt heraus: „Der jugendliche Arbeiter“, und 
die Bewegung gibt zu guten Hoffnungen Anlaß. 

Auß das engſte verknüpft mit der politiſchen Organiſation iſt in 
Oeſterreich die Gewerkſchaftsorganiſation. Dem Kongreß 


ur von Amſterdam konnten wir berichten, daß unſere Gewerkſchaften — die 


. Ziffern umfaſſen alle Organifierten ohne Unterſchied der Nation — rund 


2.180 000 Mitglieder zählen. Mit Ende 1906 ijt diefe Zahl auf 448 000 


"und heute ſchon auf über eine halbe Million geſtiegen. Im Durchſchnitt 
„kommen auf 100 beſchäftigte Arbeiter in Oeſterreich 20 gewerkſchaftlich 


er . organifierte. Die Gewerkſchaftsorganiſation verfügt über 46 deutſche 
Fachblätter mit einer Geſamtauflage von 290 000, 40 tidhehifde 
mit einer Geſamtauflage von 150 000, 7 polniſche mit einer Geſamt⸗ 


auflage von 2200 Exemplaren. Ein italieniſches und ein ſlo⸗ 


weniſches Fachblatt haben noch Auflagen von 600 bis 700 Exem⸗ 


plaren. Das Nähere über unſere gewerkſchaftliche Organiſation iſt in 
den alljährlich erſcheinenden genauen Berichten der Gewerkſchaftskom⸗ 
miſſion Oeſterreichs verzeichnet. Das Verhältnis der gewerkſchaftlichen 
Bewegung zur politiſchen war in Oeſterreich nie Gegenſtand einer 
Schwierigkeit oder irgendwelcher Reibungen. Wenn in Stuttgart über 


. das Verhältnis der politifchen Bewegung zur gewerkſchaftlichen verhan⸗ 


delt werden wird, werden die Delegierten aus Oeſterreich in der Lage 
ſein, über ein Muſter von Eintracht und gemeinſamer Arbeit zu be⸗ 
richten. 
, * * * 


Auf dem internationalen Kongreß in Stuttgart werden die deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Sozialdemokraten feſt verbunden mit ihren tſchechiſchen, 
polniſchen, rutheniſchen, italieniſchen und ſloweniſchen Kampfgenoſſen 


erſcheinen. Bei aller Autonomie, die uns die Vielſprachigkeit auferlegt 


And die Notwendigkeit, für die einzelnen Organiſationen den Kampf 
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innerhalb ihrer Nation und für ihre Nation zu führen, ſteht die kleine 
öſterreichiſche Internationale in brüderlicher Solidarität und begrüßt 
die große Internationale, die alle Proletarier aller Zungen und aller 
Zonen vereinigt, mit dem Wunſche, in feſter Entſchloſſenheit raſtlos den 
Kampf zu führen für die Befreiung der Arbeiterklaſſe. 
Die Sekretäre: 
Ferdinand Skaret. Dr. Viktor Adler. 


Oeſterreich⸗Akraine. 


Die Bevölkerung, welche das Terrain der Agitation und Propa⸗ 
ganda für unſere Partei bildet, gehört zur ukrainiſchen Nation, deren 
größerer, überwiegender Teil im Zarenreich ſich befindet und das ſüd⸗ 
liche Rußland in kompakter Maſſe bewohnt, während der kleinere 
Teil, man könnte ſagen: ein Bruchteil derſelben, zu Oeſterreich ge⸗ 
hört und in einer ebenfalls kompakten Maſſe den Oſten von Galizien be⸗ 
wohnt. Unſere Partei hat eben da ihre erfolgreiche Tätigkeit entwickelt, 
hat hier in Galizien in breiten Volksmaſſen feſten Fuß gefaßt und bei 
den letzten Wahlen in Oeſterreich namhafte Siege errungen, welche einen 
beredten Beweis bilden, daß das ukrainiſche Volk, ein Volk von zirka 
30 Millionen (in Rußland und Oeſterreich), obwohl dasſelbe ein vor⸗ 
an bäuerliches Volk ift, der ſozialiſtiſchen Idee nicht unzugäng⸗ 
ich iſt. 

Im Zarenreich hat die ukrainiſche ſozialdemokratiſche Arbeiter⸗ 
partei (R. U. P. = Revolutionäre Ukrainiſche Partei), welche in 
engſter Verbindung mit unſerer Partei ſteht, eine fruchtbare Tätigkeit 
entwickelt; wir erwähnen dies, ohne uns jedoch näher über die Tätigkeit 
und die Errungenſchaften dieſer unſerer Bruderpartei auszulaſſen, und 
beſchränken uns auf das Gebiet der öſterreichiſchen Ukraine, auf das 
Gebiet unſerer ſozialiſtiſchen Tätigkeit und unſerer Errungenſchaften, 
welche nun im kurzen zur Begründung unſerer Forderung ſkizziert 
werden ſoll. 

Im Jahre 1897 gegründet, bildete unſere Partei eine kleine Gruppe 
ukrainiſcher Sozialiſten in Lemberg; in dieſem Jahre wurde das erſte 
Blatt einer rein ſozialdemokratiſchen Richtung — Zweiwochenblatt „Ro⸗ 
bitnyk“ („Arbeiter“) — herausgegeben. Nach einigen Jahren bildete 
ſich eine größere politiſche Organiſation, ſo daß im Herbſte 1899 eine 
Konferenz von Parteiangehörigen aus verſchiedenen Gegenden von Oſt⸗ 
galizien einberufen wurde, welche zur endgültigen Konſtituierung der 
Partei führte. Es wurde damals beſchloſſen, ein von einer organiſierten 
Partei unterſtütztes Zentralorgan „Wola“ („Freiheit“) zu gründen, 
während das ehemalige Zweiwochenblatt „Robitnyk“ nur von einer 
kleinen Gruppe herausgegeben wurde, welche nur ein Kriſtalliſations⸗ 
zentrum für die erſt ſpäter zu bildende Partei darſtellte. Das Zentral- 
organ „Wola“, welches ſeither regelmäßig herausgegeben wurde, war 
ein ſichtbares Zeichen dafür, daß unſere Tätigkeit unter der ukrainiſchen 
Volksmaſſe feſte Wurzeln gefaßt hat. a 

Bereits in einigen Jahren konnte man feſte Organiſations⸗ und 
Agitationszentren — außer der zentralen Organiſation in Lemberg — 
in der Provinz, auf dem flachen Lande bilden. Am 1. Januar 1903 
wurde eine provinzielle Konferenz der Vertreter der Landarbeiter und 
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der Kleinbauern des Harazer Bezirkes ſowie der demſelben nächſt⸗ 
liegenden Bezirke nach Nowe Selo einberufen, wo die Grundſteine zu 
einer feſten, alle genannten Bezirke umfaſſenden politiſchen Partei⸗ 
organiſation gelegt wurden. Es ſind dieſelben Gegenden, wo der 
Anführer der dortigen ſozialiſtiſchen Bauern und Landarbeiter, 
Genoſſe Jacko Oſtapczuk, der ſelbſt ein Landwirt ijt, bei den letzten 
Reichsratswahlen zum Abgeordneten gewählt wurde. 

Außerdem hat unſere Partei auch in anderen Gegenden von Oſt⸗ 
galizien für ihre Grundſätze Propaganda gemacht und viele Partei⸗ 
gänger auf dem flachen Lande gewonnen, ſo daß ſich in mehreren Be⸗ 
zirken Oaſen von unſeren Organiſationen — durchwegs politiſche Organi- 
ſationen — bilden konnten, infolgedeſſen bereits im Frühling 1903 
(21. bis 23. März) auf dem erſten Parteitage in Lemberg zirka 40 Dele⸗ 
gierte aus verſchiedenen Gegenden, und zwar größtenteils Delegierte 
der ländlichen Organiſationen, erſchienen waren. Der nächſte Kongreß, 
welcher am 13. und 14. Januar 1906 in Lemberg abgehalten wurde, 
zählte bereits 1510 90 Delegierte, wobei noch mehrere andere Gegenden 
vertreten waren. 

Außer dem obengenannten Zentralblatt „Wola“ (herausgegeben in 
zirka 2000 Exemplaren) wurde im Jahre 1906 in Czernowitz (Buko⸗ 
wina) das Wochenblatt „Zemla i Wola“ („Boden und Freiheit“) ge⸗ 
gründet, welches überraſchend große Erfolge erreichte und nicht nur 
unter der ländlichen ukrainiſchen Bevölkerung in der nordweſtlichen 
Bukowina, ſondern auch in Galizien viele Abnehmer gefunden hat, 
hauptſächlich wegen der geſchickten, populären Redaktion, obwohl von 
der prinzipiellen Klarheit und Beſtimmtheit niemals abgewichen wurde. 

Neben dieſen Zeitſchriften erſchien im Jahre 1905 das Lokalblatt 
„Czerwonyj Trapor“ („Die rote Fahne“) in Haraz für das Landvolk der 
dortigen Bezirke alle zwei Wochen, welches zirka 1000 Abnehmer zählte. 
Da dieſe Zahl im laufenden Jahre ſich verdoppelte, konnte das Blatt 
in ein Wochenblatt umgewandelt werden. 

Während der Wahlen wurden außerdem ſpeziell für einige 
Wahlkreiſe periodiſche Blätter ‚herausgegeben, und zwar: „Pidkar⸗ 
patskij holos“ in Drohobycz, 5 Nummern zu je 5000 Exemplaren, 

„Robuczyj lud“ („Das arbeitende Volk“) in Berezany in 5000 Erem- 
plaren, „Wyborec“ („Der Wähler“) in Czernowitz in 10 000 Exemplaren. 

Ohne der ſehr zahlreichen größeren Aufrufe und Proklamationen 
Erwähnung zu tun, welche jedoch ein wichtiges Moment in unſerer Agi⸗ 
tation, beſonders auf dem flachen Lande, bilden, wollen wir mir wich⸗ 
tigere Agitationsſchriften und Broſchüren aufzählen: 

1901, Daszynski: „Eine Niederlage der galiziſchen Schlachta“ 
(5000 Exemplare); 

1902, Diksztajn: „Wovon einer lebt?“ (3000 Exemplare); 

1902, Wityk: „Wie ſoll man ſtreiken?“ (30 000 Exemplare); 

1902, Wityk: „Was iſt weiter zu tun?“ (4000 Exemplare); 

1905, W. L.: „Ueber das allgemeine gleiche Wahlrecht“ (20 000 
Exemplare): 
| 1905, Wityk: „Wie ſoll man bei den Streiks verfahren?“ (20 000 
Exemplare); 

1906, Wityk: „Ueber unſere jetzigen Aufgaben“ (10 000 Exemplare): 

1906, Wityk: „Sonderſtellung Galiziens“ (5000 Exemplare); 
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1907, „Weſelka“ („Regenbogen“), Sammlung populärer ſozial⸗ 
re und wiſſenſchaftlicher Aufſätze (10 Druckbogen, 5000 Exem⸗ 
plare); ' 

1907, „Borotba“ („Der Kampf“), periodiſche Monatsſchrift, bisher 
erſchienen: Nr. 1—2, Dr. Schmeral: „Wer find die Sozialdemokraten 
und was fie wollen?“ (614 Druckbogen, 3000 Exemplare); Nr. 3, 
W. Lewinskyj: „Das Weſen des Sozialismus“ (2 Druckbogen, 5000 
Exemplare). 

Wenn ſich unſere Herausgebertätigkeit auch ziemlich dürftig dar⸗ 
ſtellt, ſo muß berückſichtigt und hervorgehoben werden, daß Galizien 
keine Induſtrie hat, daß die ukrainiſche Bevölkerung eine vorwiegend 
ländliche Bevölkerung iſt, daß die Städte und Städtchen nur ein ganz 
kleines Prozent der ukrainiſchen Einwohner aufweiſen, daß die ukraini⸗ 
ſchen Bauern und Landarbeiter materiell und geiſtig unterdrückt werden, 
daß in einigen Bezirken 70--80 Proz. Analphabeten auf dem flachen 
Lande anzutreffen ſind. Und ungeachtet alles deſſen hat unſere Partei, 
welche über ſo karge finanzielle Mittel verfügt, eine ſyſtematiſche, un⸗ 
unterbrochene, ſich in aufſteigender Linie bewegende Tätigkeit entwickelt, 
Zeitſchriften, Broſchüren, Flugſchriften und periodiſche und populär⸗ 
wiſſenſchaftliche Propagandaſchriften herausgegeben und feſte Organi⸗ 
ſationen ſowohl in einigen Städten und Städtchen als auch auf dem 
flachen Lande gegründet. 

Wir übergehen als etwas Selbſtverſtändliches die rege mündliche 
Agitation und Propaganda; wir müſſen jedoch ausdrücklich wenigſtens 
zwei Momente in dieſer Hinſicht hervorheben. 

Während des Rieſenſtreiks der ländlichen Arbeiter und Kleinbauern 
im öſtlichen (ukrainiſchen) Galizien, der ſo großes Aufſehen in ganz 
Europa gemacht hat und der eine ſpontane Bewegung der unterdrückten 
Landbevölkerung bildete, hat unſere Partei in die Bewegung mächtig 
eingegriffen, dieſelbe — da, wo wir Einfluß hatten —zu einer ziel⸗ 
bewußten Bewegung geformt und dabei unter der Landbevölkerung 
großen Anhang erworben. Dasſelbe wiederholte ſich — obwohl in klei⸗ 
nerem Maßſtab — während der ländlichen Streiks im Jahre 1904. 

Ebenſo regen Anteil hat unſere Partei in der großen Wahlreform⸗ 
bewegung im Jahre 1905 —1906 genommen, was auch in der ſozia⸗ 
liſtiſchen Tagespreſſe anderer Länder mehrmals hervorgehoben wurde. 
Damals wurden z. B. im Harazer Bezirk Rieſenverſammlungen 
abgehalten, wo über 30 000 Bauern und Landarbeiter fic) unter 
der roten Fahne verſammelten, um am 1. Mai den ſozialiſtiſchen Red⸗ 
nern zuzujauchzen, wo dicht an der Grenze des Zarenreiches unter 
freiem Himmel Rieſenmeetings veranſtaltet wurden, welche unſeren 
regierenden und herrſchenden Klaſſen Furcht und Reſpekt einflößten und 
von denſelben geduldet werden mußten. 

Daß aber unſere Erfolge in der Agitation nicht nur vorübergehende 
waren, daß die unterdrückten Maſſen unſere Ideen in ſich aufgenommen 
haben, daß die Sozialdemokratie im ukrainiſchen Boden feſte Wurzeln 
gefaßt hat, das haben die letzten Wahlen augenfällig bewieſen. 

Bereits im Jahre 1900, während des bereits abgeſchafften Rurien- 
wahlſyſtems, hat unſer Kandidat Mykola Hankiewycz im Przemysler 
Wahlkreis der 5. Kurie auf einem Gebiet von 5 politiſchen Bezirken 
und von ein paar hunderttauſend Einwohnern, trotz aller Schwindeleien 
und Wahlmißbräuche, faſt 200 Stimmen bekommen, während der ruſſo⸗ 
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phile Kandidat nur 100 Stimmen und der von der Regierung unter⸗ 
11 855 male Kandidat 500 Stimmen bekommen hat (direktes Wahl⸗ 
ſyſtem). 

Bei den jetzigen auf Grund des neuen Wahlrechtes durchgeführten 
Wahlen haben wir vier Kandidaten aufgeſtellt, und zwar: 5 

1. im Städtewahlkreis Sniatyn uſw. Dr. Roman Jaroſſe⸗ 


wytſch; 
f 9 55 im ſtädtiſchen Wahlkreis Brzezany uſw. Dr. Mychajlo Nowa⸗ 
owskij; 

3. im ländlichen Wahlkreis Zbaraz uſw. Jacko Oſtapczuk; 

4. im ländlichen Wahlkreis Drohobyez ⸗Borislaw uſw. 
Semen Wityk. 

Die zwei erſteren ſind zwar im Wahlkampfe unterlegen; es iſt aber 
in dieſen kleinen Städtchen mit einer ärmlichen, korrumpierten, klein⸗ 
ſtädtiſchen Bevölkerung den Regierungsparteien nur unter Anwendung 
äußerſter Gewalttaten und Schwindeleien gelungen, unſere Kandidaten 
niederzuringen. Trotzdem haben dieſelben eine anſehnliche Zahl von 
Stimmen auf unſer Programm vereint, und zwar erhielt: 

1. Dr. R. Jaroſſewytſch 1888 Stimmen gegen 3067 des Regierungs- 
kandidaten und 2090 des Zioniſten⸗ Kandidaten; 

2. Dr. M. Nowakowskij 947 Stimmen gegen 2439 des Regierungs⸗ 
kandidaten, 804 des Volksparteilers und 1140 des Zioniſten. 

Dagegen haben wir in beiden ländlichen Wahlkreiſen einen glän⸗ 
zenden Sieg davongetragen, trotzdem daß unſere Kandidaten nicht nur 
von der regierenden Schlachtſchitzenpartei aufs äußerſte bekämpft wurden, 
ſondern auch gegen alle bürgerlichen Parteien, nationaliſtiſche, klerikale 
und reaktionäre, einen zähen Kampf durchzukämpfen hatten. Unter 
ſchwierigſten Umſtänden haben es unſere Kandidaten zuſtande gebracht, 
daß ſie ungeachtet der dreimal wiederholten Wahlgänge (eine ausnahms⸗ 
weiſe für Galizien erdachte Wahlmonſtroſität!) mit einer rieſigen 
Stimmenzahl an der Spitze der Kandidaten marſchierten und ſchließlich 
— als Abgeordnete der Majorität — gewählt wurden. 

3. Jacko Oſtapczuk 12 300 Stimmen gegen 8729 des Regierungs- 
kandidaten und 6158 des ukrainiſchen Nationaldemokraten; 

4. Jemen Wityk 14343 Stimmen gegen 7192 des Regierungs⸗ 
kandidaten, 9677 des Ruſſophilen und 8716 des ukrainiſchen National- 
demokraten. 

Mit dieſem Erfolg des eben von unſerer Partei durchgeführten 
Kampfes ſchließen wir dieſen Bericht über die Entwickelung und bis⸗ 
herige Tätigkeit unſerer Partei. 

Unſere Partei bildet ein anerkanntes Mitglied der allgemein⸗öſter⸗ 
reichiſchen Sozialdemokratie, mit, der ſie durch die Bande der durch⸗ 
geführten Kämpfe innig verbunden ijt. Soivohl auf Kongreſſen als 
auch in der Parteileitung hat unſere Partei eine ihr entſprechende Ver⸗ 
tretung und Stimme als eine nationale Parteiorganiſation im inter⸗ 
nationalen Bunde der öſterreichiſchen Sozialdemokratie. g 

Lemberg, 4. Juni 1907. 

Für die Exekutive der ukrainiſchen ſozialdemokratiſchen Partei 

(in Oeſterreich): 


Teofil Meteu, Schriftführer. Ivan Worniak, Obmann. 


Schlußbemerkungen. 


Die Berichte der ſozialiſtiſchen Parteien, die der neuen Inter⸗ 
nationale angeſchloſſen ſind, wurden zunächſt an das Internationale 
Bureau in Brüſſel geſandt, das die franzöſiſche Ausgabe der Berichte 
beſorgte. Die vorliegende Ausgabe iſt eine Ueberſetzung der Berichte 
aus dem franzöſiſchen ins deutſche. Nur die Berichte aus Oeſterreich, 
aus Ungarn, aus Böhmen, aus der Ukraine, aus Polen (Galizien), aus 
der Schweiz, aus Finnland, aus Armenien, aus Serbien, aus Däne⸗ 
mark und aus Deutſchland wurden in deutſcher Sprache geliefert. Die 
franzöſiſche Ausgabe iſt eine zweibändige. Der 1. Band erſchien 
Anfang Juli. Der 2. Band ſoll im Auguſt erſcheinen. In die vor⸗ 
liegende deutſche Ausgabe ſind alle Berichte aufgenommen, die zum 
äußerſten Termine einer rechtzeitigen Fertigſtellung in Berlin, wo die 
deutſche Ausgabe hergeſtellt wurde, eingetroffen waren. Neben den 
im 1. Band der franzöſiſchen Ausgabe enthaltenen Berichten konnten 
noch aufgenommen werden: die Berichte der italieniſchen Gewerkſchaften 
und der ſozialiſtiſchen Parteien von Oeſterreich, von Polen (Galizien), 
der Ukraine, von Finnland und von Armenien. Hingegen konnten 
nicht mehr aufgenommen werden: der Bericht der italieniſchen Partei, 
der ſchwediſchen Partei und der Sozialiſten⸗Revolutionäre Rußlands, 
die, trotzdem vom Internationalen Bureau die Schlußfriſt für die 
Berichte auf Februar feſtgeſetzt war, erſt in der erſten Julihälfte ein⸗ 
trafen. Der ſo ſpät eingetroffene Bericht der Sozialiſten⸗Revolutionäre 
umfaßt dabei über 200 Druckſeiten in der franzöſiſchen Ausgabe. Die 
übrigen ruſſiſchen ſozialiſtiſchen Parteien hatten bei dem Redaktions- 
ſchluß überhaupt noch nicht geliefert, weder die ſozialdemokratiſche 
Partei Rußlands, noch der Bund, noch die Letten, noch die Sozial⸗ 
demokratie von Polen und Litauen. Ende Juli war nicht einmal das 
Internationale Bureau in Brüſſel für die franzöſiſche Ausgabe im 
Beſitz dieſer Berichte. Wenn die Berichte der ruſſiſchen Parteien noch 
zeitig genug in Brüſſel einlaufen ſollten, ſollen fie in einem Nachtrags⸗ 
heft auch in deutſcher Sprache veröffentlicht werden. Dieſes Fehlen der 
ruſſiſchen Berichte iſt beſonders zu bedauern, aber unter den obwaltenden 
Verhältniſſen nicht zu ändern. Es bleibt wenigſtens der eine Troſt, daß 
das Proletariat der deutſch⸗ſprechenden Länder täglich durch ſeine weit⸗ 
verbreitete Preſſe die revolutionäre Entwickelung Rußlands verfolgt und 
auf Grund dieſer täglichen Informationen die Heldenkämpfe der 
ruſſiſchen Arbeiterſchaft ſtändig vor Augen hat. 

Der Parteivorſtand. 
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Vorwärts Buchdruckerei und Verlagsanſtalt 
Paul Singer & Co., 
Berlin SW. 68, Lindenftr. 69. 
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